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Die Statuten der Pfarrkirche zu Friedberg 
aus dem Jahre 1517. 


Ein Beitrag zur Geschichte des Instituts der Altaristen. 
Von 
Fritz Herrmann. 


Wenn man die Organisation einer mittelalterlichen 
städtischen Pfarrkirche im Gebiete unseres heutigen Groß- 
herzogtums etwa in der Weise, wie es Karl Müller für die 
Reichsstadt Eßlingen getan und für andere Städte angeregt 
hat!, untersuchen wollte, so empfiehlt sich dafür neben 
einzelnen Pfarrkirchen in den kirchlichen Zentren Mainz 
und Worms die Stadtkirche zu Friedberg, und zwar nicht 
nur durch die Bedeutung dieser wetterauischen Reichs- 
stadt, sondern auch durch die Fülle des vorliegenden Ma- 
terials. Es wird, soweit es sich um die Urkunden handelt, 
m Bälde gedruckt zugänglich sein, wenn das von der Histo- 
rischen Kommission für Hessen und Waldeck herausge- 
gebene Friedberger Urkundenbuch, von dem bis jetzt der 
erste Band erschienen ist®, abgeschlossen sein wird. Dar- 
über hinaus aber würden die Bestände an Akten, Rech- 
nungen usw., die auf dem Großherzoglichen Haus- und Staats- 
archiv und dem Friedberger Stadtarchiv verwahrt werden, 
reiche Ausbeute liefern. 

In der Überzeugung, daß von derartigen Untersuchungen 
stets einiges Licht auf die lokale Reformationsgeschichte 
fällt, habe ich seit Jahren auch auf das mittelalterliche 
Kirchenwesen der Stadt Friedberg geachtet und allerlei 
darüber gesammelt. Wenn es sich nun auch vor dem Ab- 
schluß des Urkundenbuches von selbst verbietet, eine 
Gesamtdarstellung der pfarrkirchlichen Verhältnisse der 
Reichsstadt zu geben, so möchte ich doch über einen be- 
sonders zu beachtenden Teil der Geistlichkeit jetzt schon 
allerlei mitteilen: Über die Altaristen an der Stadtkirche, 
von denen man außer einzelnen Namen bis jetzt nicht viel 
mehr weiß, als daß sie durch Pflichtvernachlässigung und 





! Die EßBlinger Pfarrkirche im Mittelalter, Stuttgart 1907. 
® Urkundenbuch der Stadt Friedberg, I (1216—1410), herausg. von 
6. Frh. von der Ropp, bearb. von M. Foltz, Marburg 1904. 
Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N. F. 12. 1 
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Verschwendung der Altargüter zu Anfang des Reformations- 
jahrhunderts die Kritik der Bürgerschaft herausforderten ® 
und dadurch, wie das auch für andere Städte festgestellt 
ist, zur Abkehr des Volkes von der alten Kirche beigetragen 
haben. Nur selten haben wir über das Altaristenwesen 
einer Pfarrkirche so eingehende Aufschlüsse, wie sie uns 
für die Stadtkirche zu Friedberg aus dem Jahre 1517 das 
Dokument liefert, das unten im Wortlaute folgt. Es ist 
die erzbischöfliche Bestätigung von Statuten, die der Pfarrer 
und die Altaristen, wie sie selbst sagen ‚pro salubri eorum 
statu et divini cultus propagatione“, selber aufgestellt hatten, 
und bestätigt zugleich ein Übereinkommen, durch das beide 
Parteien unter dem Vorsitze des erzbischöflichen Sieglers 
Dr. Kaspar Westhausen* als Schiedsrichters ihre seit lange 
schwebenden Streitigkeiten beizulegen gesucht hatten. Der 
Pfarrer, um den es sich handelt, ist Mag. Konrasl Fabri 
von Hofheim, ein Anhänger der alten Lehre, dessen Fried- 
berger Amtsdauer bis jetzt nicht genau bekannt ist. Nach- 
gewiesen ist er zuerst für das Jahr 1512 und zuletzt für 
15285; vermutlich ist er im Jahre 1529, wo der erste der 
Reformation zuneigende Stadtpfarrer, Wolfgang Haber, er- 
scheint, gestorben.* Die wohl unter seinem besonderen 
Einfluß stehenden statuta et ordinationes sprechen zuerst 
vom Gottesdienst und den gottesdienstlichen Pflichten, dann 
von der Verfassung des aus dem Pfarrer und den Altaristen 
bestehenden Kollegiums. Wir erhalten, wenn wir uns auf 
die Hauptzüge beschränken, folgendes Bild. 


3 F. Grein, Die Entwickelung der Zustände in Kirche und Schule 
zu Friedberg i. d. W. während der Reformationszeit, im Arch. f. Hess. 
Gesch., n. F., 1, 115ff.; vgl. bes. 125 ff. 

* F. Herrmann, Beitr. z. Statistik und Topographie der Stadt Mainz. 
27, 36. 

5 Ph. Dieffenbach, Das Fest der Einweihung des evang. Prediger- 
Seminars etc. zu Friedberg, 94. Ders., Gesch. der Stadt und Burg Fried- 
berg, 320. 

: 6 Ich nehme an, daß von seinem Tode die Rede ist, wenn Eras- 
mus Alberus, den nahe Beziehungen mit der Wetterau verbanden, in 
der Vorrede zu dem Buche Wider die verkehrte Lehre der Carlstader etc., 
in der er allerlei Beispiele von plötzlichem Sterben von Luthergegnern. 
aufzählt, schreibt: „Noch ein Exempel / Anno 1529. Des Burgrauen 
Sohn zu Friedberg kam von Wittenberg heym / vnd starb am Englischen 
Schweis. Da predigt der Gottlosz Pfarherr vnd sagt / Das Gott die 
Lutherischen Ketzer also mit dem Englischen schweys straffe. Er 
vermanet aber das Volk des nechstfolgenden Tags in der Kirchen zu 
erscheinen / vnd procession zu halten wider den Englischen schweis. 
Des morgens kam das Volck vnd hielt Procession mit dem toden Pfar- 
herr / vnd brachten jn zu grabe / denn in derselben Nacht war er auch 
am Englischen schweis gestorben.“ 

* Auf archivalische und literarische Einzelnachweise, die dene 
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An der Kirche bepfründet (beneficiati) waren außer dem 
Pfarrer (plebanus) die Altaristen (altaristae, vicarii), deren 
Zahl im Jahre 1517 vierundzwanzig betrug. Doch hatten 
von diesen nur fünfzehn ihre Altäre® innerhalb des corpus 
ecclesiae. Damit, daß diese „Chorherren‘“ ein durch Inter- 
essen- und in gewisser Beziehung auch durch Arbeits- 
gemeinschaft verbundenes Kollegium bildeten, ist die Kirche 
noch nicht, wie Grein zu meinen scheint, Kollegiatkirche 
geworden.° Sie bleibt, was sie stiftungsgemäß ist, Pfarr- 
kirche. Doch haben die an ihr wirkenden Geistlichen aller- 
lei Einrichtungen augenscheinlich von den Stiftskirchen 
übernommen, so die Präsenz, die Ämter des Präsentiarius 
und der Komputisten, die Sitzungen, den Chordienst usw. 

Zu seiner Unterstützung in Seelsorge und Predigt hält 
sich der Pfarrer einen oder mehrere Kapläne, für deren 
Unterhalt er aufzukommen hat. Es ist wohl nicht aus- 
geschlossen, daß gelegentlich einmal ein Altarist sich für 
den Kaplansdienst gewinnen ließ. Im übrigen aber muß- 
festgehalten werden, daß die Altaristen mit dem eigentlichen 
Pfarrdienst, wenn man von Messelesen und Beichtehören 
absieht, nichts zu tun hatten. Unsere Statuten verpflichten 
in dieser Hinsicht den Präsenzmeister, in dessen Händen 
der liber animarum mit den Stiftungseinträgen sich befand, 
lediglich dazu, daß er (oder einer der Komputisten) all- 
sonntäglich dem predigenden Pfarrer oder Kaplan ein 
namentliches Verzeichnis derjenigen Verstorbenen übergeben 
soll, deren Jahrgedächtnisse (anniversaria) in der folgenden 
Woche zu feiern waren. Zu erwähnen wäre höchstens 
noch, daß der Pfarrer in der unter Westhausens Vorsitz zu- 
standegekommenen Vereinbarung als Entschädigung für sein 
Nachgeben in Sachen der Altaropfer es erreichte, daß die 
einzelnen Altaristen ihm das Lesen je einer weiteren Messe 
fn Monat abnahmen und ihn dadurch etwas entlasteten. 

Das Patronatsrecht für die Pfarrstelle hatte Kaiser Lud- 
wig der Bayer im Jahre 1314 dem Kloster St. Ruperts- 





Leser an manchen Punkten vielleicht willkommen wären, muß ich in 
dem Blockhaus in einem Seitental der Aisne, in dem ich eben mit meiner 
Kompagnie in Reserve liege, aus begreiflichen Gründen verzichten. 

® Über diese siehe das Register des U.-B. 

9A. a. O., 122f. — Auch die Altaristen Pancratius Scheffer und 
Hartmann Landvogt reden in einer im Jahre 1554 an den Domscholaster 
und den Generalvikar in Mainz gerichteten Beschwerde über die Bürger- _ 
schaft von ihrem „Stift“, als dessen Vikarien sie sich bezeichnen. Von 
Mainz aus nennt man sie jedoch stets nur Altaristen und ersetzt in ihrer 
Eingabe das Wort Stift durch Chor. Vgl. Copeybuchlin, die altaristen des 
chors Friedberg belangend, anno 1554, 1555 und 1556, Kreisarch, Würz- 
burg, Mainzer Vikariatssachen, L. 624, H. 1665. 
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berg bei Bingen verliehen!‘, das naturgemäß auch auf die 
Besetzung der Altäre Anspruch machte. Die darüber mit 
dem Stadtrate als dem Vertreter der Bürgerschaft, aus deren 
Mitte und mit deren Mitteln die Altäre gestiftet worden 
waren, entstandenen Streitigkeiten waren im Jahre 1346 
durch einen Vertrag beigelegt worden, laut welchem das 
Patronatsrecht für die Pfarrstelle dem Kloster ausschließ- 
lich, das für die Altäre aber ihm abwechselnd mit der 
Stadt zustehen sollte.'! Wer nun auf Grund der Präsentation 
des Klosters oder des Rates von der erzbischöflichen Be- 
hörde in Mainz mit einem Altar beliehen war, hatte damit 
das Recht auf den Bezug der Einkünfte aus dem Altar- 
vermögen (corpus). Voraussetzung zur wirklichen Ver- 
sehung des Altardienstes und zur Teilnahme an den Präsenz- 
einkünften war die Priesterweihe. Hatte diese der Altarist 
noch nicht empfangen, so mußte er für seinen Altar aus 
dessen Gefällen einen — im eigenen Interesse möglichst 
gering zu bezahlenden — Stellvertreter halten. War er aber 
geweiht und wollte er residieren, so konnte er die förm- 
liche Aufnahme in die Gemeinschaft der Chorherren ver- 
langen. Nach den Statuten behalten sich Pfarrer und Alta- 
risten die Einweisung des Präsentierten und Beliehenen 
in den Besitz des Altars (possessio) sowie in die Präsenz 
ausdrücklich selbst vor. Der neue Altarist hatte bei diesem 
Akt in die Hand des Pfarrers oder des ältesten seiner nun- 
mehrigen Kollegen an Eidesstatt zu geloben, daß er die 
unter den Chorherren verhandelten Geheimsachen ver- 
schweigen, die hergebrachten Ordnungen beachten und das 
Vermögen der Präsenz, seines eigenen Altars und aller 
Kirchenpersonen, soweit ihm möglich, in der kirchlichen 
Freiheit schützen wolle. 

Unter den Rechten des Altaristen steht der bereits er, 
wähnte Bezug der Einkünfte seines Altars oben an. Das 
Altarvermögen war in liegenden Gütern angelegt. Für den 
Fall von Neuanlagen empfehlen die Statuten den Erwerb 
von Wiesen und Äckern, und nicht nur den von Häusern, 
mit deren Ertragsfähigkeit und Reparaturbedürftigkeit man 
wohl schlechte Erfahrungen gemacht hatte. Will ein Altarist 
Güterstücke seiner Pfründe verkaufen oder vertauschen, so 
hat er die Zustimmung des Erzbischofs, des Greneralvikars, 
des Propstes von Liebfrau in Mainz als des zuständigen 
Archidiakons sowie der Kollatoren, also des Klosters St. Ru- 


10 U.-B. 
11 U.-B. 


Die Statuten der Pfarrkirche zu Friedberg aus dem Jahre 1517. 5 


pertsberg und des Stadtrats einzuholen — eine zu Um- 
ständlichkeiten zwingende Bestimmung, die nur dadurch 
zu erklären ist, daß öfter Verschleuderung von Altargütern 
zum dauernden Schaden der betreffenden Pfründe vor- 
gekommen waren. Außer den Einkünften aus dem corpus 
seiner Pfründe bezieht der Altarist noch die an seinen 
Altar fallenden Opfer (offertoria) der Gläubigen. Auf sie 
hatte bisher der Pfarrer Anspruch gemacht, und es ist 
nicht zu bezweifeln, daß seine Vorgänger sie auch wirk- 
lich unbeanstandet bezogen haben. Aus zahlreichen mittel- 
alterlichen Altarstiftungen wissen wir, daß die Oblationen 
von vornherein ausdrücklich dem Pleban zugesprochen 
wurden, der sonst von jeder neuen Pfründenstiftung an 
seiner Kirche eine Schädigung seines Einkommens hätte 
befürchten müssen. Es ist also ein völliger Sieg, den jetzt 
die Altaristen über den Pfarrer davontragen, wenn er end- 
gültig auf dieses Stück des Pfarrrechtes verzichten muß, 
und die oben gestreifte Belastung der Altaristen mit einigen 
Messen ist kein Äquivalent für diesen Verlust. 

Als dritte Einkommensquelle für den Altaristen er- 
scheint die Präsenz (praesentiae). Diese von den Stifts- 
kirchen übernommene Einrichtung eines sämtlichen Chor- 
personen dienenden Vermögensfonds bezweckte die Siche- 
rung des Chordienstes durch Zahlung von Anwesenheits- 
geldern bzw. Naturalien (in unserem Falle z. B. des panis 
praebendalis). Wer die Chorpflicht versäumt, zu spät er- 
scheint oder vorzeitig weggeht, verliert seinen Anspruch 
auf die jeweils zur Verteilung kommenden Reichnisse, wenn 
er nicht wegen Krankheit oder auswärtigen Geschäften im 
Interesse seiner Pfründe oder der gemeinen Präsenz Urlaub 
erhalten hat. Jedem anwesenden Altaristen steht der gleiche 
Teil aus den fälligen Präsenzgeldern usw. zu, das sogenannte 
simplum. Der Pfarrer hatte bisher das duplum beansprucht, 
das ihm wohl mit Rücksicht auf seine Arbeit und die Pflicht 
der Unterhaltung eines oder mehrerer Kapiäne seinerzeit 
zugebilligt worden war. Durch die unter Westhausen ge- 
troffene Vereinbarung erreichten es aber nun die Altaristen, 
daß der Bezug des doppelten Anteils dem Pfarrer nur für 
bestimmte, in der Urkunde aufgezählte Wochen und Tage 
zugesprochen wurde, für welche die bezüglichen Stiftungs- 
briefe seine Entrechtung ausschlossen. Doch wurde im 
übrigen sein Recht an sämtlichen Präsenzen, das ihm die 
Altaristen für einzelne Fälle streitig gemacht hatten, sicher- 
gestellt. 

Das Präsenzvermögen war aus Stiftungen, vor allen 
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Exequien- und Anniversarienstiftungen entstanden und ähn- 
lich wie die Altarcorpora angelegt. Hauptsächlich seiner 
Verwaltung werden die gemeinsamen Sitzungen der Chor- 
herren (convocationes) gegolten haben, die in der Regel 
in der Sakristei (armarium) stattfanden. Die Einberufung 
einer solchen zu beantragen hatte jedes Mitglied das Recht, 
sie zu besuchen war die Pflicht aller; vorzeitiges Verlassen 
stand unter Strafe. Die Statuten legen ausdrücklich fest, 
daß die Meinungsäußerungen der jüngeren, Mitglieder des 
Kollegiums ebenso gehört werden müßten wie die der 
älteren. Anträge und Machenschaften zum Schaden der 
Kirche, der Präsenz oder der Altäre, die sich ein Altarist 
im Interesse seiner Verwandten und Gönner oder sonst aus 
bösem Willen zuschulden kommen läßt, werden mit Ent- 
ziehung der Präsenzeinkünfte bestraft. 

Die Führung der Präsenzgeschäfte liegt dem aus der 
Mitte der Altaristen, und zwar möglichst der jüngeren, ge- 
wählten Präsenzmeister (praesentiarius) ob, der für seine 
Mühewaltung eine Vergütung von jährlich 8 fl. empfängt. 
Er beaufsichtigt die Präsenzgüter, vereinnahmt die Einkünfte 
und verteilt sie an die Einzelnen je nach ihrem Verdienst; 
dazu gehört, daß ihm die Stiftungsurkunden zugänglich 
sind, daß er ein Zinsbuch führt und daß er die jeweils 
im Chore Anwesenden gewissenhaft notiert. Sind Güter 
oder Zinsen bzw. Pacht gerichtlich zu verteidigen, so hat 
er sich in besonders schwierigen Fällen des Rates von 
Pfarrer und Altaristen zu bedienen. Für Verluste haftet er 
mit Gehalt und Präsenzgeldern; unter Umständen werden 
die Bürgen, die er innerhalb Monatsfrist nach seiner Wahl 
zu stellen hat, herangezogen. Mit den einzelnen Bene- 
fiziaten ist er vierteljährlich abzurechnen verpflichtet; am 
Ende seines Dienstjahres findet die Gesamt-Rechnungsablage 
statt. Wie der Präsenzmeister die Sitzung beruft, so hat er 
auch die noch nicht erledigten Verhandlungsgegenstände 
immer wieder auf die Tagesordnung zu setzen. ; 

In der wichtigsten, für die Rechnungsablage (compu- 
tatio) und die Wahlen bestimmten Sitzung, die vermutlich 
im Spätherbst, nach Einbringung der Ernte, stattfand, wird 
der neue Präsenzmeister gewählt. Der des abgelaufenen 
. Jahres und ein weiterer Altarist werden ihm als Rechen- 
meister (computistae) beigegeben. Für die Rechnungsfüh- 
rung erhalten Präsenzmeister und Komputisten zusammen 
3 fl. Die Rechnung wird in zwei Exemplaren gestellt, von 
denen eines bei der Präsenz, das zweite in der Hand des 
Abrechnenden verbleibt. Beide sind von dem Pfarrer unter 
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Angabe des Beschlusses und der Anwesenden zu unter- 
schreiben. 

Als Amtleute der Präsenz — die Wahl zu den Ämtern 
konnte nicht abgelehnt werden — sind außer dem Präsenz- 
meister und den Komputisten noch die drei Schlüssel- 
führer (clavigeri) anzusprechen, unter denen auch der 
Pfarrer sein -konnte, jedoch nur eben durch Wahl und 
nicht auf Grund seines Amtes.!? Sie werden gleichfalls 
auf ein Jahr gewählt und geben von den drei Schlüsseln zur 
Präsenzkiste einen dem Präsenzmeister, die beiden andern 
verwahren sie gemeinsam. In der Kiste werden die Doku- 
mente der -Präsenz aufbewahrt. Jährlich mindestens ein- 
mal, und zwar am Tage der Komputation, müssen sie nach 
Zahl und Inhalt kontrolliert werden. Neue Urkunden dürfen 
nur nach vorangegangener Verlesung und Vergleichung durch 
die Versammlung in die Kiste reponiert werden und müssen 
mit deutlicher Schrift und bester Tinte auf Pergament ge- 
schrieben und unverletzt sein. Will ein Altarist eine Ur- 
kunde für gerichtliche Verhandlungen oder sonstige Zwecke 
entnehmen, so muß er in der Sitzung um Erlaubnis nach- 
suchen und überdies den Schlüsselführern eine Quittung 
ausstellen; länger als zwei Tage darf er sie jedoch nicht 
behalten. Unsere Statuten treffen die Bestimmung, daß alle 
Präsenz- und Altarurkunden in ein Register abgeschrieben 
werden und in diesen Neuanlagen oder Verkäufe fortlaufend 
gewahrt werden sollten, damit man im Falle der Beschädi- 
gung von Originalen darauf zurückgreifen könne. Jeder 
Altarist soll das Recht zu Abschriften aus diesem Re- 
gister haben. . 

Was nun die Pflichten der Altaristen anlangt, so zer- 
fallen diese in Altar- und in Chordienst. An seinem Altar, 
für dessen Instandhaltung und Schmückung er selbst zu 
sorgen gehabt haben wird, war der Altarıst zum Lesen 
von mindestens einer Messe wöchentlich verpflichtet, wenn 
ihm nicht bestimmte Stiftungen ein Mehr auferlegten. Die 
Statuten treffen Vorsorge, daß durch diese Altarmessen an 
Sonntagen nicht etwa die Hochmesse gestört oder ihr Be- 
such beeinträchtigt wird. In ihrer Tätigkeit an den eigenen 
Altären und in der Verwaltung des Altarvermögens scheinen 
die Altaristen unkontrolliert gewesen zu sein, wenn es 
auch nicht unwahrscheinlich ist, daß der Pfarrer als rector 
ecclesiae und der Stadtrat als Kollator ein dauerndes Augen- 


12 Der alte Wunsch des Klosters St. Rupertsberg, daß der Pfarrer 
als solcher einen Schlüssel zur Präsenzkiste in Verwahrung haben solle 
— Grein, a. a. O., 126 —, wurde also auch jetzt nicht erfüllt. 
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merk darauf hatten und nötigenfalls beim Generalvikar in 
Mainz vorstellig wurden; auch die Visitationen boten Ge- 
legenheit zu Beschwerden über Pflichtversäumnis der Altar- 
inhaber. Anders stand es beim Chordienst, d. h. der Teil- 
nahme der Altaristen an den gemeinsamen Messen, die 
unser Statut unter Angabe der Reihenfolge, des, Präsenz- 
verdienstes und der Versäumnisstrafen aufzählt, den Horen 
und den Vigilien, weil hier eben die Dienstvernachlässigung 
den Verlust der Anwesenheitsgelder nach sich zog und 
darum von dem Präsenzmeister oder den Komputisten so- 
fort gebucht werden mußte. Es entspricht dem, was wir 
auch sonst vom Verhalten der Chorgeistlichkeit des aus- 
gehenden Mittelalters wissen, wenn die Altaristen für ihre 
Dienstführung auf Dinge wie das Unterlassen der Reverenz 
vor dem Sanctissimum im Sakramentshäuschen, das Herum- 
spazieren und Schwätzen im Chor, die Nichtbeteiligung am 
Gesang und Konfusionen bei demselben, die Vernachlässi- 
gung in der Kleidung und das Nichtanlegen des Super- 
pelliciums unter Strafandrohung besonders hingewiesen 
werden. Handelt es sich hierbei auch um harmlose, wenn 
auch nicht bedeutungslose Kleinigkeiten, so wirft es anderer- 
seits ein bedenklicheres Licht auf die Chorherren und ihre 
Qualität, wenn gegenseitige Beschimpfungen und Streitereien 
in der Kirche, der Sakristei und auf dem Kirchhof verboten 
werden müssen. 

Wenn unsere Statuten, wie schon bemerkt, einen Sieg 
der Altaristen über den Pfarrer insofern darstellen, als 
dieser seinen doppelten Anteil an den Präsenzgeldern zum 
großen Teil verliert und sein Recht auf die Altaroblationen 
endgültig aufgeben muß, so fragt man sich, wie der Ver- 
treter der Mainzer Kirchenbehörde, dessen Votum in den 
Verhandlungen doch wohl den Ausschlag gegeben hat, auf 
eine derartige Regelung zugunsten einer Körperschalt ein- 
gehen konnte, über die seit langem scharfe Klagen in Mainz 
eingelaufen waren. Seine Stellungnahme ist wohl nur da- 
durch erklärlich, daß er den Zusammenhang zwischen diesen 
Klagen und der pekuniären Lage der Altaristen erkannt 
hatte und durch Hebung der letzteren die Beseitigung der 
ersteren erreichen zu können glaubte. Es war wohl auch 
in Friedberg so, wie wir es aus anderen Orten zur Genüge 
wissen, daß das Altareinkommen zusammen mit den Neben- 
einnahmen zwar ursprünglich für den Altaristen ein Exi- 
stenzminimum dargestellt hatte, daß es aber nunmehr in- 
folge der Entwertung des Geldes nicht mehr ausreichte. 
Wenn auch einzelne Chorherren ihre Einnahme etwa durch 
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Ausübung der Notariatspraxis oder die Ubernahme von 
Vertretungen für geistliche, in der Wetterau begüterte 
Körperschaften!® zu verbessern suchten, so gelang dies 
doch wohl nicht allen, und so werden die fortgesetzten 
Klagen über ihre Eingriffe in das Altarvermögen verständ- 
lich. Leider hat nun aber die den Altaristen durch unser 
Statut gewährte Einkommensverbesserung nicht nennens- 
wert geholfen, und die Klagen sind keineswegs verstummt. 
Aus den Ratsprotokollen des Jahres 1519 kennen wir solche 
und wissen, daß die Väter der Stadt sich damals in Mainz 
dafür verwandt haben, daß die Altardokumente fortan in 
der Präsenzkiste verwahrt werden sollten.* Das Mandat, 
das der Generalvikar Dr. Theodor Zobel daraufhin am 
1. August 1519 erließ, ist noch erhalten! und gewährt 
einen Einblick in die Gefahr, in welcher die Altarcorpora 
in jenen Jahren standen. Die Altaristen, so heißt es dort, 
haben die Dokumente in eigener Verwahrung, und durch 
ihre Unvorsichtigkeit und ihren Leichtsinn sind welche 
verbrannt oder auf andere Weise verdorben worden, so daß 
die Einkünfte in Verlust gerieten. Dazu haben einzelne 
Altaristen ihre Kelche und anderen Altarschmuck, sowie 
ihre Kapitalbriefe den Juden verpfändet oder gar verkauft 
und das Geld im eigenen Nutzen verwandt. Das Mandat 
Zobels läßt die bereits bestehende Präsenzkiste außer acht 
und ordnet unter Androhung von hoher Strafe an, daß inner- 
halb Monatsfrist eine Altaristenkiste angelegt und in ihr 
sämtliche Altardokumente verwahrt werden sollen; von den 
drei Schlüsseln hat einen der Pfarrer, den zweiten die Alta- 
riısten, den dritten der Stadtrat. Abschriften seiner Altar- 
urkunden kann sich jeder Altarist zurückbehalten, auch 
kann er die Originale, jedoch nur, soweit sie seinen Altar 
betreffen, gegen Kaution und Empfangsbescheinigung_ er- 
halten, wenn er sie zur Verteidigung seiner Rechte braucht. 
Wie sich die Altaristen mit diesem Mandat abgefunden 
haben, ist nicht bekannt. Aus den nächsten Jahren sind 
nur Nachrichten über die Präsenzkiste und die Versuche 
des Rates, ein Aufsichtsrecht darüber zu erlangen, er- 
halten.ıs 


13 So war der Friedberger Prokurator der Mainzer Dompräsenz 
häufig einer der Altaristen an der Stadtkirche. 

l# Grein, a. a. O., 127. Ob im Rate wirklich der Pfarrer des- 
selben Vergehens wie die Altaristen beschuldigt worden ist, kann ich 
eben nicht kontrollieren, bezweifle es aber. Jedenfalls redet das gleich 
anzuführende Mainzer Mandat nur von den letzteren. 

15 Großh. Haus- und Staatsarchiv, Urk. Stadt Friedberg. 

16 Grein, a. a. O., 141. 
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Es wäre irreführend, wollten wir allein das schlechte 
Einkommen der Altaristen für ihr Verhalten verantwortlich 
machen. Sie waren nicht nur ungenügend bezahlt, sondern 
auch ungenügend beschäftigt, und dieser Umstand ist die 
zweite Quelle für ihr Versagen. Altar- und Chordienst, also 
in der Hauptsache Messelesen und Singen füllten ihre Zeit 
nicht aus und stellten in geistiger Hinsicht keine Anforde- 
rungen an sie. So ist es nicht zu verwundern, daß viele 
von ihnen auf Abwege gerieten und der Bürgerschaft an- 
stößig wurden. Als „geistliches Proletariat“ haben sie das 
Ansehen der Kirche untergraben helfen, und mit Recht 
hat die Reformation das ganze Institut hinweggefegt. 


Albertus, dei gratia etc. Cum ad regimen pastoralis curae licet 
immerito vocati sumus, dignum arbitramur, ut hiis, quae pro salubri 
ecclesiarum et ecclesiasticarum personarum gubernatione, regimine et 
conservatione divinique cultus augmento et decore ordinantur ac statu- 
untur, nostrae auctoritatis robur adjiciamus. sane pro parte honora- 
bilium devotorum nobis in Christo dilectorum plebani et vicariorum 
ecclesiae parochialis in Friddeberg, nostrae Moguntinae diocesis, nobis 
oblata petitio continebat, qualiter ipsi tanquam. filii pacis sibi quaedam 
statuta et ordinationes pro salubri eorum stafu et divini cultus pro- 
pagatione ediderint, quorum tenor de verbo ad verbum sequitur et 
est talis: 

De divinis et latria reverentia 


saluberrimo eucharistiae sacramento adhibenda statuendo ordinamus, 
quod omnes beneficiati in ecclesia parochiali opidi Fridberg iam 
dietum chorum ibidem et sacristiam ingredientes et exeuntes reve- 
rentiam exhibeant debitam saluberrimo eucharistiae sacramento. 


De missarum celebratione 


ordinamus, quod prima missa ibidem, appellata in vulgari die 
kernersmesz, quae venit ex antiqua observantia, in ortu diei 
legetur, deinde post cantandam communis legenda, demum diebus 
statutis missae fraternitatis divi Michaelis, item s. Leonhardi, ac 
diebus sabatinis missa divi Wolfgangi ordine incepto consue- 
tudinarie secundum capellarum et altarium situm devote per- 
ficientur. et si quis beneficiatorum, plebanus aut altarista, unam 
praefatarum missarum tempore et hora debitis neglexerit, in duplo 
carebit et sibi defalcabitur. 

primo in cantandis missis meretur de una missa cantanda VI 
denarios Frankfordenses in hieme, tempore vero estivo IV denarios. 
et si quis unam praefatarum neglexerit, carebit in octuplo, quia IV 
solidis Frankfordensibus. secundo in legendis primus legendarum 
legens accedat altare post offertorium cantandum. et secunda, 
tertia, quarta, sexta feriis et sabatho meretur de qualibet missa XX 
denarios. si neglexerit, carebit de qualibet V albis. quinta feria 
legat in altari divi Johannis; si remissus fuerit, carebit VI albis. 
item secundus legendarum legens accedat altare post elevationem 
cantandae missae. et si quis unam ex tribus divi Michaelis missis 
neglexerit, quae sunt servandae die dominica, quinta feria et 
sabatho, de unaquaque meretur XVIII denarios et carebit in duplo. 
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item secunda feria ad s. Leonhardum carebit in duplo. item 
tertia feria missam s. Annae legens meretur XX denarios et carebit 
V albis. quarta feria legat de intemerata genitrice cunctarum rerum 
moderatoris, carebit V albis. quinta feria pari pena astringitur. 
sexta feria legat sub summa missa, et si neglexerit, carebit in 
duplo. hoc volumus sub praetacta pena inviolabiliter observari. 

item cum °XXV beneficjati ibidem, altaristae XV tantum in 
ecclesiae corpore altaribus provisi, li>et nonnulli aut plures se- 
eundum dotationum ac fundationum tenores sunt ad missas cele- 
brandas astrieti, nulli tamen dubium, quin unusquisque ad unam 
ad minus missam in septimana persolvendam sit obligatus, ideirco 
volumus et ordinando declaramus, quod quilibet altaristarum feriam 
per septimanam persolvat. si quis tamen obligatus fuerit ad plures, 
ad sui beneplacitum possit et valeat celebrare, in quo unicuique 
suam oneramus conscientiam, sive sint absentes, sive praesentes 
vel per commendam regentes. ceteri vero capellani beneficiati 
eiusdem, sed extra corpus ecclesiae, tanlen sub praesentiis ibidem, 
quilibet ad unam ad minus feriam sit astrictus. nullus diebus 
dominicis excepto solo capellano s. spıritus et legens ad s. Michaelem 
ante summam missam in capellis praefatis celebrare praesumat, 
idemque s. spiritus capellanus tam cito celebrare tenetur, quod 
populus ad summam pervenire valeat missam. similiter ordinamus, 
quod unusquisque altaristarum volens legere missam sub summa 
missa, ante offertorium eiusdem summae missae non accedat cele- 
brando, ne populus aulita missa lecta tediosus reddatur ac ante 
benedictionem missae abeat finem. 


Ut sub divinis vitentur et colloquia, 
ordinamus, ut sub missis divinisque offitiis ac horis canonieis 
nullus in choro aut ecclesia attemptat spatiari, otiose fabulari ac 
specialia officia legendo ceteris cantantibus perficere aut non can- 
tando obmutescere desinat, alias pro absente computabitur. 


De horis canonicis et vigiliis 


ordinamus etiam, quod plebanus, si vult, inchoet omnes horas cano- 
nicas et vigilias, sicut ab antiquo introductum est. sin minus, 
unusquisque altaristarum confusiones vitando ineipiendo et termi- 
nando incipiat et concludat. 

item quatuor festivitatibus maioribus diebusque dominicis de 
mane non habetur cantanda missa. 

item vigiliae interdum ante missam, quandoque post vesperas 
aut ‘completorium peraguntur. primo modo post vesperas, si non 
habentur praesentiae; sin autem post completorium, vigiliae peragi 
debent lectionibus novem vel tribus servatis servandis, in quo 
computistarum et praesentiarii aggravamus conscientiam. 

item notanter ordinamus, quod in psalmodiis horarum, vigi- 
liarum ac omni cantu debita pausatio observetur. 


De commemoratione animarum 
ordinamus, quod plebanus, qui omnium curam gerit, defunctorum 


nomina, quorum anniversaria celebrabuntur, per se aut gas Ara 
singulis diebus dominieis pronuntiet. 


De tempore limitato, 


quo participantes in choro debent sedibus usitatis habitu honesto 
et superpelliciati comparere, deinde ordinamus, quod gaudere vo- 
lentes praesentiarum commodis, cum divina celebrantur, in choro 
ac ecclesia existentes honesto habitu et superpellieiati sint decenter- 
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que ornati. quando vero habent praesentias in choro, sedibus, ut 
praemittitur, usitatis non hincinde spaciando vel stando sub pena 
privationis praesentiae protunc appareant. non obstante etiam, 
quod scolares sicut praesentes devote integre persolvere debent 
et tenentur, 

item quicunque in missis, quando habent praesentias, sub 
epistula, in matutinis sub invitatorio et venite, in vigiliis in tertia 
lectione, horis vero minoribus et quando invitatorium ad matutinas 
non habetur, primo finito psalmo immediate non comparuerint, 
protunc careant secundum taxam horarum vigiliarum hucusque 
observatam, et nichilominus omnes, necessitate non interveniente, 
usque ad finem permaneant. 


De aegrotantibus 


legitime et illegitime absentibus consequenter ordinamus, quod 
infirmus aut ex parte beneficii sui aut praesentiarum absens petita 
licentia per se aut per alium a praesentiario aut plebano -vel com- 
putistis pro praesente habeatur. 

item in matutinis seu aliis horis qui se callide absentaverit, 
eiusdem careat praesentiis iuxta exigentiam fundationis. de his 
vero, qui ordinati fuerint ad celebrandas quotidianas tres missas 
post ortum solis immediate sequentes, si sub matutinis in armario 
horas et praeparatoria perficere volunt, libera datur eis facultas, 


De obedientia altaristarum 

similiter ordinamus et ordinando declaramus, quod nullus om- 
nino praeter consensum plebani aliquid cantandum ordinet, inchoet, 
acceptel contra ijus parochiale seu concludere praesumat, 

consequenter ordinamus, ut quivis beneficiatorum alium vel 
alterum ex ira, invidia falsaque suggestione in aede dominica vel 
armarjio aut in cimiterio verbis vanis, ignominiosis, criminosis 
tibisando vel quomodolibet pacto molestaverit, per plebanum et 
altaristas a futura missa et septimanis vigiliis suspendatur. 


De assumendo ad beneficia et praesentias 


item ordinamus prohibendo, quod nullus nisi per plebanum et al- 
taristas ad possessionem altarıs eo praesente et non recusante ad- 
mittatur et acceptetur nec ad praesentiae ingressum similiter nisi 
per plebanum et altaristas acceptari possit et valeat. 

item quod quivis beneficiatorum ibidem, postquam primitias 
celebraverit, quanto citius voluerit, volens saltem residere potest prae- 
sentiae ingressum petere et debet obtinere, et debet in ingressu prae- 
sentiae et susceptione loco iuramenti subsequentia plebano aut in eius 
absentia seniori altaristae manualiter promittere: primo secreta, quae 
per plebanum et altaristas in armario vel alibi tractantur, fideliter 
celare omni dolo et fraude semotis; secundo consuetudines hucus- 
que legitime introductas et servatas et ordinationi huic insertas 
servare; tertio redditus praesentiae, sui etiam beneficii, personae et 
personarum in ecclesiastica libertate, in quantum potest et tenetur, 
conservare, 

De officialibus et eorundem officiis suscipiendis 
ordinamus praeterea, quod acceptatus altarista officia per ple- 
banun: et altaristas iniuncta, in die computationis aut alias depu- 
tanda, per omnia sine contradictione fideliter exequi debet pro salario 
hucusque consueto seu discretione plebani et altaristarum. 

item nullus officialium immemor propriae salutis ex rancore, 
conspiratione aut alias maliciose quemquam decipiat sub pena 
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ad tempus suspensionis a praesentiis et restituendus discretione 
communis praesentiae, 

item ordinamus, quod plebanus et altaristae eodem die, 
quo contigerit computari, eligant eis competentem inter novicios, 
si qui fuerint; si non, seniorem eiusdem officii praesentiarum 
reeligere curent. et quicunque sic electus fuerit, habebit praesen- 
tiarıum proxime praeteritum et alium altaristam per plebanum 
pariformiter et altaristas pro computistis electos. 

item computistae et praesentiarius III florenos, praesentiarius 
vero pro se VIII £florenos Rhenenses pro salario de diversimodo 
distribuendis percipere debent. et hii tres notare debent remissos 
seu negligentes ac absentes et unicuique fideliter distribuere se- 
cundum merita, plebano interdum duplum, interdum simplum iuxta 
fundationis tenorem et usum hucusque observatum et hisce ordi- 
nationibus expressum, altaristis cuilibet simplum, ut moris est. 


De praesentiario 

ordinamus, quod praesentiarius pro tempore existens dili- 
gentiam adhibeat de singulis bonis et redditibus praesentiarum 
defendendis et recolligendis in iudieio et extra, et in casu, quo 
minus sufficiens foret arduas causas defendere, consilio et auxilio 
plebani altaristarumque consulte agat. et si culpa sua ipse propria 
negligens fuerit, in salario suo et aliis praesentiis sibi defalcabitur., 

item ordinamus, quod praesentiarius pro tempore existens 
post electionem in mensis spatio ponat fideiussores. 

item, quod praesentiarius singulis diebus dominigis vel com- 
putista praesentet in scriptis praedicanti nomina defunctorum, quo- 
rum anniversaria celebrabuntur, pronuntianda. 

item praesentiarius singula in anno suo in convocatione trac- 
tata [et] nondum conclusa fideliter in singulis convocationibus mo- 
neat, conscribendo notet et computatione peracta ad singulorum 
notitiam et memoriam reducat, ut nondum terminata praesentiario 
futuro pariformiter committantur exequenda. 

item praesentiarius cum quolibet beneficiato, quando requisitus 
fuerit, ibidem quatuor temporibus computet et indilate persolvat; 
si secus fecerit, per plebanum et altaristas usque ad satisfactionem 
condignam a praesentiis in convocatione suspendatur. si vero post 
finem anni pluribus personis residuo vel alicui personae singulari 
nondum satisfecerit, eadem pena mulctetur. 


De clavigeris et clavibus ad literas et pecuniam 


ordinamus, cum tres sint claves pro reservaculis pecuniarum 
ac literarum, plebanus et altaristae tres ex altaristis elegant (si 
autem plebanus electus fuerit et sibi libuerit, habebit clavem per 
electionem ut ceteri altaristae, secluso omni dolo) et, prout hactenus 
moris fuit, his committant praesentiario unam et ceteris electis 
duas, ut semota omni suspitione singula reponantur; et omni anno 
computatione facta aliis electis committi debent. 


De literarum numero, literis ac registris. 


Semel ad minus annuatim in die computationis, cum et. 
claves debeant mutari ac aliis personis committi, ut praefertur, 
incuriam extra capsam sint seu reservaculum aut in aliqua litera- 
requiratur literarum numerus et tenor; an aliquae literae per 
rum mutatio sit, in registris notetur, quando et qualiter rescribatur. 
nec aliqua litera nova, nisi coram omnibus aut convocationem fuerit 
lecta, optime auscultata et in pecorina sit charta validaque litera 
atrimento optimo scripta et illesa, reponatur. 
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item nullus officialium aut beneficiatorum aliquam literam 
sine speciali licentia in iudicium aut extra, nisi convocatione 
facta id impetret cedulamque clavigeris recognitionis praestet, et 
ultra duos dies proxime sequentes in domo sua vel alibi reserviet. 

item registretur in uno pro communi et pluribus pro singulis 
quibus placuerit personis beneficiorum et praesentiarum omnium 
tenor literarum, ut cum reemptiones aut venditiones forent, ad alia 
eiusdem registri loca possint notari et perditis literis, quod absit, 
per registrum debita probari. quivis etiam habeat registrum prae- 
sentiae, si vult, et nulli denegetur volenti scribere. de registris 
vero recessuum post computationem talis servetur ordo, quod quivis 
computans debet relinquere registrum penes praesentias et pro se 
eiusdem registri tenorem observet. scribat autem plebanus, cum 
ipse a tali officio propter animarum curam sit exemptus, in fine 
registrorum, qualiter et coram quibus computatum sit et con- 
clusum, sub privatione omnium emolumentorum praesentiae ad 
tempus dimidiati anni. 

De panibus praebendalibus. 

De panibus hactenus observatum est: plebanus habuit et 
habet duplices panes et quicunque beneficiatorum praebendales 
panes neglexerit in missis et vesperis, simul pro quatuor; qui 
vero partim praesentes fuerint, videlicet in missa tantum, pre 
duobus denariis redimere debent. computistae autem eandem 
pecuniam pro utilitate omnium distribuere debent. 


De rebus ecclesiae alienandis vel non. 

Ordinamus, quod nullus beneficiatorum immobilia beneficii 
sui bona sine consensu reverendissimi domini archiepiscopi eiusdem- 
que vicarii, reverendissimi domini praepositi nostri, collatricum, 
collatorum vel plebani et altaristarum residentium immutare aut 
vendere praesumat. 

item reemptiones matura deliberatione praehabita fieri debent 
in pratis et agris et non domibus tantum. 


De domibus. 


Habentes ad beneficia habitationes spectantes in licita con- 
structione conservent. 


De convocationibus 


talis observetur ordo. volens habere convocationem, praesentiarium 
accedat et convocare plebanum et altaristas faciat, et tam senio- 
rum quam noviciorum vota suscipiantur consideranda diligenterque 
audienda, 

nullus sub pena suspensionis a praesentiis aliquid propter 
consanguineos, fautores, conspirationes vel alias dolositates in detri- 
mentum ecclesiae, praesentiarum, altarium contra conscientiam per- 
tractet, dictet vel operetur et concludat. . 

nullus ante conclusionem sine plebani et compatistarum |i- 
centin recedat ex convocatione sub pena privationis emolumenti 
proxime sequentis vigiliae. 


De differentiis inter plebanum et altaristas 


habitis per sequentia statuta sublatis. orta superioribus annis differentia 
inter venerabiles dominos mag. Conradum de Hoffheim, modernum 
plebanum parochialis ecelesiae Fridberg, ex una et beneficiatos et alta- 
ristas ihidem ex altera de et super petitione duplicis praesentiae unuam 
praestitae. quam dominus plebanus occasione curae et regiminis ecclesia@ 
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parochialis ibidem in omnibus communibus praesentiis sibi et suis capel- 
lanis competere praetendebat; ac denegatione offertoriorum in altaribus 
praedictorum beneficiatorum ac altaristarum quotidie obventorum et obven- 
turorum, quae similiter plebanus sibi competere praetendebat, beneficiati 
et altaristae praedicti hactenus domino plebano dare et assignare recusa- 
runt; necnon super decantatione summae missae sive quotidianae et 
allarum missarum, in quibus praesentiae deserviuntur, post longas varias- 
que altercationes inter partes ipsas habitas tandem venerabilis et egregius 
dominus Caspar Westhusen, u. j. doctor, scolasticus etc., sigillifer 
reverendissimi domini Moguntini, per praedictas partes et communi assensu 
earundem amicabilis compositor et arbiter electus, per ordinationem et 
statuta sequentia in perpetuum valitura partes praedictas ex earum 
eerta scientia concordavit et composuit: 


inprimis ordinamus, quod plebanus oppidi Fridberg pro 
tempore existens duplum praesentiae in futurum sine omni altarista- 
rum et beneficiatorum contradictione recipiat in subscriptis festivi- 
tatibus: per octavam Pasce, octavam Quasimodogeniti, octavam 
Corporis Christi, octavam Visitationis Mariae virginis et octavam 
Assumptionis b. Mariae virginis et in die s. Michaelis, s. Elisabet, s. 
Andreae, in die Epiphaniae domini, s. Vincentii, in Cena domini, 
Clavorum et lanceae, sabatho ante Misericordiam domini, in pro- 
cessione Johannis Baptistae, iuxta tenorem fundationum praefa- 
tarum festivitatum desuper erectarum et consuetudinem in prae- 
fatis festivitatibus observatam. 

item omnes differentias et lites tam ratione duplicis prae- 
sentiae et offertorii praestandi et summae missae sive quolidianae 
et in quibus praesentiae deserviuntur ac alias inter partes prae- 
missas hactenus exortas tollimus statuentes, quod plebanus pro tem- 
pore existens et eius successores de cetero dictos beneficiatos et 
altaristas occasione praemissarum differentiarum amplius non mo- 
lestent vel inquietudinem aliquam faciant, sed duplo ab antiquo 
recipi solito, ut praemittitur, contenti sint offertoriisque emolu- 
mentis, quibus praedicti altaristae hactenus usi sunt, se non intro- 
mittant, sed altaristas libere recipere permittant. et pro omnibus 
praemissis differentiis et aliis sic e medio sublafis singulos bene- 
ficiatos et altaristas in ecclesia parochiali Frideberg residentes 
in recompensam praedicto domino plebano et eius successoribus 
in singulis mensibus ad unam missam legendam vel cantandam 
obligatos obnoxios et astrictos esse volumus. 


inhibemus districte plebano moderno et eius successoribus, ne 
novas lites et contentiones contra praefatos beneficiatos et alta- 
ristas suscitent per se vel per alium quovismodo directe vel 
indirecte, sed has constitutiones et ordinationes fide desuper data 
inviolabiliter observare studeant. idem altaristis et beneficiatis 
firmiter prohibemus. consuetudinem illam, quae hactenus in pa- 
rochiali ecclesia Fridebergk inolevit, qua socii beneficiati certis 
praesentiis soli, plebano secluso, participabant, abolentes et tol- 
lentes volumus et ordinamus, quod plebanus portionem ad IX turones 
usuales sine phara extendentem et dimidiatum octale siliginis ex 
parte Eckardi de Clipeo sibi hactenus de praedictis prae- 
sentiis pro corpore assignatam et aliis ad praefatas praesentias 
communes inter socios tantum dividi solitas conferat et in futurum 
equalem cum sociis portionem libere sine sociorum obstaculo 
recipiat. 
tollimus etiam et abolemus omnes antiquas ordinationes praefatae 
ecclesiae parochialis in Fridberg et volumus, quod tam plebanus 
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quam altaristae praesentes et futuri has ordinationes et ‚statuta iurent et 
inviolabiliter observent. quo autem magis praescripta statuta sive ordi- 
nationes viribus subsistant minusque contraventionis periculo subiiciantur, 
fuit nobis pro parte praedictorum plebani et vicariorum in Frideberg 
humiliter supplicatum, quatenus ea seu eas ordinaria auctoritate ratificare 
et confirmare dignaremur. 


Nos igitur divini cultus augmento ecclesiarumque utilitatibus libenter 
ultroque prospicere cupientes piis eorum supplicationibus inclinati prae- 
inserta statuta et ordinationes, quatenus iusta, rationabilia et sacris 
canonicis constitutionibus nequaquam contraria sunt, auctoritate nostra 
ordinaria tenore praesentium approbamus, ratificamus et confirmamus, 
volentes ac perpetuo edicto statuentes, illa vel illas ab omnibus et 
singulis, quorum interest, intererit aut quomodolibet interesse contigerit, 
in futurum sub divinae maiestatis offensa ac penis in eisdem expressis 
inviolabiliter observari, nostris et ecclesiae nostrae Moguntinensis supe- 
rioritatibus et juribus in praemissis semper salvis et illesis manentibus. 


In quorum fidem praesentes literas fieri sigillique nostri jussimus 
appensione communiri. datum apud arcem s. Martini in civitate nostra 
Moguntina die octava mensis Junii anno domini millesimo quingentesimo 
decimo septimo. 


[Or.-Perg. im Gr. Haus- und Staatsarchiv zu Darmstadt, Urk. Stadt 
Friedberg. Undatierte Abschrift im Mainzer Ingr.-Buch 56, fol. 10 ff. des 
Kgl. Kreisarchivs zu Würzburg mit der Überschrift: « Confirmatio statutorum 
ecclesiae parochialis in Friedberg». Der Abdruck hat aus der letzteren Quelle 
die Überschriften übernommen, die das Original nicht hat.] 
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Die Erbacher Kirchenordnung von 1560 
und Philipp Melanchthon. 


Von 
Erwin Preuschen. 


Über die Entstehung der Erbacher Kirchenordnung, die 
1560 im Druck erschienen ist!, liegen keine eingehenden 
Untersuchungen, leider aber auch keine erheblichen Akten 
in dem sonst sehr reichhaltigen Gräflich Erbachischen Ge- 
samthaus-Archiv? vor, die es ermöglichen könnten, die 
der Drucklegung vorangehenden Verhandlungen zu ermitteln. 
Immerhin läßt sich noch einiges über die Vorgeschichte 
feststellen, was zugleich einen Blick in die kirchlichen 
Verhältnisse der Grafschaft in der Mitte des 16. Jahrhun- 
derts ermöglicht. Und wenn auch das Urkundenmaterial be- 
reits von J. Ph. W. Luck benutzt und teilweise abgedruckt 
worden ist, so erwies sich eine Vergleichung der Urkunden 
doch nicht als ergebnislos, wie auch die knappen Bemer- 
kungen dieses eifrigen und sorgfältigen Forschers der Er- 
gänzung bedürftig erscheinen, auch wenn sie in der Haupt- 
sache den Tatbestand richtig wiedergeben.? 

Nachdem in der Grafschaft Erbach seit der Mitte der 
zwanziger Jahre des 16. Jahrhunderts die Reformation ein- 
geführt worden war, müßte sich, wie an andern Orten 
das Bedürfnis nach einer festen Ordnung hinsichtlich des 


1 Der Titel lautet: Kirchen / Ordnung der Graueschafft Erpach. / 
Gedruckt zu Franck /furt am Meyn, im jar nach / Christi unsers HERRN 
/geburt./M.D.LX. Auf der letzten Seite (hinter f. 37) steht: Gedruckt 
zu Franck /furt am Mayn, durch Dauid / Zöpffeln, im jar nach Cristi / 
unsers HERRN geburt. M.D.LX. 

2 Was von Akten vorhanden ist, liegt gesammelt unter Erbach, 
Grafschaft, Kirchensachen 4 (Fasz. 57, 3). Für Benützung der Akten 
bin ich nicht nur dem hohen Senior des Hauses Erbach, sondern auch 
Herrn Archivrat Morneweg in Erbach sowie dem Kanzleisekretär, Herrn 
Steinert, zu Dank verpflichtet. 

3 J. Ph. W. Luck, Versuch einer Reformations- und Kirchen- 
geschichte der Grafschaft Erbach und Herrschaft Breuberg aus archi- 
valischen und andern bewährten Urkunden. Frankfurt a. M. 1772. 
Hier kommt vor allem $ 20, S. 14ff. in Frage. 


Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N. F. 12. 
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Gottesdienstes, der kirchlichen Sitten und Gebräuche und 
der übrigen Dienstverrichtungen der Geistlichen heraus- 
stellen. Jm Jahre 1544 wurde der Anfang mit Verhandlungen 
über die Angelegenheit gemacht, indem man die in der 
Kirche zu Michelstadt beobachtete Ordnung festlegte. Vor- 
her wird wohl jeder einzelne Pfarrer nach Gutdünken, 
Geschmack oder Gewohnheit verfahren sein, wobei aller- 
dings der Ortsbrauch und altes Herkommen gepflegt 
werden konnten, aber auch mancherlei Verwirrung unaus- 
hleiblich war*, sofern mancher Brauch aus katholischer 
Zeit beibehalten wurde. Das Aktenstück, das über die Ver- 
handlungen von 1544 aufgenommen worden war, liegt noch 
in der Urschrift vor und hat folgenden Wortlaut: 


Uff Sonntag Nach Mathei Apli Anno xliiij hat 
sich der wolgeborenn, meyn gnediger Herre Graue 
Georg zu Erpach mit dem predicanten Johan Haym- 
bachen®, und Johan ....?” Pfarherrn zu Michelstat 
hernachvolgender puncten verglichen, 


Des Nachtmals halben. 


Das nachtmale, solle alle monat, oder in vj wochenn 
eynmal, sampt den gewenlichen festenn, gehaltenn unnd 
so das fürgenommen, soll es eyn sontag daruor dem ge- 
meynen volcklin verkundet und angezeigt werdenn, sich 
vor empfahung desselbenn, dem predicanten oder pfar- 
her anzuzeigenn, unnd weß er nit bericht, vonn deren 
eynem underwiesen werdenn. Auch soll solch Nachtmal 
vor der predig, mit geburlicher vorgeender ermanung, 
und nachuolgender Danncksagung gescheen, 


/ Tauft. 


Der Kynnder tauf, soll jn der wochenn drey mal, 
durch den Pfarher, oder wo derselbig nit vorhanden, den 


4 Auch infolge des Dreißigjährigen Krieges war in den Gemeinden 
wieder eine ähnliche, wenn auch wohl nicht ganz so starke Verwirrung 
eingerissen. Daher verlangte die Regierung in Fürstenau zu Anfang 
des Jahres 1662 von sämtlichen Pfarrern des Landes Gutachten darüber, 
wie die alte Kirchenordnung des Landes verbessert werden könnte. Die 
zum Teil recht ausführlichen Gutachten liegen noch vor und gewähren 
einen interessanten Einblick in die kirchlichen Verhältnisse dieser Zeit. 
Sie gestatten auch in gewissen Grenzen Rückschlüsse auf die vor dem 
Erlaß der Kirchenordnung herrschenden Zustände. 

5 Abgedruckt bei Luck, Versuch, S. 15ff., mit manchen Ungenauig- 
keiten. 

6 Heymbacher, von Kissingen stammend, war eben erst nach 
Michelstadt berufen worden; vgl. Luck, Versuch, S. 72. 

? Gemeint ist wohl Johann Heun, der in Michelstadt Schulmeister 
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predicanten gehalten werden, nemblichen uf den Sonn- 
tag, Mitwoch unnd Freytag, yedesmals vor der predig, 
Auch mit gepurender erinnerung. 


Eynsegnung der ehe. 


Die solle iij sonntag nacheynander uffkundt 
werdenn, unnd die eynsegnung nach verscheynung der 
dreier Sontag nach der predig wie biß anhero gescheen. 


Cathecißmus. 


Der Cathecismus solle alle Sonntag nach der mittag 
predig, welche uf ein halbe stunde wheren, Auch eyn- 
halbe stunde furgenommen werdenn. 


Eynleittung der Weiber nach der geburt. 


Die weyber, sollten nach der geburt uf die Sonntag, 
mitwochen und freitag nach gethaner predig eyngeleittet 
werden. 


Hernachvolgende tage sollen zu feyern verkundet, 
und durch den glockner feyertäglich geleutet werdenn, 


deß Newen Jars tag, 

der heiligen drey konig, tag, 

Unser frawenn lichtmeß, 

Sant Matheus des Zwelfbothenn tage, 

Marie verkundigung, 

Der Ostertag, und der nechst tag darnach, 

Sant Phillippi und Jacobi der Zwelfboten tag, 

Unsers Herrn Himelfart, 

Den heilgen Pfingstag und den nechsten tag dar 
nach und keyn mer, 

Sant Johans des teuffers, 

festum visitationis Marie, 

Sant Petri und pauli Zwelfbotten.® 


Am untern Ende der zweiten Seite ist von anderer 
Hand bemerkt: 


war und später nach Ober-Mossau kam. Er starb 1565 zu Güttersbach. 
Luck, Versuch, S. 79. 

8 Luck, Versuch, S. 16f., fügt am Schluß noch folgende Tage hinzu: 
Sant Jacobi des Zwulfboten, Sant Bartolomäi des Zwulfboten, Sant Mat- 
thäi des Zwulfboten, Sant Michaelis des Erz Engels, Sanct Judä, Sanct 
Andreä, Sanct Thomä, Weyhnachten, St. Stephani, St. Johannis des 
Zwulfboten. Woher dieser Zusatz stammt, ist mir nieht deutlich. Zu 
dem Schriftstück selbst kann er ursprünglich nicht gehört haben, da der 
Tag des Matthäus, der des Jakobus und der Johannistag doppelt vor- 
kommen. 

2* 
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Soll die actus selber tun mit dem Nachtmal, Tauff, 
einsegnung der Ehe, Einleittung der weiber, souer? er 
vermoglich und nit herrn Johannen an die stet zustecken. 


Bei dieser Abmachung weist nichts darauf hin, daß sie 
auch für andere Gemeinden gültig sein solle. Wie die Ver- 
teilung der Amtsgeschäfte unter dem Prädicanten und Pfarrer 
beweist, ist sie nur für die Gemeinde Michelstadt bestimmt 
gewesen und soll in ihr bestimmte äußere Ordnungen fest- 
legen. Sie bleibt daher auch durchaus in den reinen Äußer- 
lichkeiten stecken und ist im Grunde nicht mehr als ein 
Verteilungsplan für die Amtsgeschäfte der beiden Michel- 
städter Geistlichen und eine Anweisung über die regel- 
mäßige Verrichtung der wichtigsten Funktionen. Immer- 
hin steckt in ihr doch schon im Kern eine Kirchenordnung, 
und der alte Registraturvermerk auf der Rückseite ist nicht 
im Unrecht, wenn er das Aktenstück als ‚eine kurtze 
Kirchenordnung‘ bezeichnet. 

Ob in den nächsten Jahren der Versuch, durch Auf- 
zeichnung der in den Gemeinden gebräuchlichen Ordnungen 
und durch Beratungen der Geistlichen zu einer kirchlichen 
Ordnung für die Gemeinden des Erbacher Landes zu ge- 
langen, wiederholt worden ist, läßt sich aus den Akten nicht 
mehr ermitteln. Je größer jedoch in dem vierten und fünften 
Jahrzehnt die Zahl der Landeskirchen wurde, die durch 
den Erlaß einer Kirchenordnung der Verwirrung auf kirch- 
lichem Gebiet zu steuern suchten und den gärenden Most 
der jungen Religion in feste Schläuche faßten, um so 
dringender wurde das Bedürfnis auch für die kleinen Terri- 
torien. Nachdem die benachbarten Gebiete, vor allem 
Hessen und die Pfalz Ordnungen erlassen hatten, lag es 
nahe, auch für die Erbachischen Lande an eine solche zu 
denken. 

Daß es zur Abfassung einer Kirchenordnung kam, viel- 
leicht schneller, als es nach dem ersten, schwachen Versuch 
scheinen mochte, war den Herrschaftsverhältnissen in der 
Grafschaft zu verdanken. Am 14. November hatte Graf 
Eberhard, fünfundsechzigjährig, die Augen geschlossen, 
ein Fürst, den ein Biograph nicht ohne Grund einen 
„großen Mann“ genannt hat.. Außer mehreren Töchtern 
hinterließ er drei Söhne, Georg, Eberhard und Valentin, 
unter die der Landbesitz verteilt wurde.’ Ein Jahr vor 


9 D. h. sofern. 

10 D. Schneider, Historie und Stammtafel des Hoch-Gräfl. Hauses 
Erbach, Frankfurt a.M. 1736, S. 163. Ausführlicher, aber wenig zuverlässig, 
G. Simon, Die Geschichte der Dynasten und Grafen von Erbach, Frank- 
furt a. M. 1858, S. 375 ff. 
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dem Tode Eberhards wurde ein Erbvertrag abgeschlossen, 
demzufolge Georg die Cent Michelstadt, das Kirchspiel 
Güttersbach, die Ämter König, Reichenberg und Schönberg, 
Eberhard die Ämter Erbach, Freienstein, das Kirchspiel 
Rimbach, sowie das Amt Tannenberg-Seeheim, das letztere 
an der Bergstraße, erhielt. Der jüngste Bruder, Valentin, der 
geistlichen Standes war, wurde mit einer jährlichen Summe 
Geldes, die teils in bar, teils in Naturalien zu entrichten 
war, abgefunden. Als er jedoch 1540 resignierte, erhielt 
er Schloß und Amt Schönberg zugewiesen (Vertrag von 
Fürstenau, 12. Mai 1544). Von den drei Brüdern war der 
älteste geistig der hervorragendste. Er hatte studiert, und 
zwar nicht nur, wie mancher seiner Standesgenossen, des 
guten Scheines wegen für eine Zeitlang ein paar Hoch- 
schulen besucht, sondern mit ernstlichem Fleiß. Auf weiten 
Reisen, deren eine ihn auch in das heilige Land geführt 
hatte (1526), war er dann weiterhin bestrebt gewesen, 
seinen Gesichtskreis zu erweitern. Daß er nicht gewöhn- 
lichen Schlags war, beweist die Tatsache, daß Melanchthon 
dem Vierundzwanzigjährigen seine Übersetzung von Lucians 
Lobrede auf Demosthenes, die 1533 in Hagenau erschien, 
mit einem für den Geehrten schmeichelhaften Schreiben 
widmete.!! Die von Graf Georg 1544 in einem für die Zeit 
erstaunlich gewandten Latein abgefaßte „Schutzrede für 
den Christen‘12 beweist besser als alle Lobsprüche, daß 
ihr Verfasser nicht bloß oberflächlich humanistische Bildung 
genossen hat, und daß er auch in theologischen Gedanken- 
gängen wohl bewandert war. So ist er auch wohl befähigt 
und geneigt gewesen, die Frage einer Kirchenordnung für 
Erbach besonders zu fördern. 

Den Anstoß dazu gab das Verhältnis des Grafen zu 
dem Besitz der Herrschaft Breuberg, deren Besitzer, Graf 
Michael Ill. im Jahr 1556 ohne Hinterlassung männlicher 
Erben gestorben war. Damit fiel Breuberg zur Hälfte an 
den Grafen Stolberg, zur Hälfte an Erbach. Denn Margarethe, 
die Gemahlin des Grafen Eberhard, war aus Wertheimischem 
Geschlechte. Als Graf Georg seiner Mutter im Erbe des 
Anteils an Breuberg folgte, bestand Hoffnung, dieses Lehen 
des Klosters Fulda ganz dem Haus Erbach zuzuwenden. 
Die Einzelheiten dieser Erbschaftsangelegenheit, über die 
bei Schneider einige Urkunden zu finden sind®, gehört 


11 Abgedruckt Corp. Ref. II, 1835, p. 635 ff. 

12 Abgedruckt bei Schneider, Historie und Stammtafel, S. 361—375. 

13 Schneider, Historie und Stammtafel, S. 352ff. Simon, Die Ge- 
schichte der Dynasten von Erbach, S. 193 ff. 
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nicht hierher. Von Wichtigkeit ist nur der Vergleich, der 
zwischen den Gesamtherrn von Breuberg, nämlich dem 
Grafen Ludwig zu Stolberg in Königstein und den Grafen 
von Erbach am 7. Oktober 1556 abgeschlossen wurde. In 
diesem Vergleich wurde als erster Punkt. die Bestimmung 
aufgenommen: „Erstlich sollen, und wollen sich alle ihre 
Geistliche in der Herrschafft Breuberg einer christlichen 
Kirchen-Ordnung vergleichen, und damit solches desto be- 
ständiger beschehen möge, so soll, und will Graf Ludwig 
obgenannten Grafen zu Erbach die alte Kirchen-Ordnung, so 
bishero in der Herrschafft Breuberg gehalten worden, zu- 
schicken. Dergleichen sollen die Grafen zu Erbach wohl- 
genannten Grafe Ludwigen dero Kirchen-Ordnung, wie die 
in ihrer gantzen Graffschaft gehalten würd, auch über- 
senden, folgends sollen sich alle ihre Geistlichen darum 
einer Kirchen-Ordnung vereinigen.“ Die folgenden Ver- 
gleichspunkte betrafen die Besetzung der Pfarrstellen, bei 
der die Besitzer der Herrschaft abwechseln sollen, die 
jährlichen Visitationen der Pfarrer und die Aufzeichnung 
der Pfarrgüter, Gefälle und sonstigen Besitzungen und Ein- 
nahmen, also die Anlage von Salbüchern. Die übrigen 
Punkte befaßten sich mit der Verwaltung und Befestigung 
sowie dem Ausbau der Burg Breuberg, kommen also hier 
nicht in Betracht. 

Der Vergleich scheint, wenigstens was die Kirchen- 
ordnung angeht, auf dem Papier geblieben zu sein. Denn 
bei einem neuen Vergleich, der am 7. Dezember 1593 zu 
Breuberg abgeschlossen wurde®, heißt es: „Erstlichen. Die- 
weil der ersten zu Anno 56 den 7ten Octobr. aufgerichteten 
Vergleichung zuwider, noch kein sonderbahre Kirch-Ord- 
nung, durch gemeine Herrschafft angestellt, derowegen, und 
zu Verhütung künfftigen Mißverstands, nochmahlen dahin zu 
gedenken, damit angeregten Vertrag, in Aufrichtung ge- 
meiner Kirchen-Ordnung, erste Vollziehung beschehe, und 
zu dessen Beforderung beeder Herrschafften Superinten- 
dentes, und Prediger noch vor Ostern hiehero beschrieben, 
und solches für die Hand genommen werde“. Auch die 
Visitationen waren unterblieben und wurden nun aufs Neue 


1£ Abgedruckt als Nr. CLXXVII bei Schneider, Historie und Stamm- 
tafel, S. 358 ff. Der Besitzer von Breuberg, Michael von Wertheim, war 
1556 gestorben. Damals fiel die Herrschaft teils an Ludwig von Stol- 
berg, teils an Georg von Erbach. Vgl. in Kürze Luck, Kirchengeschichte, 
S. 169. 

15 Abgedruckt als Nr. CELXXVIII bei Schneider, Historie und Stamm- 
tafel, S. 360. 
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in Aussicht genommen. War also auch von der Gesamt- 
herrschaft von Breuberg in Sachen der Kirchenordnung 
alles beim Alten gelassen worden, und zwar, wie es scheint, 
durch die Schuld des Grafen zu Stolberg, so hat wenigstens 
Erbach eine Kirchenordnung erhalten, 

Über die Art, wie sie zustande kan, enthalten die Akten 
keinen Aufschluß, ebensowenig über die Person ihres Verfas- 
sers. Dain dem Vergleich von 1556 gesagt war, daß die Grafen 
von Erbach die Kirchenordnung, wie sie in der ganzen Graf- 
schaft gehalten werde, einsenden sollten, so war damit der 
Anlaß gegeben, eine solche Ordnung zu schaffen, falls sie 
noch nicht bestand. Auch über die Zeit der Entstehung sind 
nur unbestimmte Vermutungen möglich. Es läßt sich nur 
soviel sagen, daß die Ordnung bereits 1550 vorlag, nicht 
aber, wie lange vor dieser Zeit sie entstanden ist. In dem 
ältesten Kirchenbuch von Güttersbach, das in dem Erbacher 
Archiv verwahrt wird‘, ist von der Hand des Pfarrers 
Anton Metzler (Metzger) die Kirchenordnung zu Anfang ein- 
getragen. Da die danach folgenden Taufeinträge mit dem 
Jahre 1550 beginnen, so muß auch die Kirchenordnung, 
die wie Tinte und Schrift beweisen, gleichzeitig geschrieben 
wurde, damals dem Buche einverleibt worden sein. Für 
die Abfassung ist demnach als spätester Zeitpunkt das 
Jahr 1549 gegeben.!' Alle Vermutungen über den Verfasser 
schweben vorläufig in der Luft. Da sie vor dem Inhalts- 
verzeichnis das Formular für die Pfarrbestallung enthält, 
die nicht hineingehört, darf man billig bezweifeln, daß sie in 
dieser Form das Ergebnis von Verhandlungen einer Pfarrer- 
synode bildet. Näher liegt es, sie in einer Kanzlei entstanden 
zu denken. Vielleicht geht sie auf den Grafen Georg von 
Erbach zurück, dem die Fähigkeit zu ihrer Abfassung gewiß 
nicht abgesprochen werden kann. 

Fast genau gleichlautend mit der Güttersbacher Ab- 
schrift liegt die Kirchenordnung noch in zwei andern hand- 
schriftlichen Exemplaren vor, jede von anderer Kanzlei- 
hand ausgefertigt.' Das eine dieser beiden Exemplare, die 


16 Güttersbach, Kirchensachen. 

1 Daß die Ordnung aus diesem Jahre stammt, läßt sich durch 
folgende Erwägung noch wahrscheinlich machen: Da in ihr die An- 
legung von Kirchenbüchern gefordert wird, das Güttersbacher Kirchen- 
buch die Einträge mit 1550 beginnt, ist anzunehmen, daß die Verordnung 
im vorhergehenden Jahre ergangen ist. Zwingend ist dieser Schluß 
allerdings nicht. Noch 1577 waren in einzelnen Gemeinden des Er- 
bacher Landes keine Kirchenbücher in Gebrauch, trotzdem die Kirchen- 
ordnung seit 1560 sogar gedruckt vorlag. 

‚ .18 Beide im Erbacher Archiv, Fasz. 57, 3, Erbach. Gesamthaus, 
Kirchensachen 4. 
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sich fast nur durch die Orthographie unterscheiden, wurde 
Melanchthon vorgelegt und von ihm mit Bemerkungen ver- 
sehen; das andere muß in Michelstadt benutzt worden sein. 
Es enthält einen Anhang ‚Frue und Abendtgebett wie mans 
in der Kirchenn zu Michelstatt pflegt zu halten“. Dieser 
Anhang ist von derselben Hand, aber mit anderer Tinte zu- 
gefügt. Eine dritte Hand hat am Schluß der eigentlichen 
Kirchenordnung den Zusatz gemacht: „Auch sollen die 
Pfarrer Jeder zeit, so etwas nothwendig furfalt, zusamen 
khommen. Doch mit unserm Rath unnd vorwissen.!? Unnd 
sollen die Kirchenpfleger Iren Pfarhern, was sie Inn dieser 
Zusammenkunft verzern widergeben, und solch aussgabe 
In die Kirchenrechnung stellen und verrechnen.“ 

Ehe sie zum Druck befördert wurde, benutzten die 
Grafen die sich zufällig bietende Gelegenheit und baten 
Melanchthon um. sein Gutachten. Dieser war im Sommer 
1557 zu dem Religionsgespräch nach Worms gereist. Am 
14. August hatte er sich von seinen Zuhörern verabschiedet, 
hatte in neun Tagen Marburg erreicht, wo er lebhaft ge- 
feiert wurde, und war dann über Frankfurt weitergereist 
nach Worms, wo er am 28. August eintraf. Die Verhand- 
lungen gestalteten sich infolge des Verhaltens des rechten 
Flügels der Lutheraner äußerst unerquicklich und gerieten 
nach deren Abreise am 1. Oktober vollends ins Stocken. Da 
zunächst nicht weiter zu kommen war, machte Melanchthon 
einen Besuch in Heidelberg, wo er auch noch zu allem 
andern Ungemach mit der Nachricht von dem am 13. Ok- 
tober erfolgten Tod seiner Frau überrascht wurde. Anfang 
November erhielt er von Graf Georg von Erbach, mit dem 
ihn, wie S. 91 gesagt wurde, von früher Beziehungen ver- 
banden, eine Einladung zu einem Besuch. Von dem Zweck 
dieses Besuches scheint in dem verlorenen Einladungs- 
schreiben nichts gesagt gewesen zu sein; wenigstens findet 
sich in dem zwar in der Urschrift verlorenen, aber im 
Druck erhaltenen Antwortschreiben des Reformators2° 
keinerlei Andeutung darüber. Ja, eine Bemerkung kann so 
aufgefaßt werden, daß es sich nur um ein freundschaft- 
liches Zusammentreffen zu einem gemütlichen Gedanken- 


19 Diese Bemerkung kann kaum von jemand anderm herrühren als 
von Graf Georg selbst, über dessen eifrige und rührige Fürsorge für sein 
Land Olimpia Morata einen höchst anziehenden Bericht hinterlassen hat 
in dem italienischen Brief, der Opera, ed. Basil. 1570, p. 212ff., ge- 
druckt ist; s. p. 216f. Sie hatte bei ihrem Aufenthalt in Fürstenau 
reichlich Gelegenheit, die Tätigkeit des Grafen zu beobachten. 

20 Ph. Melanchthonis Epistul. liber, Lugd. Bat. 1647, p. 10sq. 
Corp. Ref. IX, 1842, p. 362. 
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austausch gehandelt habe. Melanchthon war dazu bereit; 
er freute sich auf den Besuch bei den Brüdern, die, wie 
er sagt, „excellentes sapientia et virtule‘“ seien, und hatte 
bereits die Pferde bestellt, als ihn ein schwerer Anfall von 
Gallensteinkolik reiseunfähig machte. So schrieb er am 
6. November ab: „In dieser Nacht quält mich die Kolik so 
heftig, daß ich nicht wage, die Reise anzutreten. Denn die 
Schmerzen dauern an, da der Stein wegen seiner Größe nur 
langsam durchbricht. Und wie könnte man bei solchen 
Schmerzen auch fröhliche Gespräche führen ?“ 


Die Grafen wollten jedoch nicht darauf verzichten, den 
Rat des Gelehrten und erfahrenen Freundes ihrer An- 
gelegenheit nutzbar zu machen. Am 19. November sandten 
sie Andreas Stalz und Georg Schwaiger nach Worms mit 
folgendem Schreiben: : 


„Georg, Eberhard und Valentin, grauen zu Erpach und 
Hern zu Breuberg gebrudere, 

Unsern gunstigen grues zuuor, Ehrwurdige Hochgelerte 
liebe besondere Freundt, Wir haben die Wurdigen und 
Ersamen Hern Andream Staltzen, Pfarrer und Predigern zu 
Michelstadt, und Georgen Schwaigern, unsere lieben ge- 
treuen abgefertigt, von unsertwegen etwas bei euch zu- 
werben. Wie Ir von inen zu vernehmen habt, Ist derwegen 
unser gunstig bitten, Ir wollet sie? guutwillig anheren, 
Inen glauben geben, und euch hierin freundlich erzaigen, 
Das seind wir umb euch hinwider mitt aller Freundschafft 
zu beschulden genaigt. Datum den xxixt Nouembris, Anno 
1557.“ Die Adresse lautet: „Den Eihrwurdigen und Hoch- 
gelerten Hern Philippo Melanthoni und Johanni Brentio, 
unsern besondern lieben Freunden“. Ein von der Hand des 
Schreibers, der den Brief ausgefertigt hat, herrührender 
Vermerk lautet: „Meiner gnedigen hern der grauen zu Er- 
pach etc. schreiben an Philippum und Brentium. Irer gnaden 
Kirchen Ordnung halber, etc. den xxixt Nouemb: Anno 
Lviit.“ Aus der Adresse ist zu ersehen, daß ausdrücklich 
außer Melanchthon auch Brenz wegen Prüfung der Kirchen- 
ordnung angegangen werden sollte. Da er als Sachkenner 
ersten Ranges gelten durfte, war seine Heranziehung durch 
die Grafen äußerst glücklich. 

Melanchthon und Brenz willfahrten der Bitte und sahen 
den Entwurf durch. Das Ergebnis der Prüfung trug Melanch- 
thon in Gestalt einer Anzahl von Randbemerkungen in das 


2: Abgedruckt bei Luck, Kirchengeschichte, S. 17, doch ungenau. 
?2 „gunstig‘‘ ist hier ausgestrichen. 
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nach Worms überbrachte Buch ein; zugleich schrieb er 
folgenden Brief an die Grafen®: 

S. D. Ilustres Domini Comites. Et si magnae sunt 
confusiones in genere humano, tamen constanter häc 
consolation& teneamus, q(uod) certo deus voce Euangelii 
propter Filiü colligat aeternä Ecclesiä, nec frustra ad 
inheritü tantü nascätur ho(m)i(n)es. In hac vera 
agnitione & Inuocatione dei, vt cöfirmet vos filius dei 
sedens ad dexträ aeterni Patris, vt dona det hominib(us) 
toto eü pectore oro. oro etiä eü vi semper in vestra 
patria Ecclesiä sibi colligat, & celsitudines vestras in 
vera Ecclesia seruet & gubernet. Librü vestrü diligenter 
legimus Rever&dus d. Brentius, et ego. Series rituum 
nobis nö displicet. Sed de verborum phrasi & de doctrina 
poenitentiae monuimus quaedam, vt in marginib(us) 
libri, & in pagella addita cöspici potest. Deus celsitudini 
vestrae et Illustrib. fratrib. cöfirmet vires animae & 
corporis. Datae die tertia Deceb. Cels. v. seruus Phi- 
lippus Melanthon. 

Adresse: Illustribus Dominis Georgio, Eberharto, 
& Valentino Fratribus Comitibus in Erpach & Dominis 
in Breuberg. Patronis reveräter colendis. 

Dem allgemeinen Gutachten in dem Brief entspricht das 
Maß der Besserungsvorschläge in dem handschriftlichen 
Entwurf. An der Anordnung ist überhaupt nichts geändert, 
und nur hie und da sind einzelne Ausdrücke, selten einige 
Sätze gestrichen und durch andere ersetzt. Auch die auf 
dem beiliegenden Blatt verzeichneten Bemerkungen be- 
treffen nur einige Nebenpunkte. Es heißt auf dieser Bei- 
lage zum Brief: 

In ipsis pagellis libri ascripsi quasdä emendationes 
in formis loquendi. 

In catechismo vellem expresse inseri Interroga- 
tiones de poenitentia, quid nöinelur poenilötia seu cCo- 
nuersio, quia haec, vocabula oportet in Ecclesia 
nota esse. 

Et vtile est sciri q(uod) conuersio comphendat 
haec tria contritione, fidem, et Nouä obedientiä. Haec 
distinctio populo aliquid lucis adfert. 

Ante communion& in priuato examine vellem ad- 
suefieri ho(m)i(n)es ad petendä priuatä absolution®. 


23 Der ungenaue Abdruck bei Luck, Kirchengeschichte, S. 18, ist 
durch die Wiedergabe nach einer Abschrift von Pfarrer Krauß in FEr- 
bach im Corp. Ref. IX, 1842, p. 391, ersetzt. Da aber auch dieser Ab- 
druck ein paar kleine Versehen enthält, mag der Brief hier nochmals 
in genauer Wiedergabe folgen. 
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Vellem etiä ante communion® post recitatä pub- 
licä precatione, vt annotaui, recitari verba absolutionis. 
Dem Entwurf stimmten also Melanchthon und Brenz 
grundsätzlich zu. Was ihnen noch verbesserungsbedürftig 
erschien, vor allem eine stärkere Betonung der Begriffe 
Buße, Bekehrung, Glaube, Gehorsam, schlägt in das theo- 
logische Fach und geht mehr die kirchliche Unterweisung 
als die kirchliche Ordnung an. Der Entwurf ist rein prak- 
tisch gerichtet, vermeidet alle theologischen Erörterungen 
und beweist eine bemerkenswerte Weitherzigkeit, die um so 
erfreulicher wirkt, als seine Entstehung in die Zeit er- 
bitterter theologischer und kirchlicher Streitigkeiten fällt. 

Der erste Abschnitt handelt von Berufung, Prüfung und 
Bestallung eines Pfarrers. Das Bestallungsschreiben, dessen 
Formular den Anfang macht, gehört freilich, wie später 
(1662) in einem Gutachten über die Kirchenordnung be- 
merkt wurde, nicht in diese, sondern in das Formularbuch 
einer Kanzlei. Der zweite Artikel befaßt sich mit der Prü- 
fung der neu berufenen Pfarrer. Da es in der Grafschaft 
noch keine geistliche Aufsichtsbehörde gab, die Pfarrer der 
einzelnen Gemeinden vielmehr gleichgestellt und der Herr- 
schaft unmittelbar untergeordnet waren, ergaben sich ge- 
wisse Schwierigkeiten, die später bei der Ausbildung einer 
Kirchenverfassung in Wegfall kamen.“ Für jetzt wurde 
angeordnet, daß bei der Berufung eines neuen Pfarrers 
von der Obrigkeit mehrere, und zwar mindestens zwei 
Pfarrer bestimmt werden sollen, die jenen in Gegenwart 
der Grafen oder der von diesen bestimmten Personen ver- 
hören, „Ob er seines Herkommens, lebens und lehre halben, 
tüglich sey, Pfarr und Kirchendienst zuuersehen“. Ist die 
Prüfung befriedigend ausgefallen, so soll ihm die Kirchen- 
ordnung vorgelegt werden, aus der er sich über seine 
Dienstpflichten verlässigen kann. Ist er damit einverstanden, 
sc muß er seine Probepredigt über einen ihm vorgelegten 
Spruch aus dem Neuen Testament halten, aber nicht vor 
der Gemeinde, sondern nur „in gegenwertigkeit etlicher 
weniger Personen, damit [ob er sich in solcher Predigt mit 
lehren und anderem, nicht geschicklich hielte, der Gemein ®3] 
kein ergerniß daraus entstehe“. 








. #4 Die Kirchenordnung von 1745 schreibt S. 1: „Pfarrer und Kirchen- 
diener werden von hohen Herrschafften beruffen, von Hoch Deroselben 
Consistorio ..... befraget und geprüfet ... vom zeitigen Superinten- 
denten und Inspectore mit Beywohnung eines rechter Seits des Altars 
stehenden Weltlichen-Bedientens würcklich eingesetzet“. In der Ordnung 
von 1753 ist das wiederum formell geändert, sachlich aber beim Alten 
gelassen. 

25 Die eingeklammerten Worte fehlen in der älteren Ordnung und 
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Der Prüfung und Probepredigt folgt dann die Vorstel- 
lung und Einführung, die der Gemeinde 14 Tage? vorher 
bekannt gegeben wird, damit aus der Gemeinde ein Ein- 
spruch erfolgen kann. An dem festgesetzten Tag erfolgt 
dann die Einführung durch einen der Examinatoren nach 
einem Formular, das sich durch seine kurze Form vorteil- 
haft auszeichnet. Bemerkenswert und für die kirchliche 
Lage bezeichnend ist der Satz, da nach Paulus die geist- 
lichen Schätze in irdischen Gefäßen getragen werden, „So 
wollen .wir euch erinnert und gebetten haben, ob dieser 
euer Pfarherr uß menschlicher Blödikheit, In seinem leben 
und wandel sich nicht alwegenn so volkhomlichen, als 
seinem hohen Ampt woll anstehet und gepurtt, halten wurd, 
des Ir euch nicht leichtlich darob ergern wollent, sondern 
ein christlichs freundlichs mitleiden mit Im haben“. Die 
Schwierigkeit, geeignete Persönlichkeiten für den Pfarrdienst 
zu gewinnen, zwang zu solchen vorsichtig vorbeugenden 
Bitten, die um so schwerer wiegen, als das derbe und 
keineswegs sehr zart gewöhnte Volksempfinden über Mensch- 
lichkeiten auch bei den Pfarrern nicht allzu streng zu urteilen 
pflegte. Übrigens sind, soweit die Akten ausweisen, Diszipli- 
nierungen selten gewesen und selbst in den wilden und 
rohen Zeiten während und nach dem Dreißigjährigen Krieg 
nur vereinzelt vorgekommen.?” Eine eigentliche Verpflich- 
tung, sei es auf die Augustana, sei es auf irgendein anderes 
Bekenntnis, fand nicht statt. Zu diesem ganzen Abschnitt 
haben Melanchthon und Brenz nichts zu bemerken gefunden. 

Der nächste Abschnitt behandelt das „Predigtampt‘“, 
d. h. den Hauptgottesdienst. Die allgemeine Richtschnur 
war mit folgenden Worten aufgestellt: „Es sollen alle Pfarr- 
herrn auff der Cantzel oder sonsten, nichts anderes lehren, 
oder Predigen, denn was sie mit wahrer gewisser [und]® 
ungezweiuelter Heiliger Schrifft beder alten und newen 


ee erst im Druck von 1560. Sie dienen offenbar der Verdeut- 
ichung. 

25 In der Güttersbacher Kirchenordnung heißt es „viertzen oder 
acht tag zuuor‘. Die andern handschriftlichen Exemplare bieten wie der 
Druck ‚„vierzehen tage zuvore“. Wenn die Frist die Möglichkeit geben 
sollte, über Lehre und Leben des neuen Pfarrers Erkundigungen ein- 
zuziehen, so war eine Woche zu knapp bemessen. Aus diesem Grund 
ist dann jedenfalls die Bestimmung geändert worden. h 

?? Fälle, wie der ärgerliche Prozeß gegen den Pfarrer M. Johannes 
Zollmann in Höchst, waren seltene Ausnahmen. Die Akten in dieser 
Sache entwerfen ein trübes Bild der sittlichen Zustände. Klagen wegen 
Trunksucht der Pfarrer sind häufiger, wurden aber, wie es scheint, nicht 
so tragisch genommen, 

2 Fehlt in den handschriftlichen Exemplaren. 
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Testaments beweisen und darthun können“. Auf diese all- 
gemeine Anweisung läßt der Druck von 1560 unter der 
Überschrift: „Wie es mit dem Cathechismo/Gebet, und 
anderm vor der Predigt soll gehalten werden‘ zunächst den 
Katechismus von Joh. Brenz (1535) folgen.“ In den hand- 
schriftlichen Exemplaren der Kirchenordnung fehlt der Kate- 
chismus hier und ist erst am Ende der Ordnung angefügt. 
Der Neudruck der Kirchenordnung von 1602 fügt hinter dem 
Brenzschen Katechismus noch den kleinen Lutherischen 
(das Enchiridion) samt Luthers Vorrede dazu mit folgender 
Einleitung ein®: „Weil aber bißher neben dem Catechismo 
Herrn Brentzii auch der kleinere Catechismus D. Martini 
Lutheri, sonderlich bey denen Kirchen, da es Schulen hat, 
im brauch gewesen, soll es hinführo auch dabey verbleiben, 
also und der Gestalt, daß ein Abwechselung geschehe, und 
diesen Sontag Herrn Brentzii Catechismus: den andern ein 
Häuptstück aus Lutheri Catechismus verlesen werde“. Die 
ältere Ordnung sieht keine Verlesung des Katechismus vor, 
sondern nur je ein Gebet vor und nach der Predigt. 

Zu dem Gebet, das sich wie alle Formeln der Ordnung 
durch seine knappe, natürliche und kräftige Sprache aus- 
zeichnet, hat Melanchthon einen bezeichnenden Änderungs- 
vorschlag gemacht, der allerdings im Druck keine Berück- 
sichtigung fand. Es heißt in dem Gebet: „Verleihe uns 
allenn, das unsere hertzen gefreyet seindt von weltlichen 
geschefften unnd wir mit allem fleiß Im glauben dein heiliges 
wort heren und fassen“. Melanchthon streicht „gefreyet“ 
bis „geschefften‘“ und setzt dafür „von allen yrthumben und 
abgotterey erledigt sind“. Man sieht, wie sich dem Witten- 
berger immer wieder die polemischen Gedankengänge herein- 
schieben, und wie er dem, was schlicht und menschlich 
gesagt war, seine theologische Spitze zu geben sucht. 

An die Predigt schließt die Ordnung von 1550 die Ver- 
lesung der zehn Gebote und des apostolischen Bekennt- 
nısses an. Die Zusammenfassung der zehn Gebote lautete 
ursprünglich: „Diese gepot seind verfasset In ein kurtzen 
Spruch, Mat. 7. Alles was Ir wollet, das euch die menschen 
thun sollen, dasselbig tut Ir Inen wider, das ist das gesetz 


... a Vgl. J. M. Reu, Quellen zur Geschichte des kirchlichen Unter- 
richts, I, 1904, S. 309ff. Der Katechismus war 1556 in der Pfalz und 
ın Baden eingeführt worden. 

®® Anlaß dazu gaben offenbar die Wünsche der Pfarrer selbst. 
In den Gutachten von 1662 wird darüber Klage geführt, daß der Brenzsche 
Katechismus selten und schwer zu erlangen sei, und daher gebeten, 
daß man den Lutherischen allein gebrauchen dürfe. Wo man das Buch 
den Schülern in die Hand geben wollte, traf das Bedenken allerdings zu. 


4 
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unnd alle propheten.‘“‘ Melanchthon hat diesen Spruch durch 
den andern Matth. 22, 37#f. ersetzt: „Du solt deinen Gott 
lieben auß gantzem Hertzen und deinen nehesten alß dich 
selb‘“ mit der Bemerkung: ‚„Nota dietum Matthei 7 loquitur 
tantum de secüda salute“. Der Druck hat entsprechend 
dieser Bemerkung und gleichlautend mit dem Brenzschen 
Katechismus den Spruch Matth. 22. 

An die Verlesung der beiden Katechismusstücke, die in 
dem Druck weggefallen sind, weil hier die sonntägliche Ver- 
lesung des ganzen Katechismus vorgesehen ist, schließt sich 
Sündenbekenntnis und Absolution an. Die letztere hat 
Melanchthon an zwei Stellen Anlaß zu Bemerkungen ge- 
geben. Die Formel lautet: ‚Jesus sagt zu seinen Jüngern 
Johannis am zwainzigsten. Nemend hin den heiligen geist, 
welchen Ir die sunndt erlassendt dem seind sie erlassen 
und welchen Ir sie behaltend, dem seind sie behalten der- 
halben Ich als ein Diener der Christlichen gemain alhie 
verkhundig [allen denen welchen Ire Sunndt von Hertzen 
laid seind und Ir leben zu pessern gedenken, auch Jdermann 
umb gottes Willen vergeben und seine vhele verzeihen 
wollen] durch das verdienst des Allerheilligsten leiden unnd 
sterben und aufferstehung unsers Herrn Jesu Christi ver- 
gebung aller Irrer Sunden Im Namen des vatters, des SunnB 
und des Heiligen geistes. [Amen.]? Den Jhenigen aber [so 
von Sunde nicht Abstehen «noch ablassen)3!: wollen Sondern 
in Iren mutwilligen gotslesterischen und halstarrigen leben 
furtzufaren und zu verharren gedenken] verkundige ich auch 
auß beuelch gotes den zorn und untrüglich gericht gotes über 
Ire Sunde biß so lang Sie sich auch pessern und zu Christo 
dem Rechten hierdten Irer Seelen mit bußfertigem leben 
und Wandel sich bekerren Welches got In Inen gnediglich 
verschaffen und volziehen wolle durch die mitwurckung 
seines Heiligen geistes. Amen.“ Hier hat Melanchthon die 
beiden eingeklammerten Stücke gestrichen und für das erste 
kürzer gesetzt: „allen denen, die sich zu gott bekeren‘“, 
für das zweite: „die sich nicht zu gott bekeren, sondern in 
sunden wider gewissen? verharren“. Auch hier blickt der 
gaealage durch, der die Bekehrung nicht missen mochte. 


30 Din Amen findet sich nur in der Güttersbacher Abschrift. Die- 
Absolution ist im Grunde hier zu Ende und das Folgende nur ein Nach- 
trag oder Anhang, der offenbar erst später eingefügt wurde. Indem das 
Amen stehen blieb, ist es ein Anhaltspunkt für die Komposition der 
Formel. 

31 Die Worte fehlen in der Güttersbacher Abschrift. 

32 Erst war „so gewißlich‘ geschrieben; die Worte sind aber dann 
gestrichen worden. 
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Die lateinisch beigefügte Erläuterung: „Absolutio nö ad- 
ferat dubitation@ addatur de his qui convertätur, ut credät‘ 
hebt das noch besonders hervor. Wiederum ist. die Kirchen- 
ordnung menschlich schlichter und von der theologischen 
Schulsprache fern. 

Auch bei dem allgemeinen Kirchengebet läßt sich das- 
selbe beobachten. Dies ist umfangreicher, als die Gebete der 
Ordnung sonst zu sein pflegen. Am Schluß ist daher in 
den handschriftlichen Exemplaren der Zusatz beigefügt: 
„Was also jetzund verzeichnet ist, wie es nach der Predig 
soll gehalten werden, mag Jederzeit nach gelegenheit umb 
kurtz willen etwas dauon außen gelassen werden“. Diesen 
Zusatz hat der Druck von 1560 bezeichnenderweise ge- 
strichen und nur den darauffolgenden aus dem älteren Ent- 
wurf behalten, daß es freistehen solle, in „Kriegen, Sterben 
und Teuerung sonderliche Gebete“ einzuschalten. Die ur- 
sprünglich ins Auge gefaßte Freiheit in der liturgischen Ge- 
staltung konnte gefährlich werden und wurde daher be- 
schränkt. 

Der Zusatz, den Melanchthon für notwendig erachtete, 
ist ebenfalls rein dogmatischer Art. Im Gebet heißt es: 
„So laßt uns erstlich bedenken die Nott der gantzen Christen- 
heit unnd bietten das Gott uns sein Wort Rhain und lauter 
erhalten wolle // und sein Arme Christenheit genediglich 
behutten wider alles furnehmen des Teuffels“. Melanchthon 
wünscht bei // folgenden Zusatz: „und unsere hertzen durch 
seinen son Jhesum Christum mit seinem heiligen Geist 
regieren“. Er vermißte also die trinitarische Formel und 
suchte dem Mangel an geeigneter Stelle durch diesen Ein- 
schub abzuhelfen. Wie an den andern Stellen ist der Druck 
bei dem ersten Entwürf stehen geblieben. 

Bin Krankengebet und die Form der Ankündigung der 
Feiertage bilden den Schluß des Abschnittes. Letztere lautet 
in den handschriftlichen Exemplaren folgendermaßen: „Die 
verkundigung der feyertagen solle also geschehen. Wir 
haben bis N. tag die gedechtnus des fests oder des heiligen 
wollen wir unß hergebrachter ordnung nach von weltlichen 
geschefftenn enthalten, damit wir gotles wort desto vleissiger 
konnen handlen unnd horen.‘“ Die Frage, die überall in der 
evangelischen Kirche brennend war und über die man schon 
1543 in Michelstadt verhandelt hatte, welche Feiertage man 
aus der katholischen Kirche herübernehmen solle, war damit 
nicht entschieden. Daher findet sich am Ende der ge- 
schriebenen Ordnungen ein Verzeichnis der zu haltenden 
Feiertage: „Erstlich alle Sontag. Alle Apostel Tag. Den 
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Christtag und zwen tag hernach [auch Innocentis Churfest].° 
Auch Steffanum und Joannem. New jars tag. Den tag den 
man nennet der heiligen drei konig tag. Item so man puri- 
ficationem Mariae wil verkundigen sol man also sagen. Wir 
haben uff N. tag die gedechtnus das Maria das Kindlein 
Jhesum nach sechs wochen im Tempel geopffert zu Jerusalem 
nach dem gesetz moysi. Mariae verkündigung. Karwochen., 
Es sollen uff den palmtag mitwochen, Donnerstag und frei- 
tag der passion wie Inen die uier Evangelisten beschreiben 
uff Jden tag einer nach dem text dem volck fürgelesen 
werde. Ostertag und zwen tag hernach. Uffartstag. Pfingst- 
tag Zwen tag hernach. Joannem den täuffer [Mariae Heim- 
suchung].’® 

Die gedruckte Kirchenordnung hal diese Liste noch- 
einmal revidiert und sie in den Abschnitt von dem Gottes- 
dienst an Stelle jener Abkündigungsformel eingearbeitet. Die 
Aposteltage sind gestrichen; der Neujahrstag ist als ‚Test 
der Beschneidung“ beibehalten. Gestrichen ist weiterhin 
auch der Johannestag, vielleicht wegen der mancherlei Volks- 
bräuche, die dabei geübt wurden, vor allem des Johannis- 
feuers. Die Ausschaltung des Feiertags führte freilich doch 
nicht zur Beseitigung dieser tief im Volksleben wurzelnden 
Gebräuche, die trotz der Verbote und Strafmandate der 
Regierung weiter geübt wurden.3 








3 Nur im Güttersbacher Kirchenbuch. Gemeint ist das Fest der 
unschuldigen Kinder am 28. Dezember. 

32 Dies fehlte ursprünglich im Güttersbacher Kirchenbuch und ist von 
anderer Hand nachgetragen. Wie schwankend die Verhältnisse noch 
waren, hat Metzler dadurch angedeutet, daß er im Kirchenbuch 3/, Seite 
frei ließ, um etwa weiter angeordnete Feiertage noch nachtragen zu 
können. 

3 Im Jahre 1582 richtete Pfarrer Dietrich Flick zu Sandbach 
ein Gesuch an die Herrschaft mit der Bitte, den Unfug des Johannis- 
feuers zu verbieten. In dem wortreichen Schreiben ist nur die Be- 
schreibung der Bräuche, wie sie in der Gegend von Sandbach geübt 
wurden, von Interesse. Er schreibt darüber: „Jährlich uff Johannis 
Baptiste abent, fahen sie ahn, ein feuer, uff einem besonderen platz in 
oder außer den flecken und dörffern anzuzunden, treiben solches drei 
abent nacheinander ahn, also und solcher gestaltt: Die Jhenigen so darzu 
lauffen beide von Mann und Weibspersohnen, tragen ein bürde holtz 
oder sonsten dergleichen Materj darzu, werffens ins feuer, mit denen 
Wortten, das all ihr unglück im feuer mitt verbrennen sölle, dantzen 
und springen darnach umb und über das feuer, und wehret solche 
handlung oftermals, wohl biß umb Mitternacht, treiben, sonderlich das 
junge gesindlein, wie den gut zu erachten, grosse schand und mutt- 
willen dabei, zerstreuen letzlich die außgeleschte kohlen gegen dem 
fruchtfelt auß, welches für hagell, ungewitter und allerlei zufellige 
schäden sonderlich gut sein soll. Ein theil tragen die bränd und kohlen 
mit sich heim, brauchen sie auch zu sonderer abgötterei, welche mir 
nit alle bewust oder bekant.‘“ (Erbacher Archiv, 57, 3, Nr. 7.) 
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Bei dem Abschnitt über die Taufe, bei dem wie in andern 
Kirchenordnungen Luthers Taufbüchlein teilweise wörtlich 
benutzt ist, hat Melanchthon keine Änderung für nötig ge- 
funden. Dagegen bei dem folgenden, der vom Abendmahl 
handelt, finden sich‘ mehrfache Korrekturen. In der Ab- 
kündigung des Abendmahls am vorhergehenden Sonntag 
findet sich die Verwarnung an die Unbußfertigen: „Darumb 
seind alle die unwirdig [welchen Ire sundt von hertzen nit 
laid seind] und sich nit zu pessern gedenken“. Melanchthon 
formuliert den eingeklammerten Satz schärfer „welche in 
sünden wider gewissen verharren“. Auch hier lag kaum ein 
Anlaß vor, den Text der Ordnung zu ändern. Nur, daß die 
Ordnung nicht die Schulsprache der Dogmatik redete, konnte 
ihr zum Vorwurf gemacht werden, und daher der Versuch, 
die bußfertige Gesinnung zu den peccata voluntaria in Be- 
ziehung zu setzen. 

Da noch keine Konfirmation bestand, enthält die 
Kirchenordnung die Anweisung, am Tag vor dem Abend- 
mahl die Gemeinde zu versammeln und ihr einen besondern 
„Unterricht vom Nachtmahl“, für den ebenfalls ein For- 
mular beigefügt ist, vorzulesen. Außerdem sollen die Pfarrer 
besonders darüber wachen, „das von Jungen, bede Man 
und Weibs Personen so das nachtmahl noch nicht ge- 
brauchen niemand zugelassen werde. Es sey dan das er 
sich zuuor dem Pfarrer angezeigt und bekenntnus seines 
glaubens gethan auch von Ime genugsam verhord und unter- 
richtet worden“, wozu Melanchthon noch hinzufügt: „vnd 
die absolutio empfangen habe“. Da von vorausgehender 
Beichte und Absolution keine Rede ist, schien ihm der Zu- 
salz wohl notwendig, damit nicht etwa das Glaubensexamen 
als Ersatz dafür angesehen würde. Da aber Beichte und 
Absolution mit dem Abendmahl selbst verbunden ist, so hat 
die Forderung Melanchthons, das Examen mit der Absolution 
zu beschließen, gar keinen Zweck. 

Der Unterricht selbst zerfällt in vier Abschnitte. Im ersten 
wird im Hinblick auf die Gnade Gottes zur Reue ermahnt, 
durch die das Begehren nach dem Abendmahl desto lebhafter 
werden soll. „Zum Andern sollen wir auch fleißig bedrachten 
und erwegen, das uns von solchem verderben zu helfien das 
Ewige wort gottes und der Sun des Allmechtigen, fleisch 
und unser bruder worden ist, damit einn heilig fleisch und 
blut das ist einn Rechter gotseliger Mensch were durch den 
unser aller fleisch und blut wider brecht und geheiliget 
würde. welchs geschicht so wir [daselbig warlich essen 
und trincken im glauben]; Den Schlußsatz beanstandete 
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Melanchthon und wollte dafür geschrieben haben: „in 
rechtem trost glauben® das ehr vnß zu gut mensch?” vnd 
ein opfer für vns worden sey, vnd In disem trost ist ehr 
warhafftiglich In vns krefitig‘“. Der Grund der Änderung 
ist auch hier durchsichtig. Der Entwurf schien dogmatisch 
zu farblos oder überhaupt zu undogmatisch. Der dritte 
Abschnitt enthält die eigentliche Abendmahlslehre: „Zum 
dritten, das unß der Herr denselbigen seinen heilig- 
machenden leib und blut Im Heiligen Abentmal mit den 
sichtbaren Zeichen brot und wein durch den dienst der 
Kirchen warlich darreicht und wubergibt nicht zur speiß 
des natürlichen und zeitlichen, sondern zur speiß des geist- 
lichen und ewigen lebens wie seine heilige wort lauten. 
Nembt und eßt. Das Ist mein leib trinket daraus alle das ‚Ist 
mein Blut ete. Welche wort des herren wir mit einfeltigem 
glauben auffnemen und nit zweiffeln sollen, Er der Her selber 
sey mitten undter uns unnd gab sich uns durch den dienst 
der Kirchen den er selbst darzu verordnet hat wie er uns in 
diesen seinen worten anzaigt das also auch uns das brot 
das wir brechen warlich sey die gemeinschafft seines leibs 
und der kelch bei dem wir dancken die gemeinschaft seines 
Bluts Allein das wir alweg fleissig bedrachtenn warumb der 
her uns also seine seligmachent gemeinschafft Im heiligen 
Abentmall Immernn mitteilt Nemlich darumb und darzu 
das wir unser sünd Immern grüntlicher erkhennen hertzlich 
berewen [der verzeihung derselbigen Inn Chro mer getrosten 
auch In dem Newen leben mer gefurdert und gesterckt 
werden Auff] das wir also Immer mer In Chro dem herrn 
bleiben und leben und er Inn uns also das wir nhun mehr 
sein leib und glieder und er unser haubt sei welchs wir be- 
zeugen so wir seine gemeinschaft in seinem nachtmall alle 
empfahen und theilhafftig werden seines leibs und bluts 
wie wir dan alle eins brots und Kelchs vom Tisch des herren 
theilhafftig werdenn.‘“ Die in diesem Abschnitt vorgetragene 
Abendmahlslehre konnte um so eher auf Melanchthons Zu- 
stimmung rechnen, als sie sich mit der Formel der variata. 
von 1540 cum pane et vino vere exhibeantur corpus et 
sanguis vescentibus ziemlich genau deckte. Nur an einer 
Stelle hat er eine Änderung angebracht. Statt der oben ein- 
geklammerten Worte möchte er gesetzt haben: „vnd durch 
Jises zeugnis das sich® der Herr christus vns gibet vnd 


36 Zuerst „durch glauben seine wort“, was dann ausgestrichen 
wurde. 

3” Danach sind die Worte „worden sey, vnd‘ ausgestrichen. 

%8 Danach ist „Herr‘‘ ausgestrichen. 
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zu)” seine glidmas machet‘° der glawb gesterkt werde, 
das vnß gewißlich“!: vnsere sunden vergeben sind vnd“, 
Die Absicht, die reale Vereinigung der Gläubigen mit Christus 
in dem Genuß des Abendmahles noch besonders zu be- 
tonen und damit die Zwinglische Auffassung abzuwehren, 
die durch die Fassung des Wortlautes in der Kirchenordnung 
nicht genügend sicher ausgeschlossen erschien, ist deut- 
lich zu erkennen. Es zeigt sich also auch in dieser Hinsicht 
wieder dasselbe Bestreben, der Ordnung ein festeres dog- 
malisches Rückgrat zu verleihen. 

Eine weitere Änderung im vierten Abschnitt deckt sich 
fast wörtlich mit dem Vorschlag bei der Abkündigung des 
Abendmahles (o. S. 33). Es heißt in der Ordnung: Wir sollen 
wissen, „das zum nachtmall Christi das ist zu seiner gemein- 
schafit nach dem wort gotes [nit zugelassen werdenn sollen 
alle die] welche [sich nicht für Sunden erkhenen und Ire 
Sund von Hertzen nicht laidt sein lassen und sich nit zu 
pessern gedenckenn]‘“. Entsprechend dem früheren Vor- 
schlag merkt Melanchthon hierzu an: „nicht gehen sollen, 
welche in sunden wider gewissen verharren, vnd sich nicht 
bekeren“. 

Den Gang der Abendmahlshandlung selbst hat Melanch- 
thon nur an einer Stelle beanstandet. Die Kirchenordnung 
sieht nach einer ziemlich ausführlichen Abendmahlsvermah- 
nung vor: 1. Rezitation der Einsetzungsworte; 2. Austeilung 
mit den Formeln: „Gedenckh das der leib Christi fur dich 
zu Todt gegeben sey‘“, „Gedenckh das das Blut Christi fur 
dich am Creutz vergossen sey‘; 3. Danksagung; 4. Segen, 
Melanchthon wünschte nach der Vermahnung die allgemeine 
Absolution eingeschoben: „Hic vellö recitari publice com- 
munem absolutr accedentiü ad communionem‘“. Der Gang 
der Handlung, den die Kirchenordnung vorschreibt, schließt 
sich auf das Engste an den Entwurf an, den Johann Brenz 
1526 für Schwäbisch-Hall geliefert hat.t? Die reichere litur- 


3 ‚zu‘ fehlt irrtümlich. 

40 Danach sind die Worte „gesterkt werde‘ ausgestrichen. 

#1 Danach ist „diese“ ausgestrichen. 

# A. L. Richter, Die evangelischen Kirchenordnungen, I, 1846, 
S. 43b. Die Fassung der Spendeformel zeigt den Einfluß der zwing- 
lischen Auffassung vom Abendmahl als einer Gedächtnisfeier. In keiner 
andern Kirchenordnung ist das so stark und geflissentlich hervorgehoben 
worden. In dem Druck von 1753 (Wertheim bei Georg Neher) ist denn 
auch die Spendeformel abgeändert und umgesetzt worden: „Nehmet hin, 
und esset, das ist der Leib JEsu Christi, vor eure Sünde in den Tod 
gegeben, welcher euch stärke und erhalte in wahrem glauben zum 
ewigen Leben“. Ähnlich bei dem Kelch. Daß Bedenken bestanden, 
beweist die Umfrage von 1577, bei der die 16. Frage lautet: „Waß er 
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gische Gestaltung, wie sie Luther im Anschluß an die katho- 
lische Liturgie empfohlen hatte, fand hier keinen Boden. 
In der Spendeformel ist die Kirchenordnung ganz selb- 
ständig. 

Der Rest hat Melanchthon keinen Anlaß zu Bemer- 
kungen mehr geboten. Die einzelnen Abschnitte, die noch 
folgen, handeln vom Krankenbesuch, vom Begräbnis, von 
der „Einlaittung der Eeleut‘“, vom Katechismus, von den 
Feiertagen, von den Kirchenbüchern und endlich vom ‚‚Ge- 
sang der Kirchen“. Bei der Beerdigung ist kein Bestattungs- 
akt vorgesehen, sondern nur nach Anzeige des Todesfalles 
ein Geläut mit einer Glocke und eine Vermahnung an die, 
die sich auf das Glockenzeichen zum Begräbnis versammelt 
haben. Für die Vermahnung:ist ein Formular gegeben. Wenn 
noch 1577 von manchen Pfarrern darüber Klage geführt 
wurde, daß die Sterbefälle nicht angezeigt würden und die 
Teilnahme der Pfarrer vielfach nicht begehrt werde®#, so 
mag das seinen Grund in der Dürftigkeit des Formulars ge- 
habt haben; denn mit der Vermahnung und einem daran 
angeschlossenen Vaterunser war für Leidtragende, die wirk- 
lich des Trostes bedurften, doch recht wenig gesorgt. Das 
war aber ein Mangel, den die Erbacher Kirchenordnung mit 
allen andern teilt. Nachdem die letzte Ölung und zugleich 
die Seelenmessen abgeschafft waren, in denen bis dahin die 
Kirche ihre Teilnahme an Kranken und ihre Sorge für die 
Abgeschiedenen bewiesen hatte, war es eine neue, erst zu 
lösende Aufgabe der evangelischen Kirche, hierfür Ersatz 
zu schaffen. Die dem Nürnberger Formular von 1533 nach- 
gebildete“ Erbacher Ordnung war immer noch besser als 


vor ordnung mit ausspendung deß heiligen nachtmals halte‘. Leider 
sind nur einige Antworten auf die Umfrage erhalten. Der Pfarrer Glaum 
von Beerfelden z. B. schreibt: „In ausspendung des brotts werdenn 
gebraucht die wort so in der Kirchenordnung stehn. Bedenck daß der 
Leyb J. C. &c also auch mit dem kelch.‘‘ Die Fassung der Frage be- 
weist, daß die Formel nicht überall gebraucht worden ist. Schon 1590 
wurde in einem Gutachten der Pfarrer von Michelstadt, Erbach, Klein- 
Heubach und Reichelsheim vorgeschlagen, die Einsetzungsworte zu er- 
setzen durch die Formel: „Nim hin undt Iß das ist der leib Jesu Christi 
vor dich gegeben. Nim hin und trinck das ist das Blut Jesu Christi vor 
deine sünd vergoßen“. Die Agende von 1602 ließ aber alles beim Alten. 
43 So schreibt Pfarrer Michael Busch von Reichenbach: „Mitt dem 
begräbnis der abgestorbenen haben meyne Pfarkinder eine Zeittlang 
eine böse gewonheit gehapt, haben begraben und keines Pfarhers darbey 
begert‘“. Andere berichten, daß sie sich an die Kirchenordnung halten, 
„so Ich gefordert werde‘ (Reichelsheim) oder „so es iemants begert‘“ 
(Brensbach. Demnach war die Mitwirkung der Pfarrer durchaus nicht 
allgemein. Sitte. 
44 Vgl. Richter, Kirchenordnungen, I, S. 210£. 
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z. B. der Wittenberger Brauch®, wo man in sehr peinlicher 
Weise zwischen Arm und Reich schied. Starb „eyn gemein 
mensch“, so wurde nicht geläutet und nur die nächsten 
Nachbarn gingen mit der Leiche zum Grab. Bei „mittel- 
messigen burgern“ begleitet der Schulmeister mit den 
Kindern die Leiche und singt auf dem Weg zum Friedhof 
und am Grab. „Doch leut man zu solchem begrebnus nicht, 
So werden die Caplan auch nicht darzu erfordert noch 
beruffen.‘‘ Stirbt aber Jemand von „redlichen leuten‘, so 
wird mit der großen Glocke geläutet und nicht nur die 
Schule, sondern auch „alle Kirchendiener‘“ begleiten die 
Leiche. Doch geschieht das selten. 

Die Einsegnungsform der Ehe ist größtenteils wörtlich 
der Brandenburg-Nürnberger Kirchenordnung von 1533 ent- 
nommen“, an deren Abfassung Brenz erheblichen Anteil 
hatte. Die Abweichungen sind ganz geringfügig. Manches, 
wie das Fehlen des Ringwechsels in der Erbacher Ordnung, 
wird auf den Ortsbrauch zurückgehen. — Der in den hand- 
schriftlichen Exemplaren auf die Einsegnung der Ehe 
folgende Abschnitt „vom Catechismo oder Kinder lehr‘, 
der in einer Wiedergabe des Katechismus von Johann Brenz 
besteht, ist bei dem Druck gestrichen und dafür der 
Katechismus, wie bereits oben bemerkt, nicht eben ge- 
schickt in den Abschnitt vom Hauptgottesdienst eingereiht 
worden. Auch den in den Handschriften auf den Katechis- 
mus folgenden Abschnitt von den Feiertagen hat der Druck, 
hier mit besserem Grund vorausgenommen. — Den Beschluß 
machen eine Anordnung wegen der Kirchenbücher, deren 
Anlegung und regelmäßige Führung verlangt wird und 
wegen des Kirchengesangs. — Den Anhang bildet eine An- 
weisung wegen des Frühgebets, hinsichtlich deren die hand- 
schriftlichen Exemplare von dem Druck abweichen. Das 
Güttersbacher Kirchenbuch fügt eine sonst fehlende aus- 
führliche Anweisung zu: „Volget nun wie das gebet ge- 
halten solle werden“, Der Michelstädter Entwurf hat — mit 
anderer Tinte, aber von derselben Hand geschrieben — im 





#5 Sächsische Visitationsartikel von 1533 bei Richter, Kirchenord- 
nungen, I, 230b. 

46 Vgl. Richter, Kirchenordnungen, I, S. 209 £. 

4 Erhalten ist meines Wissens nur das Kirchenbuch von Gütters- 
bach (s. 0. S. 23, Anm. 16), dessen Einträge mit dem Jahr 1550 be- 
ginnen. Es ist genau nach der Vorschrift der Kirchenordnung angelegt: 
„Es soll ein jeder Pfarherr ein Kirchen buch machen, darein soll man 
ordentlich von jar zu jar schreiben, wenn ein Kindt getaufft wird, 
wer sein Vatter, Mutter und Geuatter gewesen sey. Auch was man zu 
jeder zeit für Eheleut einfurt und einsegnet. Deßgleichen auch wenn 
eins stirbt.‘ 
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Anhang ‚rue und Abendt gebett wie mans in der Kirchenn 
zu Michelstatt pflecht zu halten“. In dem Melanchthon vor- 
gelegten Entwurf fehlt beides. Doch möchte ich vermuten, 
daß die Güttersbacher Abschrift auch hier die Vorlage am 
treuesten bewahrt hat, wenn schon mir kein Grund er- 
kennbar ist, aus dem die Anleitung mit ihren Formularen 
gestrichen worden ist. 

Zum Schluß, im Druck irrtümlich mit dem Abschnitt 
vom Frühgebet verbunden, steht die Anordnung, daß regel- 
mäßige Pfarrzusammenkünfte stattfinden sollen. Der Druck 
hat hier etwas abgeändert. Im Entwurf heißt es: „Und 
dieweill unnder Anderm bedacht ist, das die Pfarherrn 
unnd Amptleuth zweymall Im Jar zusamen komen sollen, 
Wo mann dhann etwaß befindt, das In dieser Ordnung zu 
bessernn, zu endernn zu meren, oder zu mindern were, 
das soll mit Rath beschehenn‘“. Dazu ist denn im Michel- 
städter Entwurf — von der Hand des Grafen Georg? — 
der oben S. 24 mitgeteilte Zusatz beigefügt. Dem ist im 
Druck Rechnung getragen, indem hier angeordnet wird, daß 
sich einmal im Jahr, am Mittwoch nach Quasimodogeniti „zu 
fruer tagzeit‘‘ die Pfarrer und Amtleute zu gemeinsamer 
Beratung und Beschlußfassung zusammentun sollen. Sollten 
wichtige Dinge, die nicht alle Pfarrer gleichmäßig angehen 
und deren Besprechung nicht bis zur allgemeinen Zu- 
sammenkunft aufgeschoben werden kann, vorfallen, so sollen; 
zwei, drei oder mehr Pfarrer deswegen eine Besprechung 
halten. Damit war ein Anfang für regelmäßige Pfarrsynoden 
gegeben, deren Einführung allerdings auch in den ge- 
druckten Ordnungen von 1602 und 1753 noch nicht an- 
geordnet worden ist. 

Die Kirchenordnung ist gedruckt worden, ohne daß 
nıan auf die Bedenken Melanchthons Rücksicht nahm. Man 
wird deshalb den Grafen nicht einmal einen Vorwurf machen 
dürfen. Der Entwurf in seiner untheologischen Schlichtheit 
vertrug keine Dogmatisierung. Als die Zeiten anders ge- 
worden waren, hat man bei dem Neudruck in der Mitte 
des 18. Jahrhunderts“ auch in dieser Hinsicht stark ein- 
gegriffen. Aber es geschah nicht zum Vorteil der Ordnung, 


48 Eine Neubearbeitung wurde 1745 veranstaltet, scheint aber aus 
persönlichen Gründen nicht in Gebrauch genommen worden zu sein. Ein 
aus den rohen Bogen des 1. Teils und den Aushängebogen es 2. her- 
gestelltes Exemplar befindet sich im Erbacher Archiv (Il, 129 IV}. Eine 
völlig umgearbeitete Ausgabe erschien dann 1753, die in Gebrauch genom- 
men wurde. Beide Drucke stimmen übrigens von S. 85 an völlig überein, 
so daß anzunehmen ist, daß die alten Bogen von hier an für die Ausgabe 
von 1753 benutzt worden sind. 
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deren unmittelbare Frische in der späteren Bearbeitung 
nicht mehr wiederzuerkennen ist. Mochten auch der ersten 
Fassung noch einige Mängel anhaften und sich manche 
Lücken fühlbar machen, wie denn die Ausgabe von 1602 
darin Abhilfe zu schaffen suchte -- im ganzen ist doch die 
Erbacher Kirchenordnung von 1560 kein unwürdiges Denk- 
mal reformatorischen Eifers in Hessen. 
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Zur Geschichte der Reformation und Gegen- 
reformation in den Patronatspfarreien des 
Klosters Ilbenstadt. 


Von 


Wilhelm Diehl. 


Zur Geschichte der Einführung der Reformation in der 
Wetterau habe ich in Jahrgang I unserer Zeitschrift einen 
kleinen Beitrag geliefert. Es sind darin die Pfarreien Ober- 
mörlen, Friedberg, Echzell und Rockenberg behandelt. 
Die Reformationsgeschichten von diesen ‚vier Pfarreien 
geben, richtig geordnet, ein Bild vom Gang der Reformation 
in der Wetterau überhaupt. Wir können da vier Haupt- 
perioden unterscheiden. 

Die erste ist dargestellt in der Reformationsgeschichte 
des landgräflich hessischen Ortes Echzell. 1527 zieht der 
bisherige Herbsteiner Pfarrer Kaspar Haun als erster luthe- 
rischer Prediger in Echzell auf. Das Ereignis fällt mitten 
in die Zeit, da Landgraf Philipps Superintendent Adam 
Kraft von Fulda, wie in Gesamthessen, so auch in den zu 
Hessen gehörigen Teilen der Wetterau, den katholischen 
Gottesdienst abschaffte und eine Pfarrei nach der anderen 
mit Predigern des Evangeliums besetzte. Im Jahr 1525 hat 
diese Arbeit begonnen, Mitte der dreißiger Jahre erreichte 
sie ihr Ende. 

Eine zweite Periode der Evangelisierung von Wet- 
terauer Pfarreien beginnt Anfang der vierziger Jahre. Das 
Schulbeispiel dafür liefert Friedberg. Nachdem bereits 
über ein Jahrzehnt vorher der Pfarrer Wolfgang Haber 
(1529—1533 in Friedberg, hierauf 1533—1557 zuerst in 
Oberrosbach und dann in Dauernheim) den Boden bereitet 
hatte, entschloß sich der Friedberger Rat im Jahr 1541 den 
ersten lutherischen Pfarrer anzustellen. Es war dies Wil- 
helm Wippenfurt, der um 1495 in den Niederlanden 
geboren war, Anfang der dreißiger Jahre als Priester in 
der Burg Friedberg, dann 1534—1536 als Pfarrer auf dem 
Johannesberg bei Nauheim, dann wieder in der Burg und 
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zuletzt bis 1541 als Pfarrer in Merzhausen bei Usingen 
gewirkt hatte. Das Vorbild der Metropole der Wetterau 
machte Schule. 1542 ward z. B. in Obermörlen und anderen 
königsteinischen Pfarreien, sowie in Staden, 1544ff. in 
den Solmser Pfarreien der Wetterau, 1545 in Burg Fried- 
berg und gegen Ende des Jahrzehnts auf dem Johannesberg 
und in Niedermörlen die evangelische Lehre eingeführt. 

Eine dritte reformatorische Bewegung setzte in der 
Wetterau Anfang der fünfziger Jahre ein, in den Zeiten 
nach dem Interim. Das Schulbeispiel bietet für sie in 
meiner Arbeit der Abschnitt über die endgültige Einführung 
der Reformation in Obermörlen, das 1542—1549 vorüber- 
gehend schon einmal evangelisch gewesen war. Sie vollzog 
sich im Jahr 1554. In die Zeit von 1550—1554 fällt die 
Reformation der meisten Wetterauer Orte, die bis dahin 
noch katholisch geblieben waren. 1553 erhielten Dorheim 
und Bad Nauheim und andere Hanauer Orte ihren ersten 
lutherischen Geistlichen, zwischen 1551 und 1554 ward 
Assenheim evangelisch, um nur ein paar Beispiele zu nennen. 

Die Reformationsgeschichte von Rockenberg endlich 
weist uns in die vierte Periode der Wetterauer Reformations- 
geschichte. Nachdem von dort im Jahr 1533 der lutherische 
Prediger Kaspar Göbel (Wenix) vertrieben worden war, 
war die Pfarrei bis nach dem Jahr 1555 katholisch geblieben. 
Der Augsburger Religionsfriede von 1555 gab der welt- 
lichen Obrigkeit die Handhabe, den Pfarreingesessenen end- 
lich den lutherischen Prädikanten zu geben, nach dem sie 
sich schon lange Jahre sehnten. Wie in Rockenberg ging’s 
in einer Reihe anderer Orte, deren Pfarrei wie die Rocken- 
berger unter dem Patronat eines Klosters stand. Was ihnen 
bisher versagt war, verschafite ihnen nunmehr die welt- 
liche Herrschaft auf Grund des Rechtes, das ihr der Reli- 
gionsfriede zugestanden hatte. 

Durch die Arbeit, die von 1555 an geleistet ward, ist 
das Werk der Reformation in der Wetterau vollendet worden. 
Im Jahr 1565 waren sämtliche Pfarreien der Wetterau 
evangelisch, das einzige Ockstadt, dessen Herrschaft, die 
Frankensteiner, dem katholischen Glauben treu blieb, aus- 
genommen. Versuche, auch diese Pfarrei zum lutherischen 
Glauben herüberzuziehen, sind mehrfach gemacht worden: 
1561 meldete sich auf sie der lutherische Pfarrer Friedrich 
Foenilius, der bisher auf dem Schiffenberg gestanden 
hatte, erhielt die Pfarrei allerdings nicht; doch steht außer 
Zweifel, daß der Mann, der damals die Pfarrei erhielt, 
Heinrich Ebel (1561—1564) evangelisch war, ebenso sein 


42 Wilhelm Diehl: 


Nachfolger Simon Klein (1565—1573). Freilich gelang 
es beiden nicht, die offizielle Anerkennung ihres Stand- 
punktes und ihrer Maßnahmen bei ihrer Obrigkeit zu er- 
reichen. 

Zu den Wetterauer Pfarreien, die in der dritten 
und vierten Periode der Wetterauer Reformationsgeschichte 
evangelisch wurden, gehören die Ilbenstädter Patronats- 
pfarreien Assenheim, Bönstadt, Rendel, Ilbenstadt, Södel 
und Erbstadt. Was uns die Akten über die Reformation und 
die Gegenreformation in einigen von ihnen erzählen, soll 
im nachfolgenden dargestellt werden. 


I. 


Bis zu dem Zeitpunkt, da die Reformation in den ge- 
nannten Pfarreien eingeführt ward, wurden diese vom 
Kloster Ilbenstadt aus, dem sie seit Jahrhunderten inkor- 
poriert waren, versehen. Der erste Ort, der sich mit Er- 
folg gegen diese Ilbenstädter Seelsorge empörte und bei 
diesem Vornehmen auch Erfolg hatte, war die den drei 
Herrschaften Solms, Isenburg und Hanau gemeinschaftliche 
Stadt Assenheim. Die Akten berichten darüber mancherlei, 
wenn sie uns auch über das wichtigste Datum, den genauen 
Zeftpunkt der Einführung der Reformation, im Stich lassen. 


1 


Im Jahr 1543 war unter der Assenheimer Bürgerschaft 
eine starke evangelische Strömung vorhanden. Sie ging 
darauf aus, daß der Ilbenstädter Mönch, der ihre Pfarrei 
versah, und ein ‚alter unvermuglicher Mann“ war, von 
der Pfarrei entfernt und seine Stelle mit einem „anderen 
Pfarrhern‘ besetzt werden möge, der nicht mehr die Messe 
lese, sondern das Evangelium predige. Die Bürgerschaft 
erreichte auch, daß der Pastor von Assenheim, der Propst 
Matthias Scheffer von Ilbenstadt, den alten Mönch auf 
Drängen der drei Herren, die die politische Gewalt über 
Assenheim hatten (Solms, Isenburg und Hanau), in das 
Kloster zurückzog. An seine Stelle trat eine „junge Person‘, 
von der der Propst in einem von Kiliani 1544 datierten 
Schreiben sagt, daß sie „erbar und gelert“ sei, auch ‚fur 
den Hochgelerten in Meintz“ das Examen bestanden habe. 
Freilich fand dieser neue Pfarrer bei den Assenheimern 
keine Gnade: Er las die Messe weiter und war kein Prediger! 
Sie beschwerten sich deshalb aufs neue und verlangten 
des Priesters Abschaffung und die Annahme eines luthe- 
rischen Prädikanten. Sie kamen vorerst aber nicht zum 
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Ziel. Der Propst beharrte darauf, daß der Priester auf der 
Stelle blieb, und begründete in dem erwähnten Schreiben 
seinen Standpunkt in der Angelegenheit in sehr interessanter 
Weise. Er schreibt darin an die Hanauischen Räte: „Es 
sint die drey Keller zu Assenheim bey mir gewessen und 
mir angezeigt ein Supplication von den Burgern zu Assen- 
heim eins Pfarhers halben, das mich vast befrembt von 
Inen und will E. E. darauff einen andern Bericht geben. 
“ Die Keller alle drey seint zum offtermall sampt den Burger- 
meistern bey mir gewessen und angezeigt, das der Pfarher 
daselbst ein alter unvermuglicher Man ist, und daß ich 
denselbigen soll versehen und ein andern Pfarher dahin 
thun. Das wollen E. E. also von mir als eynem Pastor 
und der einen dohin zu setzen, haben, und wo daß nit 
gesche, hetten sie Bevelch auch zu bestellen. So hab ich 
doch bißher der Person, ein solche Pfar zu regirm, bey 
mir nit uberig gehapt, biß ungeferd nechst vergangeu Jarb 
hat micl: Got eines Jungen erbarn und gelerten Persons be- 
raden, den ich gein Meintz fur die Hochgelerten zeschickt, 
lassen examiniren und zu einem Priester machen, wilcher 
dermassen erfunden, daß er gnugsam gelert, eine Pfar zu 
versehen, den ich gein Assenheim zu einem Pfarher gelhan 
und den alten Pfarher in mein Closter nemen und zu ver- 
sehen, und mich also in dem E. E. Bevelchs und Geheiß 
vonn den Kellern gehorsamlich erzeigt und gehalten, das 
ich mich uf E. E. Keller gezogen haben will, unnd die 
Bürger E. E. in dem in der Warheit nit wol bericht, khundt 
nit gedencken, waß Mangel sie an disser Person hetten. 
Er ist gelert, dan allein der Mangel, wie ich hören 
sagen, daß sie kein wollen haben, der Meß thu, 
das ist, wie E. E. zu erachten haben, in meyner 
Macht nit, dieselbige abzuthun. So hat er noch nit 
mer dan ein oder die andere Predig gethan. Ob er noch 
nit also beredt und khien, ist nit wider. Der Lutter und 
andere gut Prediger sint auch Schuler gewesen, biß 
die Zeit und Übung sie auch geschickter zu reden 
und khien zu predigen gemacht hat. Gantz lunter- 
teniglich pitte, E. E. wollen mit den Burgern lassen reden, 
sich mit dissem Pfarher, den ich dißmal dohin presentirt 
hab, lassen begnugen, wirt mit Gots Hilff auch Vleis an- 
wenden, was zu guter Lehr und einem Prädicanten zu- 
stehet, sich des zu bevleißigen. Ob aber ymands an seyner 
Lehre einen Zweifel oder Mangel, acht ich, er werd fur 
die Hochgelerten zu kommen kein Schewens tragen.“ 

Was auf diesen Bericht des Propstes hin erfolgte, ist 
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aus den uns vorliegenden Akten nicht zu ersehen. Es 
scheint, daß die „erbar gelert Person“ Pfarrer in Assenheim 
blieb. Jedenfalls blieb die Messe noch Jahre lang in Übung. 

Einen neuen Versuch, einen lutherischen Pfarrer zu 
bekommen, machten die Assenheimer im Jahr 1551. Am 
10. August dieses Jahres wandten sie sich mit einem dahin- 
zielenden Schreiben an die Hanauer Regierung. Das 
Schreiben ist von dem allergrößten Interesse. Schon der 
Anlaß ist interessant. Der Ilbenstädter Mönch, der zur 
Zeit Pfarrer von Assenheim war, war „zu Fall gekommen“. 
Er hatte, wie es in dem Schreiben heißt, „seinen Mutwill an 
einem armen Bürger bewiesen“, indem er ihn, „als er aus 
seiner des Pfarhern Arbeith des Abents khomen, unbillicher 
Weiß mit einem kurtzen Pleutgin durch den Kopif gestochen, 
daß man ime das Messer mit Gwalt hat müssen heraus 
ziehen“. Da der Täter bei dieser Gelegenheit selbst seine 
Abfuhr bekam — er zerbrach den Schenkel und mußte sich 
„mit einem Schieff ghen Ilmstatt in sein Oberkeith furen 
lassen‘‘ — nahmen die Assenheimer als Pfarrverseher einen 
„gutien christlichen Prediger‘ an, „welcher die Gemein 
Gottes und auch die Umbwoner treulich und wol mit Gotts 
Wort versah“. Diesen duldete der Ilbenstädter Propst aber 
nicht. Dieweil er den Mönchen „nit predigte, noch dem 
inen die Oren jucket, und inen nit in ihre Küchen gedienet‘, 
wurde er bald wieder beurlaubt und an seine Stelle neben 
dem bisherigen Pfarrer ein Mönch gesetzt, der „nirgent in 
heiligen Schrifiten je etwas gelesen“. 

Das war der Tatbestand. Noch interessanter sind die 
Einzelausführungen, die uns beweisen, daß die Briel- 
schreiber, Bürgermeister und Rat von Assenheim, von 
Herzen evangelisch waren. Das Schreiben beginnt damit, 
daß die Assenheimer darlegen, was sie in den gegenwärtigen 
Zeitläuften von ihrer Obrigkeit zu erwarten sich für be- 
rechtigt halten. „Die Oberkeit hat‘, so schreiben sie, ‚mit 
sonderm Vleiß in dissen letzten Zeitten ire arme Gemein 
und Unterthani mit christlich erbaren, gelerten Predigern 
und Seelsorgern zu versehen, also das dan noch neben der 
Kirchen Ordnung (götlichs Worts) das heilig Evangelion 
und .Wort Gottes dermaßen geprediget, das das gemein 
Volck zur Erbarkeith und Besserung des Lebens, sovil 
ınoglich, gefürt werde“. In diesem Punkte ist’s mit ihnen 
aber übel bestellt. „Wilches‘, heißt es weiter, „wir armen 
biß anher von dem Munchen des Closters Ilmstat nichts als 
viel gelert worden biß auff disse Stunde, dan mit viel 
unnutzer Messen, singen und lessen, wilches auch der 
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arme einfeltig Man anhengig gewessen und nun, Got hab 
Lob, durch das heilig Evangelion erleucht worden, und ire 
ungotlich, unchristlich Leben an hellem Tag leigt und ofien- 
bar ist, und nun dieselbigen vermeinten Geistliche Vetter 
keines als viel gelernt hat, daß derselbig einer gemelts 
Closters als viel studirt hat, dz er khunde uff der Canzeln dz 
heilig Vatter unser, zehen Grepot Gottes dem gemein Volck 
khunde außwendig fursagen, wir geschweigen dz heilig 
Evangelion und Wort Gotts predigen, sonder viel mher alzeit 
zur Hurerei, Föllerei, Geitz und Zanck geneigt sein Tag und 
Nacht“. ... „Es tragen auch E. Gn. und Gunsten guth 
Wissens, leigt und ist im Tag, das nun etlich Jar die 
Pfar zu Assenheim mit keinem gutten Prediger und Seel- 
sorger je versehen worden, dan alzeit mit den ungelerten 
Monchen besetzt worden, derhalben wir auch biß anhero 
von gemeiner Bürgerschafft viel Anlauffens gehapt unnd 
noch mit den und dergleichen Wortten, daß die Monch zu 
IIbenstat biß in die 300 fl. und mher in Assenheim jerlichs 
Einkhomens haben (wilches dan auch whar) und sollen 
unversehens gutter Prediger und Lerer in Mangel pleiben.‘“ 
Am Schluß des Schreibens aber lesen wir: „E. Gn. und 
Gunsten wollen diß unser notwendige und hohe Notturfit 
gnedigklich erwegen und ermessen (den wo Gotts Wort, 
dz heilig Evangelion nit lautter geprediget wird, do ist 
eyttel Finsternuß und Unglaub). Das wollen wir armen 
Underthanen durch fleisigisch Gepets gegen Got und E. Gn. 
und Gunsten understehen, wo nit unß imer moglich, in aller 
Underthenigkeith zu best halten und solliche E. Gn. und 
Gunsten Wolthat am jüngsten Gericht fur unßerm Herrn 
Christo rhumen, wan er sagen wirt: Ich bin hungerig ge- 
west, durstig, nacket, schwach, gefangen und Ir hapt mich 
gespeißet, gedrenckt, gekleidet, getrost. Warlich die armen 
Gemein hungert, durstet nach der Gerechtigkeit geistlicher 
Speiß unnd Tranck, nacket sein sie und wolten gern an- 
gezogen werden mit dem Kleide gotlichs Worts, sie sint 
schwach und begeren des rechten Arzts, der da heist Jesus 
Christus.“ 

Der Ilbenstädter Propst hatte sich, wie in dem Schreiben 
auch erwähnt wird, „offtermalen hören lassen, die Assen- 
heimer sollten die Mönch haben und solten ihre Herzen 
zerspringen‘“. Die Folgezeit beweist, daß er an diesem 
Satz auf die Dauer nicht festhalten konnte. Zwischen 1551 
und 1554 — das Datum ist zur Zeit nicht festzustellen — 
mußte er sich dazu bequemen, der Gemeinde einen Pfarrer 
zu geben, der evangelisch predigte. Es war zwar noch ein 
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Mönch, aber einer, der der neuen Lehre zugetan war. Über 
seine Persönlichkeit sind wir genauer unterrichtet. Es 
kommt das daher, daß die Assenheimer dem Mann am An- 
fang seiner Wirksamkeit nicht recht trauten, und zwar 
deshalb, weil er — obwohl Prediger des Evangeliums -— 
„in unehelichem Standt ging“. Sie baten auch im April 
1554, daß man den Mönch abschaffe und ihnen einen ‚„rich- 
tigen gelerten Prädikanten‘ gebe. Die hohe Obrigkeit unter- 
stützte dies Gesuch und forderte am 2. Mai 1554 den 
Propst Heylman Wynnecker auf, „den Pfarher abzuschaffen 
und ein gelerthe Person eines erbaren und unergerlichen 
Wesens und Wandels dahin zu beschaffen“, widrigenfalls 
die drei Herren die Pfarrbestellung selbst in die Hand 
nehmen würden. Gegen dies Gesuch wehrte sich: der Propst 
mit allen Mitteln. Er wies in seinem vom 27. Mai datierten 
Antwortschreiben darauf hin, daß der Mönch — Bonifacius 
Meusserius — ‚die Pfar unnd das Pfarvolck mitt pre- 
digen und Sacramentreichen so versehen, wie es nach 
christlicher Eynsatzunge unnd Gewohnheytt von Gott dem 
Almechtigen geordenet‘“. „Dieweyl man also an diesen 
Stücken an ihm kein Fehl finden könne“, „möge man doch 
mit ihme Gedult tragen, daß er nitt in ehelichem Standt sei“. 
Auch Meusserius selbst verantwortete sich. Er schrieb, 
daß er das Nachtmahl „nach Insatzung des lieben Hern 
Jesu Christi reiche und gebe‘ und „sein Predig unnd Taufe 
wie in Sachsen, Thüringen, Hessen, Franckfurt unnd andern 
Enden halte“ ; weshalb er nit im Ehestande sei, wisse man 
ja. Daraufhin gab man sich zufrieden. Meusserius blieb 
und wirkte noch 20 Jahre als lutherischer Pfarrer in Assen- 
heim. Im Dezember 1574 ist er in Assenheim Tods ver- 
fahren. Seine Nachfolger waren 1575—1581 Sebastian 
Glaum und 1582—1599 Johannes Erbius (7 24. August 
1599). 


Die zweite Ilbenstädter Pfarrei, über deren Refor- 
mationsgeschichte wir genauer aus den Akten unterrichtet 
sind, ist Ilbenstadt, zur Herrschaft Burgfriedberg gehörig. 
Im Unterschied von Assenheim sind hier die Nachrichten 
von besonderem kulturgeschichtlichen Interesse. Es kommt. 
dies daher, weil die Einführung der evangelischen Predigt 
von einem erbitterten Kampf zwischen dem Propst des 
Ilbenstädter Klosters, Heilmann Wynnecker (Windecker), 
und seinem evangelisch gesinnten Konventualen Johann 
Genskrack begleitet war, in dem es zu nicht gewöhnlichen 
Tätlichkeiten kam, die eine Anzeige bei der vorgesetzten 
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Behörde und eine eingehende Untersuchung nötig machten. 
Den Ausgangspunkt für diesen Kampf gab die Tatsache, 
daß Genskrack sich „ungehorsam und incorrigibilis‘“ erwies, 
sich in dfe Ordnungen des Klosters nicht mehr fügen wollte 
und in seinen Anschauungen, aus denen er kein Hehl 
machte, auf ‚„lutterischem“ Standpunkte stand. Der erste 
Zusammenstoß zwischen Propst und Mönch, der ernstere 
Folgen hatte, ereignete sich in der ersten Hälfte des Jahres 
1554. Als damals die Insassen des Klosters aus Furcht vor 
feindlichen Truppen ihr Gotteshaus verließen und nach 
Assenheim, wo sie ein Haus hatten, flüchteten, machte 
Genskrack die Flucht nicht mit, sondern blieb im Kloster 
zurück, verlangte aber, daß der Propst ihm nach wie vor 
seinen Unterhalt reiche, auf den er als Konventual ein 
Anrecht hatte. Da der Propst sich dessen weigerte, kam 
Genskrack zweimal nach Assenheim und erneuerte sein 
Ersuchen. Dabei kam es zu Auftritten, bei denen es sehr 
stürmisch herging. Der Propst schildert — allerdings an- 
scheinend mit allerlei Übertreibungen — diese Auftritte, 
deren zweiter zur Inkarzerierung Genskracks führte, in einem 
Bericht an den Mainzer Kurfürsten folgendermaßen: „Es 
hatt anfencklich diesser beclagt Johan Genßkrack mich zu 
Assenhaim in unserer Behausung mitt eyner gespanten 
Fewerbuchsen uberlauffen, unnd eynes andern Wehr ge- 
fordertt, oder solte ihme seyne auch nemen unnd sunst vil 
schmeglichert Wortt gehapt, man solte ihme zu fressen 
unnd sauffen gebenn unnd gehn Ilmstadt schicken. Es war 
aber dazumal keyne Haußhaltung des Hehrzucks halben, 
vor Franckfurt, in unserem Closter, den mir gehn Assen- 
haim gewichen waren, des so woltt gemelter Johann Genß- 
krack nit mitt uns sonder seynes Mutwillens und Eygen- 
nutzens halben blib er im Dorff Ilmstatt. Unnd uber ein 
kleine Zeytt darnach, so ist er wider gehn Assenhaim 
kommen und widerumb ein Tumult unnd Ufflauff in unserer 
Behaussung gemacht, auch etliche Burger uberlauffen und 
durch solche Ubermutt in das Gefencknus inkommen und 
ein Tag oder vier inhalten mussen.“ 

Trotz der soeben erwähnten Bestrafung ließ Genskrack 
nicht locker. Er beharrte darauf, daß der Propst ihm „die 
Zerung‘“ gebe. Darüber kam es selbstverständlich auch 
weiterhin zu Tätlichkeiten, von denen der Propst in dem 
erwähnten Bericht insonderheit die Verwundung eines Kon- 
ventualen namens Johann Menges hervorhebt. Da Gens- 
krack in keine Wege „hatt wollen gehorsam sein“, wandte 
sich der Propst an die hohe Obrigkeit von Ilbenstadt, den 
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Friedberger Burggrafen Johann Brendel von Homburg 
und bat ihn um Hilfe. Brendel kam dem Ersuchen nach 
und „liverte Genskrack in den Kercker‘‘, daraus dieser aber 
„durch sein Gewalltt widerumb hinaußgebrochen, die Schloß 
mitt Pulver zersprengkt, die Eychenthurn uffgerissen unnd 
wider zu dem Convent kommen“. Dieser Schilderung des 
Propstes, die, wie erwähnt, einseitig ist, ist zur Ergänzung 
beizufügen, daß Genskrack erst dann wieder „zum Convent‘“, 
d. h. in den Kreis der nach Ilbenstadt inzwischen zurück- 
gekehrten Mönche kam, als zwischen ihm und dem Propst 
auf Veranlassung des Burggrafen ‚eine Handlung‘ statt- 
gelunden hatte, in der den beiden Teilen mitgeteilt ward, 
„was sich jeder halten soll“. 

Trotz dieser „Handlung“ ging der Streit weiter. Schuld 
war daran der Propst, der — entgegen den Abmachungen 
vor Burgfriedberg — Genskrack vor das geistliche Gericht 
in Mainz brachte. Genskrack erschien dortselbst, nahm 
sich einen Anwalt und kehrte dann wieder nach Ilbenstadt 
zurück, um den Ausgang des Prozesses abzuwarten. Selbst- 
verständlich bedurfte es nunmehr nur geringer Anlässe, 
um Genskrack wieder in den Harnisch zu bringen. Über 
einige Ereignisse, die die Folgezeit in dem neu erwachten 
Streit zwischen Propst und Mönch brachte, erfahren wir 
Genaueres aus zwei Berichten des Propstes an den Mainzer 
Kurfürsten. In dem ersten, der in Eltville am 10. August 
1554 überreicht ward, klagt der Propst, daß Genskrack „ihn 
volgendts etliche mahl mit gewerther Handt in seinem 
eigen Gemach uberlauffen, und besunderlich vor 14 Tagen 
(ongefer) noch zwen weltlichen mit Fewerbuchsen (und er 
auch eine gehabt) zu ime genummen, mit Gewalt und ge- 
werther Handt vor sein Gemach (als er sich zu Ruehen 
gelegt gehabt) kummen, zwo Thuren zerdretten und erst- 
lich mit einem Stein, volgendts mit einem Weydner zu ihm 
hinein geworffen, und als solliche Wurff (durch gotiliche 
Versehung) nit angangen, sein Fewerbuchs uff ihn (doch 
Gott lob unverletzlich) auch abgeschossen darüber seinem 
Koch die Buchs uff die Brust gesetzt, den obersten Wagen- 
knecht und andere mehr geschlagen, sein Gesind verjagt 
und seinen muttwilligen Gefallen getriben, mit helitiger 
Betrawung, er wolle ihn (Propst) erwurgen, und nun syther 
derselben Zeit sich des Closters enteusert hab“. In dem 
zweiten Bericht, der am 20. Dezember 1554 bei der kur- 
fürstlichen Regierung abgegeben ward, gibt der Propst zu- 
erst eine Aufzählung aller früheren Missetaten Genskracks, 
wobei eine äußerst plastische Schilderung des bereits im 
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Bericht vom August berührten Vorfalls dargeboten wird!, 
und erwähnt dann noch, daß Genskrack, der entlaufen war, 
„itzundt truczlich (wieder) kumme und seine Unkosten und 
Zerung fordere‘; auch sei er „durch seyn eygen Gewalt 
in die Pfarkirchen (in Ilbenstadt) eingangen, hab gepredigt, 
ohn willen und wissen, und gesagt, die Bawern soltten 
ihme wohl lonen, und den verordneten Pfarher betrawet, 
wen er in die Pfar gehe zu predigen, so solte er zusehen, 
wie er wider hinauß gehe, zudem so stelle er alle wol- 
herbrachte Cerimonien und Gewonheytt abe, vernichtige 
solches offentlich, misbrauche es, daß gentzlich zu besorgen 
stehe, ein anderer Unradt und Unglück dem Closter daraus 
entsprissen werde‘. 

Um die letzterwähnten Anklagen zu verstehen, muß man 
festhalten, daß Genskrack in der Zwischenzeit von Burg- 
friedberger Seite der Befehl gegeben worden war, die 
erangelische Predigt in dem Burgfriedberg zustehenden 
Dorf IIbenstadt einzuführen, was er auch bereitwilligst tat. 


Die zweite Beschwerdeschrift des Propstes, in der 
gleichzeitig um Maßnahmen gegen Genskrack vor Beendi- 
gung des gegen ihn schwebenden Prozesses gebeten wird, 
hatte den Erfolg, daß man von Mainz aus den Rat gab, bei 
nächster Gelegenheit den „ongehorsamen und incorrigibelen“ 
Mönch gefangen zu nehmen und einzusetzen. Der Ver- 
such wurde auch am 29. Dezember gemacht, aber er miß- 


! „So hatt er mich in eyner Rechnung bey vilen Ehrlichen Leuden gar 
hefftig ubergeben, mich gescholten uff das höchst, mir getrawet, wie er 
darnach beweyset hatt. Und darnach den Abent, als ich mich zu Bette 
gelegt habe, ein solchen Tumult in der Probstey angefangen, davon nit 
wol zu sagen. Denn er hatt zu ihme genommen zwen frembde Gesellen, 
mit zweyen Fewerbüchßen. Ist dem Gesinde vor den Tisch gelauffen, haben 
den Tisch eingenommen, das Gesinde geschlagen, und ubergeben, und letz- 
lich von dem Tisch gejaget und gefraget, wo der Probst, der Boßwicht 
seye, und sonst vil schmeglicher Wortt und Fluch gehapt, darvon nit zu 
schreyben noch sagen ist. Unnd alsbalde ich solch Getümmel gehörtt, bin 
ich erschrocken, und dem Fenster hinaus geruffen, was das sey, hatt Genß- 
krack mir geantwurtt mit viel schmeglichen Worten, darvon nit wol zu 
schreyben, und gesagt: Du hast mir ein Wehr genommen, du must mir 
das ander auch nemen, und mit eynem Stein erstlich nach mir geworffen, 
unnd darnach sein Weydner genomen und durch das Fenster geworffen 
und gesagt, da hastu den Weydner auch, und rumb gesprungen, mit seinem 
langen Wehr gefechtet, gejubiliret, und gesagt: Kumpt her, wir wollen 
ihme Jie T’'hurn aufflauffen, und ihnen umbringen und erwürgen. Und hatt 
mir zwo Thurn auffgelauffen, und als er vor die dritte komen, so hatt er 
einen Kloben außgelauffen, so habe ich umb Hulff geschrien und mein 
Kamerbub hatt auff' die Glock geschlagen und wie sie solches gehorett, sind 
sie entwichen und hatt der Genskrack ein Buchßen, als ich im Fenster umb 
Hulff geschrien, nach mir loßgeschossen und darnach entlauffen.* 
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lang. Wie es dabei herging, schildert Genskrack in einem 
Schreiben, das er am 4. Januar 1555 bei dem Friedberger 
Burggrafen einreichte, in dessen Schutz er sich gleich- 
zeitig begibt. Es heißt darin: „Euch dem Hern Burggraven 
ist sonnder Zweiffel noch gutt wissens, wie E. E. unnd 
G. der Handlung halber, zwischen dem Propst unnd mir, 
waß sich jeder halten soll, gesprochen unnd Bevelch gethan, 
welchem ich allzeitt zu geloben willig gewesen unnd noch. 
Daruber aber hat ehr mich ghen Meintz ans geistlich Recht 
eitirt unnd gefordert, daselbst bin ich auch als ein gehor- 
samer erschienen, unnd einen Anwaldt von meinetwegen 
daselbst an mein statt gestelt unnd handlen noch daselbst in 
der Rechtvertigung. Über das alles ist der Probst zugefharen 
unnd mich, als ich bey meinen Conventsbrudernn uber 
Disch (do einer Freiheytt haben soll) in der Conventsstuben 
uff Sampstags den 29. Tag Decembris Anno 54 zwischen 
eylff unnd zwolff Uhren das Mittag Imbs gezecht, mit ett- 
lichen hernach geschriebenen Personen, mit Mordtwehren 
unnd gewaltiger Hanndt, als einen Ubelthetter, wie ime 
in keinigen Wegk gepurt, unterstehen zu fangen unnd zu 
ermordten, ich aber mich ime in keinigen Wegk gefangen 
wollen geben, sonnder mit Gottes Hulff unnd andere Mittel 
innen entrunnen. Als ich aber nhu in den Garten komen, 
wust ich niergenndt, dann bey den Nachpurn, under E. E. 
unnd G. Schutz Beschirmung unnd Frieden zu suchen unnd 
zu bekhomen, derhalben ich von der Mewern in den Flecken 
gesprungen. Do ich nhun an der Mewern gehangen, hatt 
ihrer einer ein Schoß noch mir gethan, welchers aber 
gethan, kan ich nicht anzeigenn, dan ihrer drey gewesen, 
die Buchsen gehapt, haben mich also wie Morder unter- 
standen, im Kloster umbzubringenn, unnd hatt der Probst 
denjhenigen, so mit ime gewessenn, fur allen Schaden 
unnd Gefhar gutt zu sein zugesagt.“ Zum Schluß bittet 
Genskrack, daß der Burggraf ihn ‚fur solcher unbillicher 
tirannischer Gewalt des Propsts gnediglich beschirmen, er- 
halten unnd Versehung thun wolle, das er seines Lebens 
sicher, unnd er ihn zufrieden unnd seiner Pfar warten 
laß“. „Will er aber“, fährt er fort, „mich im Kloster nit 
leyden, so bitt ich E. E. unnd G. wolle mir die Pfar mit 
iren beneficiis unnd Einkomens zustellen unnd folgen lassen, 
dann ich mich bissher one Rum zu melden dermaßen ge- 
halten unnd noch halten will, daß kein Nachpur uber mich 
klagen wirdt.“ 
Die Beschwerdeschrift Genskracks, der sich mit ihr 
gleichzeitig in Burgfriedberger Schutz begab, hatte den Er- 
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folg, daß der Burggraf gegen den Propst vorging. Er forderte 
iin wegen Verletzung der Burgfriedberg in Ilbenstadt zu- 
kommenden „Oberkeit‘“ (Zitierung Genskracks nach Mainz, 
Versuch von dessen Gefangennahme) zur Rechenschaft auf 
und entschied dann, als der Propst geantwortet hatte, am 
10. Januar 1555, daß der Propst „dießes vorgangnen Frevels 
halben 200 Taler in viertzehen Tagen zu entrichten unnd 
sich fürthin gegen gemelten Gennßkragenn aller thettlichen 
Handlung, mit Worten und Wercken zu enthalten habe“, wie 
dann der Burggraf diesem „gleichfals sich gegen den Propst 
unnd den Convent zu erzeigen gebothen‘“. 

Propst und Konvent waren nicht Willens, diese Strafe 
zu zahlen. Sie wandten sich deshalb mit einem (am 17. Ja- 
nuar 1555 eingelieferten) Schreiben beschwerdeführend an 
den Mainzer Kurfürsten und baten um Intercession. Inter- 
essant ist, daß sie in diesem Schreiben Genßkrack als 
einen „Lutterischen‘“ bezeichnen, „der alle Ceremonialia 
der eristenlichen Kirche verwerffe‘‘ und von dem Burg- 
grafen gestützt werde; wenn der Kurfürst keine Hilfe tue, 
werde dieser ‚„Abtrünnige von der waren Religion‘ das 
Gotteshaus um seine Pfarrrechte im Dorf Ilbenstadt bringen. 
Der Kurfürst nahm sich der Sache an. Er schrieb am 
17, Januar an den Burggrafen, daß alles, was der Propst 
gegen Genskrack unternommen, zu recht und auf Mainzer 
Ersuchen geschehen sei; die Jurisdiktion von Burgfried- 
berg sei nicht verletzt, die Strafe für den Propst also 
unrechtmäßigerweise verhängt. Burgfriedberg antwortete am 
Mittwoch nach Invokavit. Es blieb auf seinem Standpunkt 
und legte dar, daß die Strafe berechtigt und es nit Willens 
sei, sie zu erlassen. Ja Burgfriedberg ging noch weiter. 
Donnerstag nach Jubilate 1555 erging von Friedberg aus 
ein Schreiben an den Propst, in dem nicht nur die Bezahlung 
der 200 Taler Strafe innerhalb acht Tage nochmals ent- 
schieden verlangt, sondern auch Genskrack, dem in- 
zwischen die Pfarrversehung in llbenstadt durch die An- 
nahme eines Priesterss von Mainz unmöglich gemacht 
worden war, mit allen Mitteln in Schutz genommen 
ward. Es wird darin dem Propst Vorhalt gemacht, daß 
„er Genskragen als einen Pfarrer des Orts nit zulassen 
wolle“, „dieweil er darzu geschickt, auch Ihnen die gantze 
Gemain wol leiden mag unnd seiner gewohnet sein‘“ Es 
wird ihm (dann mitgeteilt, daß Burgfriedberg „nit gemeint 
sei, des Orts einen katholischen Priester zu dulden, sondern 
viel mher daran zu sein, daß die Underthanen in rechter 
Christlicher Lehr ufferzogen unnd mitt den heiligen Sacra- 
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menten, wie solche Christus selbst eingesetzt, versehen 
werden mögen“, und der Propst gleichzeitig ersucht, „ge- 
dachten Genßkragen wiederumb einkhomen zu lassen unnd 
ime die Pfarr des Orts zu conferiren“. 

Wiederum beschwerte sich der Propst in Mainz ; wieder- 
um trat Mainz für ihn (in einem Schreiben vom 21. Mai 
1555 an den Burggrafen) ein. Aber der Inhalt des Schreibens 
und der einer gleichzeitig an den Propst erlassenen Ver- 
fügung zeigt, daß man Mainzerseits zum Nachgeben bereit 
war. Man verlangte, daß Burgfriedberg das Kloster bei 
seiner Kollation der Pfarrei unverhindert lasse und Gens- 
krack seinen Schutz entziehe, aber man gab gleichzeitig 
dem Propst zu erkennen, daß man „sich zu ihm getröste, er 
werde zum allerfurderlichsten die Pfarr mit einer tuglichen 
qualificierten Person versehen, uff das deshalb khein weyther 
Clag ervolge“. Damit war gesagt, daß der Propst Burg- 
friedberg insoweit entgegenkommen solle, daß er die 
Pfarrei einem evangelischen Pfarrer konferierte. Letzteres 
geschah auch. Genskrack zog im Jahr 1555 ab, um die 
lutherische Pfarrei Okarben zu übernehmen. An seine Stelle 
in Ilbenstadt kam ein lutherischer Prädikant, dessen Namen 
leider nicht bekannt ist. Erwähnt sei noch, daß dieser 
mit dem Sieg Burgfriedbergs abgeschlossene Kampf die 
letzte Tat des Propsts Heilmann Wynnecker war. Bereits 
im August 1554 hatte er in Anbetracht seines Alters von 
80 Jahren und im Zusammenhang mit den Genskrackischen 
Händeln sein Amt resigniert. Im Juni 1555 wurde die 
Resignation angenommen und die Wahl eines Nachfolgers 
angeordnet. ! 


Außer über die Einführung der Reformation in Assen- 
heim und Ilbenstadt liegen noch über die Anstellung des 
ersten lutherischen Geistlichen in dem zur Grafschaft Isen- 
.burg gehörigen Orte Bönstadt genauere Nachrichten vor. 
Auch sie stammen aus dem Jahr 1555. Die Akten, die im 
Haus- und Staatsarchiv in Darmstadt (Abt. V, 5, Conv. 1%) 
aufbewahrt werden, beginnen mit einer Klageschrift, die 
„Probst und Convent des Closters Ilmstadt“ im Juli 1555 
bei dem Mainzer Kurfürsten einreichten. Sie schreiben 
darin: „E. C. F. @. sollen mir ... nicht verhalten, das, 
wiewol Propst und Convent unsers Closters Ilmstadt von 
undencklichen Zeytten und uber Menschen Gedencken be- 
recht und in possession gewesen, die Pfarkirchen des 
Fleckens Benstadt zu conferiren, und one menniglichs Ver- 
hinderunge oder Eintragk bis uff diese Stunde mit eynem 
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erbaren catholischen Priester und Caplan zuversehenn, das 
doch solches unangesehen neulicher Tage der wolgeborne 
Grave Reynhardt von Eysenbergk one eynige Gerechtig- 
keytt, deren er sich des Orts anzumaßen yhe gehapt oder 
noch hatt, unsern dahin verordenten und bis anher be- 
stelten und der alten catholischen Religion anhengigen 
Caplan zu amoviren, und eynen andern der newen Religion 
und Secten ane sein statt zu verordnen und anzunemen 
begertt. Demnach aber genedigster Churfürst und Herr, 
solche Newerunge und Eyngriff nicht allein den armen 
Pfarkindern, so biß hieher nach allem unserem Vermögen 
in alter christlicher Religion erhalten, schedtlich, sondern 
auch unserem Convent und Nachkommenden ane habender 
Gerechtigkeytt gantz abbruchlich und nachteylig, so haben 
mir nicht underlassen, sein Genaden vor solchen biß ane 
her verbliben Eyngriff underthenigst und freundtlichst zu 
bitten. Dieweyl aber sein Genaden daran unersettiget, 
sondern uff vorige Vorhaben eynen ohnqualificirten Caplan 
einzutringen und zu präsentiren beharret, ja auch, zu fherner 
onlestlicher und unserem Gotteshausse gantz verderplicher 
Beschwerunge, alle Zehende, Zins unnd Pfächt, auch art- 
hafftige und in unserem Kosten besempte Güther, die mir 
billicher jetzunder inernden sollen, sampt aller andern 
Pfargerechtigkeytt in Verboth thun legen, und auch ent- 
lich biß zu Annemunge obgedachtes von seyner Genaden 
präsentirten Caplans zu hinderhalten bedacht und conivirt, 
so kunden mir nicht umbgehn, E. C. F. G. als unserem 
genedigsten Churfürsten und Herren ordinario solches 
underthenigst anzubringen, underthenigst bittende, E. C. 
F. G. geruhen, zu Abschaffunge und Verhutunge jetzt er- 
zelter und ferners mehr zu besorgender Beschwerungen 
uns genedigsten Rath, Hülff und vetterlichen Beystandt zu 
erzeygen, domit der christlich und biß anher von uns er- 
halten Kirchendinst bestendig bleyben moge und mir also 
befugter Sachen uber alt Herkommen, Recht und Gerech- 
tigkeyt nicht gepfandt und in entlich Verderbens eingefürtt 
werden.‘ 

Die Klageschrift, deren wesentlichster Inhalt soeben 
mitgeteilt ward, hatte den Erfolg, daß am 19. Juli 1555 
Kurfürst Daniel an den Grafen Reinhard von Isenburg ein 
Schreiben richtete, des Inhalts, daß — wenn die Sache so, 
wie der Propst sie geschildert, sich verhalte —, der Graf 
„von seinem unbefugten Fürnemen absteen und Probst und 
Convent ire Pfar mit einem catholischen und qualificirten 
Priester versehen“, auch ihnen ihre Gefälle folgen lassen 
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möge, verhalte sich die Sache aber anders, so sei der 
Kurfürst des Gegenberichts gewärtig. Da sich nach An- 
sicht des Isenburger Grafen die Sache tatsächlich anders 
verhielt, so erstattete er den Gegenbericht und zwar durch 
den Mund seines RatsM. Johannes Beuterus, der am 27. Juli 
1555 in Mainz vorsprach. Nach dem noch vorhandenen 
Protokoll, das über diese Berichterstattung aufgenommen 
ward, führte Beuter folgendes aus: „Es hat die Gestaldt, 
das Fraw Anna zu Eisenbergk, seines Herrn Mutter, in 
Todt verstorben und uff Burg und Stadt Assenheim be- 
widdumbt gewessen, welche durch iren Todt angefallen. 
Derhalben Huldigung genommen. Nachdem in Benstadt 
eben auch Huldigung gethan, seien sie (nämlich die Bön- 
städter) sampt erschienen und gebetten, das sie wie andere 
mit einem christlichen Prädicanten versehen werden, wie 
sich gepüre, der Probst hett inen einen gesetzt, könne 
nichts und sei nit tüglich, hetten auch einen furgeschlagen, 
Wendelinus genannt, sey daselbst geboren, gelert und 
erliches Wandels, derhalben hab Graf geacht, billich sein, 
den Underthanen zu willfaren und damit Probst nit gedecht, 
ime jus conferendi zu nemen, hab Er Graf denselbigen 
beschickt und derhalben mit ime gehandelt, ... und 
trawen (?) lassen, die Frucht arrestiren zu lassen, damit 
Armen mit einem gutten Prädicanten versehen. Deswegen 
bat Er dz zu bedencken und damit die Gemein versehen, 
bat Er, den furgeschlagenen dahin kommen zu lassen. So 
beger inen Graf nichts zu entziehen. Und geben einem 
nit mer dan 20 Malter Korn und 3 fl., konte sich keiner 
daruff erhalten, darumb solt Probst einen Vergleich (?) dahin 
kommen lassen ... Bruchenbrücken hab Dohmcapitel 
Collation, man gestatt aber das Sacrament empfangen zu 
lassen wie sonst in der Grafschafften preuchlich. Deb- 
gleichen zu Reichenbach, da Fulda die Collation hab. 
Sunst gedenck er inen nichts abzuprechen und hoff, Meinz 
werd solchs gestatten und den Probst und Convent dahin 
anweißen, ime Underhaltung zuzuordnen, das wolt Graf 
underthenig verdhienen.‘ 

Auf diesen Vortrag hin beschlossen die Mainzer: „Meinz 
wolt sich versehen, werd dem Closter das Ir unbekummert 
frei volgen lassen, was Pfarher belangt, werd man inen 
furhalten und da einicher Mangel bei inen erschienen, sollen 
sie dasselbig also endern und sie dahin weißen, das dye 
Pfar notturftiglich versehen werden solt“. Hierauf ward 
dem Gesandten die Antwort gegeben: „Meinz hett sein 
Anpringen vermerckt und befunden, das sich Eisenberg 
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selbst zu erachten, dz durch den Weg Probst Verhinderung 
beschicht und hab gantz ungern gehort, daß Pfarher uhn- 
geschickt und Underthanen nit versehen. Meinz wil Vor- 
sehung thun, daß der Mangel geendert und Pfarhers halben 
auch kein Clag, und Competentz zuordnen, wolle sich ver- 
sehen, Graff werde dessen gesettiget sein und inen an 
dem iren kein Eintrag thun.‘“ Hierauf replicierte der Ge- 
sandte: „Wil solchs an sein Herrn gelangen und sei zu 
besorgen, es sey keiner im Closter, der darzu düglich, 
und sey Graf beschwerlich, ir einen zu dulden. Da sie sich 
weigern, von iren bisher gehapten Kirchenordnungen nit 
abzustehen, solt dan das Dorff allein ettwas sonders haben, 
das precht Weitherung und seien auch die Underthanen 
darmit nit zufrieden.“ Es ward ihm geantwortet: „Mein 
gn. Her wolt sich versehen, Eisenberg wolt inen derhalben 
unbeschwerdt lassen und seine churf. Gn. damit 'ver- 
schonen, dan sie nit darin willigen können. Es möcht 
vielleicht der Reichstag etwas anders mitpringen, darob 
zu wissen, wes sich eigentlich zu verhalten.“ 

Der Reichstag (zu Augsburg, 1555) brachte auch tat- 
sächlich etwas Anderes. Bönstadt bekam noch im Jahr 
1555 seinen ersten lutherischen Pfarrer. Er ward angestellt 
mit Berufung auf die Bestimmungen dieses Reichstags. Wir 
folgern das aus einem Bericht, den Propst und Konvent im 
Dezember 1584 bei dem Mainzer Kurfürsten einreichten. 
Sie schreiben darin: „Wir konnen ... onangefügtt nicht 
lassen, daß in dem Flecken Binstadt ... wir vor vielenn 
ondencklichen Jahren hero das jus patronatus, sowoll praesen- 
tandi als auch conferendi, ruhiglich unndt ohne meniglichs 
Verhinderung hergebracht, biß uff daß 1555 Jahr, alda der 
Religionsfridt zu Augspurg ufigerichtet unndt bestettigett 
worden, derenhalb wir nachmals, onangesehen uns das 
Jus praesentandi in alleweg vorbehaltenn, nichtsdestoweniger 
jus conferendi nachgeben undt die Binstadtische Pfarr mitt 
des Fleckens unndt irer Gn. Herrschaften Confessions Ver- 
wanthen Prädicanten besetzen mussen“. 

In diesem Bericht ist eine Stelle noch von besonderem 
Interesse. Es ist die Stelle, die von einer damals vor- 
handenen „des Fleckens Confession‘“ handelt. Die Bön- 
städter waren also bereits, bevor sie einen lutherischen 
Pfarrer bekamen, der „neuen Lehre“ zugetan. Dies folgt 
auch aus anderen Notizen. Einige sind schon oben mit- 
geteilt. Wir fügen ihnen eine weitere an, die besonders 
beachtenswert ist. Im Jahr 1584 schreibt Graf Ludwig von 
Isenburg an den Mainzer Kurfürsten, daß seine Vorfahren 
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bestimmt worden seien, die Besetzung der Pfarrei in die 
Hand zu nehmen, ‚‚weil allerhand Rotten und Secten, sonder- 
lich der calvinisch Irthumb, in Bönstadt eingeschlichen und 
deshalb Ufsehens hochlichenn vonnöthen gewesen‘. 


4. 


Die Akten über die Einführung der Reformation in 
den übrigen Patronatspfarreien des Klosters Ilbenstadt, 
Södel (solmsisch), Rendel (burgfriedbergisch) und Erb- 
stadt (hanauisch), habe ich bis jetzt noch nicht auffinden 
können. Ich kann deshalb auch nichts Genaueres über 
sie mitteilen. Soviel aber ist sicher, daß die Angaben, 
die das Kloster später über den Beginn der Reformation 
in diesen Orten macht — für Södel das Jahr 1568, für 
Rendel 1580 — falsch sind. Sie verdienen um so weniger 
Glauben, als sie in einem Zusammenhang mitgeteilt werden, 
der die Reformation in Assenheim 1580, die in Bönstadt. 
1584 beginnen läßt, was nach unseren obigen Ausführungen 
nicht richtig ist. In Rendel und Erbstadt sind für das 
Jahr 1557 evangelische Pfarrer nachgewiesen; in Södel 
aber wirkte bereits 1550 der evangelische Pfarrer Seifried 
Bender, dem Valentin Textor folgte, der 1574 starb. 
Erwähnt sei noch, daß 1548 Andreas Echzell und 1556 
Nikolaus Heun aus Södel die Universität Marburg be- 
zogen, um evangelische Theologie zu studieren. 


II. 


Nach Einführung der Reformation haben sämtliche 
Ilbenstädter Pfarreien noch weitere „Reformationen‘“ erlebt. 
Genauere Nachrichten kann ich freilich nur über die Refor- 
mationen in Assenheim, Bönstadt, Rendel und Södel geben. 
In Rendel und Södel blieb es beim lutherischen Bekennt* 
nis bis in den Dreißigjährigen Krieg. In den Jahren 1627 und 
1628 kam, wie noch weiter unten dargestellt werden soll, eine 
zweite Reformation in Gestalt der katholischen Gegen- 
reformation; eine dritte Reformation führte beide Orte 
wieder zu dem Jutherischen Bekenntnis zurück, das in 
ihnen bis heute noch herrscht. Bönstadt erlebte nach 
der ersten Reformation noch drei weitere. Die erste fällt 
in die Jahre 1596 und 1597. Donnerstag den 19./29. August. 
1596 wurde an den Pfarrer Kaspar Calius, der seit 1585 
in Bönstadt stand, in Birstein, wohin er erfordert worden 
war, durch den Grafen Wolfgang Ernst von Isenburg das 
Ansinnen gestellt, er möge sich „in die funffte Stund zu 
sein des Grafen Religion begeben‘, d. h. die reformierte 
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Lehre, die damals in des Grafen Landen gewaltsam statt 
der lutherischen eingeführt ward, annehmen. Da sich Calius 
dessen weigerte, wurde er abgesetzt und ihm befohlen, 
„den Pfarrhoff zu raumen‘“, was er auch alsbald tat. Trotz 
des Einspruchs des Klosters Ilbenstadt und „der Under- 
thanen hochflehlichem Supplicieren“ mußte Calius den Ort 
verlassen, der hierauf zum reformierten Bekenntnis durch 
den reformierten Pfarrer Hermann Arcularius gebracht 
ward. Bei diesem Bekenntnis blieb der Ort bis zum Jahr 
1628. In ihm machte ihn eine dritte Reformation katho- 
lisch; eine vierte führte ihn 1631 wieder zum reformierten 
Bekenntnis zurück. Noch größer ist die Zahl der Refor- 
mationen, die Assenheim über sich ergehen lassen mußte. 
Nach dem im Jahr 1599 erfolgten Tod des Pfarrers Jo- 
hannes Erb präsentierte das Kloster Ilbenstadt den bis- 
herigen Schulmeister von Assenheim Konrad Textor. 
Diesen erkannte von den drei weltlichen Herrschaften, die 
in Assenheim etwas zu sagen hatten, nur Solms an. Die 
beiden anderen, Isenburg und Hanau, die seit drei Jahren 
zum reformierten Bekenntnis übergetreten waren, setzten, 
ohne sich um die Präsentation des Klosters zu kümmern, 
den reformierten Pfarrer Konrad Martini nach Assenheim 
und erzwangen 1601 mit Walfengewalt die Einführung der 
reformierten Konfession in Kirche und Schule. Im Jahr 
1629 folgte (vgl. unten) als dritte Reformation die katho- 
lische Gegenreformation, 1631 die vierte, die den Ort wieder 
reformiert machte, 1641 die fünfte, die ihn zum luthe- 
rischen Bekenntnis wieder zurückführte. 

Von den soeben kurz beschriebenen Reformationen 
stellt sich nur eine als ein einheitlicher Akt dar: die 
katholische Gegenreformation. Auf sie wollen wir im 
einzelnen eingehen. 

Die Gegenreformation hat in der Wetterau mit Macht 
zum ersten Male im Anfang des 17. Jahrhunderts ein- 
gesetzt. Im Verlauf von drei Jahren sind ihr die evange- 
lischen Pfarreien zu Rockenberg, Oppershofen, Ober- 
mörlen, Johannesberg mit Niedermörlen sowie die 
Kaplanei Oberwöllstadt, die bis dahin eine rein evange- 
lische Bevölkerung besessen hatten, zum Opfer gefallen. 
Die Führung hatte bei dieser Arbeit in allen Fällen Kur- 
mainz. Das Kloster Ilbenstadt nahm an dem Werk nur 
insofern Anteil, als es sich bereit finden ließ, die Seelsorge 
in der von ihrem Mutterort Niederwöllstadt losgetrennten 
Kaplanei Oberwöllstadt zu übernehmen, mithin das Werk 
eines anderen zu unterstützen. Auch in den folgenden 
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beiden Jahrzehnten blieb das Kloster zurückhaltend. Die 
uns vorliegenden Akten wissen nur von einem einzigen 
Gegenreformationsversuch des Klosters zu berichten, der 
übrigens in seinen ersten Anfängen stecken blieb. Er fällt 
ins Jahr 1613. Im Februar dieses Jahres schreibt Propst 
Georg von. Ilbenstadt an den Kurfürsten zu Mainz unter 
anderem folgendes: „Alldieweil der Pfarrkirchen zue 
Rendel jus patronatus ohnzweivenlich E. Churf. Gnaden 
Gottshauß zuestendig ist, stehet es zu E. Churf. Gnaden 
gnädigst vätterlicher Hülff, in Erwegung daß solche Pfarr 
bey 40 Jahren, undt also nach dem Passauischen Vertrag 
und Abschied, so diesem meinem Gesinnen zuewider lauffen 
möchte, vom Closter abhendig worden, ob berürte Pfarr nicht 
wiederumb, wie vor Alters, auß dem Closter bedienet, und 
also dieselbe Pfarrbestellung widerumb an das Kloster ge- 
bracht werden möchte.“ Da man in Mainz auf diesen 
Vorschlag nicht einging, war er erledigt. 

Erst 14 Jahre später nahmen die Ilbenstädter Mönche 
das Werk der Rekatholisierung der unter ihrem Patronat 
stehenden Pfarreien in Angriff. 


dl; 


Der erste Schritt, den sie auf dem Gebiet der (regen- 
reformationsarbeit unternahmen, bestand darin, daß sie sich 
am 20. Mai 1627 von dem Kaiser Ferdinand II. ‚ihre 
Ordens- und Clösterliche Ilbenstatische Privilegia, indulta 
atque pertinentiae in omnibus punctis, clausulis atque 
terminis, generice et specifice vornemblich justa tenorem 
fundationis allergnädigst ernewern, confirmiren und be- 
stältigen, auch durch ein außführliches Protectorium in 
die Keysserliche Specialschirmung setzen und nehmen 
ließen“. Gleichzeitig wurde durch den Kaiser der Kurfürst 
von Mainz ‚mit gnädigstem hülffllichem Adjutorio und 
Manutention des Klosters specialiter beauftragt“. Nach 
diesen Vorbereitungen wurde das Werk sofort, noch im 
Mai 1627, begonnen. Der erste Ort, an den die Klosierherren 
mit ihrer Reformationsarbeit sich heranmachten, war der 
solmsische Ort Södel. Sie bedienten sich dabei in erster 
Linie der Mithilfe des als Kriegsrat in kaiserlichen Diensten 
zu Wien weilenden, zum katholischen Glauben abgefallenen 
Grafen Philipp von Solms. Weil sie vermuteten, daß 
dieser „nichts liebers zu haben scheine, alß ein algemeine 
Reformation in seinem Territorio“, wandten sie sich an 
ihn mit der Bitte um Hülfe. Ihrer Bitte wurde auch will- 
fahrt. Graf Philipp setzte nicht nur den Södeler Pfarrer 
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Johannes Vigelius Hausmann im Mai 1627 ab, wo- 
durch den Ilbenstädter Mönchen Gelegenheit gegeben war, 
den Ort einem ihres Glaubens anzuvertrauen, sondern er- 
griff auch Maßnahmen, daß das „vorseiende‘ Reformations- 
werk einen ungestörten Fortgang nehmen könne. Am 4. Juni 
1627 richtete er von Wien aus an den „Edlen, Ehrnvesten 
und Manhafften Herrn Johan Becken, Königlicher Mayestät 
in Hispania wohlbestelten Capitän zu Friedberg“, ein 
Schreiben, das folgenden Inhalt hatte: „Den Herrn mit 
diessem Schreiben zu ersuchen, ist die Uhrsach, wie daß 
ich von dem Ehrwürdigen Herrn Probsten zue Ilbenstadt, 
Praemonstr. Ordens, wegen einer Pfarr auf meinem Dorff 
Södell, so Ihme vor diessem zugehört, solche aber anietzo 
von einem Predicanten besessen wirdt, bittenlich ersuchet 
worden, daß ihnen selbige Pfarr widderumben wmögte vor- 
gestellet werden. Ist derowegen ahn den Herrn Haubtman 
mein Bitt, Er wölle ihnen zue Erbawung der heyligen 
catholischen Kirchen, auff begebenden Nothfall (do ihne der 
Herr Probst oder andere deß Ordens anlangen mögte) mit 
den Seinigen alle mögliche Assistentz und Beystandt leisten, 
welches Gott zue Lob, seiner heyligen Kirchen zue Auf- 
erbawung und mir zue sonderbahrer Freundtschaflt ge- 
raichet, bin auch solches umb den Herrn Haubtman zu 
verschulden willig, Ihme hiemit göttlicher Obacht empfeh- 
lend.‘“ 

Nachdem sich die Ilbenstädter der Mithilfe eines Gliedes 
der landesherrlichen Familie, der Södel zugehörte, ver- 
sichert hatten, gingen sie sofort an das Reformationswerk. 
Anfang Juli erschienen „etliche der Conventualen‘ des Ilben- 
städter Propstes in Södel, „richteten alles ins ‚Werck“, 
d. h. führten katholischen Gottesdienst ein und teilten der 
Gemeinde mit, daß sie „do einiger Wiederstandt geschehen 
sollte, die zu Friedbergk liegende spanische Garnison zu 
Execution zu prauchen willens seien‘ und „dessen auch 
Befelch hätten“. Diese Maßnahmen veranlaßten zwei Glieder 
des Hauses Solms, die Comtessen Maria Sabina und 
Magdalena Elisabetha, in einem Schreiben vom 20. Juli 
sich bei dem Kurfürsten von Mainz zu beschweren. Sie 
wiesen darauf hin, daß das Beginnen des Klosters dem 
Religionsfrieden strack zuwiederlaufe, sintemahlen dem 
Kloster zu Södel nur „die Nomination oder praesentation 
officio vacante“, nicht aber die Absetzung eines Pfarrers 
und die Einführung einer neuen Religion zustehe, und baten, 
dem Herrn Propst diese „Neuerung und Zunöttigung“ zu 
verbieten. ‚Im Blick auf die Einmischung ihres Vetters 
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Graf Philipp erklärten sie, „daß sie ihm nicht zugeben 
könnten, under dem Schein der Tutel, welche über dz 
noch streittig, auch über die adultae aetatis unverziehene 
Töchter nie gesucht worden sei, wieder ihr undt der un- 
mundbaren jungen Herrn Gewissen, dero Herrn Vatters 
Disposition, Intent und Willen solche Neuerung vorzu- 
nehmen undt sowohl des verstorbenen Bruders als auch 
dessen sowohl majorennes alß minorennes nachgelassene 
Erben Willen und Handlung zu vernichten“. Auf dieses 
Gesuch hin wurde der Propst zu Ilbenstadt am 9. August. 
durch den Kurfürsten Georg Friederich zum Bericht auf- 
gefordert. Der Propst erstattete ihn am 27. August. Er 
wies darin die Behauptung der beiden Solmser Komtessen 
unter Vorlage von Aktenauszügen zurück. Von einer Ver- 
letzung des Passauischen Vertrags, führte er aus, könne 
weder bei der Reformation von Södel wie von anderen 
Orten, in denen das Reformationswerk inzwischen eben- 
falls begonnen habe oder demnächst begonnen werden solle, 
die Rede sein, „weil die gemelte Pfarr Södell, auch Rendell, 
Assenhaimb und Binstadt bey Manns Gedencken (und be- 
nandtlich Södell und Rendell circa annum 1568 und 
1570, Binstadt Anno 1584 erstlich lutherisch und nach- 
mahls Anno 1596 per coactionem subditorum et violentam 
intrusionem ‘oder Aufftringung deß Predicanten calvinisch 
worden, und endtlich Assenhaimb sub nostri Monasterii 
Praeposito Herrn Bickelio piae memoriae circa annum 1580 
auch von der catholischen Religion .abgewichen) von unsern 
Patribus oohn aintzigen Anspruch solcher Bestellung ohn- 
verhindert bedienet worden“. Diese geschichtlichen Aus- 
führungen waren zwar unrichtig. Da man sie aber Mainzer- 
seits nicht nachprüfen konnte, hatten sie den Erfolg, daß 
der Kurfürst dem mit seiner Eingabe nach Aschaffen- 
burg gekommenen Propst Christophorus Geyßmeyer 
am 28. August ein Dekret mitgab, in dem er ihm für die 
Reformation in Södel den „Consens“ „vätterlichst‘ gab. 
Hinsichtlich der anderen Orte wurde dem Propst anheim 
gegeben, „behutsamlich zu verfahren“ und, wenn deren 
Obrigkeiten sich nicht dazu verstehen wollten, sich „aus 
den Reichsconstitutionen zu erinnern, daß man mit vor- 
habenden Pfarrbestellungen schwerlich vortkommen könne“. 
Der im Blick auf Södel getroffene Entscheid war auf die 
Tatsache begründet, daß sich Graf Philipp für Einführung 
des katholischen Bekenntnisses ausgesprochen hatte; auf 
die Widerrede der beiden Komtessen wurde keine Rücksicht 
genommen. 
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Außer dem Konsens für die Einführung des katho- 
lischen Bekenntnisses hatte der Propst in Aschaffenburg 
sich noch ein anderes Hilfsmittel für seine Reformationen 
erbitten wollen, worum er schon in einem am 7. August 
in Aschaffenburg eingelaufenen Gesuch gebeten hatte. Er 
wünschte, daß ihm der Kurfürst zu dem vorhabenden heil- 
samen Werk sein „brachium electorale leihe‘“, insonder- 
heit „an den Creutzenachischen Herrn General-Statthalter 
Don Verdugo ihn solchergestalt verschreibe und recom- 
mandiere‘“, damit die Ilbenstädter Mönche ‚„zue Verrich- 
tung ihres Kirchen- und Pfarrlichen Hirten-Ambts durch 
die Friedbergische Capitän und Soldaten gehandtfestiget 
und assistirt werden möchten“. Auf diese Bitte ließ sich 
der Kurfürst allerdings vorerst nicht ein. Er tat es erst, 
als der Widerstand in dem zweiten Ort, in dem die Refor- 
mation begonnen ward, Rendel, eine derartige Gestalt an- 
genommen hatte, daß Gefahr vorhanden war, das ganze 
Werk werde ins Stocken geraten oder gar ganz scheitern. 


2 


Die „Reformation“ in Rendel scheint im Juni 1627 
ihren Anfang genommen zu haben. Als das oben erwähnte 
Schreiben des Propsts an den Kurfürsten am 7. August 
in Aschaffenburg „präsentieret‘‘ ward, war sie bereits im 
Gang. In diesem Schreiben erbittet der Propst militärische 
Hilfe insonderheit um dessentwillen, weil seine Leute beim 
Beginn des Reformationswerkes in Rendel bei dessen 
„Inwohnern und Underthanen gehorsame Folg und Accom- 
modation nit, dafür aber ziembliche praevaricationes und 
widerige resistentias instinetu praedicantis‘ gefunden hatten. 
Da der Widerstand der von ihrem Pfarrer Johannes Hen- 
rici angeführten Rendeler nicht nachließ, trug der Propst 
am 27. August dem Kurfürsten diese Bitte in Aschaffenburg, 
wie bereits erwähnt, nochmals und zwar persönlich vor. 
Er kam aber nicht zum Ziel. Da die Herrschaft, der Rendel 
unterstand, Burgfriedberg, nicht willens war, die Einfüh- 
rung der katholischen Lehre zu gestatten, riet der Kur- 
fürst zur Vorsicht. Erst viereinhalb Monate später erreichte 
der Propst, was er erstrebte. Am 14. Januar 1628 richtete 
der Kurfürst an den Kreuznachischen Statthalter Don Gui- 
lelmo Verdugo ein Schreiben, in dem er den Statthalter er- 
suchte, „bey dem Capitän zu Friedbergk und an anderen 
gehörigen Orten die gewisse Verfügung zu thun, damit 
Probst, Prior und Convent zu Ilbenstadt bey ihrem Vor- 
haben gehandhabet, und von den Inwohnern oder anderen 
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daselbst zu Rendel und Södel zur Ungepühr nit beeinträch- 
tiget werden mögen‘. Verdugo erklärte sich am 17. Februar 
dazu „willfährig und bereit“. Der zweite Akt der Refor- 
mation, die Bekehrung mit Hilfe der spanischen Soldateska, 
konnte beginnen; eine Beschwerde von Burgfriedberg, ge- 
richtet am 28./18. Februar an den Kurfürsten, in der darüber 
geklagt werd, daß die Klosterherren nun schon zum dritten- 
mal sich in die Pfarrei Rendel eingedrungen, dem Pfarrer 
aufgekündigt und Kirche und Pfarrhaus in Besitz zu nehmen 
versucht, auch mit Gewaltmaßregeln gedroht hätten, blieb 
ohne Antwort. 

Sonntag, den 5. März (24. Februar) geschah der erste 
Gewaltakt in Rendel. Burgfriedberg beschreibt ihn in einer 
vom 18./8. März datierten Beschwerde an den Kurfürsten 
folgendermaßen: „Wir haben ... erfahren, daß gemelt 
Probst, Prior undt Convent am negstverschienenen Son- 
tag acht Tag, den 5. Martii / 24. Februarii morgents zwischen 
vier undt fünf Uhren undt also bey tunckeler Nacht in 
unser unß undt der kayserlichen und des hl. Reiches Burgk 
mit aller Ober-, Herlich- undt Gerechtigkeitt unzweivelich 
zuestendtig Dorff Rendell durch etzlich undt zwantzig Mus- 
quetirer, so ihnen der Herr Hauptmann uf Ihr Begehren 
auß der Guarnison alhie zue dem Endt zugeschickt, undt 
folgen lassen, durch die Heeg undt Graben eingefallen, den 
Kirchove mit Ersteygung undt gewaltthätiger Eröfnung deß 
Thors einnehmen undt dergestalt, daß niemandt ohne ihren 
Willen auß- oder einkommen können, biß zue ihrer An- 
kunfft verwahren lassen. Innzwischen haben gedachte Sol- 
daten Feuwer uf demselben angezündet, unterschiedtlich- 
mahl geschossen, gleichmessigen Einfall in daß Schulhauß 
gethan, von dem Schulmeister undt Glöckner den Schlüssel 
zur Kirchen begehret undt alß er denselben so geschwindt 
von sich zu geben pillich Bedenckens getragen, ihn mit 
Ufsetzung der Mußqueten uf die Brust darzue genöttiget 
unndt zwingen wöllen, sindt auch auß dem Hauß, biß sie 
dessen mächtig worden, nit kommen. Als nun über wenig 
Stundt hernacher zween auß ihrem Mittel deß Convents 
beneben E. Churf. Gnaden Kriegscommissario Peter Ma- 
meran zue Pferdt angelangdt unndt den Schlag undt 
Pfortten, wie ohnedz bey diessen Zeitten, undt sonderlich 
uf die Sontag präuchlich, beschlossen befundten, haben 
sie ohn einig gesuchte Öfnung undt Begrüßung dieselbe 
durch etzliche bey sich habendte Soldaten gleichfals mit 
Gewalt eröfnet, undt sind darauf beede Geistliche in daß 
Pfarrhauß geritten unndt dasselbe beneben etzlichen Sol- 
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daten de facto gleichfalß eingenommen. Da auch unsere 
zue dem Endte daselbsthin abgeordnete Underburggrave 
undt Syndicus diesse landfriedtbrüchige Gewaltthaten ihnen, 
Geistlichen, verwiessen undt auß waß Ursachen undt Be- 
vehl sie solcher, allen geist- undt weltlichen Rechten, den 
Reichßabschieden, hochbeteuerten Landt- undt Religions- 
frieden, auch dero Röm. Kayss. Mayestät Synceration, so 
ihnen von Wortten zue Wortten vorgelessen, e diametro 
zuewidder laufenden Handel sich underfingen, zu wissen 
begehrt, haben sie beneben anderen, damit sie doch mehr 
nit alß daß jus patronatus, so ihnen aber ein mehrers nit 
gestanden wirdt, zu beweißen vermöcht, allerhöchst ge- 
dachter Röm. Kays. Mayestät, sodann E. Churf. (naden 
Bevehl, da sie doch von ihrer Mayestät mehr nit alß ein 
Protectorium oder Schutzbrieve, darin nit daß geringste 
Wortt hievon zue finden, von E. Churf. Gnaden aber allein 
ein Intercessionsschreiben an Ihro Excellentz den Herrn 
General Don Verdugo zue Creutznach abgangen, darauß 
gleichfallß kein solcher Bevehl zu erzwingen, angezogen, 
selbige vorgelessen undt sich vermeintlich darauf fun- 
diren undt gründen wollen, undt dabey so steiff undt 
vest verharret, daß sie allerhöchstgedachter Kayss. Maye- 
stät abgelessenes Syncerationschreiben, an dieselbe von 
unsern Abgeordneten beschehenes allerunderthenigstes pro- 
vociren undt aller Ein- undt Gegenredt, auch vorgangene 
Warnung, Contradiction, Protestation und Reservationen un- 
geacht, in ihrem unverantwortlichen friedtbrüchigen Vor- 
haben. fortgefahren, die Kirchen eigenthätig eröfnet, zur 
Predigt leuten lassen undt dieselbe in Beysein E. Churf. 
Gnaden Kriegscommissarii undt ihrer vorangeschickten und 
mitgeprachten Soldaten gethan undt verrichtet, auch endtlich 
vor ihrem Abzug zween Soldaten in daß Pfarrhauß gesetzt 
und dasselbe, wie auch die Kirche zu erhalten undt zu ver- 
wahren hinderlassen.“ 

Auf diese erste Gewalttat folgten in den nächsten Tagen 
weitere. Pfarrer Henrici wurde bei schwerer Strafe jede 
Amtshandlung in Kirche und Dorf verboten und den ‚Under- 
thanen, daß sie in die Kirchen gehen undt ihre Kinder 
außer derselben, auch anderstwo nit tauffen lassen sollen, 
durch etzliche Soldaten, so uff ihr (der Ilbenstädter) Be- 
gehren ihnen von dem Hauptmann zu Friedberg abermahl 
abgefolgt worden, mit hohen gewaltthätigen Betrawungen 
undt angesetzter hoher Geltstraff, anderst nit, alß wenn sie 
Herren undt Oberkeitt in Dorff wehren, angezeiget und ge- 
pothen‘“. 
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Es ist selbstverständlich, daß Burgfriedberg sich diesen 
Ingriff in seine Rechte nicht gefallen lassen konnte. Es 
beschwerte sich bei dem Kurfürsten in einer Eingabe vom 
18./8. März, aus der die vorstehenden Ausführungen über 
(die Species facti entnommen sind, und verlangte „hartigliche 
Strafe‘ der Missetäter sowie Maßnahmen, die fernere Tur- 
bationen in Glaubenssachen auszuschließen geeignet seien. 
Zu diesen Maßnahmen kam es freilich nicht. Propst, Prior 
und Konvent zu Ilbenstadt, die am 22. März von dem Kur- 
fürsten zum Bericht über die Angelegenheit aufgefordert 
wurden, antworteten am 26./16. April. Sie stellten in ihrem 
Bericht dar, daß die Gewaltmaßregeln, die übrigens so 
schlimm, wie die Friedberger behaupteten, nicht gewesen 
seien, wegen des Widerstands der Rendeler, die mit „aller- 
hand Wehr und Waffen“ die Ausführung des kaiserlichen 
Dekrets zu verhindern suchten, nicht zu entbehren waren, 
daß der kurfürstliche Kriegskommissarius Mammeran nur 
zufällig dem Akte beigewohnt habe, und daß sie in allen 
Maßnahmen sich eng an die Verfügungen gehalten hätten, 
die ihnen von Wien und Mainz zugegangen seien. Die 
Folge war, daß der Kurfürst am 4. August 1628 den Burg- 
friedbergern eröffnen ließ, er müsse, da ‚die Sachen viel 
anderst, als anpracht worden, beschaffen‘, von einem Ein- 
schreiten absehen, habe aber dem Kloster anbefohlen, „sich 
in dem Dorff Rendel eines mehrern nit anzumaßen, als 
wessen es von Alters hero rechtmeßig befugt und rühig- 
lich herpracht hätten‘. Eine nochmalige Eingabe von Burg- 
friedberg an den Kurfürsten, datiert vom 8. Dezember 
(28. November) 1628, blieb ebenso ohne Erfolg, wie ein 
bereits vor dem Entscheid vom 4. August eingereichtes 
Intercessionsschreiben des Landgrafen Georg II. von Hessen- 
Darmstadt vom 29. Juni, das durch ein Hilfegesuch der Burg- 
friedberger vom 10. Mai veranlaßt war, irgendwelchen Ein- 
fluß auf die Entschließungen des Kurfürsten gehabt hatte. 
Rendel behielt seinen katholischen Priester und katholischen 
Gottesdienst, der lutherische Pfarrer und der lutherische 
Schulmeister blieben auch fernerhin abgesetzt; an die Stelle 
des letzteren trat ein katholischer Schulmeister. — Über die 
Ereignisse, die sich an das Dekret vom 4. August anreihten, 
gibt uns eine Beschwerdeschrift Auskunft, die Bürgermeister 
und ganze Gemeinde Rendel am 18. September bei der Fried- 
berger Herrschaft einreichen ließen. Sie klagen darin bitter 
über Gewalttätigkeiten, die ihnen ihr neuer (katholischer) 
Geistlicher beneben dem Prior zufüge. Wir teilen die wich- 
tigsten Stellen aus dem Schreiben mit. Es heißt in ihm; 
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„Vors Erste ist Herr Lorentz neulicher Zeit, als die 
hebronische Reuter bey uns eingefallen und yederman aub- 
gewichen, alleintzig geblieben, ihnen Soldaten, uff ihr Be- 
gehren, die Kirchen, worinnen wir unsere Mobilien ver- 
wahrlich hingetragen und gelegt, geöfnet, dardurch den 
armen Haußleuten das ihre vollendts abgeraubet undt 
weggenommen worden, dahero billich, daß ersterwehnter 
Priester, so dieses Unheils einige Ursach, die abgeraubte 
und gestolene Güeter restituire und wiederstelle. 

Vors 2. ist wahr, daß er daran sich nit ersettigen lassen, 
sondern ahnnochen mit dem dazumahl zu Rendell gelegenen 
Wachtmeister nacher Windecken geritten und die flüchtige 
arme Nachparn verrathen und suchen, und also das uns 
getroffene Unglück noch größer machen helfien. 

Drittens führet er gar ein untheologisches Leben, rennt 
in dm Flecken auff und ab, gesellet sich zun Soldaten, 
frisset und sauffet zum dickesten mit ihnen, gestaldt dann 
er gar neulicher Zeitt eine gantze Ohme Bier den bey unß 
gelegenen Possernischen Reutern zum besten gegeben und 
keinen von sich gelassen, biß die Ahme Bier gantz erhoben 
und ausgesoffen gewesen. 

4. hat angeregter Priester unlängsthin einem unser Mit- 
nachbarn, so ein junges Kindlein, welches ihme der liebe 
Gott beschehret, nit alsobaldten tauffen lassen, vier Soldaten 
eigenes Gefallens zugelegt, und ihn also ängstigen und 
peinigen lassen, daß nit allein der arme Bauersmann, sondern 
auch die arme verlassene Kindbetterin dardurchen in große 
Angst und Noht eingefhürt und gestürtzet worden. 

5. ist in nechstverwichenen Augustmonat eines Nach- 
bars Weib bey unß anderwertlichen zum Tisch des Herrn 
gegangen und das h. Abendmal empfangen, als nun Prior 
im Closter Ilmstadt solches innen worden undt erfahren, 
hat er sechs Soldaten von Friedberg zu sich genommen, und 
gedachtes Weibes Ehemann zur Straff 25 Reichsthaler ab- 
gefordert oder ihn uf Niterlegungsfall ahngeregten sechs 
Soldaten beizulegen betrowet. Demnach aber der arme Mann 
solche abgeforderte Straaf nit erlegen khönnen und auch 
sonsten geringes Vermögens, hat er nottringlich sein Hauß 
mit dem Rücken ansehen und flüchtig werden müssen. 

Daruffen ist 6. der Prior gantz landfriedbrüchiger und 
unverantwortlicher Weiß zugefahren und unsern Schuel- 
meister bey Straff 30 Reichsthaler das Schulhauß, welches 
die Gemeinde uff ihren eigenen Costen vor 36 Jahren er- 
bawet und also derselben unzweifenlich allein zustehet, 
inner vier Tagen zu raumen und aus zu weichen ahn- 
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befohlen oder aber würde er veruhrsacht, ihme die sechs 
Soldaten beizulegen, gestaldt dann Er Schulmeister solchen 
betrohelichen Befehl gehorsamen und nachsetzen müssen. 

7. fehret der Priester zu und reißet eigenes Gefallens 
die Glockenseiler ufm Feldt zu sich oder nimpt sie wohl 
gar in den Scheuren, welches doch sonsten niemandten 
vergönstiget noch zugelassen, es seye ihme dann zuvor 
von E. E. Gestrengen und Vesten erlaubt und permittirt 
worden. 

8. hat Priester uff St. Johannis Enthauptungsfest sich 
offentlich in der Kirchen vernehmen lassen, daß er Unß, 
dafern wir kein Creutz für unß machen, darbeneben auch 
nit knieen würden, mit Soldaten zu belegen und darzu zu 
zwingen und zu nötigen betrowet. Dahero wir nit in ge- 
ringen Sorgen, Forchten und Schrecken yderzeit stehen 
müssen, inmaßen er dann solche seine minas nechstver- 
wichenen 7. Septembris würcklich ins Werck gerichtet und 
sechs Soldaten von Friedbergk beneben einem Officirer bey 
unß eingelegt, denen wir in den vierdten Tag, da eben die 
Possernische Reuter wiederumb bey unß eingezogen und 
sie fortgetrieben, Essen und Trincken geben müssen.“ 

Zum Schluß bitten Bürgermeister und ganze Gemeinde 
um Abhilfe, da sie sich sonsten in ihren Häusern zu bleiben 
nit getraueten. Rendel erlebte nach dieser Darstellung in 
der Zeit nach dem 4. August wahre Dragonaden. Ihr Zweck 
war, die Bevölkerung, die sich gegen Einführung des katho- 
lischen Bekenntnisses sperrte, mit militärischer Gewalt der- 
art kirre und klein zu machen, daß sie nachgab. Selbstver- 
ständlich sind wir nicht mehr in der Lage, alle Einzelheiten, 
die hier klagend vorgebracht werden, nachzuprüfen. Wohl 
aber läßt sich nachweisen, daß Gewalttätigkeiten größeren 
Umfangs vorkamen. Am 7. September 1628 berichtet der 
Burgfriedberger Beamte Peter Beck von Rendel aus an 
den Burggrafen Konrad Löw von und zu Steinfurt: „daß 
der Mönch Lorentz die Anstellung gethan undt bey dem 
Hauptmann zue Friedbergk angehalten, daß er diesen Morgen 
sechs Soldaten beneben einem Bevelchshaber naher Rendell 
geschickt und sollen wir ihnen Essen undt Trincken ver- 
schaffen undt zwei in meinem Hauß pleiben sollen undt die 
andere bey den Kirchenbawmeistern oder sollen die Baw- 
register heraußgeben undt hetten Bevelch, wo wir nichi 
wolten in die Kirchen gehen undt dem Gottesdienst bey- 
wohnen, würden noch mehr Soldaten anhero kommen, dar- 
auf möchten wir unß bedencken, eß werde anderß nit seit 
können“. Am 3. Januar 1629 sieht sich sogar der Kurfürst 
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veranlaßt, an Propst, Prior und Konvent zu Ilbenstadt zu 
schreiben, daß der Propst, falls die Klagen der Rendeler 
richtig seien, doch auf den nach Rendel gesetzten Kon- 
ventualen Laurentius „die nothwendige Inspection thun“ 
möge, sintemalen „durch solche Exorbitantien und Ungepühr 
die catholische Religion wenig ufferbawet würde“. 

Während die soeben angedeuteten Dragonaden in Rendel 
vor sich gingen, war Burgfriedberg auch nicht müßig ge- 
wesen. Es hatte den Propst von Ilbenstadt und den ihn 
schützenden Kurfürsten von Mainz am 12. Dezember 1628 
beim Kaiser verklagt. Freilich hatte es auch bei dieser 
höchsten Instanz im Reich keinen Erfolg. Am 14. Mai 1629 
ließ Kaiser Ferdinand der Burg Friedberg eröffnen, daß da 
Rendel erst 1575 lutherisch geworden, auch diese Verände- 
rung des Bekenntnisses gewaltsamerweise und widerrecht- 
lich geschehen sei, „mehrbesagtes Closter Ilbenstadtt bey 
der rechtmeßig restituirten Pfarr Rendel, Schuel, Kirchen- 
baw sambt allen derselben pertinentiis, Rechten und Ge- 
techtigkeiten ganz ruhiglich zu belassen sei“. Gleichzeitig 
wurde der Kurfürst von Mainz durch den Kaiser beauftragt, 
mit allen Kräften das Kloster in seinem gegenwärtigen 
Rendeler Besitzstand zu manutenieren. 


3. 


Nachdem in Södel und Rendel die Gegenreformation ins 
Werk zu richten begonnen war, machten sich die Ilben- 
städter Mönche an die Pfarreien Erbstadt, Hanauischer, 
sowie Bönstadt, Isenburgischer Botmäßigkeit. Genaueres 
ist über die Reformation in diesen Orten in unseren Akten 
nicht enthalten. Wir wissen nur, daß beide Orte im De- 
zember 1629 bereits längere Zeit katholischen Gottesdienst 
und katholische Priester hatten, und daß in Erbstadt im 
Februar 1629, nachdem der katholische Gottesdienst mit 
Hilfe von Musketieren eingeführt war, durch den Grafen von 
Schwarzenfels eine starke Gegenaktion ins Werk gerichtet 
ward, indem er den Erbstädtern bei strenger Strafe verbot, 
den katholischen Gottesdienst zu besuchen. Als Jahr der 
Einführung des katholischen Gottesdienstes wird wohl 1628 
gelten müssen. 

In diesem 1628. Jahr begannen die llbenstädter Mönche 
weiter die Gegenreformation in Niederwöllstadt. Der 
Rechtstitel, auf den sie sich dabei beriefen, war sehr weit 
hergeholt. Zu der unter dem Patronat der Deutsch-Ordens- 
komturei Frankfurt stehenden Pfarrei in dem solmsischen 
Orte Niederwöllstadt hatte im 16. Jahrhundert als Filial 
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der kurmainzische Ort Oberwöllstadt gehört. Weil der 
Niederwöllstädter Pfarrer Matthias Schuch sich beharr- 
lich geweigert hatte, in Oberwöllstadt, so wie es Kurmainz 
verlangte, den neuen Kalender zu verkünden und in seinen 
gottesdienstlichen Handlungen sich nach ihm zu richten, 
war im Jahr 1594 Oberwöllstadt aus dem Parochialverband 
mit seinem Mutterorte gelöst und einem besonderen evange- 
lischen Pfarrer anvertraut worden. Als dieser Prädikant, 
dessen Namen in den Akten nicht bekannt ist, von dem 
seine Gegner nur schreiben, er sei zu Newenhain verübten 
Ehebruchs halben ausgerissen, im Jahr 1603 Tods verfahren, 
hatte Mainz die Gelegenheit benutzt, den bis dahin evange- 
lischen Ort Oberwöllstadt gewaltsam zu katholisieren und 
am 22. Juli 1603 die Versehung des katholischen Pfarr- 
dienstes in der Pfarr Oberwöllstadt, die immer noch als 
ein Teil der alten Pfarrei Niederwöllstadt angesehen ward, 
dem Kloster Ilbenstadt zu übertragen. Als Pfarrverseher 
von Oberwöllstadt hielten sich die Ilbenstädter Mönche für 
berechtigt, in dem alten Mutterort von ihrer Pfarrei, Nieder- 
wöllstadt, das Werk der Reformation in die Hand zu 
nehmen. 

Die erste Anregung zur Wiedereinführung des katho- 
lischen Bekenntnisses in Niederwöllstadt gab ein vom 
5./15. April 1628 datiertes Schreiben won Propst, Prior und 
Konvent von Ilbenstadt an den Komtur des Deutschen 
Ordens in Frankfurt, Wilhelm von Gravenegg. Das 
Kloster, von dem aus ‚„nuhr auf die etlich und zwantzig 
Jahr, alßbald von der introducirten catholischen Religion‘ 
(1603) an der Ort Oberwöllstadt versehen worden war, er- 
klärt in diesem Schreiben, daß es wegen der vielen Arbeit, 
die den Konventualen in den dem Kloster zuständigen bis- 
her lutherischen und nunmehr katholischen Orten (Södel, 
Rendel, Assenheim usw.) erwachsen sei, den Dienst in 
Oberwöllstadt nicht weiter versehen könne. Es bittet, den 
Überbringer des Schreibens mit dem Dienst in Oberwöll- 
stadt zu betrauen. Und zwar um so mehr, „weilnja durch 
diesse Gelegenheit auch nit unfüeglich ein Refor- 
mation in die Pfarr Niderwölstatt eingeführet mag 
werden“. Der Komtur trat dem Plane näher und billigte 
ihn. Auch er meinte, daß der Augenblick gekommen sei, 
„mit der Pfarr Niderwölstatt under Graff Friederichen von 
Solms, sowoln alß andern benachbarten eine Reformation 
vorzunehmen“, und berichtete — unter Beischluß des Ilben- 
städter Schreibens — in diesem Sinn an seinen Vorgesetzten, 
Johann Caspar, Administrator des Hochmeistertums in 
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Preußen und Meister des Deutschen Ordens in deutschen 
und welschen Landen. Letzterer war zwar der Ansicht, daß 
die Sache ihre Schwierigkeiten habe, da der Orden in Nieder- 
wöllstadt nur Inhaber juris patronatus sei. Immerhin gab er 
dem Komtur den Auftrag, sich bei Mainz, als hoher Obrig- 
keit von Oberwöllstadt, wegen der Sache zu erkundigen 
und wenn man dort den Plan billige, dem Niederwöllstädter 
Pfarrer den Abschied zu geben und für Nieder- und Ober- 
wöllstadt einen katholischen Geistlichen anzunehmen. 
Gleichzeitig mit diesem vom 19. Mai datierten Befehl ging 
ein Schreiben des Administrators an den Mainzer Dom- 
dechanten Friedrich von Sickingen ab, in dem angefragt 
ward, ob man sich von Seiten des Ordens einer „würck- 
lichen Assistentz‘‘ des Kurfürsten bei vorhabender Refor- 
mation getrösten könne. Sickingen antwortete am 31. Mai: 
Er wünscht es sehnlichst, daß Niederwöllstadt wieder katho- 
lisch würde, fürchtet aber Diffikultäten von seiten des Hauses 
Solms. Er hält die Sache zur Zeit nur dann für aussichts- 
reich und durchführbar, wenn der Beweis erbracht werde, 
daß das lutherische Bekenntnis erst nach dem Passauischen 
Vertrag eingeführt worden sei. Da dieser Beweis nicht er- 
bracht werden konnte, wurde von der Reformation in Nieder- 
wöllstadt abgesehen, obwohl der Propst von Ilbenstadt 
sich noch einmal in einem vom 26. Juni 1628 datierten 
Schreiben an den Administrator ernstlich darum bemühte 
und unter anderem ausführte, daß die Frage, ob vor oder 
ob nach dem Passauischen Vertrag, ganz nebensächlich 
sei; es komme lediglich darauf an, daß man ein kaiserliches 
Edikt auswirke und sich der Exekution des Generals de 
Verdugo bediene, „massen gleicherweiß von ihm be- 
schehen“ und zwar „mit furderlichstemn Nutzen“. 

Der Administrator ließ nunmehr die Frage betreffend 
Reformation in Niederwöllstadt über ein Jahr lang liegen. 
Sein Interesse wandte sich lediglich der Versorgung des 
Filials Oberwöllstadt zu. Erst im Oktober 1629 nahm er 
zu ihr nochmals Stellung. Die Veranlassung hatte ihm 
wieder der Ilbenstädter Propst gegeben, der in mehreren 
Schreiben darum gebeten hatte, daß man doch endlich 
den lutherischen Prädikanten in Niederwöllstadt abschaffen 
möge, „auf dz also allgemeiner vorstehender Wetter- 
awischer Reformation mehrer Anlaß gegeben undt 
die durch viel Jahr zuerück verführte christliche Seelen 
in Schafstall deß wahren Glaubens wiederumb eingeführt 
mögen werden“. Auf diese Anregung hin tat der Admini- 
strator aufs Neue Schritte wegen der Niederwöllstädter Re- 
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formation, und zwar ganz in der Richtung, die der Propst 
angedeutet hatte. Er kam aber wieder nicht zum Ziel. In 
Mainz hielt man das Experiment um der Solmser willen 
für zu gefährlich, und diesem Standpunkt mußte auch der 
Administrator, aus politischen Erwägungen heraus, sich an- 
passen. Die Akten der Folgezeit enthalten mehrere Briefe, 
in denen der Ilbenstädter Propst immer wieder versucht, 
den Administrator von diesem Standpunkt abzubringen. 
Sie blieben aber alle ohne Erfolg. Ihr letzter trägt das 
Datum des 16. August 1631. Interessant ist in ihm das 
Bekenntnis, daß dem Gotteshaus Ilbenstadt an der Refor- 
mation in Niederwöllstadt „sehr viel und ein merckhliches 
der Nachbarschafft halben gelegen“, in Betrachtung daß 
„die auff underschiedlichen Pfarrkirchen dieser Orthen ein- 
geführte catholische Religion in etwas retardirt und deß- 
wegen gehindert wird, weilen der Prädicant im Fleckhen 
Niderwöhlstatt möglichsten Fleiß nach sich bemühet, aus 
denen reformirten Pfarrkirchen dz Volckh an sich zu ziehen 
und von catholischen Predigen, Meßhören, Beicht, Com- 
munion und andern catholischen Exerecitiis ab zue laiten‘“. 
Niederwöllstadt war der „Reformation“ nicht nur nicht 
erlegen, es war zum Zentrum des Widerstandes gegen die 
Bestrebungen des Klosters Ilbenstadt geworden! 


4. 


Die Anfänge der Gegenreformation in Assenheim 
fallen in den Juli des Jahres 1629. Die erste Maßnahme, 
mit der das Werk eröffnet ward, bestand darin, daß das 
Kloster am 8./18. Juli dem Assenheimer lutherischen Pfarrer 
Konrad Textor durch den Prior und noch einen Kon- 
ventualen ansagen ließ, „sobaldt das Kloster einen andern 
Geistlichen einführen lasse, habe Textor des Predigambtes 
sich ab zu thun“. Am 12./22. Juli fand dann der erste 
katholische Gottesdienst statt. Ein Mönch des Klosters Ilben- 
stadt erschien in Assenheim, öffnete, da ihm die Schlüssel 
nicht gegeben wurden, selbsteigen die Kirche, läutete und 
predigte. Da es sich um einen Gottesdienst handelte, der 
in die sogenannte hanauische Woche fiel, ließ der Solmser 
Graf die Sache auf sich beruhen, dessen gewiß, daß seine 
Mitherren Hanau und Isenburg schon ihre Sache verfechten 
würden. Immerhin nahm er Veranlassung, am 17./27. Juli 
in einem an Propst und Konventualen des Klosters ge- 
richteten Schreiben gegen die Absetzung seines Pfarrers 
und die Einsetzung eines katholischen Priesters energisch 
Verwahrung einzulegen. Die Verwahrung hatte keinen Er- 
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folg. In welcher Weise das Kloster in seinem Werk fort- 
fuhr, ersehen wir aus einem Bericht, den die „Grävelich 
Solmische Räthe und Befehlhabere zu Rödelheim“ in Ab- 
wesenheit ihres Herren, des Grafen Friedrich zu Solms, am 
10./20. August an den Mainzer Kurfürsten richteten. Es 
wird darin erwähnt, daß die „geistlichen Herrn des Closters 
zu Ilbenstadt‘‘ vor kurzem „den Spanischen Herrn Guber- 
natorn von Friedberg zu Hilff gezogenn, welcher nit allein 
an die sambtliche Kelnere und den gemeinen Grefen zu 
Assenheimb geschrieben, sondern auch etzliche Reutter 
dahin geschicket, mit deren Zuthun sie die Schlüssel zur 
Kirchen auß deß Glöcknerß Behaussung hinweg ge- 
nohmmen‘. „Es ist auch“, heißt es dann weiter, „gedachter 
Herr Gubernator selbsten zu Assenheimb gewessen undt 
hat die Bürgerschafft sich zu accommodiren vermahnet, 
mit Betrröwung, da einer oder der ander sich widderig er- 
zeigenn würdte, der oder dieselben solten bey den Köpffen 
genohmmen, nach Creutzenach geführet werden unnd da- 
selbsten fernerer Execution gewertig sein, wie dann auch 
derselbe unßeren gnädigen Herrschaft Solmß Pfarrherrn 
NM. Conradt Textorn zu sich uff den Kirchhoffe ruffen lassenn 
unnd ihme dz Predigenn unnd Schulhalten, auch andere 
einem Pfarherrn obliegende Verrichtungen zu thun ver- 
botten hat“. Wiederum legte man solmserseits — in dem 
erwähnten Schreiben der Rödelheimer Räte an den Kur- 
fürsten vom 10./20. August — Verwahrung ein und bat 
um Abstellung der allen Rechten zuwiderlaufenden Maß- 
nahmen der Klosterherren. Das Werk ging allen Be- 
schwerden zu Trotz weiter. ‚Alle Erinnerung‘, heißt es in 
einer vom 26. September /6. Oktober datierten zweiten Be- 
schwerdeschrift des Grafen Friedrich an den neuen Kur- 
fürsten Anselm Kasimir, „hat bei ihnen (den Mönchen) so 
gar nicht stattfinden wollen, das sie sich auch Sontags den 
6./16. instehenden Monats Septembris mit abermals zue- 
gezogener Assistentz deß Hispanischen Gubernators zu 
Fridtberg, welchem gleichwol die Beschaffenheith der 
Sachen und ihr so notorischer Unfug durch meine Be- 
ambten genugsamb remonstrirt, auch von solchem E. Churf. 
Gnaden zumahln vorgreifflichen und zweifelsohne hoch- 
empfindlichem Vornemen abzustehen vermant, und nach- 
dem er seinem selbst eigenen Gestehen nach, von der 
‘kayserl. Mayestät unserm allergnedigsten Herrn, deßwegen 
einigen Befelch nicht sondern nur von der Regierung zu 
Creutzenach und der Serenissima Infante seine Dependenz, 
gütlich ersucht worden, noch weitters erkühnet, meinen 
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Pfarrer mitten in seinem Predigen und Verübung seines 
anbefohlenen Gottesdiensts, mit acht bewehrten Hispa- 
nischen Soldaten, so alle Feuerrohr und mit aufgezogenen 
Hahnen, beneben einem Öfficir in die Kürchen vor die 
Canzel getretten kommen, von der Canzel zu tretten be- 
nötiget und noch darzue mit sich nacher Fridtberg gefäng- 
lich abzuführen understanden, da aber solches von dem 
anwesenden Pfarrvolck verhindtert, haben sie nachmittags 
noch dreißig Hispannische bewehrte Soldaten von Fridt- 
berg dahin kommen, den Pfarrer aller Orthen, inwillens 
denselben gefenglich abzuführen, suchen, und weil sie ihne 
nicht finden können, alles das seinige im Pfarrhaus ver- 
derben oder mit sich nacher Fridtberg abtragen lassen‘. 
Nachdem dieser erste Versuch, den Pfarrer Textor gefäng- 
lich nach Friedberg zu bringen, mißlungen war, wurden 
in der Folgezeit erneute Versuche in derselben Richtung 
unternommen. Am 26. September (6. Oktober) kamen die 
Spanier zu ihrem Ziel. Textor wurde, „alß er vor der 
Stadt im Weingarten gewesen unnd seinen häußlichen Ge- 
schäfiten nachgangen, von etzlichen Spannischen Soldaten 
auß der Guarnison Fridberg angefallen, ubell gleich einem 
Mörder unnd Ubelthätter, mit Lunden an der rechten Handt 
hart gebunden, nachgehents aber uf sein und anderer Pitt 
der Banden zwar entlediget, doch zwischen etzlichen Sol- 
daten nacher Fridberg gefänglich geführet unnd einen Tag 
oder zwen hernacher widerumb vom Herrn Gouverneur dero- 
gestaltt dimittiret, daß er uff die Cantzell zu gedachtem 
Assenheim nicht wider zu tretten noch sein Ambt zu ver- 
richtenn auch uff Erfordern sich wider zu sistiren, sich 
schrifitlich obligiren, sodann Bürgschafft leisten müssen, 
die Unkostenn abzustattenn“. Wiederum wurde eine Be- 
schwerde nach Mainz an den Kurfürsten geschickt. Diesmal 
wieder von den Rödelheimischen Räten. Diese vom 
5./15. Oktober datierte Beschwerde hatte den Erfolg, daß 
man sich endlich in Mainz veranlaßt sah, in der Assen- 
heimischen Sache etwas zu tun. Am 19. Oktober wurde der 
Ilbenstädter Propst zum Bericht aufgefordert und gleich- 
zeitig gefragt, „ob er die Sach, da selbige vielleicht zum 
Rechtstandt gerathen würde, gnugsamb zu behaupten und 
auszuführen sich getrawen werde“. Da der Bericht des 
Propstes nicht einlief und am 23. November (3. Dezember) 
von Rödelheim aus auf einen Entscheid gedrängt ward, 
erhielt der Propst am 10. Dezember ein Monitorium. Am 
22. Dezember lief in Aschaffenburg der vom 6. Dezember 
datierte Bericht ein. Es wurde darin der Nachweis zu 


Reformat. u. Gegenreformat. i. d. Pfarreien d. Klosters Ilbenstadt. 73 


führen gesucht, daß das Kloster, da die Reformation in 
Assenheim erst nach dem Passauischen Vertrag eingeführt 
worden sei, zu seiner Reformation durchaus berechtigt ge- 
wesen sei, und die Gefangennahme Textors gerechtfertigt. 
Trotzdem Mainz durch den ausführlichen Bericht des 
Propstes in den Stand gesetzt war, seinen Entscheid zu 
treffen, ließ es die Sache auch weiterhin unerledigt liegen. 
Auch ein vom 17. Dezember 1629 datiertes, am 30. De- 
zember präsentiertes Intercessionsschreiben des Landgrafen 
Georg Il. von Hessen-Darmstadt half nicht, die Sache zu 
beschleunigen. Erst als am 8./18. Februar 1630 von Rödel- 
heim aus nochmals um Resolution in bewußter Assenhei- 
mischen Pfarrsachen gebeten worden war, wurde dem Grafen 
Friedrich von Solms die vor sieben Monaten erstmalig 
erbetene Antwort am 22. Februar 1630 zuteil. Es wurde 
ihm eröffnet, daß man in Anbetracht der Tatsache, daß in 
Assenheim erst nach dem Passauer Vertrag die Reformation 
eingeführt worden sei, mainzerseits gegen den Propst von 
Ibenstadt nichts tun könne; wolle der Graf sich dabei nicht 
beruhigen, so müsse er anderwärts sein Recht suchen. 


Mit diesem Bescheid vom 22. Februar 1630 war das im 
Jahr 1627 begonnene Reformationswerk der libenstädter 
Mönche zum Abschluß gekommen. Wie sicher sie sich 
fühlten, ersehen wir aus der Tatsache, daß Propst Georg am 
26./16. Januar 1631 bei dem Kurfürsten den Antrag stellen 
konnte, er möge ihm zum Zweck der Einführung des neuen 
Kalenders in den nunmehr katholischen Orten Rendel, Södel, 
Erbstadt, Wölfersheim (Filial von Södel), Assenheim und 
bönstadt ein Decretum speciale ausstellen. Er konnte, da 
sein Kloster Sieger im Kampf geblieben war, etwas wagen, 
was er noch nicht einmal für sein eignes Kloster bisher 
gewagt hatte; denn bis 1631 hatte sich das Kloster, „guten 
Frieden undt Nachbahrschafft mit den Angrenzendten zu 
halten“, dazu bequemen müssen, „Inhaltung des alten 
Calenders sich zu confirmiren“. Das kurfürstliche Dekret 
wurde am 13. Februar 1631 erlassen. Der Beginn seiner 
Durchführung brachte allerlei Kämpfe. Burgfriedberg verbot 
seinen Untertanen in Ilbenstadt und Rendel, daß sie sich 
nach dem neuen Kalender richteten; die Folge war, daß 
die Einwohner beider Orte fortan zur Befriedigung ihrer 
sonntäglichen kirchlichen Bedürfnisse sich an unkatholische 
Orte der Umgegend hielten. Im Zusammenhang damit ver- 
bot Burgfriedberg den Rendelern den Besuch der katho- 
lischen Schule daselbst. Das Vorgehen von Burgfriedberg 
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gab dem Grafen Wilhelm von Solms-Greifenstein den Mut, 
nun auch von seiner Seite aus vorzugehen. Er verbot nicht 
nur ebenfalls die Einführung des neuen Kalenders in dem 
ihm zugehörigen Filialort Wölfersheim, sondern löste den 
Ort, was vordem schon einmal geschehen war, aus dem 
Parochialverband von Södel los und gab ihm in Johann 
Eberhard Zaunschliffer einen eigenen, reformierten, 
Pfarrer. Eine gegen die Übergriffe Burgfriedbergs am 8. April 
und. eine gegen den Solmser Herren am 4. Juni 1631 an den 
Kurfürsten von Propst Georg eingereichte Beschwerde hatten 
den Erfolg, daß am 5. Juli 1631 den beiden Herrschaften 
nahegelegt ward, ihre Turbationes zu unterlassen, widrigen- 
falls man gegen sie einschreiten werde. Aber einen dauern- 
den Erfolg brachten diese Maßnahmen von seiten Kurmainz 
nicht. Burgfriedberg blieb vorerst halsstarrig und Wilhelm 
von Solms suchte am 7. Juli 1631 seinen Standpunkt zu 
rechtfertigen, worauf ihm am 2. August nochmals nahe- 
gelegt ward, Neuerungen zu lassen und sein vermeintliches 
Recht beim Kaiser zu suchen. Nötig war’s nicht. Denn 
bald nach diesem 2. August kamen die Schweden in die 
Lande, deren Waffenglück mit einem Schlag dem Refor- 
mationswerk der Ilbenstädter Mönche ein Ende bereitete. 
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Amtsscehwierigkeiten eines pietistischen 
Pfarrers in Partenheim. 


Von 


Heinrich Linck. 


Das Dorf Partenheim war eine von den unendlich vielen 
kleinen und allerkleinsten Herrschaften, die damals noch 
eine Eigenart des Heiligen Römischen Reiches Deutscher 
Nation bildeten und gerade im heutigen Rheinhessen in 
nicht geringer Anzahl vorhanden waren. Es war kur-trie- 
risches Mannlehen. Seine Lehensträger gehörten zum Canton 
Oberrhein der unmittelbaren freien Reichsritterschaft. An 
Zahl waren es zwei, von denen der eine ein Dritteil, der 
andere zwei Dritteile des Dorfes zum Lehen besaß. Inhaber 
des einen Dritteils waren seit 1467 die l'reiherren von 
Wallbrunn, Inhaber der beiden andern Dritteile seit 1732 
die Freiherrn Wambolt zu Umstadt, erstere evangelischen, 
letztere katholischen Bekenntnisses. Die Reformation war 
eingeführt seit 1585 auf 1586, und zwar in lutherischer 
Art. Das Recht öffentlichen Gottesdienstes stand nur den 
Evangelischen zu. Patrone der Pfarrstelle waren beide Orts- 
herren. Doch scheint bei jeweiliger Erledigung der Pfarr- 
stelle abwechselnd der eine ÖOrtsherr einen bestimmten 
Pfarrer vorgeschlagen zu haben, während der andere nur 
dem Vorschlag zustimmte. 

Am 13. März 1743 war der Pfarrer Christophorus Guilel- 
mus Hegelmayer, aus Vayhingen in Württemberg gebürtig, 
gestorben. Nach einem sehr bewegten Vorleben hatte er 
in Partenheim allerdings nur für vier Jahre eine bleibende 
Statt gefunden. Er war nämlich evangelischer Feldprediger 
im russischen Heere gewesen und als solcher in allen 
möglichen und unmöglichen Gegenden des weiten Zaren- 
reiches herumgekommen. Bei seinen Amtsbrüdern und der 
Gemeinde scheint er trotz seiner kurzen Amtswirksamkeit 
in ganz ungewöhnlichem Ansehen gestanden zu haben, denn 
es heißt von ihm in der series Pastorum: ‚vir eximiis animi 
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dotibus instructus, insignis orator, auditorii sui delicium 
et fere oraculum“. Wenn das ihm in so überreichem Maße 
gezollte Lob auch nur einigermaßen auf Tatsachen beruhte, 
dann mußte sein Nachfolger entweder der Gemeinde eine 
ganz besondere Hochachtung abnötigen, oder einen sehr 
schweren Stand haben, und das letztere ist denn auch 
der Fall gewesen. 

Ihm folgte am 11. Juli 1743 der Magister Christophorus 
Theophilus Kausler, ein Landsmann Hegelmayers, aus Eber- 
dingen in Württemberg gebürtig, kein solch vielgereister, 
weltoffener und welterfahrener Mann wie sein Vorgänger. Er 
war nämlich nach seiner eigenen Aussage vorher lediglich: 
„praeco castrensis regionis Borussiae equestris‘‘. Seiner 
kirchlichen Richtung nach war er Pietist. Das geht aus 
den von ihm hinterlassenen Aktenstücken zweifellos hervor. 
Maßgebend ist hier vor allen Dingen sein Bericht an beide 
Ortsherrschaften vom 25. November 1744, der, abgesehen 
von den Kirchenbüchern, eine unserer Hauptquellen bildet 
und im eigenhändigen Entwurf Kauslers noch in unserm 
Pfarrarchiv vorhanden ist. Pietistisch sind die Redewen- 
dungen, deren er sich bedient, wenn er auf Jesus zu sprechen 
kommt. Er sagt: „Es soll der gekreuzigte Jesus mit seinem 
allerkostbarsten Blut und Wunden nicht nur in den Kirchen, 
sondern auch außer derselben in und durch uns verherrlichet 
und gepriesen werden“. Er nennt ihn mit Vorliebe den 
„lieben‘‘ Herrn Jesu. Aber es fehlt ihm auch nicht das, 
was das Wertvolle und Gesunde am Pietismus war: das 
Drängen auf Verinnerlichung, auf Herzensfrömmigkeit, die 
sich in. einem Christentum der Tat zeigt. Er kennt außer „dem 
öffentlichen Dienst, den man Gott in der Kirchen erweiset“, 
auch noch einen „besonderen Dienst‘, den man dem Herrn 
„zu allen Zeiten‘ schuldig ist. Das aber überträgt Kausler 
in ziemlich äußerlicher Weise auf den Sonntag und meinte, 
auch des Christen „Sabbath‘“ — er gebraucht ausdrücklich 
diesen alttestamentlichen Ausdruck — solle neben dem 
öffentlichen Gottesdienst solch ein besonderer Dienst sein. 
Zu diesem Zweck hat er neben den zwei sonntäglichen 
Predigtgottesdiensten in der Kirche auch noch bei sich in 
dem noch jetzt stehenden, 1732 erbauten Pfarrhause vermut- 
lich nach der Sorntag-Nachmittags-Kirche „Hausübungen“ 
eingerichtet. Er gibt in dem schon erwähnten Bericht an 
die Ortsherrschaften an, „daß solche jedesmahl mit hertz- 
licher Bitt angefangen und geendet werden nach der Er- 
mahnung Pauli (I. Tim. 1, 12) und wir uns untereinander 
lehren und ermahnen mit Psalmen und Lobgesängen und 
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geistlichen Liedern (Kol. 3, 16), folglich durch Lesung und 
Erklärung göttlichen Worts, Wiederhohlung des Gehörten 
und Applieirung unserer Hertzen uns zu üben suchen, und 
das nicht nur, um eine neue Lehre zu hegen, sondern aus 
keinem andern Grund, als daß wir immer fester gegründet 
werden auf Jesum, den Anfänger und Volländer unseres 
Glaubens, seine geheimnisvolle Lehre von seinem Creutz 
und Tod immer tiefer ins Hertz einpregen und uns je mehr 
und mehr durch seine Gnade bereiten, ihne bey seiner bal- 
digen Zukunfft zum Gericht mit aller Freude zu empfahen 
und — so setzt Kausler ausdrücklich hinzu — damit doch 
hier der heilige Sonntag nicht nur in der Kirche, sondern 
auch außer derselben und also der ganze Tag des Herrn 
bey uns heilig seye“. 

Welche Entheiligungen des Sonntags aber sind denn 
dem Magister Kausler besonders peinlich aufgefallen? Nun, 
er redet gelegentlich mit besonderer Schärfe von solchen, 
die „sich ins Würtshaus setzen und mit Zechen und sünd- 
lichen Discursen den Tag des Herrn entheiligen“. Es ist 
ihm ein Dorn im Auge gewesen, wenn seine Partenheimer, 
nachdem sie am Sonntag einmal, manche vielleicht auch 
sogar zweimal unter seiner Kanzel gesessen hatten, gegen 
Abend und am Abend ihren Schoppen tranken. Dem vor 
allem will er entgegenarbeiten mit seinen Hausübungen, 
und zum Kampf dagegen fordert er auch seine Kirchen- 
vorsteher mit dem Schultheiß an der Spitze auf. Freilich 
ist er bei diesen mit solchem Ansinnen übel angekommen 
und hat aus des Schultheißen Mund gar „die unsittliche 
Antwort“ vernehmen müssen: „Er wolle lieber einen Schop- 
pen Wein trinken“. 

Partenheim liegt in einer Weingegend, und wo Wein 
gebaut wird, da wird auch Wein getrunken. Die Leute 
nehmen ihren Krug mit Haustrunk am Werktag mit hinaus 
Ins Feld, und am Sonntag versteht es sich sozusagen von 
selbst, daß der Mann gegen Abend oder nach dem Nacht- 
essen ins Wirtshaus geht. Das wird damals auch nicht 
Viel anders gewesen sein, wiewohl wir ja mit einer viel 
einfacheren, bedürfnisloseren Lebenshaltung als heutzutage 
zu rechnen haben. Vermutlich hatte auch seit Menschen- 
gedenken kein Pfarrer etwas dagegen zu erinnern gefunden. 
Höchstens war vielleicht gegen Ausschreitungen, die auch der 
Bevölkerung unangenehm auffielen, von pfarrherrlicher Seite 
eın scharfes Wort gefallen. Man war seitens der Gemeinde- 
glieder wohl der Meinung, mit einmaliger, höchstens zwei- 
maliger Teilnahme am Gottesdienst habe man Gott Ehre 
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genug erwiesen und dürfe den Rest des Sonntags einer Zer- 
streuung widmen, die man als etwas durchaus Erlaubtes 
empfand. Nun kommt ein landfremder und den Bauern 
jedenfalls sehr wesensfremder Pfarrer, eifert vermutlich in 
der Predigt nicht zu knapp gerade gegen diesen Punkt, den 
er nach seiner eigenen Überzeugung für eine grobe Sonn- 
tagsentheiligung hält. Es fehlt auch wahrscheinlich in den 
„Hausübungen“ nicht an dahin zielenden Bemerkungen. Ja 
er macht wohl kein Hehl daraus, daß seine „Hausübungen“ 
den Wirtshausbesuch verdrängen sollen. Da mußte es zum 
Widerstand von seiten der Gemeinde kommen, und die Seele 
dieses Widerstandes waren — nach Kauslers Äußerungen 
zu schließen — der Schultheiß und die Kirchenvorsteher. 
Sie haben sich natürlich sorgfältig gehütet, Kauslers Eifern 
gegen den sonntäglichen Wirthausbesuch in den Vordergrund 
zu rücken. Vielmehr haben sie sich gegen die ihnen be- 
sonders verhaßten „Hausübungen“ gewandt, denn in deren 
Besuchern sahen sie des Pfarrers Bundesgenossen und ihre 
eigenen Gegenspieler. Sie verlangen, der Pfarrer soll die 
Hausübungen einstellen, „weil es ein neues Werk sei und 
sein Lebtag hier nicht gewesen“. Sie drohen sogar dem 
Pfarrer mit dem Schicksal eines „wegen Versammlung cas- 
sierten Schulmeisters‘“. Kausler jedoch erklärt, lieber lasse 
er sich absetzen, als daß ihm der Schultheiß sein Werk zu- 
grunde richten solle, und so kam es zu einer Beschwerde 
der Kirchenvorsteher bei der gemeinsamen Ortsherrschaft. 

Diese Beschwerde ist nicht mehr vorhanden. Doch 
können wir ihren Inhalt so ziemlich erschließen aus dem 
schon vorher genannten Bericht Kauslers vom 25. Novem- 
ber 1744, in dem er sich mit großer. Weitläufigkeit ver- 
teidigt. Als Neuerung, ja sogar als Auflehnung gegen die zu 
Ordnung bestehende Obrigkeit werden die „Hausübungen“ 
von den Kirchenvorstehern hingestellt worden sein. Man 
äußerte Bedenken, Kausler ziehe dadurch Separatisten heran, 
ja es kämen zu ihm in die Hausübungen solche Leute aus 
Wolfsheim und Essenheim, während doch gegen die Essen- 
heimer Separatisten der Churpfälzische Kirchenrat in Heidel- 
berg vorgegangen sei. Kausler und die an dessen „Haus- 
übungen“ Teilnehmenden blickten hochmütig auf die andern 
Gremeindeglieder herab. Kausler habe auf der Kanzel gesagt, 
die seine „Hausübungen“ hinderten, seien keine Christen. 
Partenheim habe zudem eine schöne Kirche. Es sei kein 
anderer Ort und kein anderer Gottesdienst zur Erbauung 
nötig. Daraufhin wurde dem Pfarrer Kausler von der Herr- 
schaft aufgegeben, sich binnen acht Tagen mündlich oder 
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schriftlich zu verantworten. Er hat das schriftlich in dem 
schon mehrfach erwähnten Bericht getan. 

Er erklärt, die „Hausübungen‘“ seien keine Neuerungen, 
sondern etwas Altes. Ganze Universitäten und königliche 
und fürstliche Konsistorien haben sie längst erlaubt. Er 
beruft sich auf eine tübingische Dissertation: „Sensus verus 
et falsus consilii de Ecelesiis in Ecelesiis erigendis“ und 
‘führt aus deren $ 6 die Worte an: „quod si congregationibus 
potorum, lusorum, seu aleatorum; otiose confabulantium, 
saltantium, bacchantium, licet convenire sine censura, cur pri- 
vatis et modestis aliquot piis mutua familiaritate et isowuxia 
proprius vinctis hoc non licet“. Auch ein „hochfürstlich 
würtenbergisch General-Reskript‘“ vom 10. Oktober 1743 
wird herangezogen, in dem bestimmt wird, daß die Haus- 
übungen unter der Aufsicht des Pfarrers stattfinden dürfen 
allerdings neben dem ordentlichen Gottesdienst, aber dann 
nach Belieben des Pfarrers in der Kirche selbst, oder in 
seinem Hause. Sodann beruft er sich auf die Theologen 
Spener, Francke und seinen Landsmann, den früheren Gie- 
ßener Professor und späteren württembergischen Hofprediger 
Johann Reinhard Hedinger. Kausler erklärt ferner, zu seinen 
„Hausübungen‘“ kämen keine Separatisten, sondern nur 
Leute, die regelmäßig die öffentlichen Gottesdienste be- 
suchten, wie er denn auch auf den Besuch dieser Gottes- 
dienste bei allen entschieden hinwirke. Was die in der 
Beschwerde erwähnten Essenheimer und Wolfsheimer an- 
lange, so seien diese schon zu seinem Vorgänger zur Predigt 
und zum Abendmahl gegangen. — Es waren also jedenfalls 
Lutheraner, die nicht in ihren reformierten Wohnorten, 
sondern in dem lutherischen Partenheim ihre kirchlichen Be- 
dürfnisse befriedigten. — Er habe darum auch kein Bedenken 
getragen, sie zu seinen „Hausübungen“ zuzulassen. Gegen 
die Leute in Essenheim sei es allerdings durch die Schuld 
des dortigen Pfarrers zu Strafandrohungen gekommen. Aber 
der Churfürstliche Kirchenrat in Heidelberg habe sich dann 
von der Harmlosigkeit der Leute überzeugt. Das hätten 
die Partenheimer Kirchenvorsteher nur auch hinzufügen 
sollen. Im übrigen sähen er und die Teilnehmer an seinen 
„Hausübungen‘“ nicht hochmütig auf die übrigen Gemeinde- 
glieder herab. Sie achteten sich vielmehr für die „vor- 
nehmsten Sünder“, die die „Gnade“ am meisten nötig 
hätten. Seine angeblichen Äußerungen auf der Kanzel wür- 
den sich wohl als ganz andere herausstellen, wenn man seine 
im „Studio“ aufbewahrten Predigtentwürfe vergleiche. Zu- 
dem hätten ihm zwei Kirchenvorsteher Grohl — soll wohl 


10] Heinrich Linck: 


heißen Kröhl — und Nehrbaß erklärt, sie könnten sich nicht 
entsinnen, daß der Pfarrer Derartiges gesagt habe. Wieder- 
holt klingt in dem Berichte Kauslers der Gedanke an, der 
Gekreuzigte werde die Herzen der Ortsherrschaft so lenken, 
daß Recht Recht bleibe. 

Was unmittelbar auf diesen Bericht des Pfarrers er- 
folgt ist, können wir nicht mit Gewißheit sagen. Es fehlen 
hier offenbar wieder Aktenstücke. Doch will uns scheinen, die - 
Ortsherren hätten zunächst mehr auf seiten des Pfarrers ge- 
standen und dadurch erst recht Erbitterung unter dessen 
Gegnern heraufbeschworen. Das nächste Aktenstück ist eine 
gemeinherrschaftliche Verfügung, gegeben Mainz und Darm- 
stadt den 9. September 1745, unterzeichnet von dem Gene- 
ralfeldzeugmeister und Gouverneur von Mainz Franz Philipp 
Kaspar Freiherr Wambolt zu Umstadt und dem landgräf- 
lichen Obersthofmarschall Friedrich Karl Kuno, Freiherr 
zu Wallbrunn in Darmstadt. Wir besitzen sie in einer von 
Pfarrer Kausler herrührenden Abschrift. Es geht daraus 
hervor, daß „ein und andere Unterthanen zu Partenheim 
ihrem bisherigen Seelsorger, dem M. Kausler, zu mehr- 
mahlen mit injuriösen und ehrenrührigen Worten begegnet, 
ja sogar Thätlichkeiten an Ihme auszuüben bedrohet haben“. 
Sie sollen „die Untersuchung ihrer Klagden abwarten, da 
ihnen befundener Umstände nach Recht verschafft werden 
wird“. Aber bei Ausschreitungen gegen den Pfarrer werden 
ihnen als „Stöhrern der Gemeinen-Ruhe harte Straffen‘, ja 
sogar „relegation“ in Aussicht gestellt. Also war der Streit 
damals noch in der Schwebe und Beschwerden und Gegen- 
bescheide gingen immer noch herüber und hinüber. Ob 
Kausler seine Hausübungen auf die Dauer durchsetzen 
konnte, vermögen wir nach dem bisherigen Ergebnis nicht 
zu sagen, denn schließlich hatten, abgesehen von dem nicht 
mehr vorhandenen Endbescheid der Ortsherrschaft, nicht 
nur er, sondern wohl auch seine Anhänger Unannehmlich- 
keiten auszustehen, und bis zu welch bodenlos häßlichen 
Auswüchsen sich solche Unannehmlichkeiten gerade im 
engen Kreis eines Dorfes unter den eingesessenen Dorf- 
bewohnern ausdehnen können, davon weiß mehr als ein 
Dorfpfarrer ein sehr bitteres Lied zu singen. Vielleicht hat 
man, was man dem Pfarrer nur androhte, an seinen Ge- 
treuen ausgeübt und sie dadurch eingeschüchtert. Aber 
vor seinem Weggang sollte er noch ein Anderes erleben, das 
ihm den Aufenthalt in Partenheim auch nicht angenehmer 
machte, nämlich das Auftreten ausgesprochener Separatisten. 

Hat sich Kausler diese Separatisten etwa selbst heran- 
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gezogen? Sind sie aus dem Kreise derer hervorgegangen, 
die des Pfarrers Hausübungen besuchten? Wir besitzen 
aus den vorhandenen Aktenstücken keinerlei Anhaltspunkt, 
der zu dieser Annahme zwingt. Es ist ebenso möglich, daß 
die Bewegung von außen ins Dorf hereingetragen wurde, ja 
sogar wahrscheinlich, wenn später von „auswärtigen Con- 
sorten‘ einer der Separatistinnen die Rede ist. Zudem liegt 
zwischen dem seither Erörterten und dem Aufkommen dieser 
Separatisten ein Zeitraum von einigen Jahren. Jedenfalls 
konnten Kausler und seine Kirchenvorsteher mit den Sepa- 
ratisten nicht fertig werden und wandten sich darum in 
einem leider nicht mehr vorhandenen Bericht an den Herrn 
von Wallbrunn in Darmstadt. Daraufhin hat dieser am 
22. September 1749 folgenden Bescheid erlassen: Man habe 
aus dem eingelaufenen Bericht ersehen, „wie der Pfarrer 
M. Kausler durch gründliche und überzeugende Vorstellungen 
Selbige — d. h. die Separatisten — von dergleichen seelen- 
gefährlichem Irrtum abzubringen, sich angelegen seyn 
lassen“. Der Pfarrer soll die Separatisten weiter „fleißig 
verfordern‘“, er soll ihnen ‚die große Seelengefahr und 
Straffe, in welche sie sich vor Gott und der zeitlichen Ob- 
rigkeit einsenken, unter Augen stellen, anbey ernstlich ver- 
warnen und mit allen nöthigen Erinnerungen continuiren, 
somit von dem irrigen Wahn abzubringen sich bestreben‘“. 
Der Pfarrer soll aber auch die „Commun ermahnen, mit 
diesen von der christlichen Kirchen abtrünnig gewordenen 
Menschen Geduld und Mitleyden zu bezeugen und an sel- 
bigen weder mit Wortten noch mit Thätlichkeiten sich 
zu versündigen“. Wenn allerdings diese gütlichen Vor- 
stellungen nichts fruchten, dann ist die Sache vor einen 
gemeinherrschaftlichen Amtstag zu bringen, damit der 
Wallbrunnische Amtmann Vogel im Einverständnis mit der 
Mitherrschaft das Erforderliche verfügt. Bemerkenswert ist 
an diesem Schreiben des Herrn von Wallbrunn die Weit- 
herzigkeit, mit der Gewaltmaßregeln möglichst lange hinaus- 
geschoben. werden. Und wenn er eine Ermahnung zu Ge- 
duld und Mitleid an die Gemeinde für notwendig hält, so 
wird Herr von Wallbrunn seine Leute in der Hinsicht wohl 
gekannt haben. 

Hierauf folgt wiederum ein ausführlicher Bericht des 
Pfarrers, des Schultheißen und der Kirchenvorsteher vom 
15. Januar 1750. Aus diesem Berichte geht hervor, daß es 
sich um drei Separatisten handelt: um einen gewissen Johann 
Philipp Beutel, um die Eva Margarethe Gerathewohlin, 
Philipp Gerathewohls Ehefrau, und die ledige Bun 
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Margarete Klingemeyerin. Der Pfarrer hat mit diesen dreien 
seelsorgerlich verhandelt. Er hat ihnen ein privatum collo- 
quium angeboten, und da sie nicht freiwillig erschienen, 
sie zu sich bescheiden lassen. Aber sje sind nicht immer 
ortsanwesend, und wenn sie sich einfinden, nehmen sie 
keine „Gründe der Schrift‘ an. Der Schultheiß hat ihnen 
den wohl mitlerweile erlassenen gemeinherrschaftlichen 
Befehl, sich zur Kirche und Gemeinde zu halten, vorgelesen. 
Sie erklären, die Herrschaft habe nur Macht über ihren Leib, 
aber nicht über ihre Seele, und sie müßten Gott mehr 
gehorchen als den Menschen. 

Der Philipp Gerathewohl will seine Frau: zum Kirch- 
gang zwingen. Da geht sie auf und davon und kommt erst 
nach neun Wochen ganz abgerissen zurück. Ihr Mann bedroht 
sie mit Schlägen und noch Schlimmerem. Sie flüchtet aus 
dem Haus. Der Mann geht zum Schultheiß und verlangt, 
man solle die Frau einsperren, damit sie nicht wieder nach 
Entwendung von Lebensmitteln davonlaufe. So wird denn 
mit Genehmigung des Wallbrunnischen Amtmanns Vogel sie 
und gleichzeitig auch der Johann Philipp Beutel eingesperrt. 

Man legt hierauf der Frau nahe, zu ihrem Mann und 
ihren Kindern zurückzukehren. Sie aber erklärte, sie meine 
„hierinnen nicht unrecht gethan zu haben, zumahlen ihr 
Mann ein bekanntes gottloses asotisches Leben führete, und 
sie selbsten von sich gehen heißen, auch zu erschießen ge- 
drohet habe“. Sie weigert sich entschieden, mit ihrem Mann 
zu leben und in die Kirche zu gehen. Hierauf wird der 
Philipp Gerathewohl vorgefordert und mit ihm wegen 
Wiederherstellung der ehelichen Gemeinschaft verhandelt. 
Der will zuerst von einer Rückkehr seiner Frau überhaupt 
nichts wissen, erklärt aber dann, er wolle sie zu sich 
nehmen, wenn sie als seine Ehefrau mit ihm lebe und sich 
zur Kirche halte. Die Frau erklärt darauf, sie könne nicht 
mit ihrem Mann als Ehefrau leben, weil er ein gottlos un- 
christlich Leben führe, und beruft sich auf 1. Kor. 7, 15, 
worauf ihr 1. Kor. 7, 5—6 vorgehalten wird. Sie will ihm 
schließlich ‚soweit entgegenkommen, daß sie sein Haus- 
wesen führt und den Kindern abwartet; aber das ist wieder- 
um der Mann nicht zufrieden, und so bleiben die ganzen 
Verhandlungen ohne Ergebnis. Der Johann Philipp Beutel 
erklärt bei seiner Vernehmung, es kämen lauter „Hurer, 
Ehebrecher und Trunkenbolde‘“ in die Kirche; wie man ihm 
zumuten könne, dort hinzugehen? Die Elisabethe Marga- 
rete Klingemeyerin ist nicht anwesend; doch ist sie ge- 
rade so gesinnt wie die andern. 


Amtsschwierigkeiten eines pietistischen Pfarrers in Partenheim. 83 


Weil aber diese Separatisten „Ursache genug haben, 
sich an dem ärgerlichen asotischen und unchristlichen 
Leben, so hier bey manchen Einwohnern im Schwange gehet, 
zu stoßen und zu ärgern‘ und dadurch die Separation sich 
noch mehr ausbreiten könne, wird um Erlaß einer be- 
stimmten Kirchenordnung gebeten, nach der Pfarrer und 
Kirchenvorsteher vorgehen können. Kausler schlägt zu die- 
sem Zweck die Rheingräfliche Kirchenordnung vor, auf 
die er auch bei seinem Amtsantritt in Partenheim ver- 
pflichtet wurde. Diesen Bericht vom 15. Januar 1750 unter- 
schreiben Pfarrer, Schultheiß und Kirchenvorsteher. 

Es wirken also hier die weiland (Gegner einträchtig 
gegen die Separatisten zusammen, und es mag dem Schult- 
heiß und den Kirchenvorstehern eine gewisse, schadenfrohe 
Genugtuung gewesen sein, daß der Pfarrer, der an ihnen 
so viel auszusetzen hatte, nun mit ihnen gemeinsam gegen 
kirchenfeindliche Separatisten zu Felde ziehen muß, die 
noch heiliger und schriftverständiger sein wollen als der 
Pfarrer selbst. Freilich war es auch eine Genugtuung für 
den Pfarrer, daß sie ihm helfen müssen, eine hauptsäch- 
lich gegen Schwelger und Trunkenbolde notwendige Kirchen- 
ordnung zu erbitten. Die Separatisten selbst arbeiten offen- 
bar auch mit Bibelstellen, wie das Beispiel der Gerathe- 
wohlin beweist. Auch zeigen ihre und des Beutel Äuße- 
rungen, daß sie sich für Auserwählte, im Gegensatz zur 
Masse der Sünder Stehende gehalten haben. Das aber ist 
schließlich aller Sektirerei mehr oder weniger gemein. Auf- 
fällig ist die Überzeugungstreue, mit der sie an ihrer Sonder- 
art und ihren Sondermeinungen festhalten und geradezu 
in ihrer Art zu Märtyrern werden. 

Auf den Bericht vom 15. Januar verfügt Herr von 
Wallbrunn von Darmstadt aus am 28. Januar 1750: Die 
Gefangensetzung des Beutel und der Gerathewohlin sei nicht 
richtig gewesen. Der Amtmann solle die Gerathewohlin ohne 
fernere „Incareerirung‘“ im Einvernehmen mit dem Wam- 
boltschen Beamten vor Gericht ziehen, sie ermahnen, sich 
zur Kirche zu halten und ihrem Manne die ehelichen Pflich- 
ten zu erfüllen, sonst werde, wenn ihr Mann sie „ex capite 
Desertionis‘‘ belange, der Prozeß gegen sie erkannt. Dem 
Johann Philipp Beutel sollten. noch verschiedene Termine 
gestellt und gedroht werden, man werde ihn von Parten- 
heim fortweisen. Ebenso solle man es mit der Klingemeyerin 
halten, wenn sie zurückkehre. Was die Kirchenordnung an- 
lange, so könne sich der Pfarrer die nehmen, auf die er 
bei seiner Einführung verpflichtet worden sei, aber „alle 
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ohnnötigen Weiterungen, woraus zwischen beiderseiths Herr- 
schafften Verdruß erregt werden mag, evitiren und sorg- 
sam alle Neuerungen vermeyden“. Hiernach scheint es, 
daß man herrschaftlicherseits doch auf die seinerzeit von 
Kausler vorgenommenen Neuerungen nicht gut zu sprechen 
war, ihm vielleicht damals die ‚„Hausübungen‘“ unter- 
sagt hat, und jetzt jedenfalls wünscht, daß keinerlei An- 
stoß bei der Mitherrschaft und der Gemeinde erregt werde. 

Das letzte der uns zugänglichen Aktenstücke ist der 
Entwurf eines Berichtes, den Kausler wegen der Separa- 
tisten an die Ortsherrschaft richtet. Der Entwurf trägt, 
kein Datum. Er kann aber nicht später als 1751 fallen, 
da Kauslers Partenheimer Tätigkeit Ende 1751 aufhörte. 
Darnach hat die Klingenmeyerin Vernunft angenommen und 
ist wieder zur Kirche und an Pfingsten zum Abendmahl 
gegangen. Die Gerathewohlin aber bleibt hartnäckig dem 
Hauswesen ihres Mannes, ihrer achtzigjährigen Mutter und 
ihren Kindern fern und hält sich bei dem ledigen Johann 
Philipp Beutel und dessen gleichfalls ledigem. Bruder Peter 
auf. Der katholische Rittmeister von Sparr, auf dessen 
Hof die Brüder Beutel, wie es scheint, bedienstet waren, 
hat die Frau schon einmal durch seinen Bedienten hinaus- 
weisen lassen; sie hält sich darnach einige Zeit bei „aus- 
wärtigen Consorten“ auf, und kehrt dann wieder zu den 
Brüdern Beutel zurück. Ihr Mann besteht auf -Scheidung. 
Die Brüder Beutel aber erklären, sie seien. mit dieser davon- 
gelaufenen Frau „unter dem protext der Erbauung“ zu- 
sammen. Von ihrer eigenen Mutter aber wollen die Brüder 
nicht ihr Hauswesen besorgt haben. Sie sagen, „sie als 
heilige und reine Menschen könnten von solch unheiligen 
Menschen nichts essen. Auch ihre Mutter sei nicht würdig, 
ihnen eine Suppe zu kochen.‘ Diese beiden Brüder Beutel 
haben noch 1789 dem Landsmann und zweiten Nachfolger 
Kauslers, dem Magister Schmidt aus Tübingen, zu schaffen 
gemacht. Peter Beutel war vollständiger Separatist gewor- 
den. Johann Philipp ging ab und zu in die Kirche, aber 
nicht zum Abendmahl. Was aus der Gerathewohlin wurde, 
läßt sich nicht feststellen. 

Am 10. Dezember 1751 trat Mag. Kausler eine neue 
Pfarrstelle in Bönnigheim an. Wie es ihm dort erging, ent- 
zieht sich unserer Kenntnis. Vielleicht hatte er inzwischen 
eingesehen, daß nicht nur der Pfarrer und seine Eigenart, 
sondern auch die Gemeinde und deren Eigenart eine Größe 
ist, mit der gerechnet werden muß, und daß sich neuer 
Geist und neuer Brauch nur pflanzen und einbürgern lassen, 
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wenn sie einem wirklichen inneren Bedürfnis der Gemeinde 
entgegenkommen, daß aber solch ein Bedürfnis nicht mit 
Verachtung und Geringschätzung des Gegners erzwungen 
und ertrotzt, sondern mit viel Geduld und viel Ver- 
ständnis geweckt sein will. Vielleicht ist ihm auch klar 
geworden, daß es schlimmere Mängel zu bekämpfen gab, 
als eine Erholung nach der Woche Last und Hitze, die 
nicht notwendigerweise in Sünde und Unrecht auszuarten 
und nur in ihren häßlichen Auswüchsen bekämpft zu 
werden brauchte. Vielleicht ist ihm das gerade durch das 
Zerrbild der ecclesiola in ecclesia, die Separation, klar 
geworden. Vielleicht, vielleicht auch nicht! 
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Zur Geschichte des evangelischen 
Katechismus im Großherzogtum Hessen 
während des 19. Jahrhunderts. 

Von 


Willy Gaul. 


ı. Versuch zur Herstellung eines allgemeinen Landes-Katechismus 
(1792— 1804). 

Bereits unter dem Minister Moser hatte die hessische 
Regierung die Erwartung ausgesprochen, es möchte sich ein 
inländischer Geistlicher finden, der so viel Menschen- und 
Vaterlandsliebe habe, an das Werk eines zeitgemäßen 
Landeskatechismus Hand alizulegen. „Zeitgemäß!“ war und 
blieb die Losung. 

Der Anstoß zu einem solchen Unternehmen kam von 
Ludwig Höhn zu Sand, dem Spezial der Ämter Lichtenau 
und Willstett. Im Einverständnis mit dem Hanau-Lichten- 
bergischen Konsistorium und unter Straßburger Einflüssen 
ersuchte er (24. November 1791) um Zulassung des ‚„mo- 
dernen“ hannöverischen Katechismus (1790) statt des bis- 
herigen von Mitzenius-Neßler. Dies führte in Darmstadt zu 
dem Plan, für allerechtsrheinischen Gebiete (die links- 
rheinischen ‚gab man offenbar schon verloren) einen einheit- 
lichen Landeskatechismus zu schaffen. Das von Darmstadt 
(18. Oktober 1792) um sein Urteil angegangene Gießener 
Konsistorium fragte, um den Schein des Zwangs zu ver- 
meiden, bei allen Geistlichen Oberhessens über Katechismus- 
wünsche an. Auf Grund dieser Umfrage stellt der Gießener 
Bericht (4. Oktober 1793) fest: Es werden mindestens zehn 
Katechismen gebraucht: Rambach, Panzerbieter, Rud- 
rauff, Rautenberg, ein Auszug aus Rautenberg von 
Starck-Dauernheim, Seiler, Ouvrier, Römheld, der 
Kasseler von Bergen und der Waldeckische. Geklagt 
wird über die Willkür der Pfarrer, die nach Antritt der 
Stelle mit dem bisherigen Katechismus brechen, oft auch gar 
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keinen Katechismus gebrauchen, sondern diktieren. Im 
Volk stand der kleine lutherische Katechismus in 
höchstem Ansehen; es wittert in jedem Katechismus- 
wechsel eine Bedrohung des Glaubens; in den laufenden 
schweren Zeiten wird es die Zumutung neuer Ausgaben für 
einen Katechismus als unnötige Belastung empfinden. So 
ist man in Oberhessen gegen jede Änderung, insbesondere, 
aus Sorge um die Reinheit der Lehre, gegen den hannöve- 
rischen. Die Aufklärung hat bis jetzt unter der Geistlichkeit 
noch wenig Anklang gefunden. 

Nach dem offenbar unangenehmen Ergebnis in Ober- 
hessen sah das Darmstädter Konsistorium von einer Be- 
fragung der Geistlichen seines Sprengels ab. Sein „Be- 
denken‘ (27. Februar 1794) kennt nur den Gebrauch von 
Luther und des Frage- und Spruchbuchs. In Wirklichkeit 
gab es noch andere Katechismen. Den Plan eines Landes- 
katechismus hielt man fest. Es soll ein Auszug aus einem 
neuzeitlichen Lehrbuch der Dogmatik und Moral sein, be- 
sonders aus dem von Rosenmüller. Da die Anregung zu 
diesem aus Hessen gekommen sei, so könne der daraus aus- 
gezogene Katechismus als „Landesprodukt‘ angesehen 
werden, wenn auch Rosenmüller nicht mehr Hesse sei. Wir 
sehen, wie die Behörde sich bemühte, die neue Weisheit 
der Schule in das an Luther festhaltende Volk zu bringen. 
Dabei verschlug es wenig, wenn auf höheren Wink aus 
Gründen der Staatsleitung in die Weisung für die Bearbeiter 
des Katechismus die Formel von der Erhaltung der reinen 
evangelisch-lutherischen Lehre eingeflickt wurde. Das neu- 
zeitliche Verständnis des Glaubens war von seiner biblischen 
Begründung überzeugt und konnte mit einem geeigneten 
Spruchbuch dienen, in dem auch Liedverse einzufügen 
seien. Eigenartig ist die Absicht, am Rand des Katechismus 
oder unter der Zeile für den im sokratischen Lehrver- 
fahren, worunter man das fragende Entwickeln verstand, 
noch nicht genügend geübten Lehrer Fragen beizufügen. 
Außerdem sah man folgende Anhänge vor: Luther samt 
Haustafel (wird also mit Rücksicht auf das noch unauf- 
geklärte Volk geduldet; Luther auf dem Altenteil!), eine 
kurze Religionsgeschichte, an der dem an sich ge- 
schichtslosen Rationalismus gelegen ist, sofern mit ihr sich 
beweisen läßt, wie durch die Zeiten dunklen Aberglaubens 
die Vernunft zum Licht und Sieg hindurchgedrungen ist. Um 
ihr noch weiterzuhelfen, wird eine Belehrung über die 
Schädlichkeit des Aberglaubens (im Anhang) verlangt. 
Außerdem sind Gebete und ein Anhang von moralischen 
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Denk- und Lehrsprüchen für den neuen Katechismus 
vorgesehen. Die ursprüngliche Absicht, von der Frage über 
den kurzen Lehrsätzen, in welche der Katechismus gefaßt 
werden sollte, abzusehen, ließ man nachträglich fallen. — 
Wieviel wurde doch dem Kinde zugemutet! In einer Zeit, in 
welcher man dem Lehrer ein fragend-entwickelndes Ver- 
fahren nicht zutraute, erwartete man, daß das Kind knappe 
Auszüge aus dem Lehrbuch eines Professors fasse. 

Die Ausarbeitung wurde (21. August 1794) dem Pro- 
rektor Zimmermann und dem Subrektor Sartorius zu 
Darmstadt übertragen. Zimmermann übernahm den eigent- 
lichen Katechismus, Sartorius den übrigen Stoff. Erst am 
2. Juni 1803 reichten sie ihren Entwurf (4°. 93 + 40 S.) ein, 
Doch das Urteil der Gießener Fakultät (26. Juli 1804) fiel 
durchaus ungünstig aus. Selbst die dem Verfasser vorge- 
schriebene Ausarbeitung in Frage und Antwort wird ge- 
tadelt; dadurch verleite man zum Auswendiglernen und 
mache die Religion aus einer Verstandes- zu einer Ge- 
dächtnissache. 

Dieser Entwurf eines „Allgemeinen Hessen-Darm- 
städtischen Landes-Katechismus‘“ (ohne Bekenntnis- 
angabe!) sieht nach dem rationalistischen Schema folgenden 
Aufbau in zehn Kapiteln vor. Nach einem sofort dem Kind 
in den Mund gelegten Bekenntnis zur Weisheit in der 
Schöpfung behandelt er die Gotteserkenntnis (natürliche, 
geoffenbarte Religion); Gott und seine Eigenschaften; Men- 
schen und Engel; die Pflichten gegen Gott, den Mitmenschen, 
im Gesellschaftsleben, gegen Tiere u. a., gegen uns selbst; 
die Sünde; Jesus als Lehrer und Erlöser; Glaube an Jesus, 
Bekehrung;; Beistand des heiligen Geistes; Mittel zur christ- 
lichen Besserung (Wort Gottes, Gebet, Gottesverehrung); 
Taufe und Abendmahl; Schicksale des zukünftigen Lebens. 
— Begriffe werden erfragt und beschrieben und mit Sprüchen 
und Liedversen belegt. Drei Fünftel der ‚Niederschrift füllt 
die ausführliche Pflichtenlehre (Verhalten bei Pockenkrank- 
heit; gegen Sterbende: nicht durch Wegnahme des Kopf- 
kissens ihren Tod beschleunigen; bei Krankheiten der Tiere: 
nicht behexen; gegen Bäume: „ein Bäumchen, das mein 
Aug’ entzückt und mich und meine Brüder mit Schatten 
einst erquickt....“). Die zehn Gebote liegen der Moral- 
lehre sichtlich zugrunde, werden jedoch nicht aufgeführt, 
geschweige denn erklärt. Überhaupt ist der alte katechetische 
Stoff gründlich abgetan;; es war ihm ja ein Platz im Anhang 
vorbehalten. Das Übernatürliche im Glauben wird rein sach- 
lich und geschichtlich gegeben oder vernünftig gedeutet. 
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Auch die sittlichen Forderungen werden vernünftig oder 
durch Hinweis auf den Nutzen begründet. — Die angehängte 
Rel.-Geschichte gibt einen knappen Abriß der biblischen 
und Kirchengeschichte. Auswahl und Behandlung des 
Stoffes dient dem Nachweis, daß man’s nach der Zeit der 
Unwissenheit, des Aberglaubens und der Unduldsamkeit 
selbst auf katholischer Seite nach protestantischem Vorbild 
jetzt so weit gebracht habe. — Die vorgeschriebene Ab- 
handlung über die Schädlichkeit des Aberglaubens meint, 
er habe seine Wurzel in falschen, aus dem Zeitalter der 
Kindheit des Menschengeschlechts stammenden Vorstel- 
lungen von Gott, und bekämpft Zauberei, Glaube an feurige 
Lufterscheinungen und Gespenster, Wahrsagen, Besprechen, 
Hexen und Schatzgräberei (lehrreich für Volkskunde und 
Geschichte der noch nicht aufgeklärten Umgebung Darm- 
stadts). — Die „kurzen Lehren und Denksprüche“ sind zu- 
meist Sprichwörter, „die in eine Fibel gehören“. Die Ge- 
bete sind Moralreden in Gebetsform oder rührselige Lieder. 

Dieser Katechismus, der dem Rationalismus im Land 
zum Sieg verhelfen sollte, ist nicht schlechter als die Legion 
gleichzeitiger oder späterer Katechismen des Rationalismus. 
Als „Landeskatechismus“ hätte er die bereits begonnene 
Verwirrung beseitigen und der nun einsetzenden Verwil- 
derung im Katechismusunterricht vorbeugen können. Indes 
die von ihm verfochtene Vernunft ist eben nicht, wie man 
meinte, eine allgemeingültige, sondern eine recht persön- 
liche, eigenartige, oft eigenmächtige Gewalt. Der Gießener 
Fakultätsvernunft, vielleicht mehr noch der Macht der in- 
zwischen gründlich geänderten staats- und kirchenpolitischen 
Verhältnisse erlag die Vernunft der beiden Darmstädter Ma- 
gister. Ihr „hessisches Landesprodukt‘“, das Ergebnis zehn- 
jähriger Arbeit, verschwand unter den Akten des neuge- 
schaffenen Schul- und Kirchenrats, und Hessen war um 
eine schöne Hoffnung ärmer. 

Beachtenswert ist: um die Wende des Jahrhunderts 
hielt die hessische Kirchenregierung gegenüber der Willkür 
der Geistlichen einen allgemeinen Landeskatechismus für 
nötig und schrieb sich das Recht zu, ihn zu schaffen und 
einzuführen. Den Bekenntniskatechismus Luthers glaubte 
sie stillschweigend beiseite schieben zu können. 


2. Der Katechismus in Rheinhessen während der Franzosenzeit 
(1792— 1815). 

Um seiner eigenartigen Gebiets- und Bekenntnisent- 

wicklung willen heischt die Katechismusgeschichte Rhein- 
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hessens eine besondere Darstellung. Die Not des Katechis- 
muswirrwarrs war hier lange nicht so schlimm wie rechts 
des Rheines; in der Vereinigung der Kräfte des Protestan- 
tismus wie in dem Streben nach Einheitlichkeit in Lehre, 
Gottesdienst und Unterricht war Rheinhessen den Rechts- 
rheinern überlegen. 

In den französischen Zeiten lebten die Reformierten 
und Lutheraner friedlich und verträglich nebeneinander, 
nach den französischen Gesetzesbestimmungen jene unter 
sechs, diese unter vier Lokalkonsistorien. In Mainz, dem 
Sitz des um sein Departement verdienten Präfekten Jeanbon 
St. Andre, eines ehemaligen südfranzösischen reformierten 
Predigers, gab es eine gemeinsame evangelische Gemeinde. 
In den Wirren der Revolution erhielten sich die über- 
kommenen Bekenntniskatechismen. Noch zur Zeit der 
Schreckensherrschaft (1794) wurde der Kurpfälzische 
evangelisch-lutherische Katechismus (eine breite Aus- 
führung von Luther; z. B. erstes Hauptstück mit 264 Fragen) 
zu Frankenthal neu gedruckt. Ebenso wurde der Heidel- 
berger Katechismus in den reformierten Kirchen und 
Schulen gebraucht; eine Ausgabe von 1797 enthält noch 
immer die verschrieene Frage 80 (‚vermaledeite Abgötterei 
der Messe“) und im Anhang eine „Sammlung biblischer 
Sprüche über einige ... Wahrheiten und Pflichten“, die 
nach dem rationalistischen Schema in 14 Abschnitte ge- 
ordnet sind; eine „kurze Anleitung zum Unterricht in der 
Religion für Kinder von zärterem Alter“ und Gebete, zum 
Teil in Gedichtform nach dem Zeitgeschmack. — Über den 
Katechismusunterricht der Reformierten um 1800 berichtet 
noch ein Menschenalter später (1833) Wundt-Wonsheim, das 
Kind habe zuerst kurze, leicht verständliche Sätze, offenbar 
„die kurze Anleitung“, dann die Hauptfragen des Heidel- 
bergers, „den kleinen Heidelberger Katechismus“, schließlich 
den „großen‘ mit Zergliederung der Fragen und mit Be- 
weisstellen, also mit der genannten „Sammlung biblischer 
Sprüche... .‘“ gelernt. Freilich hätten unter dem Einfluß des 
Philanthropismus die Geistlichen, von der katholischen Re- 
gierung absichtlich ohne Aufsicht gelassen, mit dem Heidel- 
berger willkürlich geschaltet, ihn geändert oder ganz bei- 
seite gelassen oder neben ihm andere Leitfäden gebraucht. 
—- Die Revolutionszeit brachte den Pfälzern den wegen 
seines Einbandes so genannten „roten Katechismus“ oder 
„Republikanischen Katechismus“ oder „Grundsätze der 
‚Philosophie, Moral und republikanischen Politik 1792“ mit 
55 Fragen, deren Antworten zum leichteren Einprägen und 
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Behalten in Vers und Reim gegeben waren. Eine deutsche 
Äüsgabe erschien in Bingen. Lehrinhalt: Glaube an Gott, 
Tugend, Unsterblichkeit, Lohn und Strafe im Jenseits; also 
reiner Vernunftglaube ohne jegliche Vermischung mit einer 
offenbarten Religion oder einem geschichtlichen Bekenntnis. 
‚Nicht selten wird die Wahrheit dieser Dogmen der Auf- 
klärung als nicht unbedingt sicher hingestellt, und der 
Glaube an sie dem Ermessen des einzelnen ausdrücklich 
überlassen. Wie in den rationalistischen Zeitkatechismen 
nimmt die Tugendlehre den größten Raum ein. Die Tugend 
zeigt sich in der Gesellschaft, im ‚bürgerlichen Leben und 
in der Freundschaft, namentlich im Dienst für das Vater- 
land, im Leben des einzelnen aber durch Aufklärung, 
Wissen, Fleiß und Beherrschung der Leidenschaften. Auf 
die erste Frage: „Wer bist du ?“ folgt die Antwort: „Ich bin 
ein freier Mensch, ein Franke und ein Republikaner, ge- 
boren, meinen Nächsten zu lieben und meinem Vaterland 
nützlich zu sein, zu leben von meiner Arbeit und meinem 
‚Fleiß, die Sklaverei zu verabscheuen und mich den Ge- 
setzen zu unterwerfen.‘ Angehängt sind „Gesänge zur Feier 
der Dekaden und republikanischen Feiertage“ und in der 
deutschen Ausgabe einige schwülstige Gedichte, z. B. ein 
Triumphlied: „Triumph! Sie entfliehen, die Stolzen... doch, 
Nattern im wunden Gewissen, nagt immer noch Ketten der 
Sklav’; gebunden an Händen und Füßen, zergeißelt ihn 
Sultan und Pfaff... .“; oder Religionslied der Franken: 
‚Wesen ohne Maß und Ende, auf zu dir erheben wir unser 
Herz und unsere Hände“ ; oder der Marseiller Hochgesang; 
Lied freier Landleute und ein Trauergesang zum Andenken der 
fränkischen Gesandten (Rastatter Gesandtenmord), gesungen 
im-Dekadentempel zu Bingen am 20. Prairial, Jahr 7 der Re- 
publik, ebenso in Mainz u. a. m. Wir haben dieses Büchlein 
um seiner Eigenart wie um seiner Verwandtschaft mit den 
Zeitkatechismen willen ausführlicher behandelt. Es verdient 
einen Platz in der Geschichte des Katechismus, besonders 
Rheinhessens. Reizvoll wäre ein Vergleich mit den rationa- 
listischen Katechismen. Jedenfalls war der „rote Katechis- 
mus“ in seiner Vernunftlehre und im Streben nach Aus- 
gleichung der geschichtlich gewordenen Gegensätze noch 
zielbewußter und in seiner Moral gewiß nicht hausbackener 
und trockener als jene. Bestimmt war er für die Primär- 
schulen, also für die Volksschule, und zwar ohne Rücksicht 
auf das Bekenntnis. Wie weit er in Rheinhessen verbreitet 
war, wann, wo, wie er tatsächlich gebraucht wurde, ob er 
2.B. bei einer Art „Jugendweihe“ im „Dekadentempel“ abge- 
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{ragt wurde, das alles wird sich kaum sicher feststellen lassen. 
Etwas vom Geist dieser Phrasen war ja zweifellos in die 
Tiefe der Volksseele gedrungen; aber die Revolutionskriege 
brachten viel Leid über dasLand und vernichteten rasch die 
anfänglich hie und da vorhandene Stimmung für diese neue 
„Religion der Franken“. — Für die Kaiserzeit macht noch 
1833 Pauli-Flonheim aus kirchenpolitischen Gründen die 
Anmerkung, damals habe man in Erwartung einer Synode, 
die auch einen Katechismus ausarbeiten sollte, vielfach den 
Heidelberger beiseite gelegt, ihn aber auf höhere Weisung 
wieder in Gebrauch nehmen müssen. Keinesfalls hat der 
Kaiserliche Katechismus „zum Gebrauch in allen 
Kirchen“ (nach dem 39. der organischen Artikel) mit der 
berüchtigten Belehrung über die Pflichten gegen den Kaiser 
Napoleon: „... er ist der Gesalbte des Herrn dadurch ge- 
worden, daß er vom Oberpriester, dem Oberhaupt der all- 
gemeinen Kirche, eingeweiht ist. Gott hat... . ihn zu seinem 
Ebenbild auf Erden gemacht. Unsern Kaiser ehren und ihm 
dienen ist folglich soviel als Gott selbst ehren und ihm 
dienen... .“ nach seiner Einführung im Departement 
Donnersberg (1806) auch auf den Unterricht in den evan- 
gelischen Schulen gewirkt. Die Verwaltung kümmerte sich 
um die Volksschule wenig genug. Als verschwindende, zu- 
dem zerspaltene Minderheit in der Reichsbevölkerung ge 
nossen die Evangelischen unter dem Einfluß des Zeitgeistes, 
der duldsam war und zudem im Protestantismus eine dem 
Staat ungefährliche, wohl aber Fortschritt und Aufklärung 
fördernde Macht verehrte, sogar gewisse Freiheiten und 
Vorrechte vor den Katholiken, namentlich durch geringere 
Beachtung seitens der Polizei. Zumeist konnten sie durch 
die Stürme der Revolution und die Willkür der Kaiserzeit 
ihre kirchliche Schule in irgendeiner Form und mit ihr auch 
ihre Bekenntniskatechismen in die hessische Zeit hinüber- 
retten. „Jeden Vormittag und jeden Nachmittag, zum An- 
fang und zum Schluß des Unterrichts wurde ein Vers 
aus einem geistlichen Lied gesungen; den Heidelberger Ka- 
techismus prägte der Lehrer den Kindern so fest ein, daß 
manche derselben noch heute als Greise auf keine Frage 
die Antwort schuldig bleiben“, kann Perthes (I, 324) noch 
1862 schreiben. 


3. Rheinhessens „Evangelischer Katechismus“ (1823). 
In dem 1816 erworbenen Rheinhessen wurden die an 


100, zu gleichen Teilen reformierten und lutherischen 
Pfarreien zunächst der Provinzialregierung und nach landes- 
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herrlicher Anerkennung der ‚vereinten evangelisch-christ- 
lichen Kirche“ (Union 1822) dem ‚evangelischen Kirchen- 
rat“ zu Mainz unterstellt. Der $ 4 der Unionsurkunde 
bestimmte: „Zum Leitfaden beim Unterricht sollen der kleine 
Katechismus Luthers und der Heidelberger Katechismus 
nebeneinander so lang gebraucht werden, bis ein neues 
allgemeines Lehrbuch zustand gebracht ist, wobei sich von 
selbst versteht, daß, anstatt der bisherigen Fassung, in 
beiden Katechismen die in $ 2 enthaltene Abendmahlslehre 
gebraucht wird.“ Schon ein am 2. und 3. Mai 1820 in 
Oppenheim tagender Katechismusausschuß von sechs 
Geistlichen hatte die vorläufige Beibehaltung der beiden 
Reformationskatechismen mit den nötigen Änderungen be- 
schlossen und dies damit begründet, jeder neue Katechismus 
könne doch nur das enthalten, was Luther und der Heidel- 
berger schon geben, weil die christliche Lehre ihrem wesent- 
lichen Inhalt nach ein geschlossenes Ganze, ein unver- 
änderlicher Grund sei und bleibe. Die Auslegung und Er- 
läuterung ‚dagegen müsse dem geistigen Vermögen des Ka- 
techeten überlassen bleiben. Für den Beschluß war außer- 
dem die Erkenntnis, daß das Volk an seinen überkommenen 
Katechismen festhielt, wie auch die Befürchtung maßgebend, 
der Nachrede der Katholiken neue Nahrung zu geben, die 
evangelische Kirche ändere fortwährend ihre Lehre, wie 
sich das in dem ständigen Katechismuswechsel zeige. Die 
angeführte Begründung macht dem religiösen, selbst dem 
katechetischen Verständnis des Ausschusses alle Ehre. Hätte 
man nur auf dieser Grundlage weiter gebaut! Aber die Union 
war ein mühsames Werk, das nach mehreren Mitteilungen 
rheinhessischer Pfarrer noch 1833 nicht über alle Gefahr 
hinaus war. Am einfachsten wäre es gewesen, man hätte 
nach dem Vorbild des niederhessischen Landes-Katechis- 
mus Luther mit den notwendigen Änderungen zum Ein- 
heitskatechismus erklärt. Aber keines der Sonderbekennt- 
nisse wollte zugunsten der Vereinigung seinen Katechismus 
opfern. Um den in den Schwierigkeiten der Union be- 
gründeten späteren, viel getadelten Beschluß zur Katechis- 
musfrage zu verstehen, muß man sich erinnern, daß bisher 
dem reformierten Unterricht zunächst die „kurze Anleitung“, 
dann der „kleine Heidelberger‘ und schließlich der „große 
Heidelberger‘ samt dem neuzeitlichen Spruchbuch, also drei 
bzw. vier Katechismen zugrunde lagen. An die Stelle der 
beiden ersten rückte nun nach dem Oppenheimer Beschluß 
der kleine Lutherische Katechismus: Luther sollte wegen 
seiner Einfachheit auf der Unterstufe als „kleiner 
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Katechismus‘, der Heidelberger in seiner Ausführ- 
lichkeit als „großer Katechismus‘ auf der Oberstufe 
gebraucht werden, natürlich nach den zur Herstel- 
lung der Einheitlichkeit nötigen Änderungen; auch 
sollte ein gemeinsames Spruchbuch angehängt 
werden. So ungeheuerlich dieser zur Durchführung der 
Union eingeschlagene Ausweg dem Katecheten erscheint, er 
war doch nur die Fortsetzung, wenn man will, sogar eine 
Verbesserung des bisherigen Zustandes. Man betrachtete 
ihn ja auch nur als „vorläufiges, bis zur Herstellung eines 
neuen Leitfadens“ gültiges Abkommen. Erst später kam 
noch, vielleicht nach dem Vorbild des Katechismus der 
Hanauischen „Buchbinder“-Union, die Forderung hinzu, 
beide zunächst als selbständige Bücher gedruckten Ka- 
techismen sollten das gleiche Titelblatt mit der Bezeichnung 
„evangelischer Katechismus“ und gleichen Zuschnitt er- 
halten, damit sie nach Gefallen vereinigt werden könnten, 
wie es dann auch geschah. 

Der 1823 zu Worms (Kranzbühler) „mit Erlaubnis des 
Kirchenrats zu Mainz“ erschienene Katechismus verbindet 
Luther, Heidelberger und ein Spruchbuch. Luther als 
„kleiner Katechismus“ wird aus dem rechtsrheinischen 
Hessen übernommen; er enthält auch die hessischen Frage- 
stücke und die Konfirmationsfragen. Im 5. Hauptstück wird 
die Abendmahlslehre der Unionsurkunde geboten. Die 
Beichte fehlt. Dagegen ist auf Verlangen des Sechseraus- 
schusses die Haustafel aufgenommen. Selbst die Schluß- 
mahnung: „Ein jeder...“ ist nicht vergessen. Angehängt 
sind Gebete „für Kinder von reiferem‘‘ und ‚für Kinder 
von zartem Alter‘ (vgl. S. 92, ref. Katechismus), unter letz- 
terem das „verbesserte“: Wach’ auf, mein Herz... .“ 
Der „große Katechismus“ bringt von dem Heidelberger Frage 
1—74 mit verschmitzter Änderung der Prädestinationslehre 
der Frage 20. Die Abendmahlslehre der Unionsurkunde er- 
setzt die Fragen 75—-85. Damit war auch die der Toleranz 
jener Tage anstößige Frage 80 beseitigt. Die Frage 98 nach 
der Duldung der Bilder in der Kirche, als der Laien Bibel, 
ist nach dem Sechserbeschluß mit Rücksicht auf die Luthe- 
raner gestrichen. Die Zahl seiner Fragen mindert sich da- 
mit auf 124. In beiden Katechismen sind Dekalog und 
Herrngebet nach dem biblischen Wortlaut und das Symbol 
ohne jede Nummerierung oder Gliederung abgedruckt. Die 
Erklärungen müssen deshalb unter Wiederholung oder An- 
deutung des Satzes erfragt werden, z. B. Was heißt: „Du 
sollst nicht töten‘‘? oder: „Was glaubst du von Jesus Chri- 
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stus?‘ Zwei Drittel des Buches nimmt Jie Sammlung bib- 
lischer „Sprüche über einige der vornehmsten Wahrheiten 
und Pflichten der christlichen Religion“ in Anspruch. Wir 
haben hier einen dritten, den rationalistischen Katechismus 
des kurpfälzischen reformierten Katechismus mit 14 Ab- 
‚ schnitten nach dem rationalistischen Aufbau, worin die 
unierte Abendmahlslehre zum drittenmal dargeboten wird; 
die Lehrstücke sind in kurzen Sätzen, nicht in Fragen ge- 
halten und biblisch belegt. — Der rheinhessische Katechis- 
mus enthielt also nicht nur, wie es gewöhnlich dargestellt 
wird, zwei, sondern drei Katechismen. So kam jede Schul- 
richtung, die lutherische, reformierte und selbst die neu: 
zeitliche rationalistische zu ihrem Recht, nur nicht die 
Schule, welcher der Katechismus doch eigentlich dienen 
sollte. Das mußte sich rächen. 

Der „Kirchenrat“ zu Mainz nahm kein Recht, den 
Katechismus zu befehlen, in Anspruch; er „erlaubte“ ihn 
und überließ die Einbürgerung den Geistlichen, auf die der 
Superintendent einzuwirken suchte, um der Provinz im 
Interesse des Unterrichts und der Union einen einheitlichen 
Katechismus zu geben. 1833 wird von Wendelsheim aus 
berichtet, daß der Katechismusunterricht in den Gemeinde- 
schulen vom Pfarrer, in den kirchlichen Schulen von Pfarrer 
und Lehrer erteilt wurde. 


4. Der hessische Katechismus-Wirrwarr (um 1833). 


Leben und Lehre der evangelischen Kirche Hessens 
empfangen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ihr Ge- 
präge vom Rationalismus, freilich in fortwährender Reibung 
mit dem Supranaturalismus. Der allverzehrende Krankheits- 
keim im Rationalismus, sein Hang zum begriiflichen und 
folgerichtigen Eigendenken, schwächte jedes Verständnis für 
die Kirche, ihre Bekenntnisart und die Notwendigkeit ein- 
heitlicher Lehre zum Zweck der Volkserziehung und ver- 
mehrte, zum Teil auch wegen seiner Verbindung mit der 
„Sokratik“, wie man das entwickelnde Frageverfahren 
nannte, die Zahl der Privatkatechismen, von denen jeder, 
oft nur einigen Kleinigkeiten, Launen und Einfällen zulieb, 
sich für besser hielt. Das Kirchenregiment aber kümmerte 
sich rechts des Rheins um die Lehrbuchfrage nicht; es ließ 
den Gemeinden, tatsächlich den Pfarrern völlige Freiheit. 

Im Zusammenhang mit andern auf eine einheitlichere 
Gestaltung der Kirche gerichteten Unternehmungen legte 
erst das eben gebildete Oberkonsistorium auch an das Werk 
der Katechismusverbesserung die Hand. Anlaß gab die 
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Klage des Biedenkopfer Kreisrats, also einer staatlichen (|) 
Behörde, die hier nicht etwa kirchliche, sondern Schul- 
angelegenheiten zu wahren suchte, über den Katechismus- 
wirrwarr im Hinterland und sein Verlangen nach einem 
„dem jetzigen Zeitgeist anpassenden (sic!) Katechismus für 
alle Schulen des Landes“ (22. Mai 1833). Also Ruf nach 
einheitlichem Landeskatechismus. Ein Oberkonsisto- 
rialausschreiben (23. August 1833) an Dekanate und Pfarr- 
ämter fordert durch Umfrage die Feststellung des Tatbe- 
standes. Das an den Versuch von 1793 erinnernde Verfahren 
brauchte bis zum Abschluß 1!/; Jahre. Hie und da wurde 
es, dem Oberkonsistorium sicherlich zum Verdruß, „als 
gutes Vorzeichen wiederkehrenden Zutrauens zu den Geist- 
lichen und der erhofften Wiederherstellung der Autonomie 
der Kirche‘‘ oder als Ansatz zu einer synodalen Verfassung 
in Hessen begrüßt. Viele erwarteten von der Einführung 
eines Einheitskatechismus die Sicherung und allgemeine 
Durchführung der Union. Manche Dekane dagegen mahnten 
unter Hinweis auf den badischen Katechismusstreit zur 
Vorsicht. 

Das Ergebnis der Umfrage war tür die Volkserziehungs- 
arbeit der Kirche erschreckend. „Die Zahl der Katechismen 
ist Legion“, und „ihre Mannigfaltigkeit erregt beim gemeinen 
Mann die Frage nach der Wahrheit der christlichen Lehre“. 
Mindestens 40 Katechismen lassen sich für Hessen 
nachweisen. Lehrreich und zum Verständnis jener Zeit 
notwendig sind die Einzelzüge des Bildes, das sich aus 
den Berichten der Pfarrer und aus den zusammenfassenden 
Hauptberichten der Dekanate ergibt. Danach war immer 
noch der volkstümlichste und meistgebrauchte Katechismus 

1. Der kleine Katechismus Luthers. Er findet sich 
in 13 von 15 Dekanaten der Provinz Starkenburg in allen, 
im Dekanat Langen in den meisten lutherischen Gemeinden, 
nach eingehender Berechnung in mindestens 85 % aller 
lutherischen Pfarreien. Dabei muß man beachten, daß 
der Luther-Katechismus vielfach in besonderen Bearbei- 
tungen und zumeist nur neben einem andern verwendet 
wird. — In 17 unter 22 Dekanaten Oberhessens haben ihn 
alle, in den Dekanaten Friedberg und Butzbach die meisten, 
im überwiegend unierten Dekanat Büdingen drei lutherische 
Pfarreien, das Dekanat Assenheim wenigstens in Ossen- 
heim-Bauernheim; einzig das Dekanat Rodheim erwähnt ihn 
nicht. Freilich gilt auch für Oberhessen die für Starkenburg 
gemachte Einschränkung bezüglich des Gebrauches. Lind- 
heim rühmt sich, nur den Luther-Katechismus zu benützen, 
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aber in privater Bearbeitung. Das Bild ist dem von Starken- 
burg ähnlich; vielleicht ist Oberhessen noch etwas mehr 
vom Luther-Katechismus beherrscht; wir dürfen min- 
destens 90 00 aller Jutherischen Gemeinden annehmen. — 
In den „vereinigten Katechismen der christlichen Lehre 
für die evangelischen (Gemeinden der Provinz Rhein- 
hessen“ ist Luther, mit den beschriebenen (s. S. 94) Ände- 
derungen, als „kleiner Katechismus zum Gebrauch auf der 
Unterstufe‘“ enthalten. Er wird in fast allen ehemals rein 
oder überwiegend lutherischen Pfarreien, anscheinend zu- 
meist ohne Rücksicht auf jene Zumutung des Mitge- 
brauchs des Heidelberger Katechismus, aber ab und zu 
neben einem rationalistischen Katechismus, also in min- 
destens der Hälfte (1816: 48 lutherische und 45 refor- 
mierte Pfarreien in Rheinhessen) der Pfarreien verwendet. 
— Seltsam mutet uns die für Groß-Rohrheim und Gronau 
berichtete Benützung des 2. großen Luther-Katechis- 
mus an. 

Soweit die Berichte eine zahlenmäßige Berechnung 
gestatten, war Luther 1834 in fast drei Vierteln aller 
evangelischen und in beinahe 90% der luthe- 
tischen Pfarreien rechts des Rheins in irgendwelcher 
Form und irgendeiner Gebrauchsart üblich, wie er denn 
amtlich nie abgeschafft worden ist. Die weit ver- 
breitete Meinung, der Luther-Katechismus sei dem Ra- 
tionalismus zum Opfer gefallen, besteht also für Hessen 
nicht zu Recht. Daß seine Beseitigung von vielen — 
doch nicht von allen — rationalistischen Pfarrern gewünscht 
wurde, läßt keinen Zweifel. Aber der Luther-Katechismus 
stand, wie viele Gutachten der Dekane und Pfarrer hervor- 
heben, beim Volk in höchstem Ansehen (er wurde in einer 
kleinen Ausgabe mit Holzschnitten immer wieder gedruckt, 
war auch dem Landesgesangbuch angehängt, beides offenbar 
mit Rücksicht auf das Volk), „so daß an seine Verdrängung 
nicht gedacht werden könne“; „er ist die kleine Bibel des 
Christenvolkes“, „ein Volksbuch, das man nicht beseitigen 
kann“. Für das Dekanat Grünberg und Staden-Stammheim 
wird bezeugt, daß die Eltern aus eigenem Antrieb ihre 
Kinder den Luther-Katechismus lernen lassen. Im refor- 
mierten Rohrbach und Isenburg bringen die lutherischen 
Kinder den Luther-Katechismus mit in die Schule. Strein- 
Rimbach muß mit Rücksicht auf das Volk Luther bei der 
Einsegnung von den Kindern hersagen lassen; indem er 
damit „ein förmliches Bekenntnis“ nach eigener Ausarbei- 
!ung verbindet, sucht er diese Sitte unschädlich zu machen. 
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Solche Belege für die Volkstümlichkeit des Luther-Katechis- 
mus finden sich bei der Umfrage häufig. 

Die Pfarrer werten den Luther-Katechismus viellach 
anders. „Der Luther-Katechismus ist sprachlich schwierig; 
die Antworten sind zu lang und nicht übersichtlich. Er leistet 
dem mechanischen Auswendiglernen Vorschub. Dunkle 
Redensarten, mystische Stellen, anstößige Ansichten wären 
auszumerzen, da sie. dem Aberglauben förderlich sind. Viel 
Unbiblisches, die Dogmatik einer durch theologische Zän- 
kereien erregten Zeit herrscht in ihm vor. Der 2. und 
3. Artikel, das 4. und 5. Hauptstück sind heute nicht mehr 
brauchbar. Die Pflichtenlehre ist zu mager, der Dekalog 
durch eine Zusammenstellung von Jesuworten zu ersetzen. 
Luther kann heute nicht mehr als das non plus ultra an- 
gesehen werden, er war ja nur „für einfältige Pfarrherren‘“ 
geschrieben (!); er ist überlebt; er war für die finstere, 
rauhe Zeit seines Ursprungs, nicht aber für die jetzige Zeit 
des Lichtes und der Humanität geeignet; wenn Luther sein 
Büchlein noch heute im Unterricht sähe, er würde gar 
manchen nicht sanft darob angehen.“ 

Besonders unfreundlich denkt man über den Luther- 
Katechismus im Dekanat Schlitz. Der Dekan Ludw. Christ. 
Dieffenbach fordert, er müsse aus den Schulen verschwinden. 
Sein Vikar Staudinger verweist ihn in die Religionsge- 
schichte. Rektor Haupt schätzt ihn nur geschichtlich als 
Produkt seiner Zeit. Später hat er durch erste Neuausgabe 
des Luther-Katechismus für Hessen den hessischen Ka- 
techismusstreit genährt, und aus Schlitz kam der heute noch 
gebräuchliche ‚Euler-Katechismus“. Wunderlich genug sind 
folgende Urteile: „Luthers Gotteslehre ist arm. Sein Buch 
erinnert an die konfessionellen Gegensätze, über die unsere 
Zeit sich zu erheben trachtet. Einer an Begrifisübung armen 
Zeit durfte er überdies nur wenig darbieten. — Meine theo- 
logische Bildung ist über Luther hinausgeschritten, und ich 
werde einen andern, besseren drucken lassen.“ Leider ist 
dieser Pfarrer aus dem Vogelsberg über seinen löblichen 
Vorsatz nicht hinausgekommen. Einem andern hat einen 
durchschlagenden Beweis gegen Luther folgende Erwägung 
geliefert: „Wenn der Luther-Katechismus noch heute brauch- 
bar wäre, dann müßten wir ja den Traum eines Fort- 
schrittes des Menschengeschlechts aufgeben, und wir wären 
bestimmt, uns immer im Kreis herumzudrehen.‘“ Besonders 
saflig fiel das Urteil des Dekans Baltz-Bechtheim aus: 
»». . . Solche Auswüchse und das augustinische dürre Holz“ 
— gemeint ist die Erbsündenlehre — „kann man unbedenk- 
lich ausschneiden, ohne eine Harmssche, Henhöfersche oder 
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Hengstenbergische Opposition in Hessen befürchten zu 
müssen; dem bei der kernhaften hessischen evangelischen 
Geistlichkeit vorherrschenden gesunden Menschenverstand 
kann nur wahre Kritik, reine Exegese und das dadurch aus- 
gebeutete einfache Christliche und Wahre zusagen, aber 
nie die antiquierte Dogmatik der Kopfhänger, so wenig als 
die pharisäischen, scheinheiligen Muckerphrasen der das 
Un(!)-Christentum festhaltenden Gemütlichen“. 

Etliche von diesen Kritikern treten doch für eine Bei- 
behaltung von Luther ein oder versagen ihm nicht ihre An- 
erkennung. Sie loben z. B. seine kernige Sprache, seinen 
biblischen Ton, seinen Glaubensgehalt, der ihn weit über 
die Seichtigkeit der Neologie stellt, und finden ihn immer 
noch besser als die neuen Katechismen: ‚er wird nie über- 
troffen werden; er ist das Abc-Buch des Christentums; er 
mub mindestens in den unteren (!) Klassen beibehalten 
werden‘, ' 

Viele Unionsfreunde wünschen für ihren Unions- 
katechismus eine Einarbeitung des Enchiridions. „Er muß 
Grundlage und Vorbild sein oder auszugsweise, wenn nicht 
gar völlig dem Landeskatechismus angehängt werden. Denn 
erist besser als die Dutzende von ephemeren Publikationen 
des letzten Jahrzehnts, die nur die Glaubensanschauungen 
ihrer Verfasser zu Markt bringen, aber den Glauben der 
evangelischen Kirche nicht enthalten; er ist aus gläubigem 
Gemüt erflossen und gotterfüllt, darum schwer zu ersetzen; 
Ihn beseitigen zu wollen, wäre ein Wagestück, das nicht 
ohne Gefahr für Glaube und Moralität unternommen werden 
kann. Die Reformationszeit war für die Bildung der Kirchen- 
lehre so entscheidend, daß der Luther-Katechismus für den 
Unterricht angemessener ist als ein anderes, aus dem Geist 
einer neueren Zeit oder Schule erwachsenes Lehrbuch; 
trotz der Dunkelheit mancher Stellen muß ihm doch im 
ganzen seine Sanktion bleiben.‘ Vier Dekanate, darunter 
drei in Oberhessen, treten geschlossen für seine Beibe- 
haltung bei. Noch 1839, als bereits Gefahr im Verzug war, 
wandte sich der hinterländische Pfarrer Klingelhöffer- 
Battenfeld in einer Eingabe um Erhaltung von Luther, 
dessen Kürze, Sprachkraft und Symbolik zu beachten sei, 
an das Ministerium. 

So teilt sich die Geistlichkeit in ihrem Urteil 
über den Luther-Katechismus in zwei fast gleich 
große Lager. Für ihre Stellungnahme war nicht nur 
die theologische Schulmeinung, sondern auch viel- 
fach der von allen in irgendeiner Weise geteilte 
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Wunschnach enger Vereinigung aller Evangelischen 
des Landes und die Sehnsucht nach einheitlicherer 
Gestaltung der Kirche und des Religionsunter- 
richts maßgebend. Konfessionelles Sonderbewußt- 
sein zeigt sich unter den Pfarrern nirgends, wohl 
aber eine weitgehende Schätzung des Luther-Ka- 
techismus, den man nicht gern hingeben mochte, 
weil etwas Besseres nicht da war. Daher kommen 
aus allen Gegenden zahlreiche Wünsche nach Ver- 
bindung von Luther mit dem künftigen einheitlichen 
Landeskatechismus. 

So schlägt Alefeld-Stockstadt eine Durchsicht des 
Luther-Katechismus nebst Einfügung wichtiger Stücke aus 
dem Heidelberger Katechismus vor. Mit ihm berühren sich 
die bedeutendsten aller Gutachten, nämlich das von Super- 
intendenturvikar Simon in Rodheim bei Nidda und das 
von Dekan Kleberger-Melbach. Nach Simon „empfiehlt 
sich Luther durch Kürze und Genauigkeit, wie durch 
den das ganze Buch durchwehenden frommen, glaubens- 
kräftigen Sinn. Ohngeachtet mancher Fehler, die ihm die 
neue Zeit nachweist, ist der Luther-Katechismus in der 
Hand des geschickten Lehrers immer noch der beste Leit- 
faden, der von keinem andern bisher hat übertroffen werden 
können“. In diesem Urteil bezieht er sich auf einen von ihm 
als vorzügliche Arbeit empfohlenen Vortrag Klebergers, 
der sich also äußert: Luthers Autorität ist noch nicht über- 
troffen. Er ist bestimmt und faßlich und erschöpft den 
Stoff bei aller Kürze. Seine Sprache ist kernig und ein- 
dringlich durch die knappen Einführungen: Ich glaube, Wir 
sollen. Viele Stellen sind zu Sprichwörtern und Sentenzen 
im Volksmund geworden. Gegenüber den modernen Ka- 
techismen zeichnet er sich durch’ Wärme und Glaubenskraft 
aus, ist er doch der Erguß eines gottbegeisterten, christlich 
frommen Herzens. Den ihm vorgeworfenen Mangel an zu- 
sammenfügender Systematik ersetzt er dadurch, daß sich 
ein Gedanke: Gott durch das ganze Buch hindurchzieht. 
Zudem müssen systematische Ziele hinter den ihn aus- 
zeichnenden katechetischen und pädagogischen Gesichts- 
punkten zurücktreten. Einwände gegen Anordnung, dunkle, 
nicht mehr passende Vorstellungen und Ausdrücke er- 
ledigen sich durch den Hinweis, daß Luther nur Leitfaden 
sein und im Unterricht erklärt werden soll. Die rationali- 
stisch-sentimentale Kritik an Luthers jüdischem, eifrigen 
Gott fällt durch die Übereinstimmung dieser Anschauung 
mit den Tatsachen dahin. Auch die Aussagen: empfangen 
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vom heiligen Geist, niedergefahren zur Hölle und ähnliches 
verlieren durch Ausnützung ihres religiösen Gehaltes das 
der Zeit Anstößige. Zudem kann man doch das Apostolikum 
in Unterricht nicht unerklärt lassen, da es bei der Taufe 
verwendet wird. Kleberger hat im Unterricht nur das Enchi- 
ridion gebraucht und in vieljähriger Erfahrung immer lieber 
gewonnen. Wenn Luther, selbst bei mangelhaftem Gebrauch, 
schon so viel Gutes gestiftet hat, wieviel mehr Anerkennung 
wird er im Volk finden, wenn er mit einem tüchtigen 
Spruchbuch ausgestattet und allgemeiner Landeskatechismus 
würde! Zu diesem Zweck möge man in der Fassung des 
Vaterunsers und in der Abendmahlslehre kleine Änderungen 
vornehmen, wohl in der Art des rheinhessischen oder kur- 
hessischen Landeskatechismus. Kleberger ist also nicht 
konfessionell, er wünscht vielmehr mit fast allen Pfarrern 
der Zeit die Durchführung der Union als des schönsten 
Irumphes unserer hellen, aufgeklärten Zeit. 

Klebergers Urteil war in seiner Klarheit, Aus- 
führlichkeit und ruhigen, sachlichen Begründung 
und in seiner Betonung erzieherischer und unter- 
richtlicher Gesichtspunkte, verbunden mit Weit- 
sicht und Milde im praktischen Vorschlag, für jene 
Zeit, wie Simon sagt, freilich einzigartig und faßte 
doch nur, was das Volk dunkel fühlte und was viele 
Geistlichen stückweise auch sagten, kurz und über- 
sichtlich zusammen. 

Freilich gab es auch viele dem Luther-Katechismus un- 
günstige, wenn auch oft wenig begründete und schiefe Ur- 
teile im Land. Diese Leute hatten die Zeitstimmung der 
Aufklärung und des Kampfes gegen „Aberglaube, Scho- 
lastik, Mystik, Muckertum“, also eine Menge aussichtsvoller 
Schlagwörter und die große Wucht der Einigkeit im Ver- 
neinen für sich. Haltbares haben sie nicht schaffen können. 
Wohl aber hätte sich nach dem Klebergerschen Vor- 
schlag, in Verbindung mit dem Alefelds, ein wert- 
voller Einheitskatechismus zusammenstellen lassen 
und durch ein gutes Spruchbuch, wie Kleberger es 
fordert, auch berechtigten Zeitforderungen Rech- 
nung getragen werden können. Ein solcher Katechis- 
mus hätte das „moderne“ badische Gemächte, mit dem wir 
später beglückt wurden, überflüssig gemacht. 

. . Doch schon Simon setzte sich für Klebergers Vorschlag 
nicht so ein, wie man das nach der Empfehlung seines 
Gutachtens erwarten sollte. So waren die Aussichten auf 
Verwendung von Luther als Landeskatechismus gering trolz 
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seiner weiten Verbreitung (drei Viertel aller Gemeinden !), 
seiner Wertschätzung seitens der meisten unter den Pfarrern, 
welche greifbare Vorschläge gemacht hatten, und trotz der 
Anhänglichkeit des Volkes an ihn. 

Von besonderen Bearbeitungen des Luther-Katechismus 
findet sich 1834 noch die alte Katechismusübung von 

3. Panzerbieter; doch wird er nur noch für Groß- 
Rohrheim und einige nicht benannte Gemeinden des De- 
kanats Zwingenberg angeführt. Hier hat er sich zu wehren 
gegen den Katechismus des Dekans Bergmann-Zwingenberg 
(s. u. S. 109). Aus Oberhessen hat ihn die unfreundliche Ge- 
sinnung des Gießener Kirchen- und Schulrats seit 1810 
verdrängt. In Güttersbach wurde er erst 1812 nach heftigem 
Kampf mit der Gemeinde beseitigt. Külp-Nordheim tadelt 
an ihm Weitschweifigkeit, Neigung zur Polemik und seine 
alte Dogmatik. 

4. Herders Bearbeitung des Enchiridions wird in 
Hartenrod-Lixfeld und zu Vöhl im Hinterland, in Groß- 
Eichen aber nur im Konfirmandenunterricht — daneben 
Seiler in der Schule — verwendet. Einerseits wird 
er wegen seines vollständigen, gesunden und praktischen 
Gehalts gelobt, besonders dafür, daß er das hessische 
„Gottes und Marien Sohn...‘“, „hat für uns... getan, anders 
nicht, als ob...“ aus Luther (sic!) getilgt habe, anderer- 
seits getadelt, weil er noch manche schwer erklärbare 
Härten enthalte. 

5. Schneiders Ausgabe des Enchiridions war hie und 
da im Dekanat Michelstadt gebräuchlich. In Güttersbach 
wie in Rothenberg fand sie erst nach hartnäckigem Wider- 
stand der Bauern (1812 bzw. 1818) Eingang, die an ihrem 
Panzerbieter oder Luther (Brömers Holzschnittausgabe) fest- 
hielten. Sie erachteten sie nicht für „lutherisch“. Von 
Superintendent Schneider-Michelstadt zur Verdrängung des 
Darmstädter Katechismus aus den Erbacher Gebieten nach 
dem kurpfälzischen Luther-Katechismus ausgearbeitet, ent- 
hielt Schneider für die Unterstufe den biblischen und sym- 
bolischen Wortlaut des Enchiridions; dann Fragen und Ant- 
worten für Konfirmanden, d.h. den Luther mit älteren und 
neuzeitlichen Zusätzen und Ausführungen; dazu nochmals 
den Luther, zerlegt in kleinere Teile; eine kleine modern- 
moralistische Sittenlehre in gereimten Denksprüchen für 
jüngere Kinder (z. B. „der Weise lächelt nur, indem die 
Toren lachen‘); schließlich ein breites Spruchmaterial nach 
dem herrschenden Schema, dessen Pflichtenlehre ungefähr 
die Hälfte einnimmt. 
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6. Seilers kleiner historischer Katechismus oder der 
Catechismus Lutheri, den Wenck 1778 der Regierung sehr 
empfohlen hatte wegen seines stufenweisen Fortgangs des 
Unterrichts, für welchen dem Alter entsprechende Stoffe 
vorgesehen werden. Er enthält nämlich für die Stufen 
von 5—14 Jahren Sprüche und Verse zum Einprägen, 
einen historischen Unterricht in 36 biblischgeschichtlichen 
Abschnitten, eine Glaubens- und Sittenlehre, eine Sitten- 
lehre in Bibelsprüchen, einen zergliederten Luther-Katechis- 
mus, eine Grundlage zur Erlernung der biblischen Ge- 
schichte, ein Lehrgebäude nach der Reihenfolge von Luther 
mit Gruppierung in zehn Abschnitte und unten angefügten 
Fragen für den Katecheten. — Katechetische und pädago- 
tische Ziele wirkten also bei der Ausarbeitung mit, wobei 
der überlieferte Katechismusstoff, insbesondere Luther noch 
hochgehalten wird. 1778 vom Darmstädter Konsistorium 
zum Landeskatechismus vorgeschlagen, von Mosers Regie- 
rung aber abgelehnt, war er doch für das Pädagog zuge- 
lassen und ist von hier ins Land gegangen, obschon er 
„Privatarbeit eines auswärtigen (Erlangen) Mannes“ war. 
1834 ist er nur noch in elf Gemeinden gebräuchlich und hat 
wenige Freunde mehr. 

‘. Kern-Lindheim hatte, um einen rationalistischen 
Katechismus seines Vorgängers Horst zu verdrängen, eine 
freiere Behandlung des Luther-Katechismus nebst kurzer 
Apologie desselben und gedrängter Lebensbeschreibung 
Luthers erscheinen lassen, die 1834 noch in Lindheim ge- 
braucht wurde; aber schon 1837 hatte Lindheim gar keinen 
Katechismus mehr! 

8. Der reformierte Heidelberger Katechismus wird, 
soweit wir sehen, weil rechtsverbindlich, nur in den ehe- 
mals überwiegend oder rein reformierten Pfarreien der 
unierten Provinz Rheinhessen gebraucht; ob er wirklich als 
„großer Katechismus‘ auch in den ehemals vorwiegend 
lutherischen Gemeinden ausführlich behandelt und gelernt 
wurde, ist fraglich. Über seine tatsächliche Verwendung 
in Schule und Kirche Hessens läßt sich nach den Gutachten 
wenig ausmachen. Vielfach hat man ihn unter der Hand 
verschwinden lassen, z. B. in manchen Gemeinden des 
Dekanats Hungen, oder man benützt ihn nach Auswahl 
(Waldmichelbach, Hammelbach, Lindenfels, Nieder-Weisel), 
die sich aber in letzter Gemeinde auf die zehn Gebote be- 
schränkt, oder gar nur die Anhänge, besonders das neuzeit- 
liche Spruchbuch (reformierte Schule zu Darmstadt; Nord- 
heim, Hofheim, Lampertheim) oder selbst dieses nur als 
Grundlage zu einem geschriebenen Katechismus (}). 
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Sein Ansehen im Volk ist im Schwinden begriffen. Nur 
für die Gemeinden bei Umstadt wird eine gewisse Anhäng- 
lichkeit der älteren Leute an ihn bezeugt, aber nirgends, 
wie für Luther, daß die Eltern selber ihre Kinder darin 
unterrichten. 

Seitens der Pfarrer wird sein geschlossenes System, 
das ihn für den Unterricht geeigneter mache als Luther, 
seine wissenschaftliche Gründlichkeit, seine synodale Her- 
kunft, besonders auch die Tatsache gerühmt, daß er nicht 
nur „für die einfältigen Pfarrherren‘“ geschrieben sei. 
Neben diesem spärlichen Lob prasselt ein wahres Hagel- 
wetter der Kritik auf den Heidelberger Katechismus nieder, 
viel stärker als auf Luther: Viele Lehren sind scholastisch 
und nicht aus dem reinen Evangelium hervorgegangen, z. B. 
die Erbsünden-, Zweinaturen- und Erlösungslehre, welche 
den Opfertod Jesu nicht eng genug mit seinem Leben ver- 
knüpft. Viele Lehren arten in Aberwitz aus. Teufelsvor- 
stellung und Verdammung katholischer Bräuche, Anthropo- 
morphismen, Judaismus (z. B. Heimsuchung der Sünden 
an den Kindern), ja Blasphemie gegen die Menschennatur 
(Frage5: Ich bin von Natur geneigt, Gott und meinen Nächsten 
zu hassen), dazu sprachliche Mängel und schwere Faßbarkeit 
werden ihm vorgerückt. Sehr wenige Pfarrer wagen es, 
seinen religiösen Gehalt anzuerkennen. Kein einziger möchte 
ihn unverändert festgehalten sehen, wenn man um diesen 
Preis die Durchführung der Union erkaufen könne. Vielfach 
wird eine Zusammenarbeitung von Heidelberger und Luther 
und ihre Verbesserung nach modernen Grundsätzen vorge- 
schlagen. — Der einzige in Hessen rechtsgültige Unions- 
katechismus, 

9. „die vereinigten Katechismen der christlichen 
Lehre für die evangelischen Gemeinden in der Pro- 
vinz Rheinhessen‘ (1823), erwies sich wenig brauchbar. 
Die Pfarrer hielten sich zumeist an den Katechismus des 
in ihrer Gemeinde ehemals herrschenden oder vorwiegenden 
Sonderbekenntnisses, wobei die mit dem Luther bedachten 
Kinder entschieden im Vorteil waren, wie z. B. in Stein- 
bockenheim, wo bis 1823 noch das alte rheingräfliche 
Spruchbuch gebräuchlich war. Wo der Versuch gemacht 
wurde, nach der eigenartigen Weisung des Sechseraus- 
schusses von 1820 (s. o. S. 93 f.) zu verfahren und Luther 
in Unter-, den Heidelberger in Oberklassen zu verwenden, 
da klagte man auch über Gedächtnisbelastung und Ver- 
wirrung der Kinder. Seine Freunde bemerken: „Wenn man 
die Union wollte, war etwas anderes nicht möglich. Er war 
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ein von der Not gebotenes Auskunftsmittel, das man wählte, 
weil beide Konfessionen und Katechismen vom augusti- 
nischen Lehrbegriff ausgehen. Die Erfahrung hat bezeugt, 
daß dies kein Mißgriff war.“ Seine Gegner aber urteilen, er 
habe die Union — wie sie sie verstanden ! — nicht nur nicht 
gefördert, sondern sogar gehemmt. Einer unter ihnen meint, 
er dürfe die gegen den Heidelberger und Luther-Katechismus 
erhobenen Vorwürfe in summierter Gewalt gegen die Ver- 
bindung beider richten und dieses Erzeugnis dreijähriger 
Arbeit als Hermaphrodit oder Maultier von Katechismus be- 
schimpfen. Manche halfen sich aus der Not, indem sie 
weder Luther noch den Heidelberger, sondern das auf keinen 
der beiden Katechismen zugeschnittene, sondern nach mo- 
dern theologischer Systematik angelegte 

10. Spruchbuch des rheinhessischen Katechismus 
benützten (s. 0. S. 95) oder sonst einen Privatkatechismus, 
wie sich z. B. das Original Baltz-Bechtheim rühmt, neben (!) 
dem rheinhessischen Katechismus und seinem Spruchbuch 
auch noch einen der 36 bekannteren Katechismen, nach Gut- 
dünken wechselnd, zu verwenden, doch nur als Grundlage, 
um ihn durchzufragen, nicht um ihn auswendig lernen zu 
lassen. So wird für das unierte Rheinhessen auch noch der 
neue, unierte 

li. Anhalt-Dessauische Katechismus bezeugt, hie 
und da gelobt und der Behörde als Muster zu einem Landes- 
katechismus empfohlen. 

Abgesehen von einigen Fällen hatte doch das rhein- 
hessische, an die Geschichte anknüpfende Katechismusunter- 
nehmen das große Verdienst, dem rechtsrheinischen Ka- 
techismuswirrwarr entgegengewirkt und das Land vor der 
Überschwemmung mit Katechismen bewahrt zu haben (das 
Baltzsche Verfahren war für Rheinhessen eine Ausnahme). 
Die rechtliche Gültigkeit der „vereinigten Katechismen“ ließ 
sich doch nicht so leicht umgehen, aber wirklich befriedigt 
hat das Buch niemand. Selbst der Kirchenrat Nonweiler- 
Mainz hat nach eigenem, nach den fünf Hauptstücken ent- 
worfenen Leitfaden unterrichtet, den freilich wieder sein 
Vikar nicht anerkennen wollte. — Die Geistlichkeit behielt 
die in der Unionsurkunde ausgesprochene Ausarbeitung 
eines neuen allgemeinen Lehrbuchs ständig als Ziel im 
Auge, und der rheinhessische „Kirchenrat“ beauftragte be- 
reits am 5. März 1830 sein Mitglied Nonweiler, einen für 
den Konfirmandenunterricht geeigneten Katechismus auszu- 
wählen. Der eben genannte Leitfaden von 
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12. Nonweiler aber hat anscheinend keine weitere Ver- 
breitung gewonnen. Dieses „Bekenntnis und Gelübde 
meiner Konfirmanden“ in 100 kurzen Sätzen, deren Ich- 
form dem Büchlein Wärme und Leben verleiht, war bei 
seiner einfachen Zeitdogmatik und -moral (Abschluß mit 
Gellerts Wort: „Lebe, wie du, wenn du stirbst, wünschen 
wirst, gelebt zu haben‘) gar nicht einmal schlecht; in seiner 
edlen Sprache übertraf es gewiß die meisten damals in 
Hessen gebräuchlichen Katechismen. 

13. Wundt, Christlicher Unterricht für Kinder, welche 
zum Genuß des heiligen Abendmahls vorbereitet werden, 
hat sich aus Kurpfälzerzeiten an ein paar Plätzen erhalten, so 
seit über vierzig Jahren in Sprendlingen. — Im großen und 
ganzen warendierheinhessischen Verhältnisse 1834 
leicht erträglich. 

Im rechtsrheinischen Hessen wog von den Privat- 
katechismen unbedingt 

14. Snell vor. Joh. Pet. Snell, Pfarrer zu Dachsen- 
hausen in Nieder-Katzenellenbogen, später zu Brandoberndorf 
im Weilburgischen, hatte 1793 eine Kritik gegen die Brauch- 
barkeit des hannöverischen Katechismus (s. S. 108) ver- 
öffentlicht und 1794 einen eignen Katechismus erscheinen 
lassen. Er war auch neben Zimmermann und Sartorius zur 
Bearbeitung des Landeskatechismus (s. S. 87f.) vorgesehen. 
Während der Entwurf jener unter den Akten verschwand, 
hat sein Schulkatechismus bis 1838 12 Auflagen erlebt. 
Das Buch zerfällt in 8Kapitel und 555 (!) Sätze, von denen 
beinahe die Hälfte auf die Pflichtenlehre kommt. Der alte 
katechetische Stoff ist verschwunden, dafür eine vermeint- 
lich kindesgemäße Systematik gegeben und eine Religions- 
geschichte mit dem Zweck der Religionsvergleichung in sie 
eingearbeitet. Bibelsprüche und Liedverse des rationalis- 
tischen Gesangbuchs sollen belegen und erbauen. Die 
Lehren der geoffenbarten Religion werden unvermittelt und 
unbegründet, objektiv neben die Forderungen der Vernunft- 
religion gestellt und dadurch in ihrer Wirkung abgeschwächt, 
die Moral wird, zum Teil wörtlich, nach den Kantischen 
Postulaten (!) vorgetragen. Eigentümlich ist dem Buch seit 
1810 die Beifügung von Fragen, die den Lehrer zu ausführ- 
licher Katechese anleiten sollen, damit er nicht mehr das 
Buch ohne Erklärung auswendig lernen lasse. Daneben hatte 
Snell seit 1799 noch ein zweibändiges Handbuch erscheinen 
lassen. — Außerdem gab es noch ein von G. Pilger-Fried- 
berg herausgegebenes Handbuch: Fragen an Kinder, nach 
Anleitung des kleinen Luther-Katechismus, mit besonderer 
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Beziehung auf Snells Katechismus; mild rationalistisch bei 
Betonung der sokratischen Methode. 

Dieser Snellsche Katechismus ist, außer den Dekanaten 
Schlitz und Büdingen, in ganz Oberhessen verbreitet, nicht 
nur in lutherischen, auch in reformierten Gemeinden, ob- 
schon er vielfach als lutherischer (!) Katechismus angesehen 
wird, freilich fast immer neben den Reformations- 
katechismen, nicht selten neben einem dritten, noch mo- 
derneren Katechismus. Hier hat ihm sein weites Ver- 
breitungsgebiet „fast kanonisches Ansehen“ verschafiit. 
Snell ist Schulbuch und Hausbuch; im Konfirman- 
denunterricht ihn zu verwenden hat man aber viel- 
fach Bedenken. In Oberhessen stand er noch, 1834 Luther 
in gleicher Verbreitung zur Seite, in der Schule wurde er 
noch ausführlicher als Luther behandelt. — In Starken- 
burg ist er in sechs Gemeinden der Mainspitze, ferner im 
ganzen Dekanat König, sonst nur stellenweise, gewiß nicht 
in 20% aller Pfarreien gebräuchlich. In Rheinhessen 
wird er nur in Bechtheim nach Gutdünken gebraucht. So ist 
Snell wohl in der Hälfte aller hessischen und etwa 
zwei Dritteln aller rechtsrheinischen Gemeinden 
heimisch und neben Luther der meistgebrauchte 
Katechismus gewesen. 

Trotzdem war man mit ihm wenig zufrieden. Die 
meisten Dekanate wünschten seine Abschaffung oder min- 
destens starke Veränderungen an ihm. Der Neffe seines 
Verfassers, Snell-Dornheim, erbietet sich, wenn die Behörde 
es wünsche, einen neuen zu machen, der besser sei als der 
seines Oheims. Man klagt über die mangelhafte Anordnung 
(also noch nicht genug Logik im Aufbau!). Bei aller Stoff- 
fülle vermißt wieder mancher eine ihm wichtig scheinende An- 
gabe, diese oder jene Definition (z.B. für das Wesen der Re- 
ligion, für Verstand, Vernunft, Wille!) oder etwa die Ver- 
deutlichung der Vorzüge des Christentums vor den mit ihm 
verglichenen Religionen. Überhaupt klagt man über seine 
nüchterne Objektivität, die das Herz leer lasse und den Ver- 
stand überfülle. Andrerseits lobt man, besonders in Lehrer- 
kreisen seine Anleitung zum sokratischen Verfahren oder 
auch seine theologische, „von extremem Rationalismus und 
mystischem Unsinn freie“ Haltung. Vielfach hält man ihn 
wegen seiner Verwendung in lutherischen und reformierten 
Gemeinden für ein geeignetes Hilfsmittel zur Verbreitung 
der Union. 

Die widerspruchsvolle Kritik an diesem verbreitetsien, 
zeitgemäßen Katechismus, noch mehr ihre Begründung mit 
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Einfällen und persönlichen Wünschen gibt ein getreues Bild 
von den geistigen Strömungen in der damaligen evange- 
lischen Kirche Hessens: Rationalismus im Kampf gegen den 
immer noch vorhandenen Supranaturalismus, in sich zer- 
setzt bis zum radikalen Subjektivismus, bei fortwährender 
Neigung zum Unieren, doch ohne Kraft zu wahrer Ge- 
meinschaft. — 

15. Der Hannöverische Katechismus der christlichen 
Lehre zum Gebrauch in den evangelischen Kirchen und 
Schulen (1790) — mit Abdruck der fünf Hauptstücke — zer- 
fällt in acht Abschnitte mit 600 Fragen, darunter einer 
kleinlichen Pflichtenlehre, mit mild-vernünftelndem Gehalt. 
Er hat Snell als Grundlage gedient und ist anscheinend viel- 
fach von ihm abgeschrieben. Er fand sich im ganzen De- 
kanat Schlitz (seit 1793) und einigen andern oberhessischen. 
Gemeinden. Im Erbachischen benützte man aus ihm nur 
die Kirchengeschichte von Sackreuter. Bezeugt wird er 
für ungefähr zehn Pfarreien. Sein milder Rationalismus 
war dem Schlitzer Dekan Dieffenbach und seinem \Vikar 
Staudinger noch zu dogmatisch; beide rationalisieren im 
Unterricht noch weiter (z. B. Auferstehung, stellvertretendes 
Leiden, Weltgericht sind aus Zeitvorstellungen zu erklären), 
um dem Aber- und Unglaube vorzubeugen; Rektor Haupt, 
später Herausgeber eines Luther-Katechismus für Hessen, 
dagegen findet durch die sokratische Mäeutik des Katechis- 
mus den Offenbarungscharakter des Christentums bedroht. — 
Am nächsten verwandt mit dem Hannöverischen Katechis- 
mus und Snell ist der Katechismus von 

16. Fertsch, 1803 für die Burg-Friedbergischen (ie- 
meinden ausgearbeitet von Burgpfarrer Fertsch. Er zerfällt 
ebenfalls in acht Kapitel. Seine ganz eingehende Pflichten- 
lehre beansprucht 50 Seiten. Im Abschnitt vom zukünftigen 
Zustand des Menschen mahnt er, man solle mit dem Be- 
gräbnis nicht zu sehr eilen, weil man schreckliche Beispiele 
hat, daß Menschen lebendig begraben worden sind. An- 
gehängt ist eine Geschichte des Christentums auf nur acht 
Seiten. Er findet sich 1834 in 14 Pfarreien neben Luther 
oder auch in Bönstadt neben andern Katechismen (Snell, 
Krummacher u. a.) — Gewöhnlich wird seine Verwandt- 
schaft mit Snell, aber auch sein Supranaturalismus als 
Vorzug vor jenem hervorgehoben. 

17. Rosenmüller-Gießen hatte 1784 auf Anregung des 
Gießener Konsistoriums einen Katechismus ausgearbeitet, 
der wegen der Beschränkung des Memorierstoffes und seiner 
geschichtlichen Methode gerühmt wird. Da er seine Lehr- / 
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sätze thetisch, ohne Rücksicht auf das Frageverfahren bot, 
wurde noch ein besonderes Handbuch für notwendig ge- 
halten. Zur Zeit der Umfrage verwandte ihn nur noch der 
Crainfelder Pfarrer im Konfirmandenunterricht und der 
Königstädter Lehrer in der Schule. Er ist zu nennen, weil 
ein Auszug aus ihm von dem Darmstädter Pfarrer 

18. Lichthammer in Schule und Konfirmandenstunde 
weit verbreitet war. Er bietet in 99 Sätzen eine auf neun 
Hauptstücke verteilte Glaubens- und Sittenlehre, unter 
völligem Absehen von dem alten Katechismusstoff. Die 
Glaubenslehre ist rationalistische Theologie, die Sittenlehre 
gründet sich auf das Hauptgebot, nicht den Dekalog. Bei- 
gegeben sind Sprüche und Verse. — Gebraucht wurde er, 
abgesehen von einer rheinhessischen Gemeinde (Offen- 
heim), nur in Starkenburg. Hier hat er beinahe eineähn- 
liche Bedeutung wie Snell in Oberhessen, wenn auch 
nicht die gleiche Verbreitung gewonnen. Immerhin wird 
er für 105 Pfarreien der Provinz Starkenburg be- 
zeugt, neben Luther und andern Büchern. In der Öber- 
grafschaft hat er die Vorherrschaft, im Erbachischen nur 
vier Gemeinden für sich, darunter auch Güttersbach, wo er 
den erst 1812, nach dem genannten (s. S. 102) Katechismus- 
krieg aufgezwungenen Schneider bereits wieder verdrängt 
hat. Bei teilweise scharfer Kritik rühmt man doch seine für 
die Zeit allerdings auffällige Kürze und seine Brauchbarkeit 
als Spruchbuch, auch daß er den Katecheten der Mühe ent- 
hebe, „erst durch Reinigung des jüdisch-christlich-schola- 
stisch-dogmatischen Augiasstalles den Boden für den Unter- 
richt bereiten zu müssen“. 

19. Bergmanns Katechismus will nur Bibellehre und 
Bibelsprüche geben. Nach einer schwierigen Einleitung über 
den Menschen und des Menschen Geist folgen einfache und 
praktisch gerichtete Lehrsätze nach der rationalistischen 
Systematik. Die ausführliche Pflichtenlehre baut sich auf 
das Hauptgebot auf. Luther ist vielfach eingearbeitet. Auch 
ein Leben Jesu fehlt nicht. Pädagogisch geschickt angelegt 
und mit reichem Spruchbuch ausgestattet, ist er besser als 
Lichthammer und hat doch nur wenig Eingang gefunden, 
außer in Bergmanns Dekanat Zwingenberg nur in zwei 
Gemeinden. 

20. Kromms Anleitung zur Kenntnis der Religions- 
und Tugendlehre will reine Aufklärung bieten und deutet 
die Schriftlehre vernünftig oder berichtet das Irrationale 
objektiv („auch wagt die Bibel einen Blick in die Geister- 
welt und redet von... Engeln“). Die Morallehre ist utili- 
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taristisch bestimmt („in dieser Welt gibt es viele Freuden 
der Sinne: Erholung im Freien, Umgang in fröhlichen Ge- 
sellschaften, Tanz, Spiel. Sollten diese von Gott (sic!) um- 
sonst geschenkt sein? Suche öfters frohe und heitere Stun- 
den, aber genieße mäßig!“). Eine Widmung an die Groß- 
herzogin, vor der Kromm „untertänigst erstirbt, doch in der 
Hoffnung, mit dem Scheitel die Sterne zu berühren, wenn 
die Mutter des Landes sein Geisteserzeugnis annähme“, 
selbst die Stiftung von Freiexemplaren seitens der (iroß- 
herzogin hat dem Katechismus nichts geholfen. Er hat sich 
nach des Verfassers Urteil „ohne Schwertstreich eingebürgert 
und rasch die Liebe der Kinder erworben“ in — vier Pfar- 
reien, dort nämlich, wo Kromm selbst Pfarrer oder sein 
Bruder Lehrer war. Simons klassisches Urteil geht dahin: 
„Wäre er ungedruckt geblieben, die Kirche hätte nichts ver- 
loren“. — So wurden damals Privatkatechismen gemacht, 
eingeführt und natürlich vom Nachfolger durch bessere er- 
setzt, bis „der gemeine Mann den Glauben für gelährdet 
hielt“. So hat auch 1806 

21. Gebhardt-Ober-Rosbach ‚auf Wunsch seiner Ge- 
meinde‘“ einen Katechismus erscheinen lassen, der mit 
seinem Verfasser bis nach Rodheim und Holzheim vor- 
drang (1822), aber 1834 aus Rosbach verschwunden ist. 

Ähnliche Katechismen sind die von 

22. E. Fr. Hoffmann, Schmiedberg, Katechismus der 
christlichen Lehre in Grundsätzen des christlichen Den- 
kens, der nur in Birkenau verwendet wird, und der kurze 
christliche Lehrbegriff von 

23. Chr. Aug. Hoffmann-Großen-Linden, der 1807, als 
der längst erwartete Landeskatechismus ausblieb, den Rud- 
rauffischen Katechismus und das Diktat des Vorgängers 
durch kurze, leicht verständliche, von theologischer Spitz- 
findigkeit freie Sätze (drei Auflagen) verdrängen wollte, 
auch zu diesem Zweck ein Handbuch herausgegeben 
hat; gebraucht ward er in zwei Gemeinden des Hütten- 
bergs. — Mitten in den auf Vereinheitlichung des Ka- 
techismus gerichteten Bestrebungen der Behörde ließ noch 
1836 

24. Haußmann-Nieder-Beerbach einen Röhr gewidmeten 
rationalistischen Katechismus erscheinen mit langen, schwer- 
verständlichen Sätzen in pathetischer, oft geschraubter 
Sprache, welche die Kinder lernen mußten und die nie ein 
Kind begriff. Ein reiches Spruchmaterial ist beigegeben ; 
gebraucht wurde er wohl nur in Nieder-Beerbach. Unver- 
gleichlich besser ist der Katechismus von 
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25. Wallot-Hohen-Sülzen. Er lehnt sich enger als die 
meisten Katechismen dieser Tage an Luther an, aus dem er 
eine Menge Lehrsätze einfügt. 'Rationalismus und Supra- 
naturalismus werden ausgeglichen. Vermutlich wurde er 
nur in der Gemeinde des Verfassers verwendet. — Noch 
weniger läßt sich sagen über den Katechismus von 

26. Pflaum, 27. Birkenhauer, der bis 1820 in Petter- 
weil gebraucht und dann durch Diktate ersetzt wurde, oder 

28. Pilger-Soest, erwähnt für Wolfskehlen, wo in 
vierzig Jahren vier Katechismen aufeinander gefolgt sind. 

29. Kellers Leitfaden zu vollständigem und gründ- 
lichem Unterricht in der christlichen Religion findet sich 
in Büdingen und sieben reformierten Pfarreien der Um- 
gegend, obschon er kein Bekenntniskatechismus ist, zumeist 
neben dem Heidelberger und mit ihm zusammengebunden. 
Breit angelegt, schwer verständlich, wie Snell mit Fragen 
des Katecheten versehen, die Sittenlehre in Klugheitsregeln 
auflösend, wird er tüchtig angefochten, zumal sich vieles 
nicht für die Schule eigne (z. B. Warnung vor Abtreibung 
der Leibesfrucht). 

30. Pfeifers eigentlich reformierter Katechismus für 
die Solms-Braunfelsischen Ämter Braunfels und Wölfers- 
heim von 1786 „könnte auch in lutherischen Gemeinden ge- 
braucht werden“ und wird ernstlich als zum Landeskatechis- 
mus geeignet, jedenfalls als Vorbild für die Ausarbeitung 
eines solchen empfohlen, obschon ihn nur noch drei Ge- 
meinden im Dekanat Hungen haben. 

31. Der Isenburger Katechismus, kurzer Unterricht 
im Christentum, in Verbindnug mit dem Heidelberger Ka- 
techismus, wird nur noch für drei oberhessische und zwei 
Starkenburger Pfarreien erwähnt. 

Von Kurhessen gelangte zu uns die als 

32. Hanauer Katechismus bezeichnete Anleitung zum 
evangelischen Religionsunterricht nach Bibelsprüchen und 
der mehr für höhere Schulen gearbeitete Katechismus von 

33. Holzapfel, der die Notwendigkeit einer Offenbarung 
neben der vernünftigen Erkenntnis Gottes anerkennt, Be- 
griffserklärungen mit Sprüchen und Liedern (z. B. nach der 
Beschreibung des Wesens der Religion: Religion, von Gott 
gegeben ... mein erster Laut an Gottes Thron sei Dank 
für dich, Religion. — Weise: Wer nur den...) verbindet 
und Anwendungen anschließt. An der kurhessischen Grenze 
war er hie und da (auch in Gießen) gebräuchlich. Auch er 
ward als Landeskatechismus vorgeschlagen. So gut wie 
der später eingeführte badische Katechismus war er sicher- 
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lich. — Zu diesem Zweck empfohlen wurde auch, mit noch 
besserem Recht, 

34. Hüffell, Katechismus der Glaubens- und Sittenlehre 
unserer evangelisch-christlichen Kirche. Er lehnt sich enger 
an die reformatorischen Katechismen an, verzichtet auf die 
üblichen Vernunftbeweise, die Weltklugheits- und Nützlich- 
keitslehren und läßt an Gottes Wort nicht deuteln. Sein Vor- 
zug ist die religiös-warme Sprache und die Verwendung der 
ersten Person: „ich will“, „ich verspreche“, „ich glaube“. 
Mit Recht verweist er katechetische Ausführungen, den 
Ballast der Zeitkatechismen, in das Handbuch des Lehrers. 
Bezeugt wird er für fünf Pfarreien, darunter, wegen seiner 
badischen unierten Abendmahlsformel, für Neckar-Steinach. 
— Nicht wenige Katechismen nennen sich Bibelkatechis- 
mus, so z. B. der für das Dekanat Erbach und zwei, weitere 
Gemeinden (neben Luther) verzeichnete Katechismus von 

35. Junker, der die Frageform verwendet, aber die Ant- 
wort in Bibelsprüchen gibt und vielfach Luther einarbeitet. 
Einfach, praktisch, volkstümlich, wird er doch von einem 
Rabulist bekämpft, weil er keine Sprüche gegen Baumfrevel 
und Schändung von Kunstwerken und keinerlei Weisung 
über Blatternimpfung, Eidesformel und dergl. enthält. Es 
gab zu ihm ein Handbuch für Lehrer von Junker selbst und 
eins von Nebe. 

In sechs Gemeinden, ohne Unterschied des Bekennt- 
nisses, ist der B Erscheinung des Herrn 
aufmerksam macht. Gedanken der Fassung A des Ev. 
Nie. II, Kap. 5 und der Fassung B, Kap. 9 (Tischendorff, 
S. 382, 408) werden von beiden ausgesprochen. Der 
Fassung B folgten deutlicher alle die Spiele, welche wie das 
Egerer Sp. V. 7502 Adam beim Anblick Christi sagen lassen: 

„Ich sich die handt, die mich beschaffen hat‘, 
es sind dies Erl. V, S.G., Sterzg. 

An die Begrüßung des Herrn durch Adam und Eva 
schließt sich das Auftreten der Propheten, die nach dem 
Ev. Nic. A II, Kap. 2 auf das Kommen des Erlösers hin- 
weisen. Die Gestalten des Daniel und Moses, welchen 
nur inhaltlose Verse zugewiesen sind, gehören nicht in 
diesen Zusammenhang hinein. Ich glaube, daß Alsfd. A 
den guten Text hier erweiterte, zumal auch das Sterzg. Sp. 
bei den im Ev. Nicodemi hervortretenden Personen bleibt. 
Allerdings gehören noch Seth und David, die in anderen 
Spielen auftreten, hierher (Ev. Nie. A II, Kap. 3 u. 4). 
Eine Verschreibung oder Verlesung des David in Daniel 
würde das Erscheinen dieses Namens im Alsfd. Sp. auch 
erklären können, zumal die Rede des David: „Ista verba 
clamoris cognosco, quoniam ego eadem per spiritum eius 
vaticinatus sum“ (Tischendorff, S. 377, 15ff.) den Alsfd. 
V. 7215ff. offenbar zugrunde liegt. Für die (Gestalt des 
Moses findet sich hingegen im Ev. Nic. kein Anhalts- 
punkt. Die Fesselung des Satans in den’ Abgründen der Hölle 
vollzieht Jesus nicht mehr selbst, wie es im Ev. XNic., 
Fassung B, Kap. 8 (Tischendorff, S. 408) geschieht. Der 
Friedberger Dramatiker läßt den Engel Michael zu diesem 
Zweck in die Tiefen der Hölle eindringen, da Jesus nur 
die Vorhölle nach der Kirchenlehre betreten hat. 

Aus dem ‚„venite ad me sancti omnes“, Kap. 8, Ev. 
Nic. A Il, wird der Spruch des Weltgerichtes: „Venite 
benedicti patris mei...“ (Matth. 25, 34). Ganz natürlich 
schloß sich in Erinnerung an den Fortgang des Matthäus- 
Textes daran an: „Discedite a me ...“ (Matth. 25, 41). 
Auch ist hier den Weltgerichtsspielen ein gewisser Einfluß 
zuzuschreiben. Der Ruf ‚Miserere, miserere populo tuo“ 
und Matth. 25, 12 „Amen dico vobis ...“ wird gleichfalls 
noch hinzugefügt, indem für den deutschen Text die latei- 
nische Vorlage übersetzt wird, wobei Alsfd. A in lehrhafter 
Weise auf die höllische Pein hinweist (Alsfd. V. 7265/7266, 
V. 7271/7272). Der Schluß der Szene Alsfd. V. 7273-7290 
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ist im Friedberger Spieltext von späterer Hand nachgetragen 
worden und ins Alsfd. Sp. ohne jede Änderung übergegangen. 
Zu dem Innsbrucker Österspiel führen die von Wirth auf- 
gestellten Gleichungen Alsfd. V. 7253— 7254 = Innsbr. Osp. 
V.228—229, Alsfd. V. 7275— 7278 = Innsbr. Osp. V. 261—264. 
Jedoch ist auch das Innsbr. Osp. hier nicht ganz in Ordnung, 
wie Mone a. a. O., S. 117 Anmerkung, zeigt. Das Motiv 
zu dem Weltgerichtszug kann aus dem Innsbr. Osp. stammen, 
die Ausführung ist selbständig geschaffen, wobei die Verse 
Alsfd. 7288—7290 und 7291—7298 den Einfluß des Kirchen- 
gesanges verraten. Die Worte der „prima anima‘“ zu dem 
Rufe ‚„Miseremini saltem vos‘, setzen ihre Hoffnung auf 
eine Erlösung durch Gott. Ein Gesang von der Erlösung aus 
dem Fegefeuer im jüngsten Gerichte liegt offenbar zugrunde. 
Ebenso stammt der Lobgesang Evas, in dem Christus und 
der heilige Geist gepriesen werden, aus dem deutschen vor- 
reformatorischen Kirchengesang (vgl. den Abschnitt über 
die Zusätze der Hand B). 

Schon in der Gestaltung der Auferstehung zeigte sich der 
selbständige Zug des Friedberger Dramalikers, hier finden 
wir ihn wieder, und ebenso läßt er sich für die Schluß- 
szene „Die Juden vor Pilatus mit den Grabwächtern‘“ er- 
weisen. Diese Beobachtung wird noch verstärkt, indem 
wir die Szene im Friedb.-Alsfd. Sp. mit der Fortentwicklung 
der Frankfurter Gruppe: Sterzing, Egerer und Redentiner 
Sp. vergleichen. FI am nächsten steht das mecklenburgische 
Osterspiel, welches man mit dem V. Erlau. Sp. in Verbindung 
gebracht hat. Vergleicht man die im Alsfd. Sp. V. 7137 ge- 
stellte Frage nach dem roten Kleide des Herrn mit dem 
Redent. Sp. V. 562, so ergibt sich klar als gemeinsame 
Quelle der nur noch in FI wiederkehrende Hinweis auf 
das rote Gewand (FI 251b). 


Alsfd. V. 7137. Redent. Osp. V. 562. 
Nu du ßo geweldigk bist, We ist desse man mit desseme roden 
cleyde, 
so sage mer, wovon ist de uns so vele dod to Iyde? 
der dyn kleyt von blude roit, dat ist unhoveliken dan, 
als ab du syest geslegen doit? dat uns schal also na gan. 


Ferner wird im Redent. und Alsfd. Sp. an dieser Stelle 
der Gesang ‚A et O0“ gesungen und die Antwort des Herrn 
auf die Frage des Satans ist inhaltlich in beiden Spielen 
verwandt (Alsfd. V. 7141—7146, Redent. Osp. V. 567ff.).2 


2? Dieser Mantel ist nicht, wie Froning in der Anmerkung zum Redent. 
Sp. annimmt, ein königl. Purpurmantel, sondern diente dem schon er- 
wähnten Zwecke, die Auferstehungskleider Jesu zu verdecken. 
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Ähnliche Züge finden sich ferner in der Anrede der Eva 
an den Herrn Alsfd. V. 7181—7188 und Redent. Osp. V.606 
bis 612, Alsfd. V. 7249ff. und Redent. V. 585ff., worauf 
Froning schon hinweist. Die von Schröder für das Reden- 
tiner Spiel angenommene md. Vorlage war offenbar eine 
dem Frankfurter Spiele FI nahestehende Erweiterung, die 
auch Friedb. benutzte, ohne jedoch den Abschluß der Frank- 
furter Textgestaltung: die letzte Szene aus dem Ev. Nico- 
demi zwischen den erlösten Seelen und Enoch, Elias und 
dem guten Schächer, aufzunehmen. Auf dieser lateinischen 
Vorlage, die in Frankfurt zur Ausgestaltung gekommen sein 
muß, für die uns aber der Beleg mit der dritten Tagesauf- 
führung von FII fehlt, beruht die auffallende Übereinstim- 
mung von Redent. und Sterzing. Vgl. Sterzg. V. 3400: 
Redent. V. 667, 3416:681, 3418:685, 3430: 715, 3434: 718. 
Mit Sterzg. gemeinsam hat das Redent. Osp. ferner die Ord- 
nung der Propheten an dem Eingang der Szene vor dem 
Eintritt des Herrn in die Hölle, hier kann allerdings 
auch Friedb.-Alsfd. herangezogen werden, was aber nur 
die Annahme einer Frankfurter Vorlage für Redent. be- 
stätigt. Alsfd. V. 7189, Redent. Osp. V. 283, Sterzg. V. 3246, 
7197 : 295 : 3252, 7205 : 315: 3268, wozu endlich noch für 
Sterzg. V. 3242—3245, Redent. V. 259—270 und FII V.3125 
die Frage nach dem großen Licht in der Vorhölle kommt, 
und in Sterzg. und Redentin der Friedb.-Alsfd. fehlende 
Seth auftritt. Redent. V. 337ff., Sterzg. V. 3280—3299. Das 
Redentiner Spiel zweigt, wie seine über Friedb.-Alsfd. 
hinausgehende Übereinstimmung mit FII und Sterzg. zeigt, 
vom Frankfurter Stamm ab, nachdem dieses Spiel auf Grund 
neuerer Eintragungen aus dem Ev. Nicodemi erweitert 
war, behält daneben aber einige alte Elemente, die in den 
anderen Spielen verloren gingen: „Die Frage nach dem 
roten Gewande und die anschließenden Ausführungen‘, bei. 

Zu den Beziehungen des Wiener Osp. in der Aufer- 
stehungsszene treten in dieser Szene keine neuen be- 
weisenden Kriterien für die Stellung der drei Spiele (Friedb., 
Alsfd., Wien) hervor. Die Textgestaltung im Wien. Sp. be- 
ruht auf der Ausnutzung der Prozessionsliturgie, zu der be- 
reits das ‚„Venite benedicti‘ hinzugekommen war. Dieselbe 
Quelle mag Friedb.-Alsfd. und Wien. Osp. verbinden, ebenso 
wie Erlau V und Friedb.-Alsfd. Jedoch kann alles dieses 
Zusammenstimmen auch genügend durch die Benutzung der- 
selben lateinischen Vorlage erklärt werden. Wichtig war 
mirnur, den Unterschied der Entwicklung derFrank- 
furter und Friedberg-Alsfelder Spielüberlieferung 
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festzulegen, und das Redentiner Spielengmit dieser 
Gruppe zu verbinden. Die geschlossene, großenteils auf 
Benutzung der Liturgie aufgebaute Friedb. Handlung stellt 
sich als besonderer Zweig der Entwicklung gerade dieser 
letzten Szenen dar, und so ist es denn auch nicht ver- 
wunderlich, daß die Schlußszene von der allgemein üb- 
lichen Form abweicht. 


7.Szene: Die Grabwächter werden vor Pilatus verklagt. 
Pilatus beschließt das Spiel (Alsfd. V. 7299— 7482). 

Die Szene zerfällt in vier Abschnitte: 1) Beratung der 
Juden, 2) Botschaft der Juden an die Wächter, 3) Kaiphas 
und die Wächter, 4) Klagen der Juden bei Pilatus. Nicht 
allzuviel Verse hat uns Weigand in seinen Aufzeichnungen 
für das Friedberger Spiel hinterlassen, jedoch sind die vor- 
handenen in Verbindung mit der kurzen Inhaltsangabe der 
Szene für die Identität beider Spiele beweisend genug. Nach 
der Angabe Weigands Zs. f. d. Alt. 7, 549 könnte es scheinen, 
daß der Schluß des Friedb. Sp. von dem Alsfd. Sp. wesentlich 
abweiche; aus den Notizen in Weigands Nachlaß geht aber 
hervor, daß Alsfd. V. 7473 und 7479 mit der von allen 
Spielen abweichenden Schlußerklärung des Pilatus, dem 
sein Diener zustimmt, aus Friedb. 508/509 stammt (Ps. 121, 
1 und 7 aus der Liturgie, Marbach S. 232/233). Nur fügte 
das Friedb. Sp. noch als Abschluß hinzu: „Lucifer ascendit 
doleum concludendo ludum et dieit‘: „Sathan du getruwir 
Knecht“. Wir haben es hier mit einem nicht zum Spiele ge- 
hörigen Zusatz zu tun, in dem der Teufel im Sinne des 
hessischen Weihnachtsspiels zum Schluß (Froning, a. a. O., 
S. 937) die Menschen vor dem Satan und seinen bösen 
Künsten warnt. Diese auffällige Parallele beider Spiele und 
die durch den Bilderschmuck der Friedberger Stadtkirche 
bestätigte Aufführung eines Weihnachtsspieles in dieser 
Stadt läßt die Annahme zu, daß wir das hessische Weih- 
nachtsspiel nach Friedberg und nicht, wie Froning will 
(a. a. O., S. 903), nach Alsfd. zu verlegen haben, wo es erst 
1517 erwähnt wird. Die Handschrift, welche nach Froning 
noch dem 15. Jahrhundert angehört, könnte zur Entstehungs- 
zeit des Friedberger Spieltextes passen (1467), so daß die 
Erklärung Fronings für die Beheimatung in Alsfeld und die 
Datierung 1517, so gut möglich sie an sich ist, nicht nötig 
erscheint: „man macht oft die Wahrnehmung, daß die 
Schreiber des Mittelalters in kleineren Städten in dem 
Duktus ihrer Hand oft weit zurück sind gegen den allge- 
meinen der Zeit“. Die Übereinstimmung mit der Sprache 
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des Alsfelder Spieles ist ein zweiter Beweis für diese Her- 
kunft, da ja der Teil Alsfd. A in Friedberg nach dem dort 
gespielten Fronleichnamspiel abgeschrieben wurde. Weitere 
Beziehungen des hessischen Weihnachtsspiel zu dem Alsfd. 
Drama habe ich noch unter dem Abschnitt „Das Teufelsspiel 
der Einleitung“ S. 131ff. angeführt. 

Die biblische Vorlage dieser Szene Matth. 28, 11ff. 
läßt die Wächter zu den Juden gehen, die ihnen Geld 
geben, damit sie sagen sollen, daß die Jünger den Leich- 
nam während der Nacht gestohlen hätten. In diesem Sinne 
arbeitet FI, Redent., Sterzg. und die Hand Alsfd. C, 
welche nach FI in Alsfd. die Krämerszene dem Spiele 
einfügte. Der Aufbau des Friedb.-Alsfd. Sp. weicht, wie 
wir sahen, hierin ab; ihm schließen sich, ohne jedoch 
nähere Abhängigkeit zu verraten, an: das Wien. Osp., das 
Egerer Fronleichnamspiel, in dem sich Pilatus wie im 
Friedb.-Alsfd. Sp. als Freund des Herrn bekennt, und das 
kurze V. Erlau. Sp. Zu dem von Milchsack in den An- 
merkungen seiner Ausgabe des Eger. Sp. aufgezeichneten 
Zusammenstimmen von Eger. V. 7698- 7701 = Alsfd. V.6959 
bis 6962 füge ich noch hinzu: Eger. V. 7750/7751: Alsfd. 
V. 7345/7346 und die in beiden Spielen hervortretende 
Neigung des Pilatus, die Gottessohnschaft Christi anzuer- 
kennen. Eger. V. 7770ff., Alsfd. V. 7421ff., ferner Erlau V. 
V. 457 : Alsfd. V. 7315, 458 : 7337, 466/467 : 7339/7340. Da- 
durch aber, daß diese Spiele unmittelbar zur Darstellung 
der Marienszene des Österspieles übergehen, trennen sie 
sich scharf von dem Friedb.-Alsfd. Entwicklungsgang. Erst 
später ist in die Alsfelder Fassung die Darstellung der 
letzten Tage Christi auf Erden eingedrungen. Was so von 
anderer Hand diesem alten Schluß angefügt wurde, wird 
bei der Betrachtung der Erweiterung des Spieles durch 
die Überarbeiter B, C, D zu besprechen sein. Hier muß ich 
zunächst noch den fortgelassenen Teil der ersten Tages- 
aufführung nachholen, um das Bild der Vorlagen von Alsfd. A 
zu vervollständigen. 


5. Kapitel. 
Die Einleitung des Alsfelder Passionsspieles. 


1. Das Johannesspiel (Alsfd. V. 464—1137). 


In dem Abschnitt über die historischen Nachrichten 
von Aufführungen der Passion in Frankfurt habe ich auf die 
Lostrennung des Johannesspieles von der Passion und den 
Zeitpunkt dieser Sonderentwicklung hingewiesen. Jetzt gilt 
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es, den Zusammenhang des Alsfd. Johannesspiels mit den 
Frankfurter Aufführungen zu zeigen, ferner den selbstän- 
digen, modernen Charakter der neuen Textgestaltung im 
Alsfd. Drama zu beleuchten und endlich die Arbeit des 
Alsfd. Bearbeiterss A von dem alten Kunstwerk zu 
trennen. 

FI und mit ihm H. brauchen für die Johannestragödie 
nur wenige Szenen: 1) Auftreten des Johannes und Taufe 
Jesu im Jordan ; 2) Johannes schilt den Herodes wegen seines 
sündigen Lebens und wird auf Befehl des Herrschers ge- 
fangen genommen; 3) aus dem Gefängnis sendet Johannes 
seine Jünger zu Jesu; 4) das Gastmahl des Herodes und der 
Tod des Johannes. Milchsack hat in den Anmerkungen 
zum Textabdruck des H. Sp. die Parallelen von FI und 
Alsfd. angeführt, auf welche ich hier ein für allemal hin- 
weise. Joh. 1, 29 und Matth. 3, 14. 15. 17 liegen den 
deutschen Versen der Taufe Jesu zugrunde, welche in FI, 
H. und Alsfd. A übereinstimmen. Erweitert hat H. nach 
Joh. 1, 33. 34, um den Zuschauern mitzuteilen, daß der- 
jenige, auf den sich die Taube Gottes herablassen würde, 
der Erlöser sei. Auch Alsfd. A hat mit dem alten Text 
nur V. 491—494 gemeinsam. Seiner Gewohnheit nach fügt 
er einen Hinweis auf die jungfräuliche Gottesmutter hinzu, 
V. 499—500, und leitet mit den Worten: 

„ich enwel nu nicht beyden, (Alsfd. 501—509) 

ich enwolle al umb und umbgain, 

suchen frawen und man, 

die in den sunden ligen. 

ich enwel den nicht vorswigen. 

ich strauffe sie umb ere missetad, 

wie mers auch hirnacher gaid. 

darumb han ich keyn noid, 

solte ich darum sterben toid.“ 
zum Herodesspiel über, indem diese Verse das kommende 
Schicksal des Predigers ankündigen. Zunächst aber tauft 
Johannes den Herrn, der durch die Stimme des Vaters und 
die Erscheinung der Taube seine göttliche Natur erweist. 
Alsfd. A genügte der alte einfache Eingang nicht, sondern 
er fügte im Anschluß an den Gesang „Vox clamantis in 
deserto‘“ (Luc. 3, 4) Ant. ad Magn. in Feria 3. post dom. 
3 Adv. eine wirkungsvolle Eingangspredigt dem Johannes- 
spiel vor. Die Anregung dazu konnte er einer alten Frank- 
furter Erweiterung oder auch bloß einer Proklamatorrede 
entnehmen, da er den Johannes seinen Zuschauern vorstellen 
mußte. Auch H. benutzt Luc. 3, 4, führt diese Szene aber 
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auf Grund der folgenden Lucasverse aus, während Alsfd. A 
nach der Einführung des Johannes: 
„Nu horet alle, arm und rich, 
Johannes der teufer byn ich‘. 

Joh. 1, 6, Matth. 3, 2, Joh. 1, 27 und Luc. 3, 4 zur Grund- 
lage der Ermahnungen macht, die er an die Zuschauer 
richtet. Johannes vertritt gewissermaßen den Proklamator. 
Als Alsfd. B eine neue Inszenierung des Alsfelder Dramas 
vornahm, schrieb er in die Spielrolle ein: „Fiat hie noti- 
ficatio baptismatis Christi a Johanne“, was auf eine ver- 
lorene Proklamatorrede hinweist. FI und Alsfd. schließen 
an die Taufe des Herrn auf Grund von Mare. 6, 18: „Non 
licet tibi habere uxorem fratris tui‘, die Strafrede des Jo- 
hannes gegen Herodes an. In FI und H. wird Johannes 
von den Knechten des Herodes auf Befehl ihres Herrn er- 
griffen. Das Alsfd. Sp. gestaltet selbständig die Szene um. 
Johannes redet Herodes zu, das sündige Weib zu verstoßen, 
der Herodias droht er mit den ärgsten Höllenstrafen. Er- 
zürnt fragt Herodes den ihm unbekannten Mann, wer er 
sei und wie er dazu komme, den Herrn des Landes zu 
schmähen. Johannes entgegnet ihm, daß seine Schande 
um so größer wäre, da der Herr, wollte er andere regieren, 
zunächst sich selbst beherrschen sollte. Betroffen von diesen 
Worten sendet Herodes den Johannes fort und droht ihm 
nur, bei Verlust des Lebens nicht wieder zu kommen. An- 
statt die Handlung zu einer zweiten Predigt des Johannes 
gegen Herodes fortzuführen, worauf die Chorpartie „Ar- 
guebat Herodem Johannes‘ hinweist, schiebt Alsfd. A eine 
Bußpredigt an das Volk ein. Die Gedanken derselben sind 
zum größten Teil schon in den Eingangsworten ausge- 
sprochen. Alsfd. V. 480: V. 586/587. V. 484ff.: V. 5941T. 
Als mahnender Abschluß ist unter dem Eindrucke des Zehn- 
jungfrauenspieles neu hinzugekommen eine Übertragung von 
Matth. 3, 10, Luc. 3, 9, Alsfd. V. 606ff.: „Jam enim securis 
ad radicem arborum posita est. Omnis enim arbor‘ non 
faciens fructum bonum excidetur et in ignem mittetur.‘ 
Durch das Erscheinen des Todes hinter Johannes beim 
Hinweis auf den letzten Tag V. 615 soll die Mahnung den 
Zuschauern eindringlich gemacht werden. Auch wurde zu- 
gleich ein Hinweis auf den bevorstehenden Tod des Jo- 
hannes gegeben und so die Verbindung mit dem eigentlichen 
Johannesspiel wiederhergestellt. Auf Grund dieser Predigt 
konnte Herodes den Johannes nicht ergreifen lassen. Das 
Spiel mußte von einer anderen Seite den Anstoß zur Ent- 
wicklung der Katastrophe erhalten. Der Bearbeiter des. 
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Sonderdramas erkannte, daß von der Herodias allein der 
Plan zur Vernichtung ihres Feindes ausgehen konnte. Er 
löste diese Aufgabe mit den Mitteln seiner Zeit, indem er 
die bösen Gedanken des Weibes den Teufeln zuschob und 
zunächst eine Beratung der Teufel gegen Johannes zur Dar- 
stellung brachte. 

Die Teufel, über deren Zweck und Gestaltung R. Haage 
in seiner Dissertation „Dietrich Scherenberg, «Spiel von 
Frau Jutten», Marburg 1891‘ gehandelt hat, sind in diesem 
Abschnitt nicht so zuchtlos wie in dem einleitenden großen 
Teufelsspiel, es geht vielmehr der ernste Zug des Zehn- 
jungfrauenspieles durch die Teufelsauftritte, die nicht 
komisch wirken sollen. Zunächst beratschlagen Satanas 
und Lucifer, wie man die von der Bußpredigt drohende 
Gefahr abwenden könne. Satanas verspricht, als altes Weib 
verkleidet, die Herodias zu überreden, den Johannes ge- 
fangennehmen zu lassen. Die Fürstin läßt sich von dem 
alten Weibe, das ihr den Rat gibt, betören, 

„mit schryenden augen nach wibes sidden“ 
ihren Herrn zu bitten, den bösen Mahner zu beseitigen. 
Wirklich gelingt es ihr durch diese Künste, den Herodes zur 
Erfüllung ihres Wunsches zu veranlassen, da ihm nichts in 
der Welt über ihren ‚zarten lipp‘‘ geht. Zu einer solchen Be- 
obachtung der Vorgänge in der Welt und der Charakteri- 
sierung der Personen wäre Alsfd. A nicht imstande gewesen. 
Das ganze Drama in dieser Zeit entbehrte solcher Motive. 
Wie sehr dagegen das alte Frankfurter Spiel absticht, zeigt 
die Sendung der Jünger von Johannes an Jesus. 
Alsfd. A übernahm hier einen alten, vielleicht auch Friedb. 
Text, da seine einzige Arbeit darin besteht, die nach Friedb. 
Gewohnheit gezählten vier Jünger mit Namen zu versehen, 
welche er den Apostelnamen entlehnte. Luc. 7, 19ff. liegen 
der Textgestaltung in FI, H. und Alsfd. zugrunde. Einige 
kleinere Abweichungen des allen drei Spielen gemeinsamen 
Textes beruhen zum Teil auf Nachlässigkeit des Schreibers 
Alsfd. A z. B. V. 834 schreibt A: „Messias addir Crist‘. H. 
hat die alte Lesung: ‚Messias Crist‘ (die Parallelen bei Milch- 
sack, a. a. O., S. 33ff.). Über den Umfang von H., mit dem 
Alsfd. gegenüber FI eine Fortentwicklung in den Dirigier- 
versen zeigt, geht das Alsfd. Sp. nur hinaus durch die 
Rede des dritten Jüngers V. 862—867, welche die Rück- 
kehr der Jünger zu Johannes motiviert. Daß es sich hier 
nicht um einen Zusatz von Alsfd. A handelt, beweist die 
Zählung der Boten des Täufers. Für die Gestaltung des 
II. Textes ist es andererseits charakteristisch, daß Jesus 
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im Anschluß an die folgenden Lucasverse 7, 24—28 eine 
längere Rede über Johannes hält. Mit H. geht das Alsfd. 
Sp. gleichfalls auf eine gemeinsame Vorlage zurück, um 
den Eingang in die Szene vom Gastmahl des Herodes zu 
gestalten. Alsfd. A ist einfacher gehalten und wohl der 
Vorlage näher als H., mit Ausnahme der zugefügten Wechsel- 
reden zwischen dem Knechte und einem Freunde. Sobald 
aber H. den Anschluß an die biblische Vorlage Mare. 6, 22#f. 
erreicht hat, bietet es nur alten Frankfurter Text. In Alsfd. A 
tritt hingegen der Bearbeiter des Stoffes hervor, dessen 
Kunst wir schon in den Teufelsszenen beobachtet haben. 
Die Herodias bringt ihre schöne Tochter Salome zum Fest- 
mahl, obwohl diese nicht gerne der Aufforderung des Königs 
folgt, so daß ihre Mutter ihr befiehlt: 
V. 912/913. ‚„myn thochter sprichet nyt dawidder, 
sie seczt sich auch al her by mich“. 

Tragische Ironie spricht sich dann in den folgenden 
Worten des Herodes aus: 

V. 920. „Szo wol nidder und sijt gemeyt, 
ich hoffen, das uns tolling keyn leyt 
hude von tage solle ubergan, 
synt ich Bo liebe geste hann“. 

Herodes ahnt nicht, daß er noch heute den Johannes 
töten lassen muß, und doch ist er selbst im Alsfd. Sp. der 
eigentliche Urheber seines Leides. Der Chorgesang ‚‚mere- 
trix suadet‘‘ paßt nicht für Alsfd. A, wohl aber für H. und 
FI, wo die Tochter den Gästen des Vaters aus eigenem An- 
triebe ihren Schleiertanz vorführt. In Alsfd. A bittet Herodes 
die Tochter der Herodias, für ihn und seine Gäste zu tanzen, 
er verspricht ihr als Belohnung jeden Wunsch zu erfüllen. 
In den Versen, welche Salome zu ihrem Tanze spricht, kommt 
die Schönheit der Jüdin und die schwüle Sinnlichkeit der 
Situation in einer Art und Weise zum Ausdruck, gegen die 
die Schilderung der lebenslustigen Maria Magdalena harm- 
los naiv erscheint. Herodes verspricht ihr nochmals sein 
halbes Königreich, wenn sie es verlange. Die Mutter gibt 
der Tochter den Befehl, um das Haupt des Täufers zu bitten, 
zumal auch das alte Weib zuredet, da Johannes den Frauen 
die Herrschaft zu entreißen droht. 

„Herodes hac petitione audita inclinans caput tristis 

incedat, et tandem levato capite dieit puellae“: 

„Tochter myn, das sal geschehen.“ 

Nicht wie H. und FI spricht Herodes seinen Kummer 
über diese Bitte aus, nur durch das Neigen des Hauptes 
deutet der Schöpfer der Alsfd. Vorlage den Widerstreit im 
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Innern des Königs an. Unter Benutzung alter Verse wird 
die Szene dann zu Ende geführt. Der Tanz Salomes zu den 
Triumphversen 1026: „Nu wole mich, nu wole mich‘ usw., 
ist gleichfalls aus Frankfurter Gut gebildet (vgl. Milchsack, 
H. Sp.). Voller Freude nimmt Herodias das Haupt und läßt 
es fortschaffen. Plötzlich aber läßt Satanas seine Maske 
fallen und läuft zu seinem Herrn, um ihm die Freudenbot- 
schaft zu verkünden, daß er die Frauen jetzt in seiner Gewalt 
habe. Das Entsetzen und die Spannung der Zuschauer wird 
durch die Beratung der Teufel aufs höchste gesteigert: würde 
doch auch über ihre eigene Seele womöglich dereinst so be- 
ratschlagt, während sie selbst wie Salome vielleicht sagten: 
V.1032/1033. „mer woln vortmen sanfft slauffen, 
wan uns nu nymmandes darf strauffen“. 

Die Schilderung der höllischen Qualen V. 1106 ver- 
fehlte ebensowenig wie auf die Mutter und die Tochter, so 
auch auf die Zuschauer ihre Wirkung. Wie die törichten 
Jungfrauen klagt Salome: 


2. Jgfr. Sp. V. 361. Alsfd. V. 1116. 
Ach der jemerlichen vart! Owe daß mer ye worden gebornn, 
Owe daz ich ie mensche wart. lypp und sele hon mer vorlorn. 


wafen muter, daz du mich ie getruge. 


Luzifer wird durch Satan zur Hölle gerufen, um die 
Beute zu sehen, bevor er aber von der Bühne abtritt, stellt 
er die höllische Pein, in der ein Tag länger ist als tausend 
Jahre, als Strafe für ein sündiges Leben in Aussicht. Aber 
nicht nur im Sinne des Zehnjungfrauenspieles sollte das 
Johannesspiel auf die Leute wirken, es mußte zugleich 
auf den Heiland hinweisen, der die Menschheit aus der 
Hölle erlösen soll. Hatte Johannes im Anfang seiner Wirk- 
samkeit von dem Herrn gepredigt, so ist auch der Teufel 
von bösen Ahnungen geplagt, daß auch sein Schicksal sich 
tragisch gestalten könnte. Luzifer spricht die Befürch- 
tung aus: 

Alsfd. V. 1097. „Der tufel ist in uwerm schallen! 
nu holt den raub und butet dan. 
ich fochte das icht eyn ander man 
uch den wegk mochte undergann. 
ir rechten narren, wie stundet ir dan?“ 

Durch diese Worte wird der Zusammenhang des Jo- 
hannesspieles mit dem Passionsdrama hergestellt. 

Zu einer Höhe, wie wir sie in den wenigen Szenen 
des Vorspieles zur Passion finden, schwingt sich die Kunst 
der Dramatiker der Passionsspiele nicht wieder auf. Das 
Bestreben, in der Prozession oder dem Bühnenspiel mög- 
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lichst zahlreiche Wundertaten Christi und möglichst viele 
Gruppen aus dem Leiden und Sterben des Herrn darzu- 
stellen, hinderte, den Weg zu gehen, welchen wir im Jo- 
hannesspiel angedeutet finden. Auch diese Szenen stehen 
schon im Kampfe mit den kunstlosen Vorführungen der 
Taufe des Herrn, der Aussendung der Johannesjünger, und 
wurden von Darstellungen solcher Art verdrängt. 


9. Das Teufelsspiel der Alsfelder Einleitung 
(Alsfd. V. 133—351). 

Größere zusammenhängende Teufelsszenen begegnen uns 
in den Passions- und Osterspielen des Mittelalters an zwei 
Stellen: Als Einleitung der Passionsspiele, um den Fall des 
Luzifer und das Aufkommen der Sünde zu schildern, die 
Christus durch seinen Tod sühnt. (Wiener, Egerer, Künzels- 
auer Sp.) Oder als Abschluß der Osterspiele, um die Künste 
des Teufels vorzuführen, welcher durch seine Boten die 
von Christus geleerte Hölle füllen läßt (Innsbruck., Reden- 
tiner, Pfarrkircher, Haller Passion). 

Zwischen diesen zwei Gruppen steht die Textgestaltung 
des Alsfelder Spieles. Auf den Fall des Luzifer und seine 
frühere Stellung unter den Engeln wird stets von Alsfd. A 
hingewiesen, und der Bearbeiter B fügt offenbar nach einem 
Österspiel seine neuen Teufel hinzu. Nur die der 'Teufels- 
beratung zugrunde liegende Idee ist eine andere geworden. 
Die Entstehungsgeschichte der großen Alsfd. Teufelsszene 
wird durch zwei Vorstufen erhellt. Im Friedb. Sp. wurde 
von alter Hand eine Alsfd. entsprechende Partie nachge- 
tragen und an das Maria-Magdalenen-Spiel angeschlossen 
(Abdruck V. 506). Jünger als das Friedb. Sp. ist die Auf- 
führung, von der uns das dritte Rollenblatt (s. o. Teil II. 3.) 
Kunde gibt. Nahe verwandt ist endlich das von mir nach 
Friedberg verwiesene hessische Weihnachtsspiel mit der 
Beratung der höllischen Heerscharen über die Geburt des 
Jesuskindes (Froning, a. a. O., S. 932ff.). Diese wurde für 
Alsfd. A das Vorbild, seinerseits den im Friedberger Spiel 
an die Maria-Magdalenen-Szene angeschlossenen Kriegsrat 
der Teufel an den Anfang des Spieles zu verlegen, da hier 
wie dort die Teufel als böses Prinzip erscheinen sollen, 
welche an alle herantreten, um sie zu Feinden des Herrn 
zu machen. Die umfangreiche Handlung läßt sich im Alsfd. 
Sp. in vier Abschnitte zerlegen: 

1) Vom Teufelsruf bis zu der Aufforderung des Luzifer, 

gegen den Erlöser Pläne zu schmieden. Alsfd. V. 133 
bis 174. 


g* 


132 Ernst Wilhelm Zimmermann 


2) Wechselreden zwischen Luzifer und den einzelnen 
Teufeln, von denen jeder sich an einen Feind des 
Herrn heran machen soll. Alsfd. V. 175—271. 

3) Die langen Reden des Raffenzaun und Binckenbangk 
mit der Antwort des Höllenfürsten. Alsfd. V.272—351. 

4) Die Erweiterungen von B, D V. 325—429 (siehe 
6. Kapitel, 1). 

1. Abschnitt: Der Teufelsruf stammt aus der unbe- 
kannten direkten Vorlage des Alsfd. Sp., wie uns das neu 
aufgefundene dritte Rollenblatt zeigt. Einige abweichende 
Lesarten sind im Anschluß an den Abdruck des Blattes 
im II. Teil besprochen worden. Das hessische Weihnachts- 
spiel bringt mit V. 718/719 die Alsfd. V. 133/134, während 
der Anfang des Rufes zum Friedb. Text führt: 


H. Weihnsp. V. 716/17. Friedb. Sp. V. 501. 
wol her, wol her, wol her wol her, wol her, 
alle tufels here! alle helsche her! 


Beim Abschreiben hat Alsfd. A diese zwei einleitenden 
Verse übersehen. Das Tanzliedchen der Teufel und die 
Klage des Höllenfürsten über seinen Sturz kam von Fried- 
berg über die Vorlage des Blattes 3 ins Alsfd. Sp. und nahm 
als Zusatz die Kottelreyworte (V. 163—168) in sich auf. 
Im Friedb. Sp. fehlt für ihn das Stichwort, und Alsfd. A 
war selbst nicht geschickt genug, um aus eigener Kraft zu 
der neuen Teufelsgestalt die nötigen Verse zu dichten. Auch 
mußte er als Geistlicher Anstoß an der Verhöhnung der 
Predigt durch Kottelrey nehmen. In den Klagen des Luzifer 
steht das K. Sp. dem Alsfd. Spieltexte sehr nahe, und be- 
rührt sich seinerseits in der Darstellung von der Schöpfung 
der Engel und dem Sturze Luzifers eng mit dem Wiener 
Spiel. Teiel Mansholt hat in seiner Dissertation ein Drama, 
welches auf dem Wiener Psp., der Erlösung und dem Gedicht 
vom Leben Christi Zs. £. d. Alt. Bd. 5 beruht, als Nebenvorlage 
für das K. Sp. nachgewiesen. Aus dieser Vorlage sollen in- 
direkt auch das Egerer und Alsfd. Sp. geschöpft haben. 

Ich vermute, daß diese Nebenvorlage ein Friedberger 
Spiel ist. Auf dieses Drama geht dann durch Vermittlung 
eines weiteren Spieles, welches durch den Zettel 3 bezeugt 
ist, auch das Alsfd. Sp. zurück. So indirekt scheint mir die 
Entlehnung im Alsfd. Sp. nicht erfolgt zu sein, wie Teiel 
Mansholt annimmt. Dazu stimmen in den Klagen: des Luzifer 
Gedankengang und Formgebung zu sehr überein, was eine 
Gegenüberstellung der Alsfelder und eines Teiles der Kün- 
zelsauer Klage erweisen mag. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß das Künzelsauer Sp. ein Fronleichnamspiel ist, welches 


Das Alsfelder Passionsspiel u. die Wetterauer Spielgruppe. 133 


seinem Charakter entsprechend die Einzelszene ausgestaltet 
und über die einfache Friedb.-Alsfd. Form entwickelt hat, 
ohne seinerseits komische Elemente des Bühnenspieles ein- 
zumischen. 


K. Sp. V. 179 ff. Alsfd. Sp. V. 155 ff. 
des wolt ich mich vermessen, des erhub ich mich alßo sere, 
zu got was ich gesessen ich wol myn stull seezen uber myn 
und wolt mich ym gleiche sheppere 
in dem fron himelreiche! und wol mich em glichen 
do hisz er mich verstossen in dem fronen hymmelriche! 
mit allen mein genossen daruß wart ich vorstoißen 
von himel in der helle grunt. myt allen mynen genoisßen 
da musz ich zu aller stunt viel tieff in der helle grunt. 
ewiglichen innen sein darumb werd ich nummer gesunt. 


und leiden grosse pein. 

2. Abschnitt: Die Versammlung der Teufel beschließt 
nun im Friedb.-Alsfd. Sp., was von einem jeden zu tun sei, 
damit Jesus nicht die Hölle leer mache. Der Eingang stimmt 
im Friedb. und Alsfd. Sp. überein. Nach der Rede: 

„Nu radet, lieben frunde und knecht!“ 

Alsfd. V. 175—182, Friedb. V. 512 
folgt im alten Spiel noch ein Luziferstichvers: 

„ich han ouch wol vernomen‘“, 
wozu zweifelsohne ‚komen“ als Reimwort gehört. Luzifer 
wird hier über das Kommen des Herrn weitere Ausführungen 
gemacht haben, an die sich dann, wie in der ganz ähnlichen 
Rede: Hess. Wsp. V. 734—737, die Aufforderung anschloß: 

„Sathanas, kanstu das undergen, 

das unß das groß leid nicht gesche, 

das wolle ich der dancken sere. 

nu radet zcu, liebin gesellen here.“ 
Da Satan nicht gleich erscheint, folgt nochmals die Frage: 
„Wo bistu, knecht sathanas?‘“ Friedb. V. 514. Nach einem 
solchen Bericht des Höllenfürsten über die drohende Macht 
des Herrn kommt die Rede des Satans Alsfd. V. 183—198 
nicht überraschend und unpassend. Daß hier Alsfd.-Friedb. 
noch zusammenstimmen, zeigt der gleiche Stichvers Alsfd. 
V. 199 = Friedb. 516. Nacheinander treten in demselben 
Modus alle anderen Teufel auf, deren Reden nicht festzu- 
stellen sind, die sich aber im wesentlichen nicht allzusehr 
von denen der Alsfd. Teufel unterschieden haben werden, 
wenn auch die Namen andere sind. Die Änderung des Als- 
felder Schreibers A stammt aus der Vorlage des Zettels zur 
Rolle des Luzifer Blatt 3. Hier wurden auch die neuen 
Teufelsnamen eingesetzt, von denen Bone, Milach, Kottelrey, 
wie die von Alsfd. A gegebenen Raffenzann, Binckenbanck 
überhaupt sonst nicht vorkommen (vgl. Arndt, a. a. O., Index). 
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Der Name Notyr stammt aus dem Friedberger Maria-Magda- 
lenen-Abschnitt, desgleichen kommt auch Rosenkrancz als 
Tanzteufel vor (vgl. Arndt, a. a. O., Index), hat hier aber 
gänzlich seine Bedeutung verloren. Der weitaus größte 
Teil der Teufelsnamen ist eigene Bildung des Dramatikers 
der Alsfd. Vorlage, ebenso selbständig ist das Geschäft der 
einzelnen Teufel auf den Zweck abgestimmt, die einzelnen 
Personen, welche zu Jesu Tode beitragen sollen, zu um- 
geben und ihr Handeln nach dieser Bestimmung zu lenken. 
Erst nachdem diese Änderung völlig eingetreten war, konnte 
das Spiel an die Spitze der gesamten Passionsaufführung 
treten. Später ist diese Absicht der Alsfd. Vorlage ver- 
kannt, und so kommen durch Alsfd. B Zusätze hinzu, welche 
nicht passen können, da alle Feinde Christi ihren bösen 
Geist erhalten haben. 

Satanas, als der vornehmste der Teufel, übernimmt 
die schwerste Aufgabe, den Jünger Judas zum Abfall zu 
bringen (Alsfd. V. 191). Er verlangt darum einen größeren 
Lohn. Als später Jesus den Verräter bezeichnet, flüstert 
Satanas dem Judas die Verheißung des reichen Lohnes 
in das Ohr, so daß dieser davongeht und den Juden seinen 
Herrn verrät (Alsfd. V. 3130). Bone stiftet den Rat der 
Juden an, dem Judas 30 Pfennige zu geben (Alsfd. V. 216). 
Milach, eine Persönlichkeit, der Luzifer auf dem 3. Zettel 
nicht dankt, ist demnach von Alsfd. A eingeschoben. 
Nach dem bekannten Typus der Vorlage sind seine Worte 
gestaltet und in schlechte Verse gegossen, welche aus der 
vorhandenen Masse ausgewählt sind und nur wenig ge- 
ändert wurden (vgl. Alsfd. V. 223:190, 226: 197). Auf- 
fällig ist es auch, daß Milach denselben Lohn erhält wie 
Luzifer und gleich hoch in der Achtung des Höllenfürsten 
steht. Vgl. Alsfd. V. 228—233:: V. 199—204 (205). Alsfd. A 
fand für Annas und Kaiphas keinen Teufel angemerkt und 
schob darum hier ein. Aus dem alten Text stammen ferner, 
wie die Reden des Luzifer auf Blatt 3 bezeugen, Natyr, 
' welcher „Synagogen den alten Juden“ verleitet (Alsfd. V.236), 
und Rosenkrancz (Alsfd. V. 254), der böse Geist des Pi- 
latus.2 Von allen bisher in derselben Weise auftretenden 


28 Im vierten Erlauer Spiel V. 80 ist dieses nicht der Fall wie Arndt, 
a. a. O., sagt. In den Worten: 
„Herr ich haiß Rosenchranz, 
zu frauwen spring ich an den tanz“, 
tritt der Tanz- und Minneteufel hervor. 
2® Die Verse Alsfd. A. 266/67: „Szo, myn lieber knecht Rosenkranez, 
du weißt den alden reyen ganez!“ 
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Teufeln unterscheiden sich die folgenden von Alsfd. A 
noch eingetragenen Raffenzann und Binckenbanck. Nach 
einer kurzen Anspielung auf die verlorene Stellung des 
Luzifer stellen sie sich ihm vor und teilen mit, daß sie die 
Juden zum Haß gegen den unschuldigen Mann aufgehetzt 
haben, was auch Satan schon getan hat, so daß sie ihn 
zu Tode bringen und selbst dadurch eine Beute der Hölle 
werden. Da auch Luzifer in gleicher Weise seine Antwort 
ausgestaltet Alsfd. V. 308/309, 346/347 und sich die hier 
stehenden Verse der Reden aus dem alten Text belegen 
lassen, so vermute ich, daß wir es wie bei der neuen 
Teufelsgestalt des Milach auch wieder mit einem Zusatz 
von Alsfd. A zu tun haben. 
Vergl.: Sathan V. 189/190. Natyr. V. 239 und Milach V. 223. Raffenzann V. 272 

Sathan V. 187/88. Binckenbanck V. 338/39. 

Kottelrey V. 167/168. — v. 318/19. 

Sathan V. 197/198. Raffenzann V. 302/308. 
auch Hess. Weihnachtsp. V. 782/83.: Binckenbanck V. 324/25 gehört hierher. 

Altes und neues Gut umschließt diese Alsfelder Szene, 
soweit sie Alsfd. A aufzeichnete. Die Erweiterungen, welche 
er schuf, sind nicht gerade sehr ungeschickt und zeichnen 
sich vor seinen Predigten (denen übrigens die langen Raffen- 
zann- und Binckenbanck-Reden als Warnungen für die Juden 
nicht allzufern stehen) aus. Er steht darin höher als der 
Kompilator Alsfd. B, dem es lediglich darum zu tun ist, 
die Schar der Teufelsgestalten zu vermehren. 


6. Kapitel. 


Die Erweiterungen des Alsfelder Spieles.’ 
I. Die Zusätze der Hand B. 


1. Die Erweiterung der Teufelsszene (Alsfd. 352 ff.). 
Die Namen, welche Alsfd. B seinen neuen Teufeln bei- 
legt, weisen zum Teil auf die verwandten Spiele hin. 
Aus dem Friedberger Fronleichnamspiel kehren Krentz- 
lin und Fedderwisch wieder, von denen Krentzlin auch dem 
Teufel Krantzlin im Hess. Wsp. seinen Namen verdanken 
kann. Aus dem letzten Drama entnahm B ferner noch ent- 
stellt Belzbugk = Beelzebub und Belial, ja Alsfd. C schrieb 
nach ihm noch an den Rand Machdanz = Hess. Wsp. V. 794 


kommentiert Froning $. 575 hier bildlich, etwa: „du kennst den Rummel“. 
Ich beziehe diese Worte auf die Ankündigung des Todes und der Erlösung 
der Seelen durch Jesus. Alsfd. V. 255ff. ahnt Luzifer das Kommen des 
Herren und kann sagen: Du weißt die ganze Geschichte der Erlösung. 

30 Vgl. Hans Legband. Diss. S. 5ff. 
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und Zegenbart V. 362, ohne Worte hinzuzufügen. Schor- 
brandt, Schoppenstuck, Helhundt und Berith stehen allein 
da, während Astorodt ein häufig vorkommender Name ist 
(vgl. Arndt, a. a. O., Index). 

Wenden wir uns dem Inhalt der Teufelsreden zu, so 
zeigt sich in ihnen, daß Alsfd. B die Tendenz des Textes 
von Alsfd. A verkannte. Die Teufel schildern sämtlich ihre 
Verführungskunststücke, wie die Abgesandten des Luzifer, 
welche in den ÖOsterspielen die leere Hölle füllen sollen. 
Spiegelglantz liebt die Ritter, welche morden und stehlen, 
er wird von Alsfd. B nach einer unbekannten Vorlage unter 
die Juden gesandt, um den Tod des Herrn herbeizuführen. 
Plötzlich redet er sogar Annas und Kaiphas an und 
übernimmt das Geschäft des Milach in Alsfd. A V. 218. 
Alsfd. B hat hier seinen eigenen Zusatz mit Worten er- 
weiterf, die er einer Szene entnommen haben muß, welche 
die Beratung der Juden wie Alsfd. A V. 2424 ausführte. Das 
Auftreten des Teufels in dieser Szene ist uns nirgends be- 
zeugt, wahrscheinlich wurde hier ein Zettelzusatz des Alsfd. 
Textes fälschlich abgeschrieben. Die Absicht von Alsfd. B 
ist es, durch diesen verunglückten Zusatz den ersten Teil 
der Rede V. 352—357 an die Ausgestaltung der Worte von 
Alsfd. A anzuschließen, da ihm das Unpassende des Zu- 
satzes doch wohl auffiel. Späterhin läßt er die Teufel nur 
allgemein auf die Menschheit wirken, ohne sie mit der 
Heilsgeschichte in Verbindung zu bringen. Die Zuschauer 
wurden durch solche Reden an die eigenen Sünden und ihre 
Folgen gemahnt, zugleich erhielt jeder Stand seinen bösen 
Geist. Krentzlin treibt es mit den Frauen und verführt 
sie zur Unkeuschheit wie Rosenkranz im Erlau. Sp. Fed- 
derwisch versucht Mönche und Pfaffen. Beltzebugk gibt 
sich wie in der Pfarrkircher Passion mit Wucherern ab, 
während er im Hess. Weihnachtsspiel der Frauenteufel ist. 
Astorot droht den Krämern, die falsches Gewicht ge- 
brauchen. Berith sucht Zank und Streit in der Taberne 
zu erregen und Belial macht sich an die Gelehrten. Ein 
jeder Berufsstand unter den Zuschauern sah sich von 
einem Teufel bedroht. Um aber keinen zu übergehen, fügt 
Alsfd. B ganz allgemein noch Schorbrandt, Helhundt und 
Schoppenstuck hinzu, welche die Übertreter der „Zehn 
Gebote“ in die Hölle führen sollen. Aus derselben Quelle 
stammt die Teufelsgroßmutter des Jutten (vgl. Haage, Diss.) 
und Alsfd. Sp., welche ihren Namen vom Innsbr. Sp. 
V. 734: „seht ir alden hellekrucken“ hat (Arndt, a. a. O 
S. 89). 


> 
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Zu den bekannten Spielen führen vom Alsfd. Text keine 
Versparallelen. Szenen, in denen die Teufel dem Höllen- 
fürsten die Berufsstände vorführen, finden sich im Innsbr., 
Redent., Wiener und einem neugefundenen Osterspiel, das 
Prof. Schröder veröffentlichen wird. Woher Alsfd. B seinen 
Text nahm, läßt sich nach dem Friedberger Zusatz er- 
schließen. Hier lautet der Schluß: „Tunc Lucifer subjungit 
illum longum rigmum‘: 

„Bringit mir her babist und cardinal“. 

Im Innsbrucker Spiel steht dieser Vers im Anfang eines 
langen Monologes, in dem der Höllenfürst alle die ihm Ver- 
fallenen aufzählt (Innsbr. Osp. V. 300), an diesen schließt 
sich die Vorführung der Seelen an. Daß die Alsfd. B-Verse 
aus einem gleichen Zusammenhang herausgerissen sind, 
spricht Berith Alsfd. B V. 392/393 aus: 

„Schande und laster kan ich wol, 
darmit mach ich die helle voil“. 

Alsfd. B konnte demnach im Friedb. Sp. ähnliche Verse 
finden, wie er sie für seine Teufel übernahm. Wir würden 
in ihnen einen zweiten Nachschub aus Friedberger Gut 
in das Alsfd. Sp. finden, wie die Dirigierrolle nach Legbands 
Ausführung Frankfurter Gut in sich aufnahm (Diss. S. 44). 

Die Friedberger Textgestaltung beruht ihrerseits auf dem 
Innsbrucker Osp. und Wiener Sp. und wurde dort an irgend- 
einer Stelle, die uns wegen der Unvollständigkeit der Hs. 
nicht näher bekannt ist, oder im Anschluß an die Schluß- 
szene gespielt, da auch hier Luzifer das letzte Wort erhält. 
Für eine Kenntnis des Friedberger Spieles bei Alsfd. B 
scheinen mir auch die schon weiter oben besprochenen 
„notificationen‘ am Rande der Abschnitte zu zeugen (vgl. 
Legband, .Diss. S. 7). Sie sind für die Fronleichnamspiele 
mit ihrer Ausgestaltung der Einzelszenen {ypisch und 
dringen von dort erst in die Passionsspiele ein. 

Die Arbeit des B an der Ausgestaltung des Teufels- 
spieles, welches Alsfd. A aus einer Vorlage, die uns nicht 
erhalten ist, abschrieb, ist als recht wenig glücklich zu be- 
zeichnen. Erst indem sich B mit der Spielgestaltung länger 
und intimer beschäftigte, erreichte er die Fähigkeit, die 
letzten über alle anderen Spiele hinausgehenden Zusätze 
selbständig auszuführen. 


2. Die 12 Vexilla (Alsfd. V. 3718—3984). 
Wollte der Bearbeiter B mit der Erweiterung der Teufels- 
szene am Eingange des Alsfd. Sp. der Lachlust seiner Zu- 
schauer ein Zugeständnis machen, so zeigt der zweite Zu- 
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satz, „die Szene von den 12 Vexilla“, daß B aus einem ihm 
vorliegenden Nebentext eine selbständige Darstellung heraus- 
griff, um sein Drama durch die Benutzung eines nicht bi- 
blischen Stoffes zu beleben. Die ‚„notificationen‘“, welche B 
dem Spieltexte Alsfd. A anmerkte, deuten auf Einflüsse des 
Prozessionsspieles hin, in dem durch einleitende Reden 
ein Sonderabschnitt eingeleitet wurde. Einer solchen Dar- 
stellung entstammt offenbar auch die mit der erneuten Vor- 
stellung des Pilatus anhebende Interpolation Alsfd. V.3718ff. 
Aus ihr selbst müssen wir zunächst wieder die Gesänge 
der Engel und die Worte Gottvaters ausschalten, um einen 
ungestörten Zusammenschluß von V. 3731 und 3775 zu ge- 
winnen. Dann ergibt sich, daß der Eingangsmonolog des 
Pilatus 
V. 3718: „Ich bin ein richter hergestalt‘“ usw. 

nicht, wie L. Wirth, a. a. O., S. 314, sagt, eine Nachahmung 
von V. 1275—1288 ist, sondern die Einleitung zu einer dra- 
matischen Darstellung des ersten Kapitels des Ev. Nicodemi 
bilde. Schon Wülker wies in seiner Abhandlung: „Das 
Evangelium Nicodemi in der abendländischen Literatur“, 
Paderborn 1872, auf die Beziehungen zwischen diesem apo- 
kryphen Evangelium und der Darstellung von der Höllen- 
fahrt Christi im Alsfd. Sp. hin (S. 70). Die im Ev. Nice. 
gesprochenen Worte werden übersetzt, und der verbindende 
Text in der lateinischen Vorlage erscheint im Drama als 
Spielanweisung für die Handlungen der sprechenden Per- 
sonen. Ich führe nach der Ausgabe von Tischendorff (Lips. 
1853) die lateinischen Stellen des Ev. Nic. an und füge in 
Klammern die entsprechenden Verse des Alsfd. Sp. hinzu. 

Tischendorff, S. 317: „Dixerunt Judei: Precamur magni- 
tudinem tuam, ut statuas eum (sc. Jesum) ante tribunal 
tuum ad audiendum (3776). Advocans autem Pilatus cur- 
sorem dicit ei, cum moderatione adducatur Jesus (3778 bis 
3779). Exiens vero cursor et agnoscens eum adoravit, et 
faciale quod ferebat in manu sua expandit in terra dicens: 
Domine super hoc ambula et ingredere, quia praeses 
vocat te (Alsfd. Spielanweisung V. 3780—3783). Videntes 
autem Judei, quod fecit cursor, clamaverunt adversus Pila- 
tum dicentes: Cur eum sub praeconis (bottel) voce non 
ingredi fecisti sed per cursorem ? nam et cursor videns eum 
adoravit illum, et faciale, quod tenebat in manu, expandit 
ante eum in terra et dicit ei: Domine vocat te praeses (3784 
bis 3795). Convocans autem Pilatus cursorem dieit ei: (= 
Spielanweisung). Quare hoc fecisti et honorasti Jesum qui 
dicitur Christus? (3796—3799). Dieit ei cursor: Dum me 
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mitteres in Jerusalem (3800) ad Alexandrum (3801), vidi 
eum sedentem super asinum (3802), et infantes Hebraeorum 
. . . vestimenta sua sternebant in via clamantes et dicentes 
(3803): Salva igitur, qui es in excelsis (3804): benedictus, 
qui venit in nomine domini (3804/3805). — Clamaverunt 
Judaei dicentes adversus cursorem: Pueri quidem Hebrae- 
orum hebraice clamabant: unde tibi (cum sis Graecus Hss.Db) 
hebraica hoc nosse ? (3308—3813) — Diecit eis cursor : Interro- 
gavi quendam Judaeorum et dixi: Quid est quod clamant 
hebraice? et ille mihi exposuit (3814—3819). — Diceit eis 
Pilatus: Quomodo autem clamabant hebraice? (Alsfd. Sp., 
Frage an d. Cursor 3820/3821). Dixerunt Judaei: ÖOsanna 
in excelsis (Alsfd. Sp., Antwort d. C. 3822/3823). Dieit Pi- 
latus: Osanna in excelsis quomodo interpretatur ? (3824/3825). 
Dicunt ei: Salva nos, qui es in excelsis (3826/3827). Dieit 
eis Pilatus: Si ipsi attestatis voces et verba, quibus ab infan- 
tibus acclamatum est, quid peccavit cursor (3828—3831)? 
Dieit cursori praeses: Egredere et quomodocumque vo- 
lueris introduc eum (3832/3833). Exiens vero cursor fecit 
sicut et priori schemate (= Spielanweisung) et dieit ad 
Jesum : Domini ingredere, quia praeses te vocat (3834/3835). 
Ingresso autem Jesu et signiferis ferentibus signa cur- 
vata sunt capila signorum ex se et adoraverunt we 
(— Spielanweisung). Videntes autem Judaei ..... 
plius clamaverunt adversus signa portantes (3836 — 3839). 
Pilatus vero dieit ad Judaeos: Non miramini, quomodo 
incurvaverunt se signa et adoraverunt Jesum? (3840/3841). 
Dicunt Judei ad Pilatum: Nos vidimus homines signa por- 
tantes quemadmodum inclinaverunt et adoraverunt Jesum 
(3842—3845). Advocans vero praeses signiferos dieit eis: 
Quare sic fecistis (3846—3851). Dieunt Pilato: Nos viri 
gentiles sumus (3852) et servi templorum (3854) quomodo 
habuimus adorare eum ? (3855) (nochmalige Pilatusfrage ein- 
geschaltet im Alsfd. Sp.) — nam nobis tenentibus vultus 
ipsi se curvaverunt et adoraverunt eum (3860/3861—85 und 
dann nach dem Vorbilde der Jüngerfragen bei Ankündigung 
des Verrates von allen zwölf Bannerträgern variiert wieder- 
holt). — Um Pilatus als Jesu freundlich im Sinne des Evang- 
Nicodemi darzustellen, werden V. 3886—3893 eingeschoben. 
— Dann im Anschluß wieder: Dieit Pilatus principibus 
synagogae et senioribus populi: Eligite vos viros potentes 
et fortes (3894/3895), et ipsi contineant signa (3896) et 
videamus, si ex se curventur (3897—3899). Accipientes 
autem seniores Judaeorum viros duodecim fortissimos po- 
tentesque senos et senos "fecerunt continere signa, et ste- 
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terunt ante tribunal praesidis (3900—3909). [Die Teilung 
in 2X 6 Sprecher Alsfd. 3910—3925, 3942—3967 ist gleich- 
falls in dem ‚„senos et senos‘‘ angedeutet.] Dicit Pilatus 
cursori: Eiice Jesum foris praetorium (3926/3927) et intro- 
mitte eum iterum qualivis ordine (3928/3929) ..... Et 
advocans Pilatus, qui prius signa tenuerant, dixit eis: 
Per salutem Caesaris, quia si non inclinant se signa quando 
intrat Jesus, amputabo capita vestra (3930—3933). [Pilatus 
sagt es im Spiel in umgekehrtem Sinne zu den Juden, diese 
einzige Änderung des Dramatikers diente zur Belebung der 
Szene durch die komisch wirkenden Reden und Verschwö- 
rungen der Juden, welche ihr Haupt zu retten suchen. So 
beweist der Übersetzer ein feines dramatisches Gefühl.] 
... . Et fecit cursor eodem schemate sicut et prius, et mul- 
tum deprecatus est (Alsfd. hat vier Verse an Stelle von 
zweien) Jesum, ut superascenderet et ambularet super fa- 
ciale suum (3934—3937) ....... Introeunte autem Jesu statim 
inclinaverunt se signa et adoraverunt Jesum. Alsfd. hat daran 
ausführlich V. 3938 ff. angeschlossen, Verse, welche die Angst 
der Juden um ihr Leben schildern. Pilatus beklagt wiederum 
den Haß der Juden (3968—3975). Auch die Schlußworte 
des Kaiphas V. 3980—3983 stammen aus dem Ev. Nicodemi, 
Gesta Pilati, Kap. 2. Die apokryphe Stelle fährt zunächst 
mit einer Botschaft der Frau des Pilatus fort, welche nicht 
will, daß Pilatus über Jesum richten soll, da sie in der 
Nacht vieles um ihn gelitten habe, bringt dann: Respon- 
dentes autem Judei dixerunt Pilato: Num quid non diximus 
tibi quia magus est? [ecce somniorum fantasma misit ad 
uxorem tuam]| (3980—3983). Da dann auch das Ev. Nic. 
und der alte Text mit den Fragen des Pilatus an Jesus fort- 
fahren, so ist für B das Ende des Einschubes gegeben. Ich 
glaube durch die getreue Übersetzung ist die von Wirth 
noch als Vorlage herangezogene „Urstende‘ überflüssig ge- 
worden. Beiden Übertragungen lag dieselbe Quelle zugrunde, 
wodurch sich die Parallelen leicht erklären lassen. 

Nun findet sich im zweiten Frankfurter Spiel die Spur 
der Szene wieder, aber eine so enge Beziehung, wie sich 
sonst durch Übernahme des gleichen Versmaterials zwischen 
FII und Alsfd. Sp. dokumentiert, liegt hier nicht vor. FII 
bringt zudem nur die feierliche Einführung des Herrn in 
das Prätorium und schließt daran gleich den Traum der 
Prokla. In FII sind allgemein die lateinischen kurzen Reden, 
wie sie Alsfd. noch hat, zu langen Erzählungen aufge- 
schwellt, die ganze Darstellung bei weitem nicht so bewegt, 
wie in dem seiner Einfügung nach zeitlich jüngeren Alsfd. 
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Sp. (1511). Wir werden es hier mit einem Zusammentreffen 
beider Spiele zu tun haben, welches aus derselben Quellen- 
benutzung entsprang. Daß FlI bedeutend stärker als Alsfd. 
vom Ev. Nic. beeinflußt wurde, beweist die weit ausge- 
sponnene Nikodemusrolle und das Heranführen der Zeugen 
für Jesu Unschuld. Die merkwürdige Wendung FII V. 2951: 
„Pilate, sin vatter heisset Joseph der smit‘ ff. 
beruht auf Ev. Nic., Pars I, Kapitel 1. (Tischendorff, S. 315.) 
„Annas et Caiphas .... venerunt ad Pilatum accusantes 
dominum Jesum Christum de multis et dicentes: „Istum 
novimus fillum Joseph fabri ex Maria natum, et dicit se 
esse filium dei et regem“. 

Hätte Alsfd. B diesen Text selbst geschaffen, so würde 
er die Einleitung nicht in der von ihm übernommenen 
Form gebracht haben. Es taucht hier der Rest eines be- 
sonderen, uns unbekannten Spieles auf, das seinem Cha- 
rakter nach zu den Einzelszenen eines Prozessionsspieles 
passen würde. Diese beiden enger zusammengehörigen Er- 
weiterungen in der Teufels- und Pilatusszene sind aber 
nicht die einzigen gewesen, welche B für das Jahr 1511 
seinem Texte einfügte oder einfügen ließ. Nach der Auf- 
zeichnung Bl. 1 der Spielhandschrift kam hinzu: resur- 
rectio = Marien- und Apostelszenen am Grabe; ascensio; 
spiritus sancti missio et divisio etc. Von diesen Szenen 
schrieb die Hand Alsfd. B auf besonderem Schmalfolio- 
papier die Marienszenen ohne die Krämerszene, die Himmel- 
fahrt und Ausgießung des heiligen Geistes und heftete sie 
der Spielhandschrift ein. Mit der auf zwei freien Blättern 
der Hs. eingetragenen Divisio Apostolorum haben wir uns 
in dem Abschnitt „Zusätze der Hand D“ zu beschäftigen, 
hier kommen zunächst die von B angefügten Osterspiel- 
szenen in Betracht. 


3. Die Osterspielszenen der Hand B (Alsfd. V. 7632ff.). 


Legband in seiner Diss. S. 43 und Wirth, a. a. O., 
S. 324 nehmen als Quelle ein Frankfurter Spiel an, beide 
jedoch finden starke Abweichungen, so daß Legband zu 
der Ansicht kommt: ‚Der Auftritt enthält, besonders im An- 
fang (V. 7632—7665) und stellenweise in der Mitte (V. 7786 
bis 7833) noch die allgemeine Anordnung, die er schon bei 
Baldemar von Peterweil hatte, zeigt jedoch im Wortlaut 
der einzelnen Verse so starke Abweichungen, daß er oft 
nicht wiederzuerkennen ist. Er hat demnach in jener 
Zwischenzeit einen ziemlich langen Weg machen müssen 
und ist in seinen stärker von Baldemars Text abweichenden 
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Teilen wohl überhaupt das selbständige Werk eines unbe- 


kannten Verfassers.“ 


Um die Arbeit des unbekannten Ver- 


fassers näher kennen zu lernen, stelle ich die Anordnung 
Baldemars von Peterweil und die des Alsfd. B-Textes ein- 


ander gegenüber. 


FI. 

a. Die Frauen gehen zum Grabe, 
erfahren vom Engel die Auferstehung 
und gehen mit dem Schweiß- 
tuche fort. 


Gesänge: 
Dum transisset sabbatum ... . 
Quem quaeritis? 
Jesum Nazarenum, 
Non est hic, quem quaeritis. 
Venite et videte locum. 
Ad monumentum venimus gementes. 

b. Maria Magdalena kehrt zum 
Grabe zurück und trifft dort mit 
Jesus zusammen, welcher als Gärt- 
ner erscheint. M. Magdalena kehrt 
dann mit den Frauen zu den Jüngern 
zurück. Auf dem Wege wird ge- 
sungen: 

Personae: Victimae paschali — 

Diseipuli: Die nobis Maria quid vi- 
disti — 

Maria: Sepulchrum Christi viventis 

Diseipuli: Credendum est, 

c. Wettlauf zum Grabe. 
Maria: Surrexit dominus de... 
Personae: currebant duo simul. 

d. Der Herr erscheint Petrus und 
verkündet ihm die Vergebung der 
Verleugnung. cf. Alsfd. e. 

e. Petrus und Johannes teilen die 
Auferstehung mit, Thomas zweifelt. 

f. Emmaus! 


Vgl. FIb. 


g. Jesus erscheint in Galiläa, 
zeigt Thomas die Wundenmale, for- 
dert Speise, spricht von der Himmel- 
fahrt und mit Philippus. 


Alsf. Sp. B. 

a. Die Frauen gehen zum Grabe, 
erfahren vom Engel die Auferstehung 
und werden mit der Botschaft 
zu den Jüngern, namentlich 
Petrus gesandt. 

Gesänge: Nur Engelchöre: 
Dum transisset sabbatum 
Abschluß: Surrexit dominus de se- 

pulero. 


Vgl. Alstd. f. 


b. Maria Magdalena überbringt 
die Engelsbotschaft, die Jünger Petrus 
und Johannes gehen zum Grabe mit 
den Frauen. 

Abschluß: Surrexit dominus de... . 


c. Petrus teilt den Jüngern die 
Auferstehung mit. Thomas zweifelt 
an der Wahrheit des Berichtes. 

d. Jesus erscheint seiner Mutter. 


e. Jesus verkündet dem Petrus 
seine Stellung in der Welt. 

f. Jesus und Maria Magdalena. 

Maria verkündet den Jüngern die 
Auferstehung. Gesänge: 
Discipuli: Die nobis Maria quid 

vidisti in via? 
Maria: Sepulchrum Christi viventis. 
Maria: Angelicos testes 
Apostoli: Credendum est. 

g. Jesus erscheint den Jüngern, 
spricht zuerst mit Philippus, zeigt 
dann Thomas die Wundenmale, for- 
dert Speise und verkündet das Kom- 
men des heiligen Geistes. 


Die Frankfurter Dirigierrolle bringt die einzelnen Ab- 
schnitte in der Reihenfolge der Osterspiele und mit den 


x 
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lateinischen Grundlagen derselben. Abweichend ordnet 
Alsfd. B seinen Stoff an. Hier wiederholt sich nach dem 
Abschluß, welcher durch die Verkündigung der Aufer- 
stehung des Herrn V. 7666ff. gegeben ist, die gleiche Bot- 
schaft der Maria Magdalena nach der Erscheinungsszene 
im Garten Gethsemane. (f.) Hätte Alsfd. B einen Frankfurter 
Text vor sich gehabt, so würde er diesen Fehler vermieden 
haben. So macht es den Eindruck, als wäre die zweite 
Rede der Maria Magdalena als einzelne Rede nachgetragen 
nach einem später hinzugekommenen Text, oder als wären 
nach dem Gedächtnis die Szenen aneinandergereiht. Für 
letzteres spricht der Inhalt, welchen B den einzelnen Szenen 
gab, deren Betrachtung wir uns nunmehr zuwenden. 


a—c) Die Frauen am Grabe des Herrn. 

Von der reichen Liturgie, welche das Frankfurter Spiel 
im Anschluß an die Osterspiele bietet, findet sich im Alsfd. 
Spiel nichts. Während die Frauen zum Grabe gehen, singen 
die Engel: ‚Dum transisset sabbatum‘“ (Marc. 16, 1/2). Das 
Responsorium 2 in „Dominica Resurrectionis“ (Marbach, 
a. a. O., S. 419). Nach diesem Text begeben sich die drei 
Marien, Maria Magdalena, Maria Jacobi, Maria Salome ‚valde 
mane‘‘ zum Grabe des Herrn. Im Alsfd. Sp. sprechen dem- 
gemäß alle drei (V. 7632—7637, 7638— 7641, 7642—7647) 
den Entschluß aus, zu dem Grabe zu gehen; ‚vor dem 
dagesterne‘“‘ betont Maria Salome. Nach Matth. 28, 2: 
„Angelus enim domini descendit de caelo, et accedens re- 
volvit lapidem, et sedebat super eum“, läßt Alsfd. B den Engel 
während der Worte der Marien vom Himmel herabfahren. 
Der Text Marc. 16, 3 brachte dann in allen Spielen die Fort- 
setzung mit dem Gesange: ‚„Quis revolvet nobis lapidem“, 
an den sich dann die Frage des Engels: ‚„Quem quaeritis ?“ 
anschloß. 

Auch dem Alsfd. Kompilator schwebte diese Bibelstelle 
für die Verse 7648—7651 vor, aber anstatt mit einer Frage 
des Engels fortzufahren, benutzt er Marc. 16, 4 für die 
Worte der Maria Salome (7652/7653), Marc. 16, 5 für die 
Rede der Maria Jacobi (7654/7655). So kommt es, daß 
Maria Magdalena den Engel fragt: 

„Engel lieber engel myn! 

Wo ist Hiesus der meynster dyn‘“, 
obwohl im allgemeinen der Engel der Fragende ist. Durch 
die Frage der Magdalena war es dann unmöglich, das 
„nolite expavescere“ Marc. 16, 6 wiederzugeben, und so 
fuhr B mit der Übersetzung von Marc. 16, 6—7 fort: 
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„Surrexit, non est hic! ecce locus, ubi posuerunt eum. Sed 
ite! dicite discipulis ejus et Petro, quia praecedit vos in 
Galilaeam‘‘ (Alsfd. B V. 76607665). 

Dieser Befehl des Engels ist für das Alsfd. Sp. maß- 
gebend, jetzt sofort die Botschaft den Jüngern ausrichten 
zu lassen. Allerdings mußte B seine Marcusquelle ver- 
lassen, da hier die Frauen die Engelsbotschaft verheimlichen, 
und erst als der Herr der Maria Magdalena erschienen ist — 
was in den Osterspielen zur Einfügung von Johannes Kap. 20, 
„Begegnung Jesus mit Maria Magdalena“ führte — den 
Jüngern die Auferstehung verkünden. Alsfd. B spinnt die 
Anrede der Maria Magdalena an die Jünger, die Worte des 
Engels ein wenig weiter aus. Nach der Anweisung des 
Ev. Johannis wenden sich die beiden Lieblingsjünger zum 
Grabe, um die Wahrheit zu erfahren. Hätte Alsfd. B die 
Frankfurter D.-R. oder eins der weit verbreiteten Osterspiele 
gekannt, so würde er den Wettlauf der Apostel, welcher 
wegen seiner Komik eines vielerprobten Erfolgs bei den 
Zuschauern sicher war, nicht übersehen haben. Die Szene 
des Alsfd. Sp. ist hingegen durchaus ernsthaft gehalten: 
Johannes bietet sich dem Petrus als Weggefährten an, von 
einem Wettstreit zwischen beiden um den ersten Blick ins 
leere Grab ist nichts zu spüren: „Sie ibunt cum mulieribus 
videndo“ schreibt die Spielanweisung ausdrücklich vor. 
Auch die Apostel Petrus und Johannes haben nun die Ge- 
wißheit der Auferstehung erhalten, sie wenden sich zu den 
Jüngern, um die Worte der Frauen zu bestätigen. Alle 
glauben, nur Thomas äußert seinen Zweifel, wie Joh. 20, 25 
berichtet wird. Bartholomäus weist Thomas auf die Worte 
des Herrn Luc. 18, 33 hin: „tertia die resurget (filius ho- 
minis)“. Alsfd. B stützt sich bei seiner Arbeit lediglich 
auf die ihm geeignet erscheinenden Bibelstellen. Die Frank- 
furter Dirigierrolle bringt gleichfalls diese Szene, aber an 
ganz anderer Stelle, erst als dort der Herr dem Johannes 
und Petrus erschienen war. Ganz ist die vorhergehende 
Erscheinung des Erlösers im Alsfd. Sp. nicht verloren ge- 
gangen. Alsfd. B fügt nach der Rede des Bartholomäus 
zwei kurze, entschieden katholische Tendenz verratende Er- 
scheinungsszenen ein. 


d. e) Jesus erscheint seiner Mutter und dem Petrus. 

Die Szenen sind durchaus unbiblisch, beruhen aber auf 
alter Tradition und werden im Gefüge eines uns unbekannten 
Spieles gestanden haben. Die Passion von Donaueschingen, 
welche auch sonst Beziehungen zum Alsfd. Sp. verrät, bringt 
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in der gleichen Anordnung die Engelsbotschaft, den Gesang 
der Antiphona ‚Regina coeli laetare, alleluja‘“, und die Rede 
Jesu an seine Mutter (D. V. 3977—3990). Der Inhalt der 
Verse beider Spiele ist allerdings verschieden. Im D. wird 
lediglich die Auferstehung des Herrn der Maria vom Engel 
berichtet, und Jesus spricht die Übersetzung des Introitus 
auf Ostern: „Resurrexi et adhuc tecum sum“ (Mone, a. a. O., 
S. 345). Alsfd. B betont durchaus in beiden Reden das 
Werk der Erlösung, welches Christus durch sein Leiden 
und Sterben vollbracht hat. Maria wird so durch die Worte 
ihres Sohnes emporgehoben vor allen anderen Frauen, und 
demselben Zwecke dient die Begegnung des Herrn mit 
Petrus. In FI spricht Jesus zu Petrus: ‚Ego rogavi, Petre, 
ut non deficiat fides tua, et tu, aliquando conversus, confirma 
fratres tuos‘‘ (Luc. 22, 32) (Responsorium zum Feste Peter 
und Paul) und das lateinische Vorbild wird übersetzt mit 
dem Verse: 
„Peter, ich han für dich gebeden‘“ (V. 321). 

In Alsfd. B spiegelt sich die Erinnerung an diese Gruppe 
V. 7724ff. wider. Der Schlagvers von FI steht verändert 
in der Rede V. 7727. Offenbar aber ist von Alsfd. B als 
das Wichtigste hinzugefügt (V. 7730/7731): 

„du salt syne ein erdnisch gott, 
in myme dynst Iyden noidt.‘“ 

Der Kampf um die Stellung des Papstes in der Kirche, 
wie er sich auf den Reformkonzilien abspielte, wirkt hier 
nach. Durch die göttliche Einsetzung des Petrus in die 
höchste Würde auf Erden soll den Gläubigen jeder Zweifel 
genommen werden, daß Petrus und Maria nach der katho- 
lischen Kirchenlehre von Gott vor allen begnadet sind. 
Zwanglos schließt Alsfd. B an die unbiblischen Erschei- 
nungsszenen jetzt die durch die Bibel belegten Zeugnisse 
der Auferstehung des Herrn. 


f) Jesus und Maria Magdalena (Alsfd. V. 7736 ff.). 

Jesus erscheint zunächst der Maria Magdalena im 
Garten. Ohne Benutzung der für diese Darstellung beliebten 
und bekannten Gesänge stützt sich Alsfd. B nur auf Joh. 20, 
15 und 16. Da Maria den Herrn nicht erkennt, lassen die 
meisten Spiele eine Verwandlung des Herrn in die Erlöser- 
gestalt eintreten, so daß Maria Magdalena jetzt den Heiland 
erkennen muß. Im Alsfd. Sp. gibt sich Jesus in längerer 
Rede als Erlöser zu erkennen. Nach Joh. 20, 17 weist der 
Herr Maria zurück, als sie ihm die Füße küssen will. Obwohl 
es genügt, lediglich die Bibel als Quelle für die Alsfd. Text- 
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gestaltung anzunehmen, könnten doch die Parallelen zu 
den anderen Spielen auf eine gemeinsame Vorlage zurück- 
gehen, die Alsfd. B in Erinnerung hatte, aber nicht 
abschrieb. Hierher gehört der Vorwurf, welchen der 
Gärtner der Maria Magdalena macht: 

V. 7740/7741: Innsbruck. Osp. V. 1043/1046. 

V. 7742/7747: Innsbruck. Osp. V. 1063, aber erweitert. 

Alsfd. = Joh. 20, 15. 

Erlau III 1160ff.: Alsfd. V. 7752. 

Auffällig ist es aber und trennt das Alsfd. Sp. scharf 
von den anderen Spielen, daß Alsfd. B nichts weiß von den 
lateinischen Wechselreden der Innsbrucker, Trierer, Wiener 
und FI Spiele. Wollte B mit seiner Darstellung nicht zurück- 
stehen, so würde er, falls er die Gestaltung dieser Spiele 
näher gekannt hätte, nicht einfach der Bibel gefolgt sein. 
Die einzige Quelle, welche er von nun an neben der Bibel 
benutzt, ist die Liturgie des Festes, welches er darstellt. 
Sie ist es, welche den Abschluß der Maria-Magdalenen-Szene 
in ein näheres Verhältnis zu FI rückt. Nachdem Maria 
Magdalena den Herrn gesehen hat, berichtet das Johannes- 
Ev. 20, 18: „Venit Maria Magdalena annuntians discipulis: 
„Quia vidi Dominum et haec dixit mihi“. ‚Getreu seiner 
biblischen Anleitung bringt Alsfd. B jetzt zum zweitenmal 
eine Verkündigung der Auferstehung durch die Maria Mag- 
dalena an die Jünger. Aus der Segnung „Victimae pa- 
schali‘ floß „Die nobis Maria, quid vidisti in via“ und der 
lateinische Grundtext, zu dem Alsfd. B einfach die Über- 
setzung als Rede hinzufügte. Mit dem ‚„ceredendum est“ 
und den Worten des Jacobus minor V. 7780ff. schließt 
Alsfd. B die Szene. Das alte Auferstehungslied, welches 
in Friedberg am Grabe des Herrn von den Engeln gesungen 
wurde, und das ein Zeichen der Beteiligung des Volkes 
an der kirchlichen Feier am Ostertage ist, klingt wider 
in den V. 7768—7771. Hoffmann von Fallersleben teilt in 
seiner Geschichte des Kirchenliedes S. 179 folgende zum 
Alsfd. Sp. führende Fassung mit: 

„Christ ist erstanden von des todes banden. 
des sollen wir alle fro sein 
got wil unser trost sein“. 

Nicht zu der Hymnologie passen die Worte des Jacobus 
minor (V. 7784/7785): 

„ich wel alwege trurigk syne, 
ich sche dan den hern myne“. 

Nach den Berichten des Neuen Testaments könnte nur 
Thomas so reden. Die Schlußworte stehen in direktem 
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Gegensatz zu der Auferstehungsfreude des Jacobus major 
und den eigenen Worten des Jacobus minor. Alsfd. B 
brauchte diese Wendung, um den Übergang zu der an- 
schließenden Erscheinungszene zu gewinnen, da er, ohne 
sich zu wiederholen, dem Brauche des Osterspieles, 
welches im Anschluß an die Botschaft der Maria Magdalena 
Thomas Zweifel bringt, nicht folgen konnte. Andererseits 
mußte die letzte Zusammenkunft Jesu mit den Jüngern und 
die Befreiung des Thomas von seinem Unglauben noch dar- 
gestellt werden, und so verfiel Alsfd. B auf diesen etwas 
gewaltsamen Übergang. 


g) Jesus erscheint den übrigen Jüngern (Alsfd. V. 7786—7865). 
„Pax vobis — ego sum nolite timere‘ (Luc. 24, 36). 

„Ir herren, wizzet sunder wan“ beginnt in FI 343 
die Szene. Der Alsfd. Kompilator B erinnert sich an den 
Friedensgruß Joh. 14, 27: „Pacem relinquo vobis, pacem 
meam do vobis‘ und legt ihn seiner Übersetzung zugrunde, 
an die er V. 7790/7791 einen Hinweis auf Gott Vater an- 
knüpft, um zu der Philippusfrage: ‚Herr, weise uns deinen 
Vater?“ (Joh. 14, 8/9) überzuleiten. Alsfd. Sp. V. 7792—7799 
sind nichts weiter als die Übersetzung der lateinischen Vor- 
lage und berühren sich nicht enger mit dem gleichen Ge- 
spräch in Fl auf dem Wege zum Ort der Himmelfahrt, als 
durch die Benutzung der Bibel gegeben ist. In FI hatte zu- 
dem die Frage eine Berechtigung, da Jesus von der Auffahrt 
zu seinem Vater gesprochen hatte. Der Schreiber und Dichter 
Alsfd. B’erinnerte sich dieser Frankfurter Szene, ordnete 
sie aber falsch ein und verband sie notdürftig durch einen 
unpassenden Übergang. Das Gespräch zwischen Thomas 
und dem Herrn spielt sich nach Joh. 20, 26/27—29 ab und 
berührt sich in der Übersetzung der lateinischen Worte bei 
der Antwort des Thomas enger mit dem Innsbrucker Spiel: 


Alsfd. V. 7804. Innsbruck. V. 1130. 
Ich gleube zu disßer fryst, Ich gloube, daz du der bist, 
das du myne her Jhesus und war der da war got und mensche ist. 
got bist. 


got bistu und myne her, 
ich bitte dich, vorgib myne sunde myr. 

Jedoch kann diese Parallele auch zufällig sein, da der 
Gedanke nahe lag. Ich möchte sie nur erwähnen, ohne 
allzuviel Gewicht darauf zu legen. An das Glaubens- 
bekenntnis des Thomas schließt Alsfd. B ein solches des 
Symon, Judas Zelotes, Matthäus und Bartholomäus an, um 
den Glauben der Jünger an die Auferstehung und diese 
selbst möglichst zu bekräftigen. Der Inhalt ist in allen 

10* 
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4 Reden im Grunde derselbe, der Aufbau und die Form er- 
innert an die lateinischen Hymnen, 1 x 4 Verse, und Se- 
quenzen 1 x 6 Verse, nur daß hier sich zunächst zwei 
Hymnen finden, an die sich zwei Sequenzen anschließen. 
Daß wir es hier höchst wahrscheinlich mit Gesängen zu tun 
haben, läßt sich für diese Verse nicht durch Parallelen er- 
weisen; der später deutlich hervortretende Brauch des B, 
durch Gesänge sein Spiel zu füllen, macht aber auch für 
diese willkürlichen Erweiterungen eine solche Herüber- 
nahme aus der Liturgie wahrscheinlich. 

Erst die Frage des Herrn nach der Speise Luc. 24, 41. 42 
erinnert wieder an die gleiche Frage in FI: 

„Est aliquid hie, ut manducetur ?=,,Hat ir spise? sagit mir“. 

In dem Spiele Baldemars von Peterweil schließt sich an 
diese Frage ein kurzes Mahl. Alsfd. B bleibt bei der 
schlichten Einfachheit der biblischen Vorlage, nach der Jesus 
nur Fische und Honig gereicht werden. Durchaus lehrhaft 
fügt der Theologe Alsfd. B den Worten Jesu hinzu: 

„ich neme die spyße sunder spott, 
das ir erkennet war mentsch und got“. 

Wie FI gewinnt Alsfd. A mit Luc. 24, 50: „Ascendo 
ad patrem meum et patrem vestrum, alleluia‘“ den Über- 
gang zur Himmelfahrtsszene, welche nach Acta 1, 11 
(Alsfd. V. 7843—7845) am Ölberge spielt. Bevor Alsfd. B 
die Himmelfahrt darstellt, greift er nochmals auf Joh. 14, 18 
zurück, um das Kommen des heiligen Geistes und die Aus- 
sendung der Jünger in alle Welt zu verkündeh. Hier 
mußte B sicher selbständig schaffen, da schwerlich eine 
seiner Vorlagen die Ausgießung des heiligen Geistes hatte. 
Seine Arbeitsweise ist dieselbe wie bei den früheren 
Szenen: die eines Übersetzers lateinischer Vorlagen. So 
legte er für die Abschiedsrede des Herrn folgende Bibel- 
stellen zugrunde: 

Joh. 14, 18 und 26. „Non vos relingquam orphanos 
(7850). Paraclitus autem spiritus sanctus, quem mittit pater 
in nomine 'meo, ille vos docebit omnia‘“ (7851— 7853). 
Marc. 16, 15/16: „Et dixit eis: Euntes in mundum universum 
praedicate evangelium omni creaturae. Qui crediderit et 
baptizatus fuerit, salvus erit‘“ (7854— 7863). V. 7864/7865 
leitet zur Darstellung der Himmelfahrt über. i 


4. Die Himmelfahrt (Alsfd. V. 7866 f.). 
Die Berichte der Evangelien von der Himmelfahrt des 
Herrn sind für eine dramatische Darstellung keineswegs 
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ausreichend. Aus der Apostelgeschichte kann noch 1, 11 
herangezogen werden. Jedoch ist dieser Stoff für Alsfd. B 
nicht maßgebend gewesen. Er benutzt für sein Drama die 
Hymnen und Sequenzen des Himmelfahrtstages, an die er 
seine deutschen Verse anschließt. Das schon V. 7838 be- 
nutzte „Ascendo ad patrem meum et...“ (Joh. 20, 17) ist 
eine Ant. ad Bened. in Ascensione domini, an die sich die 
Sequenz: „Omnis pulchritudo‘“ — anschließt. Der Gesang des 
Andreas: „Ponis nubem ascensum tuum, domine, qui am- 
bulas super pennas ventorum. alleluia!‘ (Ps. 103, 3) ist das 
Respons. 8 in Ascensione domini. Jesu Entgegnung bringt 
nochmals den Hinweis auf den heiligen Geist; die Über- 
setzung Alsfd. V. 7884—7891, welche Joh. 14, 27 und 28, 
Joh. 15, 26, Joh. 16, 22 wiedergibt, zeigt deutlich in der 
Zusammenfassung dieser auseinanderliegenden Bibelstellen 
die hymnologische Vorlage. Das Respons. 5 in Asc. Domini 
lautet: „Non turbetur cor vestrum, ego vado ad patrem, 
mittam vobis, alleluia, Spiritum veritatis et gaudebit cor 
vestrum, alleluia“. Endlich gehört hierher das Respons. 6 
in Asc. Domini, welches die Apostel singen: „Ascendens 
Christus in altum, alleluia. captivam duxit captivitatem“ 
(Ps. 67,19). Alsfd. B übersetzt V. 7908—7913 dieses Respon- 
sorium, wodurch sich allein die Verse 7910/7911: 
„und hott das gefengknis dort, 
mit eme gefangen gefort.“ 

erklären lassen, denn sonst würden die Worte, da Jesus ohne 
die erlösten Seelen auffährt, sinnlos sein. Selbständig, ohne 
Anlehnung an die lateinischen Verse, schuf Alsfd. B nur 
die Begrüßungsrede Gottvaters an seinen Sohn, welche alle 
Zuschauer auf die Erlösung der Menschheit durch den Tod 
des Herrn hinwies. Zu der Wiedergabe des Engelgesanges 
„Gloria tibi trinitas“ V. 7990ff. benutzt Alsfd. B wie auch 
schon in dem Wechselgesang der Engel und des himmlischen 
Vaters V. 3732ff. vor der 12-Vexillen-Szene, Gesänge zur 
Ausschmückung seines Spieles. Man vergleiche mit diesen 
Alsfelder Partien die Strophen in Wackernagels Geschichte 
des deutschen Kirchenlieds, Bd. 5, Nr. 1027: 

„Sy gelobt und gebenedeit 

die heiligste dryfaltigkeit 

und unzerteilte Einigkeit 

gleicher macht ehr und herrligkeit“ 
und die 2. Strophe: ‚Gott vater son heiliger Geist 

wie uns die heilig schrift beweist 

Dry Person und doch nur ein Gott 

von dem alles gutes den ursprung hat.“ 
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Enger als Trinitätslied gehören offenbar Alsfd.B V. 3747 
bis 3752 (Worte des Raphael), V. 3753—3758 (Worte des 
Uriel), V. 3764—3769 (3768/3769 abgeändert, Gesang des 
Potestas), V. 7900—7905 (Zusatz tendenziöser Art 7906 
bis 7907, Ausspruch des Virtus) zusammen. 

Das Motiv der Erlösung der Menschheit durch den Tod 
Jesu vereint die gleichartig gebauten Alsfd. B-Verse zu 
einem Gesange: Alsfd. B V. 3732—3737, V. 3738-—-3743, 
V. 7818—7823. In der 12-Vexillen-Szene schiebt demnach 
Alsfd. B den Gesang der Engel zum Spiele in die fremde 
Vorlage ein, so daß dort der Übergang zum Text willkürlich 
erscheint. Ebenso bricht er auch hier plötzlich ab, da die 
Liturgie erschöpft war, und führt nach Acta Apost. 1, 10#f. 
in schlichter Übersetzung des lateinischen Textes die Szene 
zu Ende. Jacobus major macht nicht nur seine Mitjünger, 
sondern auch die Zuschauer, für die allein diese Rede be- 
rechnet ist, darauf aufmerksam, daß die beiden’ menschlichen 
Gestalten am Himmel Engel seien. Die Worte des Jacobus 
minor: 

„wer gehen nu widder heym(e) (V. 7934 ff.) 

und tuten alle gemeine, 

das uns got wol ende 

und den heilligen geyst sende“ 
entsprechen nicht der biblischen Tradition, nach der die 
Jünger sich still in Jerusalem verhielten und bis zum 
Kommen des Geistes im Tempel im Gebet verharrten. Sie 
dienen Alsfd. B lediglich dazu, den Übergang zur folgenden 
Szene zu vermitteln. Schon aus den Vorlagen, welche der 
Alsfd. Kompilator benutzt, geht hervor, daß zu FI keine 
Beziehungen bestehen. Hier baut sich die Himmelfahrts- 
darstellung auf einem abweichenden Ritual auf, welches 
nur mit dem Gesange „Ascendo ad patrem meum“ und. der 
auf Acta 1, 11 ruhenden Erzählung der Engel sich mit dem 
Alsfd. Sp. berührt. 


5. Die Ausgießung des heiligen Geistes 
(Alsfd. V. 7938#f.). 

Mit der Ausgießung des heiligen Geistes überschreitet 
das Alsfd. Sp. alle uns erhaltenen Passions- und Oster- 
spiele. In der Erlösung und Bruder Philipps Marien- 
leben hätte Alsfd. B die Anregung und eine Vorlage zur 
Textgestaltung finden können, jedoch benutzte er, wie der 
deutsche Text zeigt, diese Werke nicht. Er verfährt viel- 
mehr genau so wie schon bei der Himmelfahrt und beweist 
auch dadurch schon die selbständige Gestaltung der vor- 
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hergehenden Szene. Das Missale und die geistlichen Ge- 
sänge des Volkes liefern ihm den Text zur Ausführung. 

Der Gesang der Engel: „Accipite spiritum sanctum“ 
(Joh. 20, 22, Ant. ad Benedic. in Dom. Pentecoste) leitet 
die Szene ein, während die Apostel mit den Frauen an die 
Auffahrtsstelle ‚infra celum‘“ unter dem Gesange ‚„Veni 
sancte spiritus‘‘ gehen, welcher später als ‚„Veni creator 
spiritus“‘ wieder aufgenommen wird. (Vgl. Daniel Thes. 
Hym. I, 213/214. Meister, Das kath. d. Kirchenlied II, 
S. 10ff.) Dem Gesange V. 7933—7934 liegt die Antiphona 
Daniel, Bd. II, S. 315 zugrunde. 

„Veni sancte spiritus, Reple tuorum corda fidelium et 
tui amoris in eis ignem accende. Qui per diversitatem lin- 
guarum ....“ 

Der Gesang der Engel V. 7946ff. übersetzt Joh. 20, 22/23, 
Matth. 10, 19, Marc. 13, 11. 

Die Alsfd. Lieder 

„komme schepper heilliger geist“ (V. 79Y58KE.) 
und 
„Enzeinne herr unßer synn“ (V. 7964ff.) 
vergleiche man mit den von Ph. Wackernagel in seinem 
deutschen Kirchenlied angeführten Gesängen. Bd. 2, S. 747, 
S. 422, Nr. 556, S. 869, S. 606. Bd. 5, Lieder der kath. 
Kirche z. Zeit der Reformation, S. 947, S. 966, S. 993. 

Ich führe hier aus der großen Masse der deutschen 
Lieder Wackernagels Bd. 2, S. 46 an zum Beweise des 
liedartigen Charakters der Alsfd. Strophen. 

1) kum schepfer, heiliger geist, 
heimsuch der dinen mut, als du weist, 
erfulle mit der obristen gnaden glast 
die herze die du geschephet hast. 

4) Enzunde, erluhte unser sinne, 
unser hercze begeuß mit diner minne, 
unsers libes krancheit 
sterke mit diner tugent breit. 

Alsfd. B ändert wahrscheinlich die ihm bekannten Verse 
durch stärkere Betonung der Gabe des heiligen Geistes um. 
Auf sie machen die Verse 7962/7963 und der etwas uner- 
wartet kommende Vers 7967 ausdrücklich aufmerksam. Der 
Liturgie entstammen ferner noch die beiden Schlußgesänge 
der Apostel: „Spiritus domini replevit orbem terrarum‘“ 
(Liber, sap. 1, 2). (Ant. 2 ad vesp. et laud. in Dom. Pen- 
tecostes) und „Confirma hoc deus quod operatus es in nobis 
a templo sancto tuo quod est in Jerusalem, alleluia‘“ (Ant. 2 


152 Ernst Wilhelm Zimmermann 


ad Mat. in Festo pentecosten). Die erste Antiphona wird 
in den Worten des Judas Zelotes V. 7968—7971 übersetzt, 
die zweite durch die Worte des Matthäus V. 7912— 7977. 
Beiden Übersetzungen dient ein Gesang als Muster, worauf 
außer dem Rhythmus der einzelnen Verse die Schlußwen- 
dung mit dem Dank gegen Gott und die Trinität (V. 7971, 
V. 7976/7977) deuten. So dramatisch in dem biblischen 
Bericht Acta Apost. Cap. 2 die Schilderung des Pfingst- 
wunders mit der Bestürzung der Völkerschaften beim Er- 
tönen ihrer Muttersprachen und mit der gewaltigen Rede 
des Petrus ist, die Kraft von Alsfd. B reichte doch nicht 
aus, dieses Bild dramatisch zu fassen. In nüchterner Weise 
erzählen Bartholomäus und Thomas die Wundertat des 
Geistes Gottes, woran sich die Aufforderung zum Lobe 
Gottes und des Mariensohnes in hergebrachten Formeln 
anschließt. 

Fassen wir kurz die Tätigkeit des Bearbeiters Bam 
Alsfd. Sp. zusammen, so glaube ich zunächst, daß er, wie 
auch Legband in seiner Dissertation ausführt, seine Erwei- 
terung in Alsfeld schuf. Für die 12-Vexillen-Szene hatte 
er eine Vorlage aus einem unbekannten Spiel. Die Schluß- 
szenen von dem Gange der Marien an schuf er selbständig, 
aber in Erinnerung an eine Frankfurter Vorstellung, von 
der er vielleicht einige Rollenzettel besaß, was, wie die 
neu aufgefundenen Zettel 2 und 3 zeigen (vgl. oben S. 20ff.), 
nicht so unwahrscheinlich ist; daneben benutzte er eifrig 
die vorgeschriebenen Gesänge des Missale, welche zum 
Teil von ihm übertragen, zum Teil durch vorgefundene 
deutsche Lieder dem Volke verständlich gemacht wurden. 
Über den Gebrauch des deutschen Gesanges gibt Meister, 
a. a. O., S. 9ff., nähere Nachricht, namentlich führt er die 
Konzilsbeschlüsse von Basel 1435, 1503, vom Provinzial- 
konzil zu Köln 1536 und den Synoden von Augsburg 1567 
und 1610 an, um die Stellung des deutschen Kirchenliedes 
in der römisch-katholischen Kirche vor der Reformation 
und nach ihr zu beleuchten. 


II. Die Zusätze der Hand D. 

Neben eigener Arbeit an der Ausgestaltung des Alsfd. 
Sp. ließ Alsfd. Bauch andere an dem Drama arbeiten, über- 
wachte jedoch ihre Tätigkeit und sorgte für die richtige 
Ordnung der neu hinzukommenden Szenen. Am Schlusse 
der Pfingstdarstellung schreibt B: ‚„Sequitur divisio aposto- 
lorum in fine“ (vgl. Legband, Diss., S. 40ff.), er verweist 
damit auf die hinter die „processio ludi“ von D nachge- 
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tragene „Divisio apostolorum‘“ (Alsfd. V. 7998ff.), welche 
in der Dirigierrolle aus Versehen ausgelassen ist. Die Feier 
der Apostelteilung wurde am 15. Juli in der katholischen 
Kirche auf Grund der Tradition begangen (Acta Sanctorum 
Julii tom. IV, p. 6ff.). Auch Eusebius Hist. eccles. 3, 11 
berichtet, wie sich die Apostel das Land erwählen, in dem 
sie missionieren wollen (Wetzer und Welte 11, Sp. 1622). 
Die Darstellung geht nach dem Vorbilde von Alsid. B 
aus von dem Respons. 2 in Feria 4 post Pentecostem 
Marc. 16, 15: „lte in orbem universum et praedicate evan- 
gelium, alleluia. Qui crediderit et baptizatus fuerit, salvus 
erit, alleluia.‘“ 

Der Erlöser schickt mit dieser Botschaft den Engel 
Michael zu den Jüngern. Die Vermittlung der Botschaft 
Gottes durch einen Engel ist für D charakteristisch, auch 
V. 6621/6622 interpoliert er in gleicher Weise. Die Über- 
setzung des Resp. lehnt sich stark an die schon von B 
gebotenen Verse 7855ff. an; man vergleiche nur: 


Alsfd. D. V. 8001 ft. Alsfd. B. V. 7854 ff. 
sie sollen sich in die gantze werlt deyl ich wel uch senden 
uff erden an allen enden in die werlt ane allen enden 
und nicht widder wenden. da salt ire zu allen stunden 
es muß en dick werden suer, das heillige evangelium kunden 
das evangelium allen creatur uff erden allen creature. 
vorkundigen mynen namen, es wirt euch dick werden suwer! 
und sich des nicht schemmen saget wer da sijhe getaufft 
und predigen uffinbar: und uß dem wasßer geschlaufft 
wer da glaubet, der wirt seligk zwar, und gleubet, der ist seligk 
und hoit die tauff entpfangen. hye und dort ewigk. 


ßo wirt die eristenheyt anfangen. 


Neu ist bei D nur die Verkündigung des Namens des 
Herrn, welcher durch Matth. 28, 19 gefordert war. Der Reim- 
not des D entspringt das angeflickte „zwar“ V. 8009 und der 
ganze V. 8011. Die Reden, welche den Aposteln in den Mund 
gelegt werden, teilen das Notwendige über ihren erwählten 
Wirkungskreis in einfachen leicht zu bildenden Versen mit. 
D benutzt V. 8040/8041, B V. 7686. 8054/8055, B V. 7988/7989. 
V. 8058/8059, B V. 7935, ja sogar V. 8030/8031 wiederholt 
er mit kleiner Änderung sich selbst V. 8012/8013. Aus der 
Tradition wußte er, daß Johannes nach Ephesus, Thomas 
nach Indien zog. Die anderen Jünger blieben in der Nähe 
von Jerusalem und so weist D ihnen nur allgemeine Reden 
von der Verkündigung des „Christenglaubens‘ zu. 

Groß ist die Gestaltungskraft des Bearbeiters D nicht, 
und bei den engen Beziehungen zu der Arbeitsweise des B 
ist es nicht ausgeschlossen, daß er einen Zettel des B nach- 
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trug, welcher nur noch in einzelnen Spielrollen erhalten 
und aus der Spielhandschrift schon verloren war, als die 
Dirigierrolle abgeschrieben wurde. Daß bei einer solchen 
Zettelwirtschaft leicht etwas verloren gehen konnte, beweist 
der zweite Nachtrag von D, welcher gleichfalls genau wie 
die Aussendung der Jünger auf einem leeren Blatte, diesmal 
auf einem der Zusatzblätter von B: 80Y eingetragen wurde 
und so in der D.-R. ebenfalls fehlt. B schreibt an den Rand 
vonS.68%: „Hic Sol, Luna et Stellae plangunt mortem 
salvatoris“. D fand noch die Worte für Luna und Stellae 
auf Rollenauszügen vor, die Worte, welche wahrscheinlich 
doch B, der die Anmerkung schreibt, für Sol aufgezeichnet 
hatte, waren verschwunden (Alsfd. V.6320ff.). Das Motiv für 
die Einfügung dieser Klagereden liegt in dem Bestreben, das 
Mitleiden der Natur an dem Tode Christi darzustellen. Der 
Darstellung war die Malerei vorangegangen, denn in ihr 
tauchen schon früh auf Kreuzigungsbildern die verfinsterte 
Sonne und die trauernde Natur auf. Die Gedanken der Verse, 
denen ein kurzer Hinweis auf die Schöpfung vorangestellt 
ist, sind ganz allgemein dem Passionsdrama entnommen. 
Auch Fastengesänge konnten Alsfd. B bewogen haben, durch 
D die Verse eintragen zu lassen. Aus einem allerdings 
erst 1696 in Amberg gedruckten katholischen Gesangbuch 
führe ich eine Strophe mit gleicher Grundstimmung an: 

„Sonn Mond und Stern habn sich verborgen, 

Die Sünder doch wenig drum sorgen. 

Mit Jesu tut alles fast trauern! 

Den Sünder allein tut nichts dauern. 

Die Menschen nicht fragen, 

Die Element klagen: 

OÖ Jesu mein, was leidest du für pein.“ 

Von der Erweiterung der Teufelsszene durch Alsfd. D 
habe ich schon bei der Besprechung dieser Szene gehandelt, 
es bleibt nur noch von den in der Alsfd. D.-R. fehlenden 
Versen des D die Eintragung in die Inschriftenszene 
übrig (Alsfd. V. 5740ff.). Legband, Diss., S. 41, meint, auch 
diese Einschaltung müßte dem schaulustigen Volke will- 
kommen gewesen sein. Daran will ich nicht zweifeln, der 
Grund aber lag doch wohl tiefer. Zunächst mußte es 
der Würde des Pilatus nicht angemessen sein, selbst die 
Inschrift anzubringen, und selbst wenn er es auch nie 
eigenhändig getan hatte, so wurde doch die stumme 
Handlung durch die Rede belebt. Außerdem glaube ich, 
daß es sich hier um eine Erinnerung des D an eine 
andere Aufführung handelt. Das H. Sp. V. 5387 bringt in 
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ziemlich erweiterter Form dieselbe Gruppe, welche in ein- 
facherer und an Alsfd. erinnernder Weise auch das Eger. Sp. 
V. 6180 vorführt. Endlich neigte D dazu, die Befehle einer 
großen Persönlichkeit durch Diener zur Ausführung bringen 
zu lassen. Bei der „Divisio Apostolorum‘‘ fanden wir den 
Erzengel Michael als Befehlsvermittler Gottes, in der Szene 
der Kreuzabnahme spielt er dieselbe Rolle V. 6621—6630. 
Nach dem Text Alsfd. A führt der schon bei dem Tode des 
Herrn am Kreuze gegenwärtige Engel Gabriel den Schächer 
in den Himmel. Der verdammte Räuber wird von der 
ganzen höllischen Schar, deren Wortführer der Teufel 
Krenzlin ist, zur Höllenqual geschleppt. Allein konnte 
Gabriel schwerlich den Gekreuzigten von den Banden be- 
freien und zur Erde herabgleiten lassen, es werden ihm, 
ähnlich wie dem Teufel, andere Helfer zur Seite gestanden 
haben. Damit diese aus dem Himmel herabstiegen, und die 
Handlung sich überhaupt nicht ohne eine gewisse Vermitt- 
lung fortsetzte, schob der Erweiterer D die Worte Gottvaters 
an den Erzengel Michael und die Entgegnung des Engels 
ein: V. 6621—6630. Die Redewendungen sind formelhaft 
und wiederholen sich später wieder: V. 6621/6622 —=\V. 7998 
bis 7999, V. 6629/6630 = V. 8012. An der Schädelstätte 
spricht Michael mit geringen Umänderungen die Worte des 
alten Textes für Gabriel nach. 

Wie so zwei Engel zu dem bekehrten Sünder reden, 
sollen nach D auch zwei Teufel den Verdammten die ewige 
Pein verkünden. Es wird darum dem Krenzlin der Teufel 
Mammon hinzugesellt, wobei die Verse 461/462 und 
456/457 wiederkehren in V. 6647—6650. Neben diesen Ent- 
lehnungen aus dem Alsfd. Spielbestande scheint D auch 
aus einem Frankfurter Spieltext abgeschrieben zu haben. 
Das H. Sp. bringt eine ähnliche Aussendung des Engels 
V. 5556ff., ja V. 5562 = Alsfd. 6829/6830. Die an falscher 
Stelle „eingeschobene Spielanweisung ‚Et veniunt ad la- 
tronem et portant eum ante celum cantando“ verrät ge- 
dankenloses Abschreiben. Die Arbeit des D an dem Spiel 
besteht hauptsächlich darin, die stummen Handlungen auf 
der Bühne zu beleben und die Zettel des B in die Spiel- 
rolle unter der Anleitung des Verfassers nachzutragen. Daß 
D und B gleichzeitig an. der Besserung des Spieles arbeiteten, 
geht aus der Kontrolle des eifrigsten aller Bearbeiter der 
Passionsdarstellung hervor. Unter seiner Anleitung ist end- 
lich auch die letzte Erweiterung nach alten Spielzetteln 
in die Hs. eingetragen: die Salbenkrämerszene durch den 
Schreiber C. 
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III. Die Zusätze der Hand C.°! 

Zu den letzten Erweiterungen des Alsfd. Sp. gehört die 
Krämerszene (Alsfd. V. 7483ff.), welche Legband mit Recht 
zeitlich abrückt von den übrigen kurzen Zusätzen der Hand (, 
über die er ausführlich a.a. O. handelt. Von! ihr sagt erS. 43: 
„Nachdem sie die Reden des Marktschreiers und seines 
Knechtes in sich aufgenommen hatte, kam sie geraden Wegs 
von Frankfurt her, die meisten Verse der D.-R. Baldemars 
stehen noch ganz unverändert da, sogar noch bis auf die 
Schreibung beibehalten.‘ Im großen und ganzen stimme ich 
diesen Ausführungen zu, soweit es sich um die Frage der 
Heimat für die Alsfd. Vorlage handelt, nicht aber kann ich 
zugeben, daß der Weg ein so direkter war, und daß erst nach 
und nach in die bei Baldemar noch ernst gehaltene Fassung 
komische Elemente eindrangen (Legband, S. 42). Beginnen 
wir mit dem letzteren, so stehen bei Baldemar von Peterweil 
schon die Verse Alsfd. C 7594 = FI 276, Alsfd. C 7598 —= 
FI 277, Alsfd. C 7604 = FI 278, Alsfd. C 7622 = Fl 279. 
Die Prügel, welche der Kaufmann seiner Frau erteilt, sind 
demnach aus FI schon entnommen. Dieses Spiel trägt 
keineswegs den von Legband gerühmten ernsten Charakter, 
der größte Teil der Alsfd. Komik ist alt und braucht nicht 
erst später aus dem Südosten eingedrungen zu sein. Neu 
ist die Rede des Knechtes am Eingang der Szene und im 
Innern, als er seine Befriedigung ausspricht über «die Be- 
handlung, welche seiner Herrin zuteil wird (Alsfd. V. 7614); 
auf beide komme ich noch zurück. Die Worte Alstd. V. 7608 
bis 7613 mercator: 

„Ach weltu nach nit swigen“ 

finden sich schon auf der Vorlage von’ C, dem zweiten Blatte, 
sie werden einer Überarbeitung von Fl ihre Entstehung ver- 
danken, zu der der Zettel mit der Rolle des mercator gehört. 
Auch die Behauptung Legbands, dab sogar die Schreibung 
wiederkehrt, geht zu weit, denn vergleicht man den Druck 
bei Froning S. 364 ff. und 838 ff., so zeigt sich, daß fast kein 
Vers so erhalten ist, wie er in FI steht, nur die Anordnung 
ist nahezu die gleiche, hier änderte die Umarbeitung des 
Blattes 2 gleichfalls. 

Es fehlen dem Alsfd. Text die Gesänge: 

„Heu nobis internas mentes“ FI 262 
„Jam percusso seu pastore“ FI 263 
„ned eamus et ad ejus properemus tumulum“ FI 264 


#1 Vgl. Legband. Diss. S.9ff.. 18ff., 43ff. sowie meine Ausführungen 
über Blatt 1 und 2, S. 14ft. 
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auf „Heu quantus est noster dolor“. Alsfd. V. 7518 = FI 
260 folgen vielmehr gleich: 

„Omnipotens pater altissime“* Alsfd. V. 7522 = FI 265. 

„Amisimus enim solacium“ Alsfd. V. 7526 = FI 266. 

„Sed eamus unguentum emere“ Alsfd. V. 7536 = FI 267. 
woran sich die komische Krämerszene anschloß (vgl. Wirth, 
a. a. 0., S. 323). Während aber in FI nur die Klage „Heu 
nobis ....“ übersetzt ist und in dieser Übertragung im 
Alsfd. Sp. wiederkehrt, entstand später dementsprechend 
zu den anderen Gesängen gleichfalls eine Übersetzung, die 
bei der Übertragung in das Alsfd. Sp. beständig wächst. 
Alsfd. V. 7522—7525 finden sich den vier Gesangzeilen ent- 
sprechend vier deutsche Verse. Der Kern der Übertragung 
des „Amisimus ...‘“ steht Alsfd. Sp. 7530/7531, um ihn 
herum haben sich auf den Tod des Herrn bezügliche Verse 
gruppiert, von denen V. 7526/7527 Alsfd. V. 6054/6055 ent- 
sprechen. Die Worte V. 7534/7535: 

„mir wisßen nit, wo mirn finden soln, 
unßern hern und meister gnadenfoll“. 

könnte wohl Maria Magdalena im Garten zu dem Gärtner 
sprechen, hier sind sie sinnlos hinzugesetzt. Endlich ent- 
sprechen nur Alsfd. V. 7536—7538 der lateinischen Vor- 
lage, dem Gesang: „Sed eamus unguentum emere“. Der 
Rest der Rede V. 7539—7545 behandelt den Grund der Sal- 
bung des toten Erlösers und weist auf die Wirksamkeit Jesu 
nach dem Tode hin. 

Aus allen diesen Abweichungen vom Texte Baldemars 
von Peterweil scheint mir eine direkte Herkunft des Stoffes 
aus FI nicht annehmbar zu sein. Die Szene wurde in Frank- 
furt erst umgestaltet und kam dann nach Alsfeld, vielleicht 
durch Vermittlung von Friedberg, da wir sahen, daß B, 
welcher € die Rollenzettel gab, die dieser eintrug, zu Fried- 
berg Beziehungen hatte. Lag doch Friedberg auch auf der 
natürlichen Straße von Frankfurt nach Alsfeld. 

Schon oben habe ich ausgesprochen, daß wir es hier 
mit einem echten Frankfurter Stück zu tun haben. Ich habe 
außer den schon gegebenen Beweisen in der Entwicklung - 
des Alsfd. Textes noch auf einige kleinere Züge hinzu- 
weisen. Als es galt, diese Frankfurter Szene an das Friedb.- 
Alsfd. Sp. anzugliedern, mußte der abschließende Gedanke 
Alsfd. A V. 7473—7482 beseitigt werden. Zu diesem Zwecke 
wies B die Worte der Sinagoga, welche in FI V. 259 lan: 

„ir herren, des geswiget ir!“ 
und erst auf dem zweiten Blatte geändert wurden, vor die 
Pilatusworte, obwohl. schon Annas im alten Text ähnliches 
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gesagt und der Soldat das Angebot angenommen hatte. Wie 
in FI wurde damit zu der Krämerszene übergeleitet. Die 
Rede des ersten Soldaten Alsfd. V. 7467—7472 ist in FI 
noch nicht belegt, sie dient zur Belustigung der Zuschauer, 
da die Verse 7471/7472 
„daß sie nyemmant erfarn sal, 
dann alle werlt gancz und gar“ 

widersinnig sind. Auch hierin tritt die Überarbeitung von 
FI, welche den Blättern des B zugrunde lag, hervor. Zu 
dieser wird dann auch die Rede des Knechtes Alsfd. V. 7614 
bis 7621, genau so wie die für sie durch das Blatt bezeugte 
Merkatorrede V. 7608—7613 gehören. Fraglich ist es mir 
nur für die lange einleitende Rede des Knechtes Alstd. 
V. 7483—7517. Legband nimmt für sie, wie für alle ko- 
mischen Elemente dieser Szene, eine Herkunft aus Südosten 
an, ihm scheint nach der Anmerkung S. 42, a. a. O., für 
diese ‚‚die feste und lange Überlieferung der Passions- und 
Fastnachtsspiele in Tirol und den Nachbarländern zu 
sprechen“. Dieser Grund ist nach meiner Ansicht nicht be- 
weisend genug. Die Parallelen zwischen Sterzing und Alsfd., 
welche Legband S. 43 anführt, sind zwar überraschend, 
aber ich glaube, daß es sich hier sehr gut um eine allge- 
mein verbreitete Reimerei über den Arzt Ypocras handelt, 
ähnlich den noch uns bekannten alten Reimen vom Dr. Eisen- 
barth. In den Zusammenhang des Textes von FI und 
Alsfd. paßt diese Ankündigung nicht hinein, wenigstens nicht 
an den Platz, wo Alsfd. A sie hat: vor dem Zusammen- 
treffen der Frauen mit dem Arzte, welcher nachher ein 
bloßer ‚‚mercator‘‘ ist und nur solange ‚„medicus“ heißt, 
als sich Alsfd. C noch erinnerte, die Rede des Knechtes 
vorne in den Frankfurter Text eingeschoben zu haben. 
V. 7546 sagt er noch „et accedunt ad medicum“, „dieit 
magister Ypocras“. Das Blatt hat hier wie FI „primus 
mercator“, wodurch Alsfd. C als Urheber dieser geänderten 
Spielanweisung, aber auch als Ergänzer der großen Magister- 
rede aus fremder Quelle erwiesen wird. In der Spielanwei- 
- sung, welche V. 7562 vorhergeht, heißt er nur noch ‚„me- 
dicus“. ,„Mariae sunt adhuc distantes tribus passibus a 
mercatore‘‘ — hier tritt der mercator von FI wieder hervor, 
und so wird denn schließlich V. 7587f. gesagt: „Deinde 
cantat mercator Ypocras“, wobei es dann bleibt, ja, der 
Name verschwindet später ganz. Der Name des Kauf- 
manns wird für Alsfd. C der Ausgangspunkt gewesen 
sein, im Sinne des Innsbrucker Sp. die ihm bekannte 
Rede einzuschieben. Das Innsbr. Sp., ein hessisches Drama, 
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ist die Vorlage für die Ausgestaltung des Textes, den C 
einschrieb. Hier fand sich der gelehrte Eingang V. 531f. 
als Gesang eingetragen, an den sich nach kurzer Wechsel- 
rede eine Ansprache an die Zuschauer anschloß, genau wie 
es noch in Alsfd., nicht in Sterzing festgehalten ist. Auch 
in Erlau III finden wir Spuren dieser allbekannten Rede 
wieder. Die Belege führe ich nach Legband S. 43 in anderer 
Ordnung hier nochmals an. 
Innsbr. Osp. V. 531—534 — Alsfd. Alsfd. V. 7485/86 Erlau II. V. Stff. 
V. 7483— 7484 Alsfd. V. 7490 Erl. III V. 84. 
Innsbr. Osp. V. 551—53 = Alsfd.  Alsfd. V. 7499—7499 — Sterzing V. 
V. 7494 £. 17—24. 
‚ Alsf. V. 750005 = Sterzing. V.A3—A8. 
Hauptsächlich stimmen Alsfd. und Sterzing in der An- 
ordnung der Länder überein, hier aber ergab sich leicht 
eine gleichmäßige Füllung der Verse aus den Namen, dem 
Rhythmus und dem Reim der Bezeichnungen der verschie- 
denen Landesteile. Ich glaube gezeigt zu haben, daß nicht 
in FI, sondern erst in Alsfd. C diese Reimerei aus einer 
Quelle, welche auch Erlau III und das Sterzinger Sp. kannte, 
in die Krämerszene hineingekommen ist. Die Krämerszene 
selbst ist von C aus Rollenzetteln, denen eine Umarbeitung 
von FI zugrunde lag, abgeschrieben worden. Der beste 
Kenner und Förderer des Alsfd. Sp., Alsfd. B, fügte diesen 
jüngsten, durch die Sauberkeit der Blätter , sofort kennt- 
lichen Einschub in die Spielhandschrift ein und stellte 
durch Verweisungszeichen die ihm bekannte Frankfurter 
Ordnung her. 


7. Kapitel. 


1. Die Disputation im Alsfelder Passionsspiel. 
(V. 4486—5263). 


Als der Kompilator Alsfd. A aus seiner Friedberger 
Vorlage die Worte des Pilatus, welche beginnen: 

„Gebit her wazzer und eyn tuch‘“ (Friedb. D.-R. bl. 18»), 
eingetragen hatte, fand er im Anschluß hieran eine Dispu- 
tation zwischen der Ecclesia und Synagoga eingeschaltet, 
wie uns die Anweisung der Friedb. D.-R. zeigt: „hic ecclesia 
et Synagoga altercuntur in se, ecclesia concludit‘“. Der Text 
zu dieser Disputation findet sich in der D.-R. von Friedberg 
auf Blatt 302 in drei Stichversen von späterer Hand nach- 
getragen. Es braucht demnach nicht notwendig der Text 
Bl. 302 zu der Spielanweisung Bl. 182 zu gehören, sondern 
es kann sich hier um einen Nachtrag für eine verlorene 
Disputatio handeln. Alsfd. A bringt auch diese nachge- 
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tragenen Verse nicht, sondern hat ein umfangreiches Streit- 
gespräch der für die Passionsdarstellungen wie für die bil- 
dende Kunst gleich fruchtbringenden Gestalten seinem Drama 
eingefügt. Wirth, a. a. O., S. 317, vermutet, daß wir als 
Vorlage für diese ‚disputatio‘“ eine ähnliche Szene in dem 
Frankfurter Passionsspiel (FI) anzunehmen haben: „zwar 
stimmt keine der 9 Zeilen, welche die Frankfurter D.-R. 
darüber enthält, mit unserem Stücke, allein da das Alsfd. 
Sp. vollständig auf Grundlage der Frankfurter bearbeitet 
ist, so wird es bei dieser Szene auch der Fall sein“. Ab- 
gesehen davon, daß für Alsfd. das Friedb. Sp. die Grund- 
lage bildet, scheint mir die Begründung Wirths sich selbst 
in dieser Annahme zu widersprechen. Nicht unrecht hat 
Wirth hingegen, wenn er auf die Vulgata und die ent- 
sprechenden Stellen der Erlösung als Vorlage für das Alsfd. 
Sp. hinweist, jedoch hätte er die Belege weiter ausführen 
und sich nicht mit der Andeutung begnügen sollen. Konnte 
nun Alsfd. A dieses Streitgespräch aus den von Wirth an- 
gegebenen Quellen selbst zustande gebracht haben? 

Ich glaube in der Untersuchung der Passionsszenen die 
Arbeitsweise und die Fähigkeiten des lehrhaften Geistlichen 
Alsfd. A genügend gekennzeichnet zu haben. Danach ist 
es nicht anzunehmen, daß wir es hier mit einer selbstän- 
digen Leistung von Alsfd. A zu tun haben. Für eine Vor- 
lage lassen sich ferner noch folgende Gründe anführen: 
Obwohl nach der Anweisung von Alsfd. A der letzte Teil 
der Disputatio von V. 4919 an „post erucifixionem‘ gespielt 
werden sollte, ist die Disputation an dieser Stelle in keiner 
Weise abgeschlossen, sondern läuft ununterbrochen, wie 
die Handschrift zeigt, fort, so daß die Teilung eine rein 
äußerliche ist, die Alsfd. A vornahm, nachdem er aus seiner 
Vorlage die Szene abgeschrieben hatte. Einmal verschreibt 
sich Alsfd. A, streicht das fehlerhafte Wort durch und fährt 
dann mit dem richtigen Vers 5095 fort. Dazu kommen noch 
die im Alsfd. Sp. anderweit unbekannten Judennamen Sander- 
mann, Andernigk, Seldenkrigk und Kadrot (V. 4623/4624). 
Alles dieses sind äußerliche Gründe, die gegen eine nähere 
Beziehung der Disputatio zu Alsfd. A sprechen. Dieser nahm 
vielmehr aus einem am Ende des Kapitels näher zu be- 
leuchtenden Spiele die Disputatio heraus und fügte sie 
seinem Drama ein. Für die Frage, woher die Vorlage vom 
Alsfd. Sp. ihre Disputation schöpfte, gibt Paul Weber in 
seinem Buche: Christliches Schauspiel und kirchliche Kunst, 
Stuttgart 1894, S. 79, die zur Untersuchung nötigen Hin- 
weise. Als Grundvorlage für das Alsfd. Sp. führt er hier 


Das Alsfelder Passionsspiel u. die Wetterauer Spielgruppe. 161 


an: „Sermo beati Augustini contra Paganos, Judaeos et 
Arianos‘ (Migne Patr., Bd. 42, Sp. 1176ff.) und „Altercatio 
Ecclesiae cum Synagoga‘“ (Migne Patr., Bd. 42, Sp. 1131ff.). 

Durch diesen Hinweis ist es mir ermöglicht, mit Hilfe 
der lateinischen Werke und der von Wirth (S. 317) ange- 
zogenen Reden der Propheten aus der Erlösung die Text- 
gestaltung der Vorlage von Alsfd. A zu entwickeln. Nach 
der Einleitung V. 4480—4521 und 4522—4545, in der sich 
die Situation darstellt: auf der einen Seite die Kirche, 
welche die Juden bekehren will, auf der anderen Seite die 
Synagoga, welche von ihrem alten Gott nicht lassen kann, 
beginnt die Ecclesia mit der Predigt von dem Erlöser. Der 
erste Prophet, welcher für Christus zeugen soll, ist Jesaias, 
ganz wie in dem Sermo. Jedoch spricht er dort die Worte 
Jes. 7, 14, während dem Alsfd. Text die Stelle Jes. 9, 6 
zugrunde liegt und einfach übersetzt wird, wie ein Ver- 
gleich zeigt: 


Jesaias 9, 6 ff. Alsf. V. 4562 ff. 

Parvulus enim natus est nobis... Uns wirt ein heilant geborn, 
et vocabitur nomen eius admirabilis, (mer weren anders alle verlorn) 
consiliarius deus fortis .. . syn nam sal uch werden bekant, 
Multiplicabitur ejus imperium, hie wirt der stark got gnant 
et pacis non erit finis, hie sal siezen schone 
super solium David etsuper regnum uff synes vatter davidis throne, 

eius sedebit. in sines vatter rich 


gebut hie geweldigliche. 


Auch die Erlösung benutzt diese Vorlage, zeigt jedoch 
nur geringe Ähnlichkeit mit Alsfd. A in der Wiedergabe 
des lateinischen Textes, Erlösg. V. 2017 = Alsfd. V. 4565, 
2024—2027 — Alsfd. 4566—4569. Der Ecclesia ist es dann 
darum zu tun, die verstockten Juden wegen ihrer Sünden- 
last zur Taufe zu bewegen, wozu sie Marc. 16, 18 in Vers 
4601/4602 als Ausgangspunkt für die Worte V. 4592—4600 
übersetzt. Nachdem so der Zweck und der Weg des Heils 
angedeutet ist, wird Moses als nächster Zeuge aufgerufen. 
Exodus 4, 13, Alsfd. V. 4608 ff., Erlösg. 1280, woran noch 
ein Hinweis auf den Erlöser aus dem irdischen Jammertal 
angeknüpft ist, V. 4613—4616. Da die Sinagoga aber besser 
mit den Prophezeiungen des Moses vertraut zu sein glaubt 
als die Kirche, so führt diese jetzt den Jeremias als Zeugen 
herbei. ‚Ecce dies veniunt ...‘, Jeremias 23, 5ff., hebt 
die Prophezeiung an, wobei Alsfd. V. 4645/4646 durch 
V. 4647/4648 übersetzt und wiederholt wird. Die Erlösung 
hat gleichfalls die lateinische Wendung V. 2111, fährt dann 
aber nur ähnlich, nicht gleich Alsfd. Sp., wie Wirth angibt, 
fort. Alsfd. bietet vielmehr eine selbständige Übersetzung 
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der lateinischen Verse: ‚Ecce dies veniunt dicit dominus 
(4645— 4648), et suscitabo David germen justum (4659/4660), 
et regnabit rex et sapiens erit (4651), et faciet judicium et 
justiciam in terra (4652/4653), .... . et hoc est nomen quod 
vocabunt eum: dominus justus noster“ (4654/4655). 

Sinagoga antwortet auf diese und die folgenden Reden 
mit Drohungen oder mit Verspottung der Ecclesia, indem 
sie sich auf ihren Glauben an die Verheißung des Abraham 
und an den Alten Bund beruft. 

Alsfd. V. 4693ff. führt die Kirche unter Übernahme 
lateinischer Worte in den deutschen Text nochmals Jes. 9, 6 
an und schließt an sie die Lehre von der wunderbaren 
Empfängnis und Geburt des Erlösers durch Maria. Mittel- 
alterliche theologische Kenntnis verraten die zum Beweise 
herangezogenen Beispiele. Hier wurde offenbar ein Kom- 
mentar herangezogen. Wie beliebt solche Vergleiche mit 
Vorgängen aus dem Alten Testament waren, zeigt auch das 
K. Sp., bl. 20b: 

„du waist wol in dem buch numeri geschriben stet, 

das ain thure ruht warht gelegt 

in dem tempel von herr aaron, 

die wart in ainer naht gar schon 

blüen und braht frucht dar zu. 

anglaubiger jud, was antwortestu ?“ 

Die Worte „Ego convertor ad gentes‘‘ (4733) kommen 
nach der Konkordanz nicht im Jesaias vor, sie müssen aus 
einem Kommentar übernommen sein, wie es bei Habakuk 
gleichfalls geschehen ist. 

Der nächste Zeuge ist Daniel, nach dem Vorbilde der 
Altercatio (a. a. O., Sp. 1137) im Alsfd. Sp. und auch in 
der Erlösg. V. 2180, wobei ein Vers in beiden Übersetzungen 
der Danielstelle 7, 13/14 gleichlautet (Alsfd. V. 4771 = 
Erlösg. 2180), sonst aber eine engere Berührung nicht fest- 
zustellen ist, vielmehr scheint die Alsfd. Vorlage selbständig 
übertragen zu haben. Daniel 7, 13/14 = Alsfd. V. 4771 
bis 4778. 

Der Prophet Ezechiel spricht V. 4820: „De Syon veniet 
dominus“. Diese Weissagung kommt weder ihm noch sonst 
einem Propheten zu. Die Erlösg. bietet nach Ezechiel 44, 2 die 
Ankündigung von der verschlossenen Pforte, durch die nur 
der Herr hindurchgehen soll. Die Disputatio bringt unter 
dem Namen dieses Propheten eine allgemeine Predigt von 
dem kommenden Erlöser im Anschluß an die obengenannte 
lateinische Sentenz. Wie die Ezechielworte nicht der bi- 
blischen Vorlage entsprechen, so ist auch die Weissagung 
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des Habakuk V. 4924ff. nicht aus der Bibel zu belegen. 
V. 4855 gibt zwar Habak. 3, 2: „Dominus audivi auditionem 
tuam‘‘ wieder, jedoch findet sich nicht im Habakuk die Hin- 
deutung auf die Geburt des Herrn im Stalle zu Bethlehem 
zwischen Ochs und Esel. Die Weissagung des Habakuk 
ist in dieser Form allgemein verbreitet, ich führe nur Erlösg. 
V. 1433 und Eger. Sp. V. 1144 an, sie beruht offenbar auf 
der Erläuterung der Stelle Habak. 3, 2 im „Sermo beati 
Agustini“, Kap. 13. Hier wird Jes. 1, 3: „Agnoscit bos 
possessorem suum et asinus praesepe domini sui‘ ange- 
zogen, wodurch die Geburtsstätte des Herrn angedeutet zu 
sein schien. Zusammen mit der Stelle, welche den Aus- 
gangspunkt für Augustins Erörterung bot, übertrug man 
fälschlich die Jesaiasstelle auf Habakuk, welcher somit einen 
trefilichen Hinweis auf den kommenden Messias gegeben 
hatte. Daß die Beziehungen des Alsfd. Textes zur Erlösg. 
nicht so enge sein können, wie Wirth sie machen will, 
zeigen ferner die Worte, welche die Ecclesia dem Maleachi 
zuweist. Die Erlösg. bietet nach Mal. 3, 1, V. 1047: 

„seht minen engel sende ich, 

der den wec bereiten sal 

vor mimem antlitz uberal‘“. 

Die Disputatio bildet aus dem zweiten Teil der Weis- 
sagung Malachiae 3, I: „et statim veniet ad templum 
suum Dominator, quem vos quaeritis“, eine theologische 
Formel ‚ecce veniet deus et homo“ für den Beweis, daß 
Christus Gott und Mensch sei, und läßt das Zeugnis des 
Propheten in diesem Sinne ganz allgemein ausgehen, wobei 
V. 4566 in V. 4893/4894 wiederkehrt. Hier wie bei Ezechiel 
ist das Bestreben maßgebend, die Propheten mit Sprüchen 
auszustatten, die auf das Kommen und die Person Christi 
Bezug haben, mögen sie dem Angeführten zukommen 
oder nicht. 

Der nächste Prophet den die Ecclesia aufruft, ist Jonas 
(V. 4924). Für Jonas führt Wirth keine Stelle aus der Erlösg. 
an. Er ist in dem Gedicht auch gar nicht erwähnt, und das 
was ihm der Alsfd. Text als Weissagung zuschreibt, ist keine 
solche, sondern nur ein Vergleich zwischen der aufgehenden 
Sonne und dem kommenden Heiland. Zur Einfügung dieser 
Gestalt wurde der Verfasser offenbar durch die Altercatio 
a. a. O., Sp. 1137 angeregt. Hier heißt es von den Juden: 
„Progenies nequam et adultera signum petit, et signum non 
dabitur, nisi signum Jonae prophetae“. Die Auferstehung 
des Herrn am dritten Tage wird hierunter verstanden. Der 
Bearbeiter unserer Disputatio hat aber nur Interesse an 
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der wunderbaren Geburt des Herrn; so nimmt er aus der 
Altercatio die Person des Jonas und bildet für ihn eine 
Weissagung. Damit ist der Ausgangspunkt des Streitge- 
dichtes wieder erreicht, und die Ecclesia fährt sogleich fort aus 
David auf Grund des Ps. 18, 6: ‚et ipse tanquam sponsus 
procedens de thalamo“ einen neuen Zeugen gegen den Un- 
glauben der Juden zu machen. Die „Altercatio“ (a. a. O., 
Sp. 1136) und der „Sermo contra Judaeos‘ (a.a. O., Sp. 1122) 
führen diese Bibelstelle gleichfalls an. 

Da sich die Synagoga durch die Propheten nicht über- 
zeugen lassen will, so ruft die Ecclesia andere Personen 
auf. Zunächst wird dem Salomo eine unbiblische Weis- 
sagung zugeschoben, dann greift sie sogar in das Neue 
Testament hinein und läßt Simon den Alten nach Luc. 2, 
26—32 erzählen, daß er den Herrn auf seinem Arm getragen 
habe (Alsfd. V. 5072—5083). 

Vergebens sind auch diese Zeugen für die Bekehrung 
der Juden angerufen, und erzürnt ruft die Ecclesia: ‚„Aures 
habent et non audiunt, nec veritatem credent‘“ (Ps. 11, 3) 
„Malicia eorum excecavit eos (Sapienta 2, 21), nam colunt 
alienos deos“. Durch diesen lateinischen Zwischensatz, 
welcher in den Versen 5100—5105 übersetzt wird, ist der 
Beginn eines neuen Streites über die Trinität angedeutet. 
Die Erinnerung an die Passion ist ganz verschwunden, und 
der Kampf lediglich ins Dogmatische hinübergeleitet. Mit 
Recht beruft sich Synagoga auf das Gebot des Moses: „Du 
sollst keine Götter haben neben mir“ und läßt sich durch 
die Beispiele für die Trinitätslehre nicht beirren. Paul Weber 
hat in seiner Abhandlung gezeigt, wie bei V. 5175 und 5237 
die Ecclesia gegen die Synagoga tätlich vorgeht und ihre 
Fahne und Tafeln zerbricht und die Augen verbindet. 

Die Ecclesia faßt die ganze Disputation V. 5220ff. noch 
einmal kurz zusammen; unser Text ähnelt darin der Er- 
lösung V. 2306, stimmt aber mit ihr nur überein in dem 
Verse 5228 — Erlösg. 2306. Wichtig ist bei der Aufzählung 
aller Zeugen für Christus die Erwähnung der Sibylla, 
obwohl sie bei den Prophezeiungen nicht von der Ecclesia 
angerufen ist. Sei es nun, daß der Bearbeiter sich scheute, 
die Sibylla nach der Vorlage des Sermo ein längeres Zeugnis 
ablegen zu lassen, und sie hier beiläufig mit zwei Versen’ 
kurz erwähnt nach dem Vorbilde von Erlösg. 1760/1761, 
welche allerdings die ganze Botschaft hat, oder daß Alsfd. A 
nach seiner Gewohnheit nachlässig abgeschrieben und die 
Sibylienworte der Ecelesia übersehen hat. Das letzte Wort in 
dem Streite behält hier die Synagoga, und damit trennt sich 
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der Alsfelder Text wiederum von dem Friedb. und FI Text, 
wo die Ecclesia das Spiel abschließt. Die mutmaßlichen 
Quellen für die Worte der Propheten glaube ich in dem vor- 
liegenden Abschnitt gezeigt zu haben. Um sie hat der Be- 
arbeiter nun noch Hinweise auf die Passion Christi und 
die Bekehrung der Juden gestellt. Faßt man die Tendenz 
der gesamten Reden der Ecclesia zusammen, so kann man 
sehen, daß sie den einzigen Zweck haben, die Juden zur 
Taufe zu bewegen. Geradezu ausgesprochen wird es nach 
Mare. 16, 18 V. 4601/4602. Alle Propheten sollen bezeugen, 
daß der auf so wunderbare Weise geborene Mensch der 
verheißene Messias und Gottes Sohn sei. Endlich sollten 
auch noch die Lehren der Trinität den Juden klar gemacht 
werden, um sie in das Wesen des Christentums völlig ein- 
zuführen. Durch die Schlußrede der Synagoga in Alsfd. A 
ist die Taufe ausgeschlossen, da die Juden bei ihrer Bos- 
heit bleiben müssen, um den Fortgang des Spieles nicht 
unmöglich zu machen. In FI vollzieht Augustin an den 
durch die Disputatio gläubig gewordenen Juden die Taufe. 
Hier liegt noch die ursprüngliche Absicht, welche man bei 
der Vorführung der Streitszene hatte, klar vor. Mit dem 
Wachsen des Judenhasses, der sich zu einer Judenver- 
folgung anläßlich einer Passionsaufführung steigern konnte 
(vgl. Froning S. 540, 1468), mußte natürlich der Zweck auf- 
gegeben werden. So wurde aus dem Streitgespräch der 
Ecclesia und Synagoga ein komisches Zwischenspiel. 

Daß wir hier im Alsfd. Sp. ein Sonderstück vor uns 
haben, konnte ich bereits durch äußere Gründe nachweisen. 
Da Alsfd. A in seinen Erweiterungen offenbar unter dem 
Einflusse eines Zehnjungfrauenspieles steht, so gilt es, den 
von Beckers a. a. 0. S. 73ff. gewiesenen Weg weiter zu ver- 
folgen. Für die Einleitung hat Beckers die Parallelen aufge- 
stellt. Sobald die Prophezeiungen angeführt wurden, mußte 
natürlich eine so enge Berührung aufhören. Bestehen blieb 
aber der starke Eindruck, welchen das Zehnjungfrauenspiel 
auf den Gestalter dieser Szene gemacht hatte. Wie die törichten 
Jungfrauen dem Teufel verfallen, so droht den Juden die 
größte Höllenpein, wenn sie sich nicht bekehren und durch 
die Taufe dem Bösen entgehen. Diese Warnung kehrt mit. 
wachsender Deutlichkeit in den Reden der Ecclesia wieder. 
Alsfd. V. 4666—4669, V. 4745/4746, V. 4787—4790, V. 4933 
bis 4934, V. 4987/4988, V. 5081—5083, V. 5106—5109, 
namentlich V. 5191—5201 und V. 5240—5243. Diese Worte 
gehören nicht zur Passion, sondern zum Weltgerichtsspiel. 
Auf ein solches weist auch die lateinische Spielanweisung 
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des Einganges hin, welche ich hier, obwohl sie rein äußer- 
lich ist, anführe, um die Grundstimmung der Disputatio 
in ihrer ursprünglichen Form darzulegen. Alsfd. A schreibt 
nach V. 4479: 

„Ecclesia certat cum Sinagoga“, entsprechend dem 
Friedb. „hic Ecclesia et Synagoga altercantur in se“. Dann 
fährt er, sich wiederholend mit der neuen Vorlage fort: 
„lneipit disputacio Ecclesiae cum Sinagoga, si placet, 
Ecclesia dieit primo ponendo thema scilicet“: 

„Penitenciam agite, appropinquabit enim regnum ce- 
lorum‘“ Matth. 11. 

Das ‚si placet‘ setzt nicht Alsfd. A hinzu, sondern zu 
dem Zehnjungfrauenspiel —, denn nur zu einem solchen 
paßt das gestellte Thema —, sollte „si placet‘“ die Dispu- 
tatio treten. Die Christen waren durch das Schicksal der 
törichten Jungfrauen gemahnt worden, an ihr Seelenheil 
zu denken, jetzt soll auch den Juden ‚si placet‘“ in letzter 
Stunde Gelegenheit gegeben werden, sich dem Teufel zu 
entziehen. Alsfd. V. 4512 sagt darum: 

„Ir Judden, die vorsament synt hye, 
‚ dye mogen wol treden herby 
und thun off er oren, 
das sie nicht werden zu thoren. 
was ich uch sagen wel nu, 
do horet gar eben zu. 
gleubet er nicht an Jhesum Crist, 
der des waren gottes son ist, 
Bo werdet ir geschant und beschemmet. 
disse redde gar eben vornemmet.“ 

Nicht Alsfd. A schrieb die einleitenden Verse aus dem 
thüringischen Spiel ab, hier haben wir einen älteren Zu- 
sammenhang anzunehmen. Dieser entstand nicht in Thü- 
ringen, sondern mehr im Westen von Deutschland, in nicht 
allzu großer Entfernung vom Rhein, wie der Vergleich 
V. 4747, den schwerlich ein Thüringer gemacht hätte, zeigt: 

„Dyn wort als ich vorstene, 
als eyn spirlingk drincket uß dem Rine‘“. 

Daß es sich hier um französischen Einfluß handelt, 
scheint mir aus folgender Ausführung Paul Webers, a. a. O., 
S. 42 hervorzugehen: 

„Wenigstens schließt sich an das älteste erhaltene 
Drama der Franzosen, das Spiel von den klugen und 
törichten Jungfrauen aus dem 11. Jahrhundert, in einem 
Troparium der Abtei St. Martial zu Limoges erhalten, 
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der Sermo in bereits vollständig dramatisierter und ver- 

sifizierter Form als selbständiger Teil an.“ 
Der Zweck dieser Aufführung ist derselbe, wie der der ur- 
sprünglichen Predigt, nämlich die Juden von Christi Messia- 
nität auf Grund von Stellen des Alten Testamentes, ja sogar 
mit Hilfe heidnischer Zeugen, zu überführen und durch 
letzteres zugleich die Heiden zu gewinnen. Heiden gab es 
nicht mehr zu gewinnen in der Zeit, da die deutsche Drama- 
tisierung des Sermo und der Altercatio sich an das Zehn- 
jungfrauenspiel anschloß, darum fielen die Weissagungen ° 
der Sibylla fort, im übrigen aber blieb alles bestehen und 
wurde in das Alsfd. Sp. ein wenig für den jetzigen Zweck 
verändert eingeschoben. 


2. Die Eingangs- und Beschlußworte der Spieltage. 
(Alsfd. V. 1—132, 2910—2929, 2930—3013, 5264.) 


Ausführlich hat Legband S. 48ff. die Änderungen und 
Zusätze besprochen, welche die Dirigierrolle gegenüber der 
Spielhandschrift aufweist. Mir bleibt nur noch übrig, auf 
Grund meiner Untersuchung weniges hinzuzufügen. Als 
Alsfd. A bei der Abschrift des Alsfelder Spieles in seiner 
Friedberger Vorlage nicht die wünschenswerten Einleitungs- 
worte fand, sah er sich genötigt, hier selbständige Arbeit 
unter Anlehnung an seine Frankfurter Nebenquelle zu 
machen. Schon gleich die Proklamatorrede (Alsfd. 
V. 1—84) ist eine Musterpredigt über das Thema der Er- 
lösung der Menschheit durch Christus. In ihr wird dem 
Volke mitgeteilt, daß von dem Täufer St. Johann an bis 
zur Himmelfahrt Christi das Leben des Herrn vorgeführt 
werden soll. Durch die Hinzufügung der Johannesdar- 
stellung zeigt Alsfd. A, daß diese Rede entstand, als das 
Alsfelder Spiel in der heutigen Gestalt von der Hand A 
zusammengestellt war. Die nun folgende Rede des Regens, 
welche nach Legband in der Dirigierrolle fehlt, „damit die 
Person des Regens gehoben und eine Wiederholung der 
Worte des Proklamators vermieden wurde‘, entstammt 
einem älteren Texte, in dem nur von Jesus Christus ge- 
handelt werden sollte; ihre ursprüngliche Stellung zeigt 
sich noch in der Spielhandschrift V. 463, wo Alsfd. A sie 
wiederholt wissen will, am Eingang der Taufe Christi, 
welche in der Nebenvorlage von Alsfd. A wie in FI das 
Passionsspiel begann, und noch nicht die besondere Jo- 
hanneshandlung hatte, die Alsfd. A zwang, eine große Pro- 
klamatorrede vorzufügen. Für die weiteren Reden am Ein- 
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gange des Spieles in Alsfeld verweise ich auf Legband, 
dem ich mich völlig anschließe. 

Die erste Tagesaufführung leitet das Spiel fort bis 
zur Abendmahlsszene, mit der der zweite Spieltag anhebt, 
welcher seinerseits vor der Hinausführung Christi zum 
Kreuze gewaltsam abgebrochen ist. Am Schlusse des ersten 
Tages verkündet der Proklamator V. 2920: 

„ßo woln mer vorter an spielen, 

auch forter vorzelen 

von der martel gottes, 

was em die Judden toden quodes 

und wie die noit sij an em gescheen, 

das solt er vorbaß sehen. 

und wie die reyne Maria, die mutter synn, 
auch hot gelidden groilße pyn 

von syner martel swere. 

gehet heym und kommet morn widder here.‘ 

Diese Ankündigung paßt nur dann, wenn Alsfd. A be- 
absichtigte, nach seiner Friedberger Vorlage ohne Inter- 
brechung mit der Kreuzigung nach der Urteilsszene fort- 
zufahren. Offenbar folgte er auch einem solchen Plan, sah 
dann aber, daß durch die Erweiterungen das Spiel zu um- 
fangreich werden würde, und schob, beeinflußt durch die 
Frankfurter Aufführung, welche drei Tage dauerte, den 
dritten Spieltag in einer Spielanweisung ein, für die er aber 
keine Proklamatorverse am Schluß des zweiten und Anfang 
des dritten Abschnittes schuf. Erst in der Dirigierrolle sind 
hier Schlagverse für die entsprechenden Reden eingefügt 
(vgl. Legband, a. a. O., S. 52). 

Die Proklamatorworte, mit denen der zweite Tag be- 
ginnt, gehören nach Fronings Ansicht zu den Aufführungen 
am Nachmittage des ersten Abschnittes, da V. 2958—3004 
auf schon dagewesene Szenen hinweist. Ausgeschlossen 
ist dieses nicht, wenn auch die Annahme einer Mittagspause 
mir etwas künstlich erscheint, da wir in den gesamten an- 
deren Spielen hiervon keine Spur finden. Ich glaube, daß 
wir es hier mit einer Übereilung von Alsfd. A zu tun haben, 
welcher in Erinnerung der eben abgeschriebenen Szenen des 
ersten Spieltages in seine Predigt von der Schöpfung, dem 
Sündenfall und der Erlösung durch Christus, das Wirken 
des Herrn an den Kranken und Sündern wiederholt, sich 
dann aber selbst verbessert durch Einklammern der Verse. 
Der dritte Tag ist aus einem Grunde, den ich schon oben 
erwähnte, ohne Überleitung und Proklamatorworte ange- 
fügt. Alsfd. A überließ es dem Proklamator, sich selbst 
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eine Rede zu bilden. Nur am Ende des ganzen Spieles 
schreibt Alsfd. A einen alten Schlußprolog ab, der zwar 
auch verkündet von Christus: 

„umb des armen sunders noit 

het hie gelitten den bitterren toid‘“, 
aber kürzer und einfacher gehalten ist als die langen Er- 
örterungen desselben Themas durch Alsfd. A. Nach den 
V.8076 und 8078 begann das Spiel zu dieser Proklamatorrede 
zur Primzeit in der ersten Stunde des hellen Tages, mit dem 
Rate der Juden gegen Christus und führte bis zur Mettenzeit 
die Handlung bis zur Gefangennahme fort, um noch an dem- 
selben Tage das Ende des Herrn zu geben. Weit über eine 
Tagesaufführung des Alsfd. Sp. wurde demnach dargestellt, 
und es ist wohl nicht ausgeschlossen, daß wir hier den 
alten Friedberger Schluß haben, da ja das Fronleichnamspiel 
in einer Prozession die Szenen aus dem Leben Christi vor- 
führte. ‚ 


3. Ergebnis. 


Überblicken wir die Entwicklung der einzelnen Szenen 
und Szenengruppen des Alsfd. Sp., so sind wir überrascht 
von der Fülle des dramatischen Stoffes, welcher zur Zeit der 
Entstehung unserer Hs. Alsfd. A in der kleinen Reichsstadt 
Friedberg bekannt war. Man besaß mindestens seit 1465 
eine aus ältestem Frankfurter Spielgut geschöpfte Darstellung 
der wichtigsten Szenen des Alten und Neuen Testamentes für 
die Fronleichnamprozession. Neben dieser Vorlage benutzte 
Alsfd. A eine nicht viel jüngere Überarbeitung des ersten 
Frankfurter Spieles, das wir durch Baldemar von Peterweil 
kennen, um das Prozessionsspiel zu einem wirkungsvollen 
Bühnenspiel umzuarbeiten. Auch kannte der Abschreiber 
und Kompilator des nachmals in Alsfeld aufgefundenen 
Spieles eine Vorlage der Trierer Marienklage, aus welcher 
er die Friedberger Marienklagen ergänzte. Die Disputation 
des Friedberger Fronleichnamspieles ersetzte Alsfd. A end- 
lich durch ein Streitgespräch, das er als Anhang zu dem 
thüringischen Zehnjungfrauenspiel kennen gelernt hatte. 
Diese vier Quellen also benutzte der vermutlich in Fried- 
berg tätige Abschreiber A des Alsfelder Passionsspieles. 
In seinen eigenen Erweiterungen stellt sich uns dieser Mann 
als gelehrter Geistlicher dar, welcher unter dem Eindrucke 
des Zehnjungfrauenspieles seine Zuschauer beständig er- 
mahnen will, an ihr Seelenheil zu denken. 

Die später in Alsfeld hinzugewachsenen Szenen ver- 
danken ihre Entstehung und Einordnung der liebevollen 
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Fürsorge des Überarbeiters Alsfd. BB Von Besuchen der 
Passionsaufführungen in Frankfurt trug er neuen Stoff heran. 
Nach erworbenen oder geliehenen Rollenzetteln und nach 
seinem Gedächtnis bearbeitete er dann unter Anlehnung an 
die Liturgie und den deutschen Kirchengesang die biblischen 
Berichte von den Vorgängen in der ersten Christengemeinde 
nach der Auferstehung des Heilandes. Schließlieh ordnete 
er seine eigene und die unter seiner!’ Anweisung entstandenen 
Abschriften des C und D in den Spieltext ein. 





IV. Teil. 
Das Friedberger Spiel. 


„Ungefähr im Jahre 1821 entdeckte man in einer 
Sakristei der Stadtkirche zu Friedberg in der Wetterau 
einen Kasten voll alter Gewänder, welche um so mehr 
auffielen, als man sich nicht zu erklären wußte, wozu sie 
einst gedient haben mochten. Bei weiterem Nachsuchen 
aber fand sich unter denselben eine zu einem geistlichen 
Spiele gehörige Papierhandschrift, und nun ward klar, 
daß man die bei der Aufführung gebrauchten Spielge- 
‘wänder vor sich hatte.“ Soviel teilt uns Weigand in 
der Zs. £. d. Alt. 7, 545 von der Auffindung der Fried- 
berger Dirigierrolle mit. Nach langem Bemühen war es 
ihm gelungen, die Handschrift zum Vergleiche mit anderen 
Spielen und zur Feststellung des Sprachstandes für seine 
Arbeit in der Zs. f. d. Alt. zu bekommen. Die Spielge- 
wänder werden uns durch die oben besprochenen Ab- 
bildungen einigermaßen ersetzt, die von Weigand 1849 
benutzte Handschrift und der Kasten mit seinem sonstigen 
Inhalt ist verschwunden. Die Möglichkeit, daß sie in 
Friedberg oder außerhalb der Stadt aus einem Privat- 
besitz wieder auftauchen, soll indessen nach einer mir von 
dem Friedberger Geschichtsverein erteilten Auskunft nicht 
unbedingt ausgeschlossen sein. Schon Weigand wies auf 
die engen Beziehungen zum Alsfd. Sp. hin, welche sich 
in dem nach seiner Meinung einige Jahrzehnte älteren 
Friedbg. Sp. finden. Eine genaue Zusammenstellung aller 
in dem Aufsatze der Zs. f. d. Alt. zitierten Belegverse 
ergibt nur ein ungefähres Bild des Bestandes der ver- 
schollenen Dirigierrolle. Ein Teil der Worte ließ sich 
auch nicht in Versen des Alsfd. Sp. nachweisen und 
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mit Hilfe dieses an eine bestimmte Stelle der Handlung ein- 
ordnen. Um über diese Worte nähere Auskunft zu erlangen, 
wandte ich mich an die Großh. Universitätsbibliothek in 
Gießen, um die Vorarbeiten zu dem Aufsatze aus dem Nach- 
lasse Weigands einsehen zu können. Die unter Nr. 48d 
(18) aufbewahrten Aufzeichnungen Weigands enthalten 
auf wenigen Blättern ein genaues Verzeichnis der ein- 
zelnen Szenen, aus denen ein umfangreicher Versvorrat 
angemerkt ist. Auch wurden meine Erwartungen durch 
eingehende Angaben über die Folge der Blätter in der Hs. 
übertroffen. Unter Heranziehung der in dem Aufsatze Zs. 
f. d. Alt. 7, 545ff. gemachten Mitteilungen gestaltet sich 
das Bild von der Friedberger Dirigierrolle folgendermaßen: 
Die 30 Blätter Ochsenkopfpapier im Registerformat bildeten 
1. einen Ternio, Bl. 1—6, Text; 2. einen Quaternio, Bl. 7 
bis 14, „Processio ludi“ und Verzeichnis der Spieler, 
dann noch 3. zwei Quaternionen Textblätter, Bl. 15—22, 
Bl.23—30. Dazu kommen 4. als Einsatzblätter: ein kleines 
Blättchen Einschaltung zu 22b, das sich hinter Bl. 30 fort- 
setzt, ein Blatt zwischen Bl. 27/28. 

Die einzelnen Lagen sind in eine Pg.-Urkunde des 15. Jhs. 
eingeheftet, offenbar von einem Manne, den der Text nicht 
interessierte, denn der erste Quaternio gehört vor den Ternio, 
da Bl. 6b unmittelbar an 15a anschließt. Auch spricht der 
Inhalt von Bl. 7—14 mit der ‚„Processio ludi“ und dem 
Verzeichnis der Spieler aus Friedberg gegen die Ordnung, 
wie sie Weigand vorfand. In den historischen Nachrichten 
über die Aufführung von Passionsspielen (S.8ff.) habe ich als 
Zeitpunkt der Entstehung der Dirigierrolle den Termin 
1465 als „terminus ante quem‘ festgelegt. Dazu würde 
der erste erhaltene Teil der Jahreszahl 14— auf der Um- 
schlagsurkunde passen. Das getreueste Nachbild der ver- 
lorenen Hs. bietet ein auf dem Großh. Haus- und Staats- 
archiv in Darmstadt aufbewahrtes Manuale der Stadt 
Friedberg von 1474. Das gleiche Format 12:30 cm und die 
gleiche Gewohnheit, die Papierblätter in eine Pg.-Urkunde 
— hier von 1413 — einzuheften, deuten auf dieselbe 
Schreibstube hin. Eben dies Manuale ermöglicht es auch, 
die von Weigand angegebenen Personen: „Abraham cum 
gladio: Contz monnich, Angelus anunciacionis: Enders 
monnich, Longinus cecus: peter monnich‘“ als Bürger der 
Stadt Friedberg nachzuweisen. Dadurch wird zugleich 
klar, daß das ‚„monnich“ nicht einen Mönch, der auch 
wohl ‚‚frater‘“ genannt worden wäre, sondern den noch 
heute in Friedberg und Umgegend vorkommenden Fa- 


172 Ernst Wilhelm Zimmermann 


miliennamen Mönch resp. Münch bezeichnet. In dem Ma- 
nuale von 1474 wird S. 21a über die Steuerzahlungen 
eines „Peter monche“ und S. 39b über die des ‚‚contz 
monche‘“ abgerechnet. Wir gewinnen dadurch eine neue 
Zeitangabe für die Festlegung der Spielaufführung in 
Friedberg. 

Schon in dem Abschnitt über die historischen Nach- 
richten von Spielen in der Stadt Friedberg wies ich darauf 
hin, daß nach der Bestätigungsurkunde des Erzbischofs von 
Mainz 1465 die Dirigierrolle nur unvollständig erhalten ge- 
wesen sein müsse. Die Bilder in der Kirche und die 
wenigen Angaben Weigands aus der „Processio ludi‘ be- 
kräftigen diese Vermutung. Die Opferung des Isaak, die 
Verkündigung an Maria, das Auftreten verschiedener Hei- 
ligen und vielleicht auch ein kurzes Zehnjungfrauenspiel, 
auf welches „Beckardus, unus cum lucerna“ hinzudeuten 
scheint, wurden in dem Fronleichnamspiel neben der 
Passion Christi auf einer der vielen „stationen‘ vorge- 
geführt. In dem nahe verwandten K. Sp. finden sich alle 
diese Szenen. Die Unvollständigkeit der Dirigierrolle er- 
klärt auch den merkwürdigen und vom Alsfd. Sp. ab- 
weichenden Anfang des Friedbg. Sp. mit der Maria Mag- 
dalena. Die vorangehenden Aufführungen waren vor dem 
Einheften in die Pergamenturkunde verloren gegangen. 

Bei dem Abdruck der Dirigierrolle habe ich durch 
Petitdruck alles das hervorgehoben, was ich nach dem 
Alsfd. Sp. ergänzt habe. Alle Ergänzungen habe ich außer- 
dem durch den Zusammenhang mit den erhaltenen Versen 
und durch Weigands Angaben vom Inhalte der einzelnen 
Szenen zu begründen versucht. 


Die Friedberger Dirigierrolle. Rekonstruktion des 
Weigand vorgelegenen Textes. 
Angeli canunt: Bl. 1a. 
Silete. 
Proclamator dieit: 
Nuo swiget alle gliche. 
Hoc dicto Maria Magdalena superbo habitu in- 
cedit cum Lucifero et dieit: 
Ich wel czyren mynen |ib. 
Quo finito cantalt corisando: 
Ich breyte mynen mantil in dy auwe. 
Primus miles Herodis descendit de castro ad 
Mariam Magdalenam eam salutando et dieit: 
God gruße dich, fraulin zart. 
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Maria amplexando militem dieit: 
Dangk habit, ir jungelingk. 
Maria vertit se ad ancillam suam et dieit: 
Eya, nü gib mir her den schedin hüd. 
Aneilla dieit: 
Gerne, libe frauwe myn. 
Maria diecit servo suo: 
Wo bistu, knecht Notir? 
Servus, scilicet diabolus Notyr, offert ei spe- 
culum et dieit: 
Nemit hen den spigil.°? 
Maria dieit ad servum scilicet dyabolum: 
10. Alle hobescheyt hon ich von der. 
Maria suspiciendo speculum dieit: 
Myn frunt spiegel habe dangk. 
"Et Maria corisando cum milite et servo suo 
et ancilla cantat ut supra: 
Ich breyte — 
Miles revertit ad castrum et dieit: 
Fraulin, ir solt mir orlob gebin. Bl. 1a. 
Maria Magdalena dieit: 
Was wolde ich der gesellin danczen uff eyn stro. 
Martha obviando ei dieit: 
Maria libe swestir myn.3% 
Maria Magdalena respondit et dieit: 
15. Ja liebe swestir. 
Et dicens vertit se ad populum et dieit: 
Warte, herre, warte. 
Martha dieit: 
Maria swester mynn.35 
Maria dieit: 
Martha hettestu synn und wyczen. 
Angeli canunt: 
Silete. 
Hoc facto ordinantur sessiones predicacionis, 
et Christus sedendo predicat discipulis et 
Marthe et Magdalene ponendo thema scilicet: 
Dico vobis: gaudium est angelis dei super uno 
peccatore agente penitentiam et diecit: 
Ir BOHREN lude, ir godes kint. 


Or 


32 Weigand: ‘usf. wie Zs. III, 496, im Alsf. Sp.’ 
33 W.: Na F., „geselchin‘“ Alsf.’ 

3 W.: ‘Dann unmittelbar „Maria libe‘. 

5 W.: Dann weiter wie Alsf. Sp.’ 
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Hoc facto Sinagoga cantat cum Judeis. Interim 
vadit Jhesus ad alium locum faciendo ser- 
monem Marthe et Magdalene ponendo thema 
scilicet: 
Beati pauperes spiritu — et dieit: 
Selig syn dy armen. Bl. 1b. 


Sermone facto surgit ancilla Marthe de loco 

praedicacionis et clamat: 

Beatus venter qui te portavit — et dieit: 
Gebenediget sy der lypp. 

Jesus respondit: 

Beati, qui audiunt verbum dei — et dieit: 
Ja, du host viel recht gehort. 

Hic Jhesus manet stare Maria Magdalena con- 

vertitur recedens a populo et dieit: 
Nu geseyne mych allirmeyst. 

Hoc facto chorus cantat ut seqwitur: 
Mirabantur omnes de hys, quae procedebant. 
de ore dei. 

Sub tali cantico Maria Magdalena mutat habi- 

tum et dieit Marthae: 
Swester Martha, louß mir. 

Martha respondit: 


. Unser herre Jhesus Christ. 


Quo facto angeli: Silete. Interim venit re- 
gulus ad Jhesum et dieit: 

Her Jhesus heilger Cryst.3® 
Respondit ei Jhesus: 

Des gloubin wolt ir nicht voryen. 

Dicat ei regulus: 

Ach herre kome balde henabe. 
Item Jhesus respondit: 

Nu gang hen! ich sage dir. 
Regulus agat deo grates: 

Gebenediget sy dir god. Bl. 2a. 
Hoc dicto regulus ad propria revertatur et servi 
in media via occurrant ei dicentes: 

Wir dun dir, kunig herre, kunt. 

Hoc dicto regulus deponat pallium et det servis 
et dieit: 

Se, du libin knecht. 3? 


36 W.: “Wie bei Fichard 3, 142 und so bis „servis“, Absatz bei F.’ 
»” W, merkt diess Worte als Zusatz von Friedberg an. 
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Synagoga cantat. Interim Martha mittit nun- 
cium ad Jhesum propter infirmitatem Lazari 
et dieit: 
Getrowir knecht. 
Et tune servus vadit ad Jhesum et dieit (Alsfd.)®: 
Jesus, herre, nu gleube mir. 
Jhesus respondit (A.): 
35. Der sichtum nicht inczuhit sich. Bl. 2b. 
Nunecius revertens ad Martham dicens ei: 
Martha liebe mome mynn (A. 2147).39 
Hic Lazarus sepeliatur et Judei assint, qui cum Martha 
reverlantur, Lazaro sepulto stalimque Jesus cantabit 
responsorium: 
Lazarus amicus noster dormit (F]). 
Deinde dieit ad discipulos (A.): 
Ir herren, ich sage uch vorware. 
Jacobus minor dieit (4.): 
Slefit he, so weyß ich wol. 
Thadeus dieit: 
So gehin wir frolich dar. 
Hoc dicto Jhesus dirigat viam suam versus Martham, que 
videns dominum occurrat ei dicens (F1)*: 
40. Herre, ich klage dir unße not. 
Dicat ei Jesus (FI): 
Martha, ich sagen der das vor war (A. 2245). 
Martha respondeat (F1)*!: 
Herre myn, das weyß ych woil (A. 2247). 
Dicat Jesus (FI): 
Ich bin daz ewige lebin. 
Martha dicat: 
Ja, ich herre sicherlich. 
Hoc dicto Martha currat pro sorore dicens (FI): 
45. Kom hir, swester, endelich. 
Maria Magdalena vadit ad Jhesum et dieit (4.): 
Bis willkome, herre min.“ 
Jesus dieit (A.): 
Nu wolan, gehe wir hen. 


38 W.: ‘Der Bote geht zu Jesus’. 

39 W.: ‘Der Bote geht zurück, Lazarus wird begraben von den 
Juden, Jesus verkündet Lazarus Tod’. 

#0 W.: ‘Jesus kommt zu Martha, die ihm entgegen kommt und 
spricht’. 

41 W. bemerkt hier: ‘Wie bei Fichard, doch nicht ganz dieselben 
Worte. W. kannte bei der ersten Aufzeichnung das Alsf. Sp. nur 
soweit, als es Zs. 3, 480ff. aufgezeichnet war, die hierher gehörigen 
Verse von Alsfd. weichen nur wenig vom Texte Fichards ab, und bei 
der Übereinstimmung, die wir im übrigen zwischen Alsfd. und Friedbg. 
finden, werden hier sicher die Alsfd. Worte gestanden haben. Welcher 
Art die Abweichungen waren, zeigt der Fall Anmerkung 42. 

#2 W.: ‘Fichard ,Sis“ — Friedbg. „Bis“'. 
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Martha dieit ad Jesum (A.): 
Libir herre, waz wiltu dar. 
Jesus dieit (A.): 
Doch loz uns sin grab sehin. 
Hoc dicto eant pariter ad sepulchrum Lazari et Jesus 
lacrimabitur coram Judeis Judeus unus dicat (F. 1): 
Nu sehit, wy lib er en hod. Bl. 2b. 
Jesus dieit: 
Dissin steyn ruckit abe. 
Deposito itaque lapide clamabit Jhesus (FI): 
Lazare veni foras. 
Frunt Lazare, komme nu herfore (A. 2281). 
Lazarus consequenter erigat se prodiens de sepulcero et 
grates agens deo dieit (Fl): 
Gebenediget sy dir God. 
His dietis Lazarus induatur vestibus et cum eo 
eant ad domum Marthe et intrant domum, ibi 
Simon Leprosus praeparat mensam. 
Tune Mors venit et dicit Lazaro®: 


'* Sage mir, du toder man. 


55. 


60. 


Lazarus autem dieit: 
* Ach almechtiger God. 


Judei autem redeunt ad castra sua, 
et confirmant consilium adversus Jhesum. Chorus cantat: 
Colligerunt ergo pontifices. 
Tunc Judei simul cantant: 
Quid facimus. — 
Chorus: 
Unus autem. 
Kaiphas canit solus in castro: 
Expedit vobis. — 
Chorus: 
Ab illo ergo die (A. 2425). 
Judeus dieit: 
Ez ist, als wir hon vernomen.* 
Kaiphas Judeus dicat (Fl): 
Nü horit, waz ich uch sagin sal. 
Kirsan Judeus dicat: 
Horet auch, ir herren, mynen raid (A. 2466). 
Langwent dicat: 
Sich, daz ist gar eyn nutze rad. Bl. 3a. 
Hoc completo statim Jhesus dicat discipulis suis: 
Ich sagen uch allin uffenbar (A. 2482). 
Andreas dieit ad Jhesum: 
Waz wiltu liber herre dar (A. 2500. FI, 150).#5 


43 * V. 54/55. Am Rande v. sp. H. (W.). 
44 W.: “Wenig abweichend von Fichard’. Alsf. A. hat nach Frank- 


furt zwei Eingangsverse vorangestellt. 


liche 


45 Verse so allgemeiner Art ergaben W. nichts für die sprach- 
Untersuchung und sind darum von ihm nicht angemerkt. 
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Jesus respondit: 

Ja, nu wisset er doch woil (A. 2508. FI, 151). 
Hoc facto Jhesus appropinguans Jherosolimam mittit Phi- 
lippum et Petrum pro azino, chorus canit: 

Cum appropinquaret. — 
Jesus canit: 

Ite in castellum. 
Et dieit: 

Horet ir, waz ich hon begert. 
Philippus dieit: 

Das thun mer, herre und got (A. 2526. FI, 154). 
Angeli canunt: 

Et sic vadunt et solvunt azinum. 
Chorus canit: 

Solventes. — - 
Interim dueunt azinum ad Jhesum et manebit Jhesus in 
eodem loco, donec Judei occurrunt ei. Tunc quartus Judeus 
dieit in loco suo scilicet Jerusalem (A.): 

65. Nu horit, ir herren, waz ich uch sage. Bl. 3b. # 


Quintus Judeus: 
Vor war, er herren, ich sagen uch das (A. 2558). 


6. Jude: 

Mir sin zeychin von eme kunt. 
7. Jude: 

Vor war, er herren, eß duncket mich, gut (A. 2572). 
8. Jude dieit“: 

Bis willekom, Jhesus Crist. 
9. Jude dieit: 

70. Ich gruße dich, vatir god. 

10. Jude dieit: 

Du bist, herre, der do zukunftig ist. 
Petrus dieit Christo: 

Gelobet systu, herre Jhesu Crist (A. 2638).4$ 
11. Jude: 

Heyß swygin, her, die jungern dynn (A. 2642). 
Jesus: 

Ist iz, daz do swygin dy myne. 
Chorus canit: 

Ingrediente domino. 
Jesus ingrediens civitatem (A.): 

75. Jerusalem du jamerst mich.* 

Judei cantant. 


4 W.: ‘Die Juden setzen ihren Rat fort’. 

47 W.: ‘Dann reitet Jesus ein, indem Palmen gestreut werden. Es 
werden Kleider auf den Weg gestreut.’ 

48 W.: ‘Petrus begrüßt, der 11. Jude will die Jünger von Jesus 
schweigen geheißen.” — Zweifelsohne haben die Worte Alsf. Sp. hier 
gestanden, zumal die entsprechende Antwort Jesu erhalten ist. 

49 W.: ‘Jesus bejammert Jerusalem.’ 


Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N. F. 6. 12 
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Interim Symon leprosus preparat mensam ad invitandum 
Christum et transit ad Christum dicens (A.): 
Herre meystir Jesus.50 
Respondeat Jesus (FI): 
Symon, wes du hast begert (FI 163). 
Et sic ponunt se ad mensam prandendo; prandio facto 
tune  venit Maria Magdalena cum wungento et cantat 
(A)°®!: 
Vil sandis höd des meres grund. 
Chorus canit: Jesu nostra redemptio etc. unum ver- 
sum, post hoc Maria Magdalena dieit (A.): 
Ich clage der, Jesus herre.>? 
Et sic accedit ad pedes Jesu, Chorus canit: 
Accessit ad pedes etc. 
Sub isto cantico Maria Magdalena lauat pedes Jhesu et 
tergit capillis suis et ungit eum et postea dieit (A.): 
OÖ herre vatter, Jhesu crist. 
Hoc facto Symon’ pharisaeus dieit (A.): 
Czwar eynes dinges wundirt mich. 
Jhesus dieit (A.): 
Symon habeo tibi aliquid dicere. 
Iß was ein riche wuchirer. 
Symon dieit: 
Meystir, dem he me liß faren. Bl. 4a. 
Jesus dicit: 
Symon, in dyssin stunden. 
Judas clamat:_ 
Ut quid perditio haec. 
Et omnes Apostoli, si placet, et Judas dieit (4.): 
Sehit, waz thut nod disser virlost. 
Jhesus respondit: 
Quid molesti estis huic mulieri — et dieit (A.): 
Ir herren, saget, umb was. 
Jhesus dieit Mariae Magdalenae: 
Stant uff, maria, selick wypp. 
Maria Magdalena dicat: 
Wol mich, daz ich tragin daz lebin.> 
Quo finito recedit Maria cantando: 
Regnum mundi.% 
Lueifer dicit plangando ad Mariam Magda- 
lenam: 
OÖ Maria magda.5 — 
50 W.: ‘Simon Leoprosus lädt Jesus zu Tische ein. Mit den Jüngern 
er ins Haus zum Essen.’ 
5 W.: ‘„Bis willkom Davides (A.)“ ist bei F. nicht.’ 
2 W.: “Wie bei Vilmar’, Abweichungen sind angegeben. 
53 W.: ‘Alfs. Zs. III, 104—152 (= A. V. 2827—2875) in F. nicht.’ 
54 W.: ‘Bei Alsf. vorher.’ 
55 W.: ‘Einschiebsel. Hic Lucifeer convocat suos: was Blatt 29a. 


Das Alsfelder Passionsspiel u. die Wetterauer Spielgruppe. 179 


Tunc Jesus recedens a Symone dieit ei: 
Symon, dich muß god bewarn. 
Et Christo parvum recedente dicit ei Mathaeus: 
Domine, ubi vis paremus tibi pasha?. 
90. Herre wiltu sagin mir. 
Jesus dieit: 
Uwir czwene sollin vorhene gon. 
* — Lücke — *5s 
Pater familias dicat: 
Libin frunde, syt gewert. 
Jesus dicat: 


Vornemit, libin frunde myn. 
Jesus dicat :57 
Benedicite. 
Chorus cantat: 
Cenantibus discipulis. 
Tune post modicum intervallum Jesus surgit de cena 
praecingens se linteo et lavat pedes. Petrus alta voce: 
Domine, non laves mihi pedes in aeternum. 
Lieber herre, das magk nyt gesyn (A. 3078). 
Jesus cantat sub accentu: 
Sinon laverottibi pedes, non habes partem mecum. 
95. Peter, du salt gewysse sin (A. 3080). 
Petrus respondet cantando sub accentu: 
Domine non tantum pedes, sed et manus et caput etc. 
et dieit. £ 
Lieber herre, e das geschee suß (A. 3084). 
Et sic lavat petro pedes etc. Post hoc Jhesus accipit 
panem et benedicens dat discipulis et cantat: 
Hoc corpus quod pro vobis tradetur. 
Nemmet, liebe frunde, und mercket mich (A. 3088). 
Deinde accipit calicem et cantat: 
Hic calix novum testamentum est. 
Nemit hene! daz ist myn blud. 
Finito rigmo ponit se Jhesus sessum et cantat: 


Unus ex discipulis meis tradet me hodie — et subjungit: 

Ich sagin uch libin allin doch. Bl. 5a. 
Tune discipuli singuli clamant: 

Numquid ego sum, domine? — Thomas diecit: 


100. Sage mir, liber herre myn.>s 


56 Lücke: W.: ‘nun abweichend von Fichard, außer „libin frunde 
syt gewert“.” Aus dem Alsfd. Sp. habe ich wegen dieser Notiz nicht 
ergänzt, obwohl es mir ziemlich sicher zu sein scheint, daß gerade 
wegen der Abweichung von F. hier Alsfd. 3050, 3054, 3058, 3061 ge- 
standen hat. 

57 Die folgende große Ergänzung aus Alsf. stützt sich auf die 
gleiche Anordnung in Friedbg. W.: ‘Es folgt Fußwaschung, Unter- 
redung mit Petrus, Abendmahl’. 

58 W.: ‘Jesus spricht vom Verräter — die Jünger erschrecken 
und schreien, ob sie es seien. Mehrere einzeln, alle andern fragen im 
Sinne des Thomas.’ 

12* 
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Jacobus major: 

Lieber herre, meynstu mich? (A. 3100). 
Mathaeus: 

Herre, magk es dyn will gesyn (A. 3108). 
Andreas, alle andern: 

Sage mir, liber herre myn. 
Petrus dieit (A.): 

Herre, erkenne ich den man. 
Jesus dicat: 

Ich sagin uch sicherlich vorwar. 
Finito rigmo Jhesus intingit, similiter et Judas. Post 


hoc Johannes ponit se ad pectus Jhesu et dieit: 
Lieber herre, meyster mynn (A. 3126). 


‚Jhesus respondit clandestine Johanni dicens: 
Dem ich dißin brockin reyche. 
Et cum hoc Jhesus porrigit Judae intinctum panem. 


Et sic Sathanas apparet Judae et dieit ei: 
O du lieber Judas (A. 3130). 


Post hoc Judas celamat alta voce: 


-Numquid ego sum Rabi? et dieit: 


Sage, meister, meinstu mich ? Bl. 5a. 
Jesus dieit: 

Tu dixisti (A.). 

Du hast geseyt, als iß ist. Bl. 5b. 
Jesus dicat’®: 

Amen amen dico tibi (A.). 

Ich sage dir, Petre, worliche dinge. 
Petrus respondit: 

Solde man mer nemmen das leben myn (A. 5292). 
Deinde Jesus cantat: 

Mandatum novum do vobis, ut diligatis. 

Ir libin freunde, nemit war. 
Sinagoga cantat. Hic Jhesus cum discipulis suis vadat 
in montem Olyveti et dicit ad istos octo manentes in 
introitu ortus (A.)60: 
Jesus dicit: 

Sitzit und beydet hy myn.*! 
Et sic vadit ab istis modicum et ducit Petrum, Johannem 
et Jacobum majorem secum et cantat: 

Tristis est anima mea usque mortem (A.). 

Trurig ist myn sele byß in den tod. 
Finito rigmo mittit istos tres sedentes et vecedit ab eis modi- 
cum scilicet ad locum orationis et orat cantando: 

Pater si fieri potest (A.). 

Vatir, liebe vatir myn. 





59 W.: ‘Judas fort mit Sathan. Jesus und Petrus, der ihn nicht 


verraten will.’ 


60 W.: ‘Dann Gethsemane.' 
61 W.: ‘,Hye bedit und beydit myn‘“ durchstrichen.’ 


120. 


130. 
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Angeli cantant: 

Silete. 
Judas dieit Judeis:®? 

Ir herrn, ich heysse Judas. 
Primus Judaeus dieit: 

Judas, nu sage mer (A. 3160). 
Judas respondit: 

Ir herren, das wel ich uch sagen nu (A. 3166). 
Secundus Judaeus: 

Judas, das lon were zu groiß (A. 3170). 
Judas respondit: 

Ir herren, das gelt wel ich nemmen (A. 3174). 
Kaiphas diceit: 

Nu ßo, viel lieber Judas (A. 3192). 
Judas dieit: 

Nu dar, ir herren, ich byn gewert (A. 3228). 
Quartus Judaeus: 

Johannes und Jacobus (A. 3232). 
Judas respondit: 


. Wen ich kusße an synen mont (A. 3236). 


Judaeus quintus: 

Nu mercket, ir herren, wie iß Iyt (A. 3237). 
Annas dieit: 

Ir herren, horet Moises gebot (A. 3245). 63 
Jesus kommt und ermahnt die Jünger: 

Sage peter, mogit ir. 
Jesus betet dann: 

Himmlischir vadir. 
Der erste Engel kommt vom Himmel und 
spricht: 

Gottes sone, nu gleube mir. 
Dann kommt Jesus zu den Aposteln, die 
schlafen, und ermahnt abermals: 

Slofit ir. 
Dann betet er abermals: 

Himmlischir vadir. 
Kurze Unterredung der Juden unter sich: 
Judas dicat: 

Ir herren, iß ist in der czyt. 
Jesus kommt abermals und ermahnt die schla- 
fenden Jünger: 

Sage an, Peter, mohtit ir (FI, 215). 
Dann kommt Judas mit den Juden, Petrus haut 
Malchus: 


62 W.: ‘Gespräch und Unterhandlung des Judas mit den Juden 


und Kaiphas, bedingt das Geld für den Verrat, Judas geht zum Garten. 
Inzwischen Passahmahl.’ 


63 Passahmahl. 
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Malchus clamat: 
135. Heylal! Heylal! 


Et tunc Jhesus accipit auriculum et imponit Malcho et 
dieit Petro sub accentu: 
Converte gladium in locum suum. 


Petir, lozss dyn fechtin syn. 
Malchus dicit ad Judaeos: 
Ir herren, horet, was ich uch sage (A. 3405). 
Jesus zu den Juden: 
Ir herren, nu sagit mir. 
Erschreckt fallen sie zur Erde: 
Jhesum Nazarenum (A. 3370ff.). 
Jhesus secundo dicit: 
Ir herren, wen suchit ir? Bl. 6b. 
Abermaliges erschreckt zur Erde Fallen: 
Jhesum Nazarenum. 
Salvator canit: 
Ego sum. 
Judei canunt iterum, quibus surgentibus Jhesus tercio 
dieit: 
Quem queritis? 
Judei respondent: 
Jhesum Nazarenum. 
Jesus cantet: 
Ego dixi vobis, quia ego sum. Siergo me queritis, sinite 
hos abire (A.). 
et dieit rigmum: 
140. Ich hön uch gesagit, daß ich iß ya. Bl. 6b. 
Judas dicat: 
Ir herren, waz vorzagit ir? 


Judas dicit sub accentu (A.): 
Ave Rabbi.6 


Ich gruße dich.... 
Jhesus cantat: 
Amice, ad quid venisti (A.)? 
Frunt, din kussin ist nit gut. 
Jhesus dieit: 


Ir herren, worumme kommit ir? Bl. 15a. 
Septimus Judaeus: 
145. Jesus, loß din cleffin syn. Bl. 15a. 


Abführung Jesu vor Annas: 
Annas dicit: 
Uch ist gelungen duncket mich. Bl. 15a. 
Besagk Judaeus diecit: 
Gezeuge woln mer fynden viel (A. 3455). 
Natey Judaeus diecit: 
Ich sagen, was ich hon gehort (A. 3464). 


6 W.: ‘Judas Verrat im Garten mit Kuß.' 


Das Alsfelder Passionsspiel u. die Wetterauer Spielgruppe. 183 


Jeckel Judaeus: 
Ich weyß, was em geschaden magk (A. 3482). 


Annas dieit: 


150. Sage an mir zu disser stund. Bl. 15a. 
Jesus dieit: 
Ich han offenbarlich gelard. Bl. 15a. 


Sauel dieit: 

Wie bistu worden so balt? (A. 3496). 
Jesus dicit: 

Han ich geret frebelich ? 
Annas dieit: 

Nu horet, er herren, was ich uch sage (A. 3504). 
Judeus dieit: 

155. Nu furen wer en czu kaiphas huß. 


Petrus und der Hahn: 

Prima ancilla ostiaria : 
Sage, du alde grißer man? (A. 3524). 

Petrus dieit: 
Ich sage der czu dißer frist. 

Secunda ancilla ostiaria dieit ad Petrum: 
Weß stehistu hy, du alter peltenere? 


Petrus dieit: 
Ich ensag syn nye, uff myn eydt (A. 3526).5 
Jesus vor Kaiphas Judaei dicunt: 
160. Caiphas, wir sin kommen her. 
Kaiphas dieit: 
Jesus, sag uns ein ort und kort (A. 3540). 
Jhesus dieit:. 
Myn lere ich uch nach nye vorhale (A. 3544). 
Fluchus dieit : 
Hyernach lestu dich dorsten? (A. 3554).66 
Jesus dieit: 
Han ich icht arges geret? (A. 3558). 
Kaiphas dieit: 
165. Ich beswere dich by dem lebendige got (A. 3562). 
Jesus dieit: 
Ja, ich ben der wore crist. Bl. 15b. 
Kaiphas dieit: 
Was sollen uns gezeuge men? (A. 3572). 
Omnes Judei clamant: 
Reus est mortis. — Bifus dieit: 
Mer wissen allesampt wol (A. 3580). 
Wengker Judeus dieit ad Petrum®!: 
Frunt, ich kennen dich gar woil (A. 3582). 
Petrus elevans manus super caput dicens: 
170. Ach! summer der werde gott (A. 3590). 








6 W.: ‘Es fehlt „Gallus cantat primo“.’ 
66 W.: ‘Jesus erhält einen Backenstreich.’ 
67 W.: ‘Petrus und der Hahn, geht weinend ab.' 
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Hoc facto gallus cantat ut prius. Jhesus inspieit Petrum 
oculis et Petrus exiit flens amare et recedit ab ipso et 
dieit : 

O we mer ewigklichen (A. 3594). 
Judeus unus: 

Da salt uns wyssagen. Bl. 16a. 


Judas Reue: 

Ach mich vil armir man. 
Wengker dieit: 

Frunt, was geyt uns daz an? Bl. 16a. 
Hoc dicto Judas ad suspendium eat: sit imago autem 
facta ad instar Jude, que ad patibulum trahatur (FI): 
Jesus vor Pilatus mit Kaiphas®®: 

Kaiphas_ dieit: 

Pilate, herre, mer klagen (A. 3680). 
Pilatus dieit sub accentu: 

Quam accusationem affertis adversus hominem istum? 

et dieit. 

Ir herren, saget alle an (A. 3690). 

Kaiphas dieit Pilato: 


‚Pilate, richter und herre (A. 3694). 


Pilatus dieit Jhesu cantando sub accentu: 
Non audis, quanta adversus te dicunt testimonia? 
Jhesus, die klage horestu wol? (A. 3714). 
Jesus non respondet quidquam. Quod videns pilatus 
ducit ipsum ad praetorium. Chorus cantat: 
Ingressus Pilatus. — Pilatus dieit iterum. 
Sage an, du gudder man (A. 3984). 
Jhesus tacet. Pilatus iterum dieit: 
Gudder man, wes swigestu? (A. 3988). 
Jhesus cantat sub accentu: 
In me non haberes potestatem ullam si non data tibi 
esset desuper. 
Du salt wyssen sicherlich (A. 3994). 
Pilatus dieit: 
Ergo rex es tu? 
Daby hore ich, das du eyn konigk byst (A. 3998). 
Jhesus respondit: 
Tu dixisti, quia rex ego sum. 
Du enfellest nicht zu dissir frist (A. 4000). 
Pilatus dicit ad Judaeos: 
Nu horet er herren, waß ich uch sage. Bl. 16a. 
Judaeus (Synagoga) : 
Pilate herre, redde das nicht men (A. 4006). 
Pilatus dieit: 
Eya! der ist eyn man von Galilee? (A. 4012). 
Jesus vor Herodes; 
Natei dieit: 
Herodes, konig, herre rich (A. 4024). 


6%® Für diese Ergänzung vgl. oben S. 88ff. Der Inhalt fand sehr 


wohl auf S. 16a.—b. Platz. 
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195. 


200. 


208. 
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Herodes dieit: 

Pylato dem edelen manne. Bl. 16b. 
Efficax dieit: 

Gangk herfor, du boßer man (A. 4056). 
Herodes dicit: 


Uf myn eyt, ich wel daß gehen. Bl. 16b. 
Judaeus dicit: 

Herodes herre, nu sistu wol. Bl. 16b. 
Herodes dieit: : 

Wyltu mer nicht sprechen czu? Bl. 17a. 


Judaeus dieit: 

Du syest doch, herre, selber wol. 
Herodes dicit ad milites swos: 

Ir herren, thud em an eyn wyss gewant. 
Primus miles dieit: 

Thu an daß wyße cleyt. 


Secundus miles dieit: » 
Got grusße dich, eyn konigk der Juddescheyt (A.). 


Tertius miles dieit: 

Ich wel der ouch herbyden £re. 
Quartus miles dieit: 

Ich wel der ouch öre legen an. 
Sinagoga dieit: 

Richte, herre, deß yst zit. 
Herodes dieit: 

Nu horet, er herren, waß ich uch sage. 
Judaeus (Snoppenkill): 

Dynen orlap, herre, laß unß han. 
Pilatus und die Juden, Barrabas los: 
Judaeus (Snoppenkill): 

Nu hore pylate, waß ich der sage. Bl. 17a. 
Pilatus dieit: 

Got danck Herodi, dem edelen herren (A. 4160). 
Natey dieit: 

Were Jhesus nicht eyn boße man (A. 4168). 
Pilatus dieit: 


So nemit en hen in uwer gewalt. Bl. 17a. 
Malchus dieit: 
Uns ezemit nicht, daß wer en toden. Bl. 17a. 


Senderlin clamat: 

Si dimittis eum, non es amicus Cesaris (A.). 

Pilatus, ich sagen dir vir war. Bl. 17b. 
Pilatus dieit: 

Quid enim mali fecit? (A.). 


Wolt ir dan syn lebin hon ? 
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Annas dicit: 

Crucifige, erucifige eum! (A.). 

Wir woln mid enander gon. 
Pilatus dieit: 

Nu horet, ir herrn, was ich uch sage (A. 4190). 
Judei clamant:: 

Non hunc, sed Barrabam. 

Pilate, loß die rede stan (A. 4202). 


Pilatus dieit: 
Waruffe stöt nu ubir mud? 


Pilatus dieit ad Barrabam: 
Frunt, nu dank den Juden sere (A. 4210). 


Barrabas dieit: 
God dank uch, er herren alzumayl (A. 4214). 


Pilatus dieit: 

Wy woltir nu mit eme waldin’? 
Synagoga dieit: 

Herre, du salt mit uns gön. 
Pilatus dieit: 

Waz hat hie obils gethan ? 
Judei clamant: 

Crucifige, erucifige eum! (A.). 

Hie hot den tot vordinet wol. 
Geißelung, Pilatus und Juden: 


Pilatus dieit : 
Wilt er Jesum nu toden? (A. 4234). 


Bl. 17b. 


Angeli canunt. Interim vestis exuitur scilicet alba. Pi- 


latus dicit flagellatoribus : 
Nu genet hen, iß ist zyt (A. 4242). 


Primus flagellator dieit: 
Iz dunckt mich güd. 

Secundus flagellator dieit: 
Gangk hir zu uns, du trogener. 

Primus flagellator dieit: 
Von deme richtir ist uns irlobit. 


Secundus flagellator dieit: 
Nu sla du da, ßo slan ich hie (A. 4260). 


Primus flagellator dieit: 


Ir gesellen, nemet die geysseln in dy hant. 


Tercius flagellator dieit: 
Das woln mer thun mit rechte (A. 4266). 
Quartus flagellator : 


An dem houbte heben mer an. 


Bl. 17b. 
Bl. 17b. 


Bl. 18a. 


Et sic flagellant Jhesum. Facta flagellatione Jhesus canit 


lamentabiliter : 
Circumdederunt me viri mendaces. 
Myr nehet sere nu der toidt (A. 4270). 


Angeli canunt. Hoc facto flagellatores solvunt Jhesum 
de statua et ponunt eum super sedem. Tunc milites 
plectentes spineam coronam primus flagellator dieit: 
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Jhesus, ganck here, ich wel dir irbiden ere. 
2 sic induunt eum rubea veste. Secundus flagellator 
veit : 

230. Got gruß dich, konig herre (A. 4286). 

Tercius flagellator dieit: 

Die erbet sail mich nicht beswern (A. 4300). 
Et sic inprimunt sibi coronam cum impetu. 
Hoc facto quartus flagellator dieit: 

Jhesus, nym daz cepter in die hand. 


Et tunc ostendunt Jhesum Pilato. Pilatus dieit ad 
Judaeos: 
Nu horet, ir herren alle glich (A. 4314). 
Et sic Pilatus ostendit eum Judeis cum corona et dieit: 
Ecce homo (A.). 


Nu sehet dissin menschin an. 
Omnes Judei clamant: 
Tolle, Tolle, erucifige eum (A.). 
235. Du salt en cruzigin, das ist zyt. 
Pilatus dieit: 
Waz clage hod er widder en? 
Judaeus dieit: . 
Nu wiltu allerirst recht thun. Bl. 18a. 
Pilatus dieit: 
Gehet her, ir herren, dy do wollin clagin. 
Primus Judaeus dieit: 
Hic dicit: possum destruere templum dei et post tri- 
duum reedificare illud (A.). 
Ich hon von eme gehort dy wort. Bl. 18b. 
Secundus Judaeus: 
240. Ich wel eme nemen syn lebin. 
Pilatus dieit: 
Ir herren, wolde uch nyt besweren. 
Pilatus dieit: 
Nu ist mer ubir clage kont. 
Kaiphas dicit: 
Tolle, tolle, crucifige eum (A.). 
‘Hebe uff und crucige en. 
Fedderwisch dicit ad uxorem Pilati: 
O du edil hoch geborn konigen. 
Uxor Pilati: 
245. Ach herczlibe meyt. Bl. 18b. 
Ancilla dieit: 
Gern, liebe frawe myn (A. 4444). 
Aneilla vadit ad Pilatum et dieit: 
Pilate herre, nu gleube mer (A. 4450). 
Pilatus wäscht seine Hände: 
Pilatus dieit: 
Ir Juden, ir mogit nemen en. 
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Kaiphas pontifex clamat: . 
Sanguis eius super nos et super filios nostros (A.). 
Ab man eme unrecht thud. 


Pilatus dieit: 


. Gebit mir wazzer und eyn tuch. Bl. 18b. 
Hic Ecclesia et Synagoga altercantur in se- 
ecclesia concludit. vgl. bl. 30a. 
Johannes vadit ad Mariam et dieit ei: 

Nu horit, maria, reyne mayt. Bl. 19a. 
Maria dieit: 

OÖ we dir jemerlichen mere. Bl. 19a. 
Moab Judaeus dieit (A.): 

Gangk hir, du armir man. Bl. 19a. 


Maria geht vor Kaiphas, der sie fortgehen heißt: 
Maria dieit: 

Nu hebit sich abir myn leyt. 
Kaiphas dicit: 


. Ge von unß, du bossis wyp. 


Hoc facto Jhesus coronatus spinea corona, imponunt sibi 
erucem. 
Natan dieit: 

Her konigk, das loiß dir wol beheyn (A. 5376). 
Et sic portant cerucem pausatim transeundo sequentibus 
filüis Jherusalem (A.): Pilatus zu den Soldaten. Die 
Schächer werden fortgeführt. Pilatus dieit flagellatori- 
bus (A.): 

Nu horet, ir ritter myn (A. 5420). 
Tercius flagellator dieit: 

Nu mercket, herre, myn sinne (A. 5426). 
Quartus flagellator : 

Gangk an, du armir man und knecht (A. 5432). 


Jesus zur Kreuzigung: 
Popule meus, quid feeci tibi etc. 
Myn libeß volk, nu sage mer? 
Iterum Jhesus procedit modicum et cantat: 
Quia eduxi te per desertum etc. (A.). 
Ich fort dich dorch dy wüstenunge breit. Bl. 19a. 
Jhesus iterum procedit et cantat: 
Quid ultra debui facere etc. 
Was solde ich vorbaß hon getan? (A. 5512). 
Johannes iterum procedit et filiae Jherusalem plangunt et 
clamant, Jhesus stat, et Prima dieit: 
Mich jamert Jhesus, der gerecht man (A. 5522). 
Secunda dieit: 
Ich wel auch, swestir, mit dir klagen (A. 5528). 
Tercia dieit: 


. O we, libe swestir, dir jemerlichen quale. Bl. 19b. 


Quarta dieit: 
Ö we, libe swestir, der jemerlichen noit (A. 5540). 
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Tunc Jhesus convertit se ad illas dieit: 

Ir tochtir von Jerusalem. Bl. 19b. 
Malchus und die Juden kreuzigen: 
Malchus_ dieit: 

Ir herren, radit, wy griffen wer iß an? 


Annas dieit: 
Dan raid kan ich fynden woil (A. 5580). 
Kaiphas dieit: 


270. Du reddest als eyn wyße man (A. 5589). 


272. 


Hie jactant eum super erucem, et sueundus Judaeus 


dieit (A.): 

Gebit her stumpir negil dry. Bl. 19b. 
Faber dieit: 

Hy syn stumpir negil dry. Bl. 19b. 


Et secundus Judaeus percutit clavem ad dextram manım 
et dieit®9: 


272a. Dissin neyl slan ich dorch dyn recht hant (A. 5604). 


Primus Judaeus accipit sinistram manum: 


272b. Dissin neyl slan ich dorch dyn linke hant. 


Et sic tertius Judaeus dieit: 


272c. Dissin neyl slan ich dir durch die fuße (A. 5640). 


275. 


280. 


Primus Judaeus: 

Gehit all hir, fromme lude. Bl. 19b. 
Et sic elevant crucem. Hoc facto undecimus Judeus dieit 
ad latronem sinistrum (A.): 

Gangk her, du armir man. 


Et tunc elevant crucem sinistri latronis. Duodecimus Ju- 
deus dieit ad latronem dextrum: 
Wo bistu, armer schecher? (A. 5676). 


Et sic elevant crucem ipsius latronis: 
Die Soldaten über Jesu Kleider. Primus miles: 
Nu hore geselle wolgemud. Bl. 19b. 
Alter miles dieit: 
Geselle, du hoist gar wore gejehen (A. 5686). 
Tercius miles dieit: 
Sehet, ir herren, wonder groiß (A. 5690). 


Quartus miles dieit: 

Truwen geselle, du hoist auch mynen mut. Bl. 19h. 
Primus miles dieit: 

Ich hebe uns mit den worfiln an. Bl. 20a. 
Secundus miles dicit: 

Dir rog wirt nummer dir. 


Tercius miles dieit: 
Mich duncket, hie wille mer entgehen (A. 5710). 


Quartus miles dieit: 
Dir rock solle werdin mir. 


69 Die ganzen Verse konnte Alsfd. nicht aus Friedbg. haben, da 


Blatt 19b. sie nicht hätte fassen können. Über die Ergänzung vgl. S. 100. 
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Angeli canunt: 
Silete. 
Pilatus Überschrift: 
Nu horit, ir herren, was ich uch sage (A. 5724). 
Sinagoga dieit : " 
Noli scribere rex Judaeorum. 
Pilate, thu das abe gar (A. 5748). 
Pilatus dieit: 

Quod scripsi scripsi. 

Daz ich geschrebin hon und scribe. Bl. 20a. 
Die Juden spotten des Gekreuzigten: 
Jhesus dicit (cantando): 

Pater, dimitte illis, quia nesciunt quid faciunt (A.). 

Ich biddin dich, god vadir myn. 

Secundus Judeus: 
Vach, qui destruis templum dei. 
Wach! bistu dir selbe man. 
Quintus Judeus: 
Si filius dei es, descende de cruce et credimus tibil 
Jesus, mach dich gesunt (A. 5764). 
Annas dieit: 

Si rex Israel es, descende de cruce. 

Bistu eyn konig von Israel (A. 5768). 

Sinister latro dieit: 

Si tu es Cristus, filius dei vivi, salva temetipsum et 

nos (A.). 

Bistu goddes son dir reyne. 

Dexter latro: 

Non times deum? 

Ach geselle, fartistu nicht god? Bl. 20a. 
Jhesus cantat: 

Amen, amen, dico tibi: hodie mecum eris in paradiso.! 

Getruwer frunt, ich sage dir (A. 5786). 

; Deinde Maria cum duabus sororibus suis exeundo cantat 
et Joseph de Arimathia et Nichodemus ducunt Mariam 
virginem. Sed Petrus et Johannes parum manent in 
eodem loco, donec Maria Salome venit ad eos. Et sic 
Maria virgo precedit eos cantando: 

Exiit qui seminat seminare semen suum.... 

Deinde dieit ad Mariam Salome (A.)?° 
Ach geselle, fartistu nicht god? Bl. 20a. 


Maria Salome dieit: 


. Swestir, ich wil gerne noch eme gon. 


Maria virgo dieit: 
Swestir, mer gesche wol adir we. 

Tune Maria Salome vadit ad Johannem et dieit: 
Johannes, liebe Johannes (A. 5830). 

Johannes dicit ad Mariam Salome: 
O we, liebe Maria (A. 5836). 


70 W.:.‘Die Frauen kommen und Johannes, Marienklagen.’ 
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Et sic Johannes et Petrus vadunt ad Mariam. Maria 
dieit Johanni et Petro: 

Eya, liebe Johannes und Petre (A. 5848).71 
Johannes respondit : 

Maria, frawe, ich bidden dich (A. 5858). 
Petrus dieit: 

Maria, du edele konigin. Bl. 20b. 
Maria respondit Petro et Johanni: 

Owe, liebe Peter und Johannes (A. 5878). 
Johannes dicit: 

Szo fochte ich, liebe frawe here (A. 5888). 
Maria dieit: 

Johannes, summer der gude gott (A. 5892). 
Maria dicit ad populum et vadunt simul cum Maria, sci- 
licet sorores duae et duo apostoli: 
Maria spricht zum Volke: 

God segne uch, libin lude. Bl. 20b. 
Maria clamat: 

Großer jamer und klage. 
Deinde Johannes et Petrus cantant: 

Plange virgo quasi plebs mea, ululate pastores etc. 
Johannes dieit rigmum (4.): 

Maria mutir unde magit. Bl. 21a. 
Deinde Petrus recedit et dicit ad Mariam: 

Ganck hen, mutir reyne. 
Maria plangit: 

Owe, owe, dez gangiß. dez ich gen. 
‘Johannes: 

Owe, uß dir Judin huß. Bl. 21a. 
Maria cantat: 

Owe, owe, owe jemerlicher tag (A. 5972). 
Johannes cantat: 

Owe, owe, owe jemmerliche klage (A. 5984). 
Maria cantat: 

Owe, owe, owe der jemerlichen noit. 
Johannes cantat: 

Owe, owe, owe liebe mome myn (A. 6002). 
Maria cantat: 

Owe, owe, owe, was sail ich viel armes wypp? (A. 6018). 
Maria cantat: 

Owe, owe, owe Johannes libe nebe myn. Bl. 21a. 
Maria hie iterum cantat ut supra: 

Owe, owe diz gangiß dez ich geh (A.). 
Maria iterum canit: 

Owe, owe hude! was sail ich (A. 6042. Fundgruben 262, 23). 
Maria iterum cantat: 

Owe, owe, owe der jemmerlichen clage (Fundgruben 263, 6). 
Maria iterum cantat: 


Owe doit! dire noyd. ‘Bl. 21b. 


?1 Mir zweifelhaft, ob in dieser Form. 
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Maria iterum cantat: 

Owe doit dire noyd. Bl. 21b. 
Maria cantat: 

Owe dir leyde, dir tod wel unß scheyden. Bl. 21b. 
Maria dieit: 

Symeonis grymmiß swert. Bl. 21b. 


Jesus Aufruf: 
Jesus cantat submissa voce: 
Mulier, ecce filius tuus (A.). 
Sich wyp, dit ist dir son dyn. Bl. 21b. 
Et deinde dieit ad Johannem: 
Ecce mater tua. 
Johannes, libir nebe myn. Bl. 21b. 
Johannes respondit: 
Gern, Jesus, meynster myn (A. 6118). 
Maria dieit R. ad Salvatorem (Fundgruben). 
Owe, Jhesus, liebez kint min. 
Johannes dieit: 
Maria, liebe mume min (Fundgruben 265, 25). 
Maria alta voce plangit cum manibus: 
Ach myn hercze thut mer alßo we (A. 6152). 
Post hoc Maria stat modicum, Salvator cantat: 


Hely! Hely! lamasabathani. Bl. 21b. 
Idem R.: 

Ach vatir gott, nu sprich (A. 6160). 

Goyd vatir, scheppir myn. Bl. 22a. 


Judaeus dieit”?: 
Ecce Heliam vocat iste. 
Horet, hie ruffet Heliam (A. 6166). 
Maria audita voce Christi plangit acuta voce: 
Owe, owe, ich horte eynen ruff (A. 6172). 
Et sic appropinquat cruci cantando: 
Anxiatus est in me spiritus meus, in me turbatum est 
cor meum. 


Große engeste ich an mir hon. Bl. 22a. 
Deinde Maria plangit: 

Falsche dyt! du prubist nicht. Bl. 22a. 
Salvator secundo cantat. — Hely! Hely! — et subjungit: 

Ach herre vatter myn (A. 6187). ) 

God vatir, scheppir min. Bl. 22a. 


Maria iterum cantat: 

Owe, Owe, ich horte eynen ruff, 
ut supra —: et stat a eruce per aliquod spacium. Deinde 
dieit : 

Owe, ach und we! (A. 6201). 
Et sie cadit in terram et erit amens. Tunc salvator canit 
tercium (A.): 

Hely ! Hely! — (A.). 

Eyß müß an mir volngan. Bl. 22a. 


2 W.: ‘Die Juden, Elias.’ 
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Salvator canit: 
Siccio (A.). 
Mich dorstet nach den frunden min. 
Judaeus unus: 
Hore! en durstet, he trinke gerne. Bl. 22a. 


Et sie dat ei bibere. Salvator canit: 
Consumatum est (A.). 


Nu ist irfoylt zu dissir fryst. Bl. 22h. 


Et immediate Jhesus subiungit cantando: 
In manus tuas, domine, commendo spiritum meum (A.). 


345. In dyne hende, vatir myn. 
Tune Jhesus inelinat caput. Dyabolus stat in eruce 
et fit motus terrae per sonum terribilem: 
* Secundus angelus ascendit erucem, emittens”® 
columbam impellit dyabolum, 
Lucifer venit et dieit ad Sathan: 
* Wer ist dit, wer ist daz? Blättchen 1a. 
Sathan respondit: 
* Here Lucifer, ich ben din knecht Sathanas. 
Lueifer dieit: 
* Waz gehistu dar stan? 
Sathan: 
* Here Lucifer, ich wel deßis menschen sele han. 
Lueifer dieit: 
350. * Hastu den ouch teil daran? 
Sathan: 
* Ich hoffen he solle mir nicht entgan. 
Lueifer dieit: 
* Erkanstu den sin lebin icht? 


Sathan: 

* Neyn ich enkante sin wesin nicht. Blättchen 1b. 
Lueifer: 

* Haid her abir icht sunde? 
Sathan: 

355. * Herre Luzifer, des enkan ich nicht dorchgrunde. 

Lueifer: 

* Wes stehistu, armer, den dar? 
Sathan: 

* Ich doch siner sele nemen war. 
Lueifer: 


- * So stant feste unde stehe. 


73 * V. 346—361 *. Nach W. Blättehen anderer Hand, später 
das hinter Blatt 30 eingeheftete Blättchen von derselben Hand. „Sathan 
läuft zu Lucifer“. 
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Tune primus angelus venit cum gladio evagi- 
nato et dicit: 

* Fluch balde, Sathanas, du boßir wicht. 
Sathanas fugit ad lueiferum et dieit: 

360. * Herre lucifer, ich sagen dir wunderliche mere. 

Lueifer: 

* Sathanas geselle, wes stundestu den da? 
Deinde Judei faciunt coream circa crucem et 
cantant hebrayce. Annas dicit: 

Nu horet, ir herren alle gemeyn. Bl. 22b. 


Malchus dieit: 
Der erbeit mich nyt vordryssen sail (A. 6356). 


Longinus mit dem spere spricht: 


Werlich dir mensche lyt erbeit wol. Bl. 22b. 
Servus dicit: 
365. Stych herre! iß yst czyt. Bl. 22b. 
Longinus dieit: 
Werlichin, du bist goddis kint. Bl. 22b. 


Maria plangit : 

Owe, wer hot syn sper alßo gereyde? (A. 6396). 
Johannes cantat: 

Wo ist nu hen andreas? Bl. 22b. 
Johannes diecit R.: 

Ach, meister min, du küniges art. 


Salvator: 
370. Johannes, lieber neve min.”t 
Johannes: 
Gerne Jesus, meister min. 
Maria: 


Johannes, lieber sun min. 
Maria dieit: 

Owe, Longinus, dir Jude blint. Bl. 23a. 
Deinde ponit Johannes ei gladium ad pectus et Maria 
plangit (A.): 

Maria cantat’: 
Herce brich! swert nu stich! Bl. 23a. 


Deinde fit terrae motus. Tune centurio venit et cantat: 
Vere filius dei erat iste! (A.). 


375. Werlich, daz ist godiß kint. Bl. 23a. 
Maria cantat: 
Owe, myn scheppir, dir ist tod. Bl. 23a. 


‘4 In Alsfd. fehlt nur Fundgrb. 270,8— 270,31. 

75 Die Änderung gegenüber Fundgruben 271, 3 „kint nu sprich“ 
beweist, daß hier die Schlußworte Jesu schon ausgeschieden waren. 
Durch „swert nu stich“ und „Longinus der Jude blint, der stach Jesum, 
min liebyez kint“ ist der Tod des Herrn angedeutet. 
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385. 


390. 
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Johannes: 

Maria, reynes magetin. Bl. 23a. 
Maria: 

Libe Johannes, so gang mit mir. Bl. 23a. 
Maria cantat: 

Nu hebet sich groß weynen. Bl. 23a. 


Tunc Maria ostendit se quasi velit cadere. Tune Jo- 
hannes dieit (4A.): 

Owe, owe dir großin noyd! Bl. 23a. 
Malchus und Kaiphas: 

Nu horet, was ich uch sage (A. 6515). 

Malchus dieit: 

Den schechern brach ich ere beyn (A. 6513). 

Et sic Malchus ascendit crucem probans Jhesum, an sit 
mortuus et dieit (A.): 

Nu horet, ir herren, Jhesus yß tod. Bl. 23b. 
Interim venit Joseph de Arimatia cum centurione ad 
Mariam, ubi sedit modicum a cruce, Joseph dicit (A.): 

Maria, daz du clagist hundirt jar. Bl. 23b. 
Pilatus und Joseph v. Arimathia: 

Et sic Malchus ascendit crucem probans Jhesum, an sit 
mortuus, et dicit (A.): 
Pilate, herre, ich komme zu dir (A. 6541). 


Pilatus respondit: 


Her Joseph edil von Armathie. Bl. 23h. 
Pilatus: 
Sage an, rittir fry. Bl. 23b. 


Centurio dieit Pilato: 

Pilate herre, ich wel dir sagen (A. 6559). 
Pilatus dieit militibus: 

Saget an, ir ritter woilgemutt (A. 6571). 
Primus miles dieit: 


Pilate, ‚richtir herre. Bl. 24a. 
Secundus miles: 
Ja herre, dir rad dunkit mich gar güd. Bl. 24a. 


Tercius miles: 
Herre Pilate, ich wel uch eynen bessirin rad geben. 
Quartus miles: 


In trauwin, herre, daz ist eyn rad güd. Bl. 24a. 
Pilatus dieit ad Joseph: 
Her Joseph, dir bede, die ir begert. Bl. 24a. 


Joseph dieit ad Pilatum: 
Den orlöb sultu mir geben. 
Et sie recedit a Pilato. Angeli canunt Silete et in re- 
versione Nicodemus obviat Joseph et dieit Nichodemus"®: 
Joseph, du getruwer goddes man (A. 6595). 
"6 W.: ‘Nicodemus dabei.’ 
13% 
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Joseph dieit ad Nicodemum: 
Dine hülfe neme ich gern vor güd. Bl. 24b. 


Et sie vadunt ad erucem. Deinde Gabriel dieit: 
Frauwe dich, lieber schecher (A. 6631). 


Et ducit eum ad paradisum. Der Teufel Krentzlin ein 
Schächer. Krentzlin dieit latroni sinistro: 

Gangk an, du armer schecher (A. 6641). 
Schächer clamat: 

Owe und ach, daz ich y wart geborn. Bl. 24b. 
Abnahme vom Kreuz: 
Tunc Joseph et Nichodemus deponunt eum de cruce. 
Chorus cantat responsorium: Velum templi scissum. 
Maria dieit: 

Nichodeme, viel lieber herre (A. 6695). 
Nicodemus: 

Maria, wir wolln dir dissen willen tün. 
Et sic Nicodemus ponit Christum ad gremium Mariae. 
Maria dieit (A.): A 

Byess willkomme eyn licham czart. Bl. 23.77 
Maria dieit Johanni: 

Johannes, liebe son myn. 
Johannes dicit ad Joseph: 


. Joseph von Arimathia (A. 6785). 


Et sic Joseph et Nicodemus ..... . capiunt crucificum de 
gremio Mariae et ponunt eum ad feretrum, portando eum 
ad sepulchrum, et camunt illud responsorium : 

Ecece quomodo moritur justus (A.). 

Et sic ipso sepulto canunt in reditu responsorium : 

Sepulto domino.... (A.). 

Post hoc Maria recedit cum duabus sororibus et apostolis 
Stantes simul modicum. Maria dieit : 

Johannes, wo sallin wir abir hengen? Bl. 24b. 
Et sic Maria recedit cum sororibus et cum aliüs ad locum 
eius. Die Juden bitten Wache bei Pilatus. 
Pilatus dieit: 

Ir Judden, sijt mer wylkommen (A. 6839). 

Rupin Judeus dieit: 

Pilate herre, richtir gutt (A. 6843). 

Pilatus: 


Ir syhit betrubet umme lichte sache. Bl. 25a. 
Annas dieit: 

Herre, uns ist das wol kont (A. 6867). 
Pilatus dieit: 

Sint ir Judin engeste hat. Bl. 25a. 
Primus miles pilati dieit: 

Ir Judden, was gebet er uns ze lone? (A. 6881). 
Wengker Judeus dieit”®: 


?7 W. muß sich verschrieben haben, cf. oben S. 110/111. 


78 W.: ‘Die Soldaten der Wache, mit denen die Juden um die 


Belohnung einig werden. Sie erhalten von Pilatus Erlaubnis zur 
Wache.’ 


- 
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Mer woln uch geben richen solt (A. 6885). 
Secundus miles: 


Wir syn ritter wol bekant. Bl. 25b. 
Kaiphas dieit: 
Nu gehet, ir ritter, hudit wol. Bl. 25b. 


Hie Judei redeunt ad castrum. Tereius miles dieit: 
Nu gnunget uns woil daran (A. 6909). 


Die Soldaten singen: 
a. Wir wollen zu dem grabe gan. 
b. Jhesus dir (wil) uffirstan. Bl. 25b. 
c. Ist daz war, 
d. So syn guldin unße hör. 
Ban sunt circa sepulchrum, quartus miles Pilati 
ieit : 
Ir herren, mer soln wachen dissen nacht (A. 6917). 
Primus miles dieit: 
Ich sagen uch sicherlich (A. 6921). 


Secundus miles dieit: 
420. Ich stryden auch alßo gern (A. 6929). 


Tercius miles dieit: 

Ich bynn genant her Ysingrin. Bl. 25b. 
Quartus miles dieit: 

Ich hore, ir hot uch groißir ding vormeßin. Bl. 25b. 
Primus miles Pilati vocat alios et dieit: 

Nu horet, herre, myn genoßen (A. 6949). 
Secundus miles accipit taxillos et dieit: 

So hon ich dry sehiß tröffen. 


Pilatus mittit servum ad milites et dieit: 
425. Knecht, du salt balde uffstan (A. 6957). 


Servus dieit: 


Herre das ist bilche und recht. Bl. 25b. 
Servus vadit ad milites et dieit: 
Ir herren, mich hat zu uch gesant. Bl. 25b. 


Quartus miles Pilati dieit: 

Der uns disßin toden wil steln (A. 6979). 
Primus miles: 

Woluff, ir heldin und ir reckin. Bl. 25b. 
Der Engel zu den Soldaten am Grabe: 


Silete milites, silete, quoniam destructor inferni dor- 
mit quiete (A.). 


430. Ir herren, loßt uwir schallin syn. Bl. 26a. 
Et statim surgit primus miles et vadit ad Pilatum dicens 
sibi: 


Her Pilate, ich muß uch jehen (A. 6997). 
Pilatus dieit ad militem istum : 

Ir kunnen und ir erwegen (A. 7001). 
Et sie primus miles sumit licenciam coram Pilalo et 
dieit : 

Pilate, lieber herre myn (A. 7007). 
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Pilatus dieit: 
Mynen orlob saltu hon. Bl. 26a. 


Et sie primus miles currit ad sepulerum revelans sociis 
suis praeceptum Pilati, dicens omnibus sedentibus: 
435. Nu horet, myn gesellen alle dry (A. 7019). 
Secundus miles respondit pro omnibus: 
Truwen geselle, die mere syn gutt (A. 7025). 
Auferstehung Christi: Der Engel ruft: 
Dormite, milites dormite! opus domini non impedite.. 
Sloffit ir schechir (?) zu dissir stund. Bl. 26a. 
Deinde secundus et quartus angelus canunt ad Salva- 
torem percuciendo ad sepulchrum officium : 
Exsurge! quare obdormis domine? 
Stant uff, almechtiger gott (A. 7029). 
Tunc secundus et quartus angelus iterum canunt: 
Exsurge, domine, adjuva nos et libera nos. 
Stant uff, du gottes kraft (A. 7029). 
440. Crist ist entstanden.” 
Salvator cantat: 
Resurrexi et adhuc tecum sum, alleluia. 
Ich byn erstanden, als ich hon gesprochen (A. 7043). 
Sextus angelus canit flexis genibus: 
Posuisti super me manum tuam, alleluia 
et dieit: 
Lieber herre Jesu Crist (A. 7057). 
Quintus angelus canit flexis genibus: 
Mirabilis facta est sciencia tua, alleluia. 
Wonderlich ist dyn wysheit (A. 7061). 
Et fit sonus horribilis in inferno. 
Deinde angeli canunt: 
Et ecce terre motus factus est etc. 
Ertbebunge ist geschen. Bl. 26b. 
Salvator canit ante sepulchrum. 
Data est mihi omnis potestas. 
445. Alle gewalt ist mer gesant (A. 7075). 
Tune‘ salvator cum angelis facit processionem ad in- 
fernum cantando® : 
Cum rex gloriae. 
Deinde animae infernales cantant: 
Advenisti. 
Tune Lueifer dieit ad Sathanam: 
Sathanas, was betudet das? (A. 7077). 
Sathanas respondit: 
Luciper her, des biß bericht (A. 7081). 
Lucifer clamat horribiliter : 
Ach sathan, geselle, rigel faste zu. Bl. 26h. 
Sathanas dieit: 
Herre Luciper, des ensyme ich nicht (A. 7091). 


?9 W. schrieb an Hoffmann v. Fallersleben (Kirchenlied, 2. Aufl., 
S. 181): „Auch das Friedberger Passionsspiel hat in seiner Processio 
ludi 8b. duo Angeli canentes ante resurrectionem „Crist ist ent- 
standen‘. 

80 W.: ‘Höllenfahrt’. 


455. 


460. Myn libin, nu gehabit uch wol. Bl. 27a. 


Das Alsfelder Passionsspiel u. die Wetterauer Spielgruppe. 199 


Lueifer dieit: 


. Ach sathan, wy hostu gesehen. Bl. 26b. 


Sathan dieit :°! 
Luciper herre, des biß bericht (A. 7099). 
Deinde angeli canunt: 
Tollite portas, principes, vestras. 
Sextus angelus dieit: 
Ir fursten, thut uff uwer thor! (A. 7123). 
Diaboli respondent: 
Quis est iste rex gloriae cum strepitu? 
Wer ist der konigk der eren ßo rich? (A. 7125). 
Angeli canunt sub tercio tono: 
Dominus virtutum ipse est rex gloriae. 
Quintus angelus dieit: 
Ich sagen uch zu disser frist (A. 7131): 
Deinde Salvator procedit circumeundo a longo canlando: 
Cum rex gloriae. 
Tune animae infernales canunt: 
Te nostra vocabunt. 
Post hoc sextus angelus cantat: 
Tollite portas. 
Et dieit: 
Ir fursten, nu thut uff ewer thore (A. 7133). 
Dyaboli respondent: . 
Quis est iste rex gloriae? 
Angeli canunt sub tercio tono: 
Dominus virtutum ipse est rex gloriae. 
Primus angelus dieit: 
Ich sagen uch nu zu disser frist (A. 7135). 
Luciper videns per fenestram legit sub accentu: 
Quare rubrum est ergo indumentum tuum etc. 
Et dieit: 
Nu du ßo geweldigk bist (A. 7137). 
Salvator canit sub accentu propheciae: 
Torceular calcavi solus, de gentibus non erat vir mecum. 
Et cantat: 
Alpha et ©. ; 
Et dieit rignum: 
Ich byn mentsche und gott (A. 7141). 


Tercius angelus: 
Lucifer, der obirmud. Bl. 27a. 
Tune tercio procedunt cantando: 
Cum rex gloriae. 
Tune animae infernales canunt: 
Tu factus es desperatis. 
Angeli cantant: 
Tollite portas. 
Jhesu trudente ianuam inferi, et aperietur. 
Salvator dieit: 


81 Da in einer Dirigierrolle, wie die Alsfd. D.-R. zeigt, die latei- 


nischen Gesänge und die Spielanweisungen zusammengeschrieben sind, 
ist die Seite nicht so übermäßig voll, wie es bei dem Abdruck, wo 
die beiden getrennt wurden, scheint. 
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Tunc omnes angeli canunt alla voce: 
Advenisti usque te nostra. 

Adam dieit: 
Byß wyllekomme, libir herre so here. Bl. 27a. 

Et post hoc vwertit se ad Evam et dicit: 
Nu frawe dich, ‚Eva, du frawe min. 

Adam et Eva eum aliüs cantant: 
Gloria tibi trinitas. — 

Deinde Eva dicit ad Salvatorem: 
Gebenediget sistu, worhafftiger gott (A. 7182). 

Isaias dieit : 
Ich heysse Isaias (A. 7189). 

Symeon propheta dieit: 


. Ir herren, ich heyssen Simeon (A. 7197). 


Johannes: 
Johannes der tauffir heyssin ich. 
Salvator dieit ad Luciferum: 
Lucifer, yß ist zu vijl. Bl. 27b. 


Salvator vocat angelum primum ad alligandum dyabo- 
lum et dieit (A.): 
Wo bistu nu, Michael, myn engil clar? 
Primus angelus dieit ad Salvatorem: 
Myn herre und myn gott (A. 7239). 
Et sie intrat ad infernum et dieit ad Lueiferum: 
Wol hir, du boßir valant! Bl. 27b. 


Salvator vocat salvandos et dieit cantando: 
Venite, benedicti patris mei. — 


Gehyt her, ir gebenedigit an myne hant. Bl. 27b. 
Ad maledictos dieit: 

Blibet, ir vorfluchten, yn der ewigen pyn (A. 7255). 
Tune animae infernales cantant: 

Miserere, miserere populo tuo. 


Wer biddin dich, liebe herre, so here. 


P Jhesus cantat sub accentu evangelü: 

Amen, Amen, dico vobis, nescio vos. 

Vorware ich enweyß nicht wer er syt (A. 7267).82 
Et sie diaboli claudunt infernum. Et perditae 
animae clamant in infero. Secunda anima dieit 
scil. in sinistro latere: 

* Owe, die thüfel thun uns alßo we! 
Salvator non advertit; vadit cum suis, qui can- 
tant in via „Jesu nostra redempeio etc.“ unum 
versum. Et post primum versum secunda 
anima infernalis extendit caput ultra ianuam 
inferni et clamat post salvatorem et dieit: 

* Owe, owe und ummer mere! 
Et exit, cui Adam respondit: 


* Man gant der des weges woil. 


82 W.: ‘Zettel von späterer Hand, was bei Vilmar Zs. 3, S. 517 


nach 196 bis Schluß’. 
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Tune dyabolus scilicet Lisegangk invadit istam 
animam reducens eam ad infernum et dieit: 

* Du enferest alßo von hynnen nicht. 

Deinde anima prima stans in porta inferni cla- 
mat: Miseremini mei! miseremini mei saltem 
vos ete. Et dieit: 

* Nu helffet, frunde und mage. 

Tunc salvator procedit cum suis ad celum. 
Qui canunt „Gloria tibi domine, qui surrexisti 
a mortuis ete.“. Et Eva dieit stans in porta celi: 

* Gelobet systu, milder crist! 

Lärm der Juden über die Auferstehung. Klagen 
derselben vor Pilatus. Soldaten vor Pilatus. 
Kaiphas dieit: 

Ir herren, eyss yst hude dir dritte tagk. Bl. 28a. 
Sinagoga dieit Cayphe: 

Her Caiphas, das wirt gar gutt (A. 7303). 

Tune primus Judeus dieit: 

Caipha, lieber herre (A. 7307). s 
Caiphas dieit: 

So gang unde loß dir daz zauwen. Bl. 28a. 
Tune primus Judeus currit ad sepulchrum et invenit 
eos dormientes et festinanter revertitur ad (aipham 
et dieit: 

Woffen her, woffen! 

Annas respondit: 

Woffen disßer groisßen swere ! (A. 7319). 
Caiphas dieit : 

Woluff balde, junge und alt! (A. 7325). 

Tunc vadunt ad sepulehrum cantando hebraycum, et 
Caiphas percutit secundum militem et dieit: 
Eya ritter Samaroth ! (A. 7333). 
Milites vigilantes de sompno, secundus miles dieit: 
Ir herren, fart schone (A. 7345). 
Caiphas dicit ad istum militem: 

Her Samaroth, ir solt uwer clagen lan (A. 7351). 

Tune milites et omnes Judei veniunt ad Pilatum angelis 
cantantibus Silete. Quibus Pilatus dieit: 

Ir herren, syt mer wylkommen alle (A. 7363). 


Cui Caiphas dieit : 
Her Pilate, loiß uns dir klagen (A. 7363). 


Pilatus dieit ad milites: 
Saget mer, ir herren, was ist uch gescheen? (A. 7371). 
Tercius miles ysingrin dieit: 
Pilate, loiß dir nicht weßen leyt (A. 7377). 
Pilatus dicit ad Judaeos: 
Ir juden, loßit ubir clagin. Bl. 28b. 
Sinagoga dieit Pilato: 
Solde uns das nit weßen zorn (A. 7399). 


Quartus miles statim dieit: 
Ir herren, griffet an uwer swert (A. 7403). 
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Et congrediant et percuciunt se mutuo. Postquam ces- 
saverunt, Pilatus dieit: 

Was ist do? was ist do? (A. 7411). 
Sinagoga dieit Pilato: 

Herre Pilate, wir virdenken dich sere. Bl. 28b. 
Pilatus dieit : . 

500. Ir herren, loißet uwer clagen (A. 7421). 

Annas dieit: 

Pilate, lieber herre ßo here (A. 7439). 
Secundus miles : 

Darumb, das mer behalden die habe (A. 7449). 
Pilatus cantat sub quinto tono: 

Letatus sum in his — et dieit (A.): 


Ich bin erfrauwit dorch dy wort. Bl. 28b. 
Servus pilati etiam cantat sub quwinto tono: 

Fiat pax in virtute — et dieit: 

Herre, dyn gewalt brenget zü. Bl. 28b. 
Lucifer ascendit doleum concludendo ludum et 
dieit: 

505. Sathan, du getruwir knecht... .8 
Ineipit registrum rigmorum diabolorum lueifer 
corisando diabolos Lucifer dieit®: _ Bl. 29a. 

Wol her, wol her, alle helsche her! 

Lueifer subjungit dicendo: 

Ach, ir helleroddin. 

Tune omnes diaboli cantani circumeundo do- 
leum: 

Lucifer, Lucifer in dem trone. 

Tune Lucifer dieit: 
Eya, welch ein gud sang! 
Lueifer subjungit dicendo: 
510. Ouwe, Ouwe hoffard und mud. 
Lucifer subjungit dicendo: 

Neyn, neyn, ich lige. 

Lueifer iterum subjungit dicendo: 

Nu radit, lieben frunde und knechte. 
Lueifer iterum subjungit dicendo: 

Ich han auch wol vernommen. 

Et dieit: 
Wo bistu knecht Sathanas? 
Sathanas respondit: 
515. Hie bin ich, Lucifer here. 
Lueifer dieit: 
Dang habe, Sathanas, myn lieber knecht. 





83 Vgl. Hess. Weihnachtsspiel, Froning a. a. O., S. 937. Weigand: 
‘Schluß’. 
8 W.: ‘Blatt 29a, andere aber alte Hand’. 
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Lueifer dieit ad Krentzelin: 

Wo bistu, Krenezelin, liber knecht? 
Krentzelin dieit: 

Herre Lucifer, ich bin alhie. 
Lueifer respondit: 

Krenezelin, des habe dang nu und ummer men. 
Lueifer dicit ad Fedderwesch: 


. Wo bistu, knecht fedderwisch ? 


Fedderwisch dicit: 
Hie ben ich, Lucifer, herre myn. 
Lueifer dieit: : 
Fedderwesch, des saltu habin stang. 
Lueifer dicit ad Schorcemage: 
Wana, wana Schorczemage! 
Schorezemage dieit: 
Herre Lucifer, ich bin eyn solich knecht. 
Lueifer dieit: Bl. 29h. 


. Schorczemage, bistu der? 


Lucifer ad Snyngkensnabel: 
Snyngkensnabel, wes stehistu hir? 
Snyngkensnabel dicit: 
Herre Lucifer, ich sage dir. 
Lueifer respondit: 
Habe dang Snyngkensnabel, lieber knecht. 
Tunc lueifer subjungit illum longum rigmum: 


Brengit her babist und cardinal. Bl. 29b. 
Eecclesia dieit: Bl. 30a.® 
Swiga!l Swiga! ich wil der baz komen. 


Synagoga dieit: 

He! He! He! sulte ich dez nit lachen. 
Eeclesia dieit: 

Ach, ir verstogten Juden. 


855 W.: ‘Wieder andere spätere Hand, verschieden von Fichard’, 


» 8. 159. 
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teütsche Schauspiele, Quedlinburg und Leipzig 1841 (Bibliothek der 
ges. deutsch. Nat.-Lit., Bd. 21). 
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Bd. 34). 
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Redt. Osp. = Redentiner Osterspiel, herausgegeben von Froning, D. Nat.- 
Lit., 14, 1. 
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Das Zuständigkeitswesen und der Zuständigkeits- 
streit in der Landgrafschaft Hessen-Darmstadt 
(1567 — 1803). 


Ein Beitrag zur Geschichte der hessischen Behörden, 
insbesondere der Gerichtsbehörden 


von 


Otto Zentgraf. 





Einleitung. 


Die Behördenverfassung der Landgrafschaft Hessen- 
Darmstadt ist deshalb so wenig bekannt, weil die älteren 
hessischen Verordnungen im Drucke gesammelt nicht vor- 
liegen. Das Bedürfnis nach einer solchen Sammlung hat 
sich zwar schon im 18. Jahrhundert wiederholt geltend ge- 
macht. Von den Kompilationen oder Sammlungen, die die 
Landgrafen anordneten, kam aber keine so weit, daß sie 
im Druck erscheinen konnte.! 


! Im Druck erschienen sind: Sammlung der wichtigeren bis zum 
Jahre 1800 in Beziehung auf Zivilrecht, Kriminalrecht, Justizverwaltung 
etc. erlassenen hessischen Verordnungen, Ausschreibungen etc. im Auszug. 
Darmstadt 1827. Vorwort unterzeichnet H. W. Spamer. Die Sammlung 
von Auszügen ist wichtig, insbesondere, weil der Verfasser die sogenannte 
Höpfnersche Sammlung benutzt hat. Handbuch der Großherzoglich hessi- 
schen Verordnungen, vom Jahre 1803 an, von K. Chr. Eigenbrodt, 4 Bände, 
Darmstadt 1816. Das Handbuch ist mit Unterstützung der Staatsbehörde 
gearbeitet und enthält außer wichtigeren Einzelheiten über die im Jahre 
1803 erfolgte Neuorganisation Hessens viel Wertvolles aus der Zeit vor 1803. 

Alle wichtigen hessischen Verordnungen aus der Zeit vor 1803 sind 
einzeln im Druck publiziert und zum Teil wiederholt aufgelegt. Samm- 
lungen dieser einzeln gedruckten und der ungedruckten Verordnungen sind 
vorhanden im Großh. Haus- und Staatsarchiv in Darmstadt. Es findet 
sich da eine aus Ablieferungen der Registraturen zusammengekommene, 
chronologisch geordnete Sammlung, die im Nachfolgenden meist zitiert 
wird. Daneben besteht eine umfangreiche Sammlung nicht chrono- 
logisch geordneter Verordnungen, die, soweit sie diese Arbeit betrifft, 
nur Doubletten enthält. 

Offizielle Sammlungen sind im Laufe der Zeit von den Land- 
grafen wiederholt angeordnet worden. Die wichtigste ist dem im 
Jahre 1797 verstorbenen Hess. Obertribunalrat Höpfner bei seiner Be- 
rufung nach Darmstadt (1780) aufgetragen worden. Der Tod hielt 
ihn von der Herausgabe des Sammelwerks ab. Sein Nachfolger, Geh. 
Rat Schneider, ist wohl neben seinen anderen zahlreichen Dienst- 
geschäften zur Vollendung der Arbeit nicht gekommen. Unter den 
Kriegsläuften, die zur Auflösung des Reiches führten, und bei der im 
Vordergrund des Interesses stehenden Neuorganisation des Landes 
blieb die Arbeit unvollendet. Die Höpfnersche Sammlung habe ich 
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Deshalb ist es unumgänglich für den, der die Rechtsge- 
schichte Hessens im 17. und 18. Jahrhundert kennen lernen 
will, Akten zu lesen. Trotz mancher Barbarei in der Be- 
handlung dieser Niederschläge des Amtslebens vergangener 
Zeit, die man zu beklagen hat, ist das vorhandene Material 
enorm.® Aber es ist wunderbar reichhaltig und ergibt ge- 
rade für die hessische Behördenverfassung soviel, daß im 
Nachstehenden der Versuch gemacht werden konnte, aus 
den hessischen Akten allein ein Bild der Behördenverfassung 
der Landgrafschaft zu zeichnen. 

Die verwerteten Akten sind zum größten Teile unbe- 
kannt. Diese Tatsache hätte ihre vollständige Wiedergabe 
gefordert. Äußere Gründe ließen dies jedoch ausgeschlossen 
erscheinen. Um den dadurch hervorgerufenen Mangel mög- 
lichst auszugleichen, wurde das Hauptgewicht darauf ge- 
legt, die Quellen selbst reden zu lassen? Nahm man da- 
mit eine gewisse Schwerflüssigkeit mancher Stellen des 
Textes in den Kauf, so war es doch andererseits das einzige 
Mittel, um bei gedrängter Darstellung dem Leser ein un- 
mittelbares Bild der geschilderten Zeit zu verschaffen. 

Die Arbeit ist das Bruchstück einer größeren Unter- 
suchung, die der Geschichte des Kompetenzkonflikts in 
Hessen galt. Sie ist dieser Untersuchung erster Teil und 
hatte die Aufgabe, die äußere Entwicklung der hessischen 
Behördenverfassung, den Prozeß der Differenzierung aus 
den einfachsten Grundtypen der inneren Staatsverfassung 
zu komplizierteren neuzeitlichen Behördenformen zu skiz- 


unter den zurückgelegten Akten des Großh. Oberlandesgerichts mit 
Hilfe des Herrn Registrators Pfeiffer gefunden. Inzwischen soll ihre 
Überführung ins Staatsarchiv veranlaßt worden sein. 

2 Der Verfasser benutzte neben den Beständen des Großh. Haus- 
und Staatsarchivs in Darmstadt (abgekürzt: St.-A. D.) die Bestände des 
Groß. Justizministeriums (abgekürzt: J.-M.) und des Großh. Ministeriums 
des Innern (abgekürzt: M. d. I.). Herangezogen wurden auch Akten des 
Marburger Königl. Staatsarchivs (abgekürzt: M.). Die Akten liegen alle 
im oberen Stockhaussaal (abgekürzt: O. St.-S.). — Unter den erwähnten 
beklagenswerten Aktenverlusten steht die Einstampfung der hessischen 
Kammergerichtsakten obenan. 

3 Die Wiedergabe der Quellen erfolgt, soweit dieselben im Druck 
erschienen sind, in der Form, wie sie an der zitierten Stelle abgedruckt 
sind, also in buchstäblichen Zitaten. Die Wiedergabe ungedruckter 
Quellen ist unter tunlicher Anlehnung an die Worte des Textes in neu- 
deutscher Schreibweise geschehen. Die Wiedergabe der zum Teil von 
dem Schreiber abhängigen Orthographie wurde als unwichtig unter- 
lassen. Wiedergaben in Anführungszeichen bedeuten wörtliche Zitate, 
Wiedergaben ohne Anführungszeichen sind in großer Zahl da erfolgt, 
wo unter tunlichster Anlehnung an die Sprechweise des Textes ein 
Auszug der Quelle gegeben wurde. 
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zieren. Daneben sollte der Versuch gemacht werden, die 
Entwicklung der Grundsätze des Verfassungsrechts zu be- 
obachten, die die begrifflichen Vorraussetzungen zur Ent- 
stehung eines Kompetenzkonfliktes sind. 
Kompetenzkonflikt nennen wir den Zuständigkeitsstreit 
zwischen den verfassungsmäßig unabhängigen Gerichten 
einerseits und den übrigen Staatsbehörden andererseits um 
die Zulässigkeit des Rechtswegs.* Wir erkennen schon aus 
dieser Definition, daß die Vorgeschichte dieses wichtigsten 
aller Zuständigkeitsstreite auf die Geschichte des Zuständig- 
keitswesens und insbesondere des Zuständigkeitsstreits über- 
haupt eingehen muß. Die Schilderung des Zuständigkeits- 
wesens ist aber nichts anderes als eine Schilderung der 
Behördenverfassung, die nur von einem besonderen Ge- 
sichtspunkte aus betrachtet wird. Andererseits muß der 
Versuch unternommen werden, in der älteren Behördenver- 
fassung die Anfänge der Erkenntnis von der Notwendig- 
keit der Unabhängigkeit des Richters nachzuweisen, denn 


4 Die Tätigkeit des Staates, allumfassend wie der Staatszweck 
selbst, wird in abgegrenzten Geschäftskreisen erledigt. Subjekt der 
Tätigkeit in jedem Kreise ist stets der Staat. Um diesen aber in den 
verschiedenen Richtungen seiner Tätigkeit unterscheiden zu können, 
denkt man sich für jeden Geschäftskreis ein besonderes Subjekt als 
Träger der dort verhandelten Staatsaufgaben, die Behörde. Die Tätig- 
keit der Behörde beschränkt sich also auf ihren Geschäftskreis, so 
lautet die Umkehr der vorstehenden Sätze. 

Die Rechtsregeln, die die Geschäftskreise der Staatsbehörden ab- 
grenzen, bilden das materielle Zuständigkeitsrecht. 

Von einem Zuständigkeitsstreit spricht man, wenn über die An- 
wendung materiellen Zuständigkeitsrechtes auf den Einzelfall wider- 
sprechende Meinungen entstehen, sofern von den streitenden Be- 
hörden nicht die eine die Auslegung des Zuständigkeitssatzes für 
die andere maßgebend bestimmen kann. Der Zuständigkeitsstreit 
ist also unendlich mannigfaltig und in soviel Varianten denkbar, als 
einzelne Staatsbehörden in Beziehung zueinander treten können. 

In jeder fortgeschrittenen Behördenordnung wird der Zuständig- 
keitsstreit als Hindernis der Geschäftserledigung empfunden werden. 
Deshalb hat das Recht Normen gebildet, welche die Verhinderung 
von Zuständigkeitsstreitigkeiten und ihre möglichst rasche Beseitigung 
zum Zwecke haben. Diese Normen bilden das formelle Zuständig- 
keitsrecht. 

Im modernen Staatsleben werden Zuständigkeitsstreitigkeiten 
regelmäßig dadurch erledigt, daß die im Instanzenzug höhere und 
vorgesetzte Behörde der streitenden Behörden diesen die Auslegung 
des materiellen Zuständigkeitsrechtssatzes autoritativ bestimmt. Diese 
Regel versagt da, wo eine gemeinsame Öberbehörde nicht besteht, 
in dem Falle des Streites eines durch die Verfassung für unabhängig 
erklärten Gerichts mit einer anderen nicht richterlichen Staatsbehörde. 
Dieser Zuständigkeitsstreit hat daher seine besonderen Eigentüm- 
lichkeiten, er wird technisch als Kompetenzkonflikt bezeichnet. 

14+ 
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dieser Verfassungssatz bildet die Voraussetzung für die Ent- 
stehung eines Kompetenzkonflikts.5 
Wir sehen also, daß die Vorgeschichte des Kompetenz- 
konflikts in einem Staat zweierlei geben muß: 
1. die Grundzüge einer Behördengeschichte, vor allem 
der Gerichtsbehörden ; 
2, die Entwicklungsgeschichte des Rechtsstaatsge- 
dankens. 


Von einer selbständigen Landgrafschaft Hessen-Darm- 
stadt reden wir seit dem Tage, da Georg I., Philipps des 
Großmütigen jüngster Erbe, in seine landgräfliche Residenz 
Darmstadt einzog, seit dem 15. Juli 1567.8 

Georg schuf in dem ihm zugefallenen Lande keine neue 
Organisation, sondern baute auf der Verfassung auf, die 
das ihm zugefallene Land zu seines Vaters Zeiten gehabt 
hatte. 

Die Obergrafschaft Katzenelnbogen hatte unter einem 
Oberamtmann gestanden, einem adeligen Diener, der mit 
der Machtfülle des Statthalters bekleidet war. Das Land 
war in Ämter geteilt, die Gerichtsbezirke der Schlösser in 
Darmstadt, Auerberg, Dornberg, Lichtenberg und Rüssels- 
heim. Die Verwaltung des landesherrlichen Regiments ge- 
schah durch adelige Burgmannen dieser Schlösser als 
Amtleute und durch die Keller (dapiferi).” Diese hegten 


5 Das heißt nicht, daß eine Konstitution, also eine Urkunde, 
die die Rechte des Volkes neben denen des Herrschers verbrieft, 
vorhanden sein muß, aber es heißt soviel, daß in einer für die 
Herrschenden wie die Beherrschten bindenden, wenn auch nicht er- 
zwingbaren Form der Rechtssatz anerkannt sein muß, daß die Ge- 
richte, soweit sie eine rechtsprechende Tätigkeit entfalten, von anderen 
Motiven als denen eines für alle gleichartigen Fälle gleicherweise 
maßgebenden Rechtes nicht bestimmt werden dürfen. 

Tatsächlich fällt denn auch der Zeitpunkt, in dem dieser Rechts- 
satz anerkannt wird, nicht mit dem Tage der Errichtung der hessischen 
Verfassung zusammen. Dies beweist das hessische Kompetenzkonflikts- 
gesetz vom Jahre 1814. Dies beweist auch die zur Vermeidung 
aller Kollisionen zwischen den Justizkollegien und den übrigen Staats- 
behörden im ersten ÖOrganisationsedikte von 1803 aufgestellte Norm : 

„So oft Streit entsteht oder die Frage ist, ob der vorkommende- 
Fall unter ein vorhandenes allgemeines oder spezielles Gesetz sub- 
sumiert werden müsse oder nicht, muß die Justizbehörde entscheiden“. 

6 Georg der Fromme, Denkschrift des Historischen Vereins für 
das Großherzogtum Hessen, Darmstadt 1896, S. XII u. XIll. 

? Rommel, Geschichte von Hessen, Bd. V, S. 421, IX, S. 387f.; 
über die Amtsstellung dieser Beamten siehe Stölzel, Die Entwicklung 
des gelehrten Richtertums in deutschen Territorien, Bd. I, S. 147f, 
besonders S. 151; Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte,. 
Leipzig 1907, $ 50, S. 623£. 
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für den Gerichtsherrn Stadt-, Land- und Zentgerichte, vor 
denen Bürger und Bauern Recht nahmen. Die privile- 
gierten Stände gingen an das Hofgericht nach Marburg, 
das bereits 1500 begründet war und nach Philipps Tode 
von den Erben zu gesamter Hand bestellt und erhalten 
wurde. Über dem Hofgericht hatten die Erben ein Samt- 
revisionsgericht geordnet zur Entscheidung über die Appel- 
lationen, die gegen die Urteile des Hofgerichts an der 
4 Fürsten Person eingelegt wurden. 

Die einzige erhebliche Änderung des bestehenden Zu- 
standes war also die, daß Georg in Darmstadt eine Kanzlei 
errichtete und dafür einige gelehrte Räte berief. 

Diese Behördenverfassung war im wesentlichen allen 
hessischen Landen gleich. Sie findet sich deshalb in dem 
Entwurf einer Landesördnung, den die 4 Brüder in Hessen 
bald nach Philipps Tode erließen, für alle Grafschaften dekla- 
riert. Dieser Entwurf zählt als Gerichte auf®: 

1. Stadt-, Land- und Zentgerichte in Städten und Dörfern, 

2. unser gemein Hofgericht zu Marburg, 

3. ferner unser Fürsten Kanzlei, 

4. unser gemein Revisionsgericht in Kassel. 

Derselbe Entwurf bestimmt von den Untergerichten: 

Bürger und Bauern sollen ihre erste Instanz bei den Stadt-, 
Land- und Zentgerichten haben, darunter ein jeder gesessen ist. 
Diese sollen, wie bisher gebräuchlich gewesen, besetzt werden, 
in der Stadt mit Bürgermeister und Ratspersonen, auf dem 
Lande aber mit Land- und Zentschöffen. Die Beamten aber 
sollen jedes Orts solche Gerichte in der Fürsten Namen und 
wie es Herkommen ist, hegen und halten. 

Für unsere Zwecke können wir bei der Darstellung der 
Hessen-Darmstädtischen Behörden- und Gerichtsverfassung 
die Ämter und die Untergerichte ausscheiden. Das Schwer- 
gewicht der Entwicklung liegt bei den Oberbehörden, für 
die Gerichtsverfassung in den gelehrten Gerichten. Die Ver- 
fassungsgrundsätze, die bei den ÖOberbehörden entwickelt 
sind, werden auf die Unterbehörden einfach übertragen, 
“ die ungelehrten Gerichte aber sterben in den zwei geschil- 
derten Jahrhunderten nach und nach ab, bis am Ausgang 
der Entwicklung die ganze lokale Staatstätigkeit in den 
Händen rechtsgelehrter Amtleute liegt, die die Geschäfte 


8 St.-A. D., II, 1. Konv. 3, Entwurf einer Landesordnung der 
4 Brüder in Hessen. Siehe Anm. 57 zu $ 1. Das Zitat rührt aus 
Kap. III und IV der Ordnung. Vom Hofgericht und der Kanzlei 
sprechen Kap. XVI und XVII. 
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des Richters, des Verwaltungs- und oft auch des Finanz- 
beamten in einer Person versehen.’ 

Die wichtigste Behörde für die Geschichte der inneren 
Staatsverfassung Hessens ist die Kanzlei. In gewissem 
Sinne ist sie die Urzelle des gesamten modernen Behörden- 
wesens, denn aus ihrem Verband haben sich nicht nur die 
modernen Ministerien und kollegialen Regierungsbehörden, 
sondern auch die kollegialen Gerichte, das Oberappellations- 
gericht als oberstes Gericht und die modernen Hofgerichte, 
entwickelt. 

Neben der Kanzlei und, wie wir sehen, nach heftigem 
Kampf um die Vorherrschaft der einen oder anderen Be- 
hörde verlieren die Samtgerichte bald jede Bedeutung. 
Ihnen gebührt nur deshalb volle Aufmerksamkeit, weil ohne 
ihre Geschichte der Entwicklungsgang der Kanzlei als Ge- 
richtsbehörde nicht zu verstehen ist. Außerdem gibt ihre 
Geschichte die natürliche Anknüpfung an die Gerichtsver- 
fassung zu Philipps des Großmütigen Zeit. 

Unsere Untersuchung ist deshalb zunächst dem Hof- 
gericht in Hessen gewidmet. Wir setzen im Jahre 1500 ein 
und charakterisieren seine Stellung in der Zeit, da es das 
einzige gelehrte Gericht des Landes war. Hier können wir 
uns auf Ergänzung früherer Untersuchungen beschränken. 

Dann wird uns aber hauptsächlich die Kanzlei be- 
schäftigen, und nachdem wir über ihren äußeren Entwick- 
lungsgang uns Rechenschaft gegeben haben, werden wir 
unsere Untersuchung mit einer Darstellung der in der über- 
blickten Epoche geltenden Grundsätze der inneren Ver- 
fassung, insbesondere der Rechtspflege, schließen.1° 





9% Handbuch der Großh. hessischen Verordnungen vom Jahre 
1803 an, von K. Chr. Eigenbrodt, Darmstadt 1816, Bd. I, $ 36, S. 107. 

10 Die einleitenden Zeilen kann der Verfasser nicht schließen, 
ohne einen kurzen aber herzlichen Dank an alle die zu sagen, die 
anregend und fördernd bei der Arbeit geholfen haben. Den Herren 
Professor Dr. Mittermaier und Geheimrat Professor Dr. Schmidt in 
Gießen danke ich neben der Anregung ihren wertvollen wissenschaft- 
lichen Rat. Die Herren des Großh. Haus- und Staatsarchivs, des 
Königl. Archivs in Marburg und die Herren Ministerialregistratoren 
des Großh. Ministeriums des Innern, des Großh. Justizministeriums 
und des Großh. Staatsministeriums, sowie die Großh. Hofbibliothek 
in Darmstadt haben mich in liebenswürdigster Weise unterstützt. 
Besonderen Dank habe ich aber Herrn Dr. J. R. Dieterich, dem 
Großh. Haus- und Staatsarchivar in Darmstadt, zu sagen, ohne dessen 
aufopfernde Unterstützung und Führung mir die Fertigstellung der 
Arbeit unmöglich gewesen wäre. 








I. Teil. 


81. 
Das Hofgericht in Hessen. 


Gerade die Epoche des Hofgerichts, in der ihm in der 
hessischen Gerichtsverfassung eine beherrschende Stelle zu- 
kam, die Zeit der Vereinigung aller hessischen Lande unter 
Wilhelm II. und seinem Sohne Philipp dem Großmütigen, 
ist seither nicht ausreichend erforscht worden. Unter allen 
Arbeiten hat sich eine Untersuchung Ledderhoses im vierten 
Bande seiner kleinen Schriften am gründlichsten mit den 
Institutionen dieses Gerichts befaßt. Sie gibt aber nur eine 
kurze historische Entwicklung und stellt die Verfassung des 
Gerichts im wesentlichen nur auf Grund der jüngsten Hof- 
gerichtsordnung von 1673 dar. Auf dem Boden dieser Unter- 
suchung stehen alle anderen Arbeiten. Dies gilt von dem, 
was Stölzel in seiner Entwicklung des gelehrten Richter- 
tums darbietet, und ebenso von einer neueren Marburger 
Dissertation. Die Arbeiten von Kopp: und Estor® und die 
allgemeingeschichtlichen Werke füllen die Lücken nicht aus. 

Ein glücklicher Fund setzt uns in die Lage, auf neuer 
Grundlage die Verfassung des Hofgerichts in jener Zeit etwas 
eingehender schildern zu können. Er sei zunächst be- 
schrieben. 

Quellen: 

Im Großherzoglichen Haus- und Staatsarchiv in Darm- 

stadt befindet sich unter I. Hessen-Kassel, Konv. 34, ein 


1 Keck, Herm., Die Entwicklung des Oberappellationsgerichts zu 
Kassel, Marb. Diss. 1906. 

2 Kopp, K. Ph., Ausführliche Nachricht von der älteren und neueren 
Verfassung der geistlichen und Zivilgerichte in den hessen-kasselischen 
Landen, II Tle., Kassel 1769/71. 

3 J. G. Estor, Electa iuris publici Hassiaci, Frankfurt 1752. I. Origines 
iuris publici Hassiaci. II. Elementa iuris publici Hassiaci hodierni. 
III. De comitiis et ordinibus Hassiae. 

4 Besonders v. Rommel, Geschichte von Hessen, Gotha 1820—1858, 
Teil III, S. 169, und Band V, S. 173£. 
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Pergamentband mit der Überschrift: „Alte Ordnungen des 
Hofgerichts. Hierin ist auch ein unvollzogen Koncept ver- 
besserter Gerichtsordnung, so etwa D. Johannes Klotz, 
Kanzler zu Marburg, aufgesetzt“. Der Band enthält ver- 
schiedene Abschriften von Verordnungen, die unbekannt 
geblieben sind, da sie sich im Marburger Königlichen 
Staatsarchiv nicht zu finden scheinen. Nach dem Register 
folgen sich: 

1. Fürstliches Reskript ans Hofgericht zu Marburg, 
Kassel, Sonntag nach Lucia 1524. 

2. Die Hofgerichtsordnung von 1524. 

3. Die Ordnung der Hofgerichtsprokuratur von 1548. 

4. Wiedererneuerung und Bestellung des Hofgerichts 
1552. 

5. Verbesserung des Hoj/gerichts vom 13. Oktober 1553. 

6. Ordnung, so von Hofrichter und Urteilsprechern 
selbst gefaßt worden, 1563. 

7. Vergleichung der vier Herren Gebrüder Fürsten zu 
Hessen übers Hofgericht Grünberg, 8. Juni 1567. 

8. Vergleichung der vier Herren Gebrüder Fürsten zu 
Hessen übers Hofgericht Kassel, 29. August 1567. 

9. Abschied der vier Gebrüder Fürsten zu Hessen, be- 
treffend die Erhebung der Tranksteuer, Hofgericht und Re- 
visionsgericht Kassel, 29. August 1567. 

10. Vergleichung übers Hofgericht vom 29. August 1578. 

11. Weiland Herrn D. Klotzen, gewesenen Kanzlers zu 
Marburg, 1579 verfaßte, jedoch zu keiner. Vollständigkeit 
gelangte Ordnung. y 

Daß diese Ordnungen in Geltung gewesen sind, tun die 
folgenden Akten dar: 

In dem Aktenbande, der den Pergamentband mit den 
Ordnungen enthält, findet sich folgende Korrespondenz: 
Georg Il. von Hessen-Darmstadt fordert im Jahre 1627 von 
dem Registrator Keller beim Hofgericht in Marburg vor 
einer Beratung, die mit Kasselischen Deputierten über eine 
neue Hofgerichtsordnung gepflogen werden sollte, die beim 
Hofgericht vorhandenen Ordnungen, Vergleiche und Ent- 
würfe ein. Georg zählt da auf: die im Jahre 1576 gemachte 
Hofgerichtsordnung, die Vergleiche aus dem Jahre 1567, so- 
wie den Entwurf des D. Klotz. Keller schickt darauf mit 
zwei Begleitschreiben die Hofgerichtsordnung von 1552, 
die von 1524, die Abschriften der Vergleiche von 1567 und 
1578, sowie den Entwurf des D. Klotz. Daraus geht her- 
vor, daß die. Ordnung von 1552 als Rechtsquelle für das 
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Hofgericht angesehen wurde. Sie wird zum Unterschied 
von dem Entwurf des Jahres 1579 ausdrücklich als Ord- 
nung bezeichnet. 

Die Gültigkeit der „Ordnung, so Hofrichter und Urteil- 
sprecher selbst gefaßt‘, vom 28. Juni 1563 ergibt sich aus 
einem späteren Schriftstück. Sie findet sich dort als Be- 
legstelle in einer Entscheidung zitiert. 

Wir werden aber auch die anderen Ordnungen, die von 
1553 und die interessante Prokuraturordnung von 1548, als 
gültige Hofgerichtsordnungen anzusehen haben, da in dem 
wiederholt erwähnten Pergamentband nur das Konzept des 
D. Klotz „als zu keiner Vollständigkeit gelangt‘ bezeichnet ist. 

Der Pergamentband enthält aller Wahrscheinlichkeit 
nach das Material für die Beratungen mit Kassel, die nach 
langen Kämpfen zu dem Erlaß der Hofgerichtsordnung von 
1673 führten, und wurde von den Darmstädter Räten wohl 
als Handexemplar bei den Beratungen gebraucht. Es läßt 
sich daher auch vermuten, daß er das Gesetzesmaterial über 
das Hofgericht vollständig enthält, und ist anzunehmen, 
daß eine Hofgerichtsordnung von 1576, wie sie Georg Il. 
in seinem Schreiben einfordert, in Wirklichkeit nicht 
existierte. Allen späteren Verhandlungen über das Hofge- 
richt ist eine Ordnung von 1576 unbekannt. Vielleicht handelt 
es sich hier um einen ersten Entwurf einer Samthofge- 
richtsordnung. 

Die sämtlichen im Pergamentbande enthaltenen Ord- 
nungsabschriften sind noch einmal vorhanden und von der 
Hand des Hofgerichtssekretärs Kleinschmidt, des Sohnes des 
bekannten Kanzlers Georgs I, als mit dem beim Hofge- 
richt vorhandenen Original übereinstimmend beurkundet.® 

Über den Inhalt des Pergamentbandes sei in einem 
kurzen Auszug folgendes mitgeteilt: 

I. Die Verordnung von 1524, Sonntag nach Lucia, ist 
ein Reskript der Räte in Kassel an das Hofgericht, in dem 
namens des Landgrafen Zweifel aufgeklärt werden, die durch 
Einführung der „jüngst“ erlassenen Hofgerichtsordnung 
entstanden waren. Das-Bedenken, in dem die Hofgerichts- 
urteiler diese Zweifel darlegen, ist erhalten.” Der Sonntag 


5 M. Akta das Samthofgericht und dessen Konkurrenz betr. de ais 
1524, 1620, 1629, 1630, 1631. O. St.-S. 978: Bedenken über die Frage, 
ob den Fürstl. Regierungskanzleien mit dem Samthofgericht in Hessen 
concurrentia iurisdietionis gebühre oder nicht. 

6 St.-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 34. 

? Das in Anmerkung 5 dieses Paragraphen bezeichnete Aktenstück 
enthält die Ordnung vom Sonntag nach Lucia 1524 ohne Unterschrift und 
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nach Lucia ist der dritte Advent; somit ist die bekannte 
Hofgerichtsordnung von 1524 wohl in die zweite Hälfte des 
Jahres 1524 anzusetzen. 

Das Hofgericht stellt fünf Fragen, und die Räte ant- 
worten darauf in ebensovielen Antworten. Die erste Ant- 
wort erläutert die Formalien der noch nicht eingelebten 
Appellation römischen Rechts von den Untergerichten an 
das Hofgericht. Die dritte erklärt, daß die Appellation an 
den Landgrafen auch in den Fällen zulässig sein solle, in 
denen an das Reichskammergericht appelliert werden könne. 
Die fünfte schärft bei Strafe die Handhabung des römischen 
Prozesses ein und gibt uns damit ein Bild von der Zähig- 
keit des Widerstands, den die Untergerichte dem fremden 
Rechte entgegensetzten. Der Landgraf befiehlt, seine Hof- 
gerichtsordnung zu handhaben, ‚„dieweil diese Unsere auf- 
gerichtete Ordnung tamquam ius municipale novissimum 
allen andern Unserer Untertanen Herkommen und gericht- 
lichen Gewohnheiten, die den Rechten (das ist dem römischen 
Rechte) zuwider sein möchten, derogieren und sie gänzlich 
abolieren soll“. 

Die übrigen Artikel können hier wegbleiben. 

II. Die Ordnung der Hofgerichtsprokuratur, ‚geordnet, 
befohlen und verlesen in der Hofgerichtsvisitation auf 
Freitag nach Reminiscere a. D. 1548 in Gegenwärtigkeit 
Herrn Georgs von Kolmetsch, Statthalters und Hofrichters, 
Herrn Johann Rischers, genannt Walter, der Rechte Doctoris, 
des Gerichts verordneten Visitators, Herrn Johann Eiser- 
manns, der Rechte Doctoris, Herrn Johann Lersners, der 
Rechte Doctoris, Herrn Johann Keudels, der Rechte Lizen- 
tiaten, Johann Ralvs (Raus?) und Daniel von Waiblings“, 
gebietet den Hofgerichtsprokuratoren, dem Hofrichter jede 
Abwesenheit auf Reisen anzuzeigen, vorher seine Erlaub- 
nis zur Reise einzuholen und einen tüchtigen Vertreter zu 
bestellen, alles bei Strafe eines Guldens in Gold. Sie 
schärft die Prozeßordnung von 1524 ein. 

II. „Wiedererneuerung und Bestellung des Hofgerichts 
zu Marburg, anstatt und von wegen des hochgeborenen Fürsten 
Herrn Philipps, Landgrafen zu Hessen, Grafen zu Dietz, 
Ziegenhain und Nidda, Unseres gnädigen und freundlichen 
lieben Herrn Vaters, Unsere, Wilhelms, Landgrafen zu Hessen 
ete. und bis auf glückselige Zukunft Unseres hochgemeldeten 


Datum, sowie eine Abschrift des Bedenkens des Hofgerichts über die 
neue Ordnung, das durch die Ordnung vom Sonntag nach Lucia beant- 
worlet wird. 
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gnädigen lieben Herrn Vaters und seiner Fürstlichen Gnaden 
Wohlgefallen und weitere Verordnung.“ 

„Es sollen nun fürderhin die wöchentlichen Audienzen 
des Hofgerichts zu Hessen mit dem Statthalter und Hof- 
richter und einem von Adel, auch zwei Gelehrten versehen 
werden, nämlich Johann Keudel, Friedrich Boyneburg oder, 
da seine Schwachheit nicht besser wird, mit einem anderen 
von Adel, Jakob Lersner, der Rechte Lizentiaten, und 
D. David Blankenheim. So (-fern) Doktor Ambrosius 
Schürer wiederkommt, soll auch er eine zeitlang daselbst 
am Hofgericht bleiben. 

Dieselben sollen nach Inhalt der Ordnung Klagen zu 
besehen, Citationes zu dezernieren und Beiurteile zu geben 
haben, auch darauf sehen, daß die Hofgerichtsordnung ge- 
halten werde und, da die Prokuratoren die überschreiten, 
so oft das geschieht, sollen sie einen Gulden wnablässig, 
damit das Gericht wieder zu einer ehrbaren Ordnung (komme) 
und die Prokuratoren zw Zucht und bescheiden werden, 
strafen. 

Es sollen auch zwei von Adel, deren einer aus dem 
Oberfürstentum, Heinrich Rau oder Valtin von Merlau 
oder Philipp von Dermbach, welchen Doktor Eisermann da- 
zu vermögen kann, und einer aus dem Niederfürstentum, 
Kurt Diede, auch zwei von der Landschaft, einer der Räte 
zu Kassel. und der andere der Räte zu Marburg, verständige 
Männer und die sonderlich der Landesgewohnheiten Wissen 
haben, verordnet werden, daß sie auf die vier Quartale jeder 
acht Tage bei Fassung und Eröffnung der Urteile seien. 
Dieselben vier vom Adel und Städten sollen auf ein jedes 
Quartal“ — in der Kanzlei erscheinen und acht, auch 
vierzehn Tage bleiben. 

„Und damit an der schleunigen Abhilfe kein Mangel 
erscheint, soll man mit den gerichtlichen Prozessen und der 
Statthalter mit den gütlichen Tagen und Amtssachen während 
der Tage, da man Urteil faßt, stillstehen, doch mag er 
gemeine Befehle und Amtsschriften ausgehen lassen. 

Doktor Ferrarius soll in Ansehung seines Alters, seiner 
getanen langjährigen Arbeit, auch Unseres gnädigen Fürsten 
und Herrn Begnadigung der täglichen Arbeit und der 
schweren Last, Akten zu lesen und zu referieren, enthoben 
sein; anders und so viel sein guter Wälle sein wird. Er 
wird sich aber Gott zu Ehren, unserm alten und jungen 
Herrn zu untertänigem Gefallen und Ritterschaft und Land- 
schaft zu gut und Beförderung der rechtlichen Sachen in 
dem allen nach seinem Vermögen erzeigen und will die Woche 
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zweimal in die Kanzlei gehen, die Kanzlei verwalten, auch 
dem Herrn Statthalter die Amtssachen verrichten helfen, 
sonderlich aber selbst dabei sein, wenn die anderen Doctores 
referieren und die Urteile gefaßt und eröffnet werden sollen, 
und in selbigem seines besten Verstandes und Vermögens 
zusehen.“ 

Die Ordnung ist gegeben am 1. Februar 1552. 

IV. Die Ordnung vom 13. Oktober 1553 ergeht zur Be- 
seitigung der beim Hofgericht waltenden Mißstände.. Die 
Neuverlesung der Hofgerichtsordnung wird angeordnet. Die 
Prokuratoren werden auf die Kanzleiordnung verwiesen. Die 
Publikation geschieht in Gegenwart Johann Keudels, Statt- 
halters und Hofrichters, Hermann Schenks zu Schweins- 
berg und D. Johannes Ferrarius’. 

V. Es folgt die von Hofrichter und Urteilern selbst ver- 
faßte Ordnung. 

„Diese Ordnung‘, heißt es am Ende, ‚ist in Fürstlicher 
Kanzlei zu Marburg in Gegnwart Burkharts von Kram, 
Statthalters an der Lahn und Hofrichters, Reinhard 
Scheffers, Kanzlers, Hermann Plau (wohl: Rau) .Doctoris, 
Johann Fischers, Lizentiaten, Heiderich Krugs, Lorenz 
Blankenheims, Sekretarien und Kanzleipersonen, desgleichen 
der Advokaten und Prokuratoren öffentlich publiziert, ver- 
lesen und befohlen Montag, den 28. Juni 1563“. 

Im Eingang werden Mißstände gerügt, dann wird ver- 
ordnet: „Und erstlich von Tagen, darauf Urteile und Be- 
scheide gefaßt und mitgeteilt werden sollen. 

Alle Wochen sollen die drei Tage. vormittags relationes 
geschehen und Urteile gefaßt werden: Montags und Mitt- 
wochs Endurteile und Freitags Beiurteile, zu welchen Tagen 
auch Hofrichter und Beisitzer im Sommer sexta und im 
Winter septima hora, vormittags und alle Zeiten nachmittags 
um zwölf Uhr zusammenkommen sollen. Auf dieselbigen 
drei Tage sollen keine Parteien zu gütlichem Verhör vor- 
beschieden, desgleichen keine supplicationes und anderes, da- 
durch die relationes verhindert, im Rat übergeben noch an- 
genommen werden. Dienstag und Donnerstag mögen güt- 
liche und Amtssachen, desgleichen causae matrimoniales vor- 
genommen und abgehandelt werden, dabei denn allewege 
einer aus den Assessoren sitzen soll, und im Fall, da an- 
sehenliche Parteien von Adel oder andere in der Güte zu 
verhören, mag der Herr Statthalter die andern Beisitzer 
auch dazu fordern. 

Beisitzer belangend. 

Die Beisitzer sollen ihrer Ämter im Rat allein aus- 
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warten, sich keiner anderen Geschäfte unterfangen noch da- 
mit beladen sein, die ihnen an Besichtigung, Relation, 
fleißiger Zuhörung und Erwägung der Gerichtshändel Ver- 
hinderung bringen, in relationibus einander fleißig hören‘ etc. 

Die Folge spricht von „Gerichtssekretarien und anderen 
Kanzleipersonen‘‘. Es geht aus dem Stück hervor, daß ein 
Gerichtssekretarius bestellt war für Kanzlei und Hofgericht, 
und daß die Schreibstube für beide Behörden gemeinsam ge- 
wesen ist. 

Den Schluß der Sammlung bilden die Vergleiche über 
das Hofgericht, von denen die wichtigsten bei Ledderhose 
als Beilage I und II abgedruckt sind.® Der im Register auf- 
geführte Entwurf des D. Klotz ist aus dem Bande heraus- 
gelöst, der Verbleib des Entwurfes ist weder in Darmstadt 
noch in Marburg zu ermitteln gewesen. 


Ergebnisse: 

I. Die hiermit beschriebenen Quellen bereichern uns 
zunächst durch die Erkenntnis, daß der Schmalkaldische 
Krieg zu einem Gerichtsstillstand des Hofgerichts führte, 
so daß während der Gefangenschaft Philipps Landgraf Wil- 
helm als Regent das Gericht von neuem bestellen mußte. 
Der Krieg hatte die Mittel des Landes erschöpft.? Man konnte 
die Stellen abgegangener Hofgerichtsbeisitzer nicht be- 
setzen, so daß das Gericht völlig in Abgang kam. Die Wieder- 
bestellung geschah provisorisch. Sie führte die alte Ver- 
fassung des Hofgerichts!° als Quatembergericht wieder ein, 
gab also den Fortschritt auf, den die Vorschrift des Tit. 3 
der Ordnung von 1524 mit der Bestimmung gemacht hatte, 
daß „alle Wochen am Montag, Mittwoch und Freitag HoJ- 
gericht gehalten werden solle“. Ständige Beisitzer sind 
nach der Ordnung von 1552 der Statthalter und Hofrichter, 
einer vom Adel und zwei Gelehrte. Diese haben nur Bei- 
urteile und Bescheide, reine Prozeßentscheidungen, zu er- 
lassen. Definitiverkenntnisse liegen ihnen nicht ob. Diese 
erläßt ein erweiterter Senat, der außer den genannten 
Personen eine Vertretung der Ritterschaft und der Städte 
enthält, nämlich zwei vom Adel, einen aus dem Ober- 
fürstentum und einen aus dem Niederfürstentum, zwei 

8 Ledderhose, Kleine Schriften, Bd. IV, Eisenach 1792, S. 116 f. 

9 Karl Ebel in der Festschrift des Historischen Vereins „Philipp der 
Say ale Beiträge zur Geschichte seines Lebens und seiner Zeit‘, 


10 Fürstlich hess. Landesordnungen und Ausschreiben, Kassel bei 
Seibert, nach dem Vorwort von C. L. Kleinschmid, 1767, Bd. I, 5. 29f. 
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Vertreter der Städte, einen aus Kassel, der Hauptstadt 
von Niederhessen, und einen aus Marburg, der Hauptstadt 
von Oberhessen. Der erweiterte Senat tritt alle Viertel- 
jahre auf acht bis vierzehn Tage zusammen. 

Diese Verfassung ist, wie sie beabsichtigt war, ‚wohl 
nur provisorisch geblieben. Es findet sich kein späterer 
Hinweis auf ihre Geltung. Die Vergleiche des Jahres 1567 
knüpfen an die alte Ordnung des Gerichts von 1524 an.!! 
Sie bestellen, wie früher, adelige und gelehrte Räte. Der 
Vertretung der Städte wird nicht mehr gedacht. Es ist also 
anzunehmen, daß Philipp der Großmütige, nachdem die Zeit 
der schmalkaldischen Not vorüber war, das Hofgericht 
wieder in seiner alten Verfassung aufgerichtet hat. 

II. Die Quellen regen ferner die Untersuchung einiger 
für die Auffassung der Gerichtsverfassung in der Zeit von 
1500 bis 1567 grundlegender Fragen an. 

a. Die ausgesprochen ständische Besetzung des Hofge- 
richts im Jahre 1552 führt zu einer Untersuchung seiner 
Gründungsgeschichte. Aus der Analogie der Geschichte 
anderer Territorien wäre ein Zusammenhang mit stän- 
dischen Gerichten zu vermuten.!? 

b. Dann ist zu prüfen, ob das Hofgericht in der an- 
gegebenen Zeit von anderen Behörden unabhängig besetzt 
war, oder ob es mit der Kanzlei in größerem oder ge- 
ringerem Personalzusammenhang stand." 

c. Schließlich wirft sich die Frage auf, ob das Hofge- 
richt von 1500 bis 1567 das einzige gelehrte Gericht in 
Hessen war, oder ob die Kanzlei schon damals die Eigen- 
schaft eines ordentlichen Gerichtes in Anspruch nehmen 
konnte.1t 

Wir legen der Untersuchung dieser drei Fragen ein 
Gutachten aus dem Jahre 1631 zugrunde, das die letzte 
Frage untersucht. Es ist aus der Feder eines Darmstädter 
Rates hervorgegangen als ein Teil der diplomatischen 
Korrespondenz zwischen Kassel und Darmstadt über die 
Zulassung der ordentlichen Zuständigkeit der Kanzleien. 
Es versucht aus der Geschichte den Nachweis dafür zu 


11 Ledderhose, a. a. O., S. 116. 5 

12 Dagegen die einmütige Meinung: Ledderhöse, $2 und 3, a. a. O,, 
Stölzel, a. a. O., I, S. 271 und 272, Keck, a. a. O., S. 34 und 35. 

13 Die Frage ist der Prüfung überhaupt nicht wert gehalten worden. 
Es wird überall die Selbständigkeit stillschweigend unterstellt. 

14 So trotz bestehender Zweifel Ledderhose, a. a. O., S. 84f., 
bestimmt Stölzel, a. a. O., S. 272 und 431, Keck, S. 40 mit großer 
Bestimmtheit. 
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erbringen, daß nach Philipps Tode tatsächlich die Kon- 
kurrenz überall bestanden habe, und liefert so zur Be- 
gründung seiner Auseinandersetzungen juristischer Natur 
eine als Quelle unersetzliche Darlegung der älteren Zu- 
stände hessischer Gerichtsverfassung.?® Dazu erregt es 
Interesse, durch die Tatsache, daß das Konzept!‘ wie der 
Vergleich der Handschriften gleichzeitiger Briefe ergibt, 
durch Georg II. von Hessen mit eigener Hand stark durch- 
korrigiert ist. 

ad a. Die erste Frage nach dem Ursprung des Hofge- 
richts wird ausführlich behandelt. Der Verfasser stellt zu- 
nächst fest, daß die Kanzleien in Hessen älter sind als das 
Hofgericht: „Und haben die Fürsten zu Hessen, wenn 
dann mehr als einer regierte, und also das Land geteilt 
gewesen ist, als circa annum 1460, auch vor-.und hernach, 
ein jeder seine eigene Regierungskanzlei gehabt, ganz ohne 
daß sie damals ein gesamt oder gemein Hofgericht gehalten 
hätten, wie man dessen auch keine Nachricht findet. Und 
ist der Regierungskanzlei Jurisdiction, als des Landes- 
fürsten eigene gewesen, gestalt bei den Kanzleien alle pu- 
blica und privata, sowohl güt- als gerichtlich abgehandelt 
wurden. 

Als aber durch Schickung des Allmächtigen und durch 
Absterben Herrn Landgraf Wilhelms des Jüngeren sodann 
durch renuntiation Herrn Landgraf Wilhelms des Älteren 
alle hessischen, ohnlang zuvor stark vermehrte und unter 
zwei oder drei Regenten gestandene Lande sämtlich auf 
Wilhelm den Mittleren übergegangen sind, hat dieser sein 
Regiment dahin gerichtet, daß die Justitia grünen möge 
und zu solchem Ende 1497 eine Reformation drucken lassen, 
darin geordnet wird, daß die appellationes von den Unter- 
gerichten an Seine Fürstlichen Gnaden allein gehen sollen 
(Tit. von Befestigung des Kriegs, Tit. von den Urteilen). 
Als diese Fürstliche Regierungskanzlei mit Geschäften sehr 
überhäuft und durch solche Privatsachen in publieis ge- 
hindert befunden, auch den Untertanen schwer befallen, 
Seine Fürstlichen Gnaden und dero Kanzlei in Recht- 
fertigungen jedesmal zu erreichen, haben Seine Fürstliche 
Gnaden anno 1500 ein Hofgericht angeordnet — mit Ord- 
nung versehen — und will fast scheinen, daß Seine Fürst- 
lichen Gnaden von Anordnung des Kaiserlichen Kammer- 


15 Anm. 5 dieses Paragraphen. Das Gutachten liegt einem an Kassel 
gesandten Schreiben vom 26. Juli 1631 an. 
16 St.-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 34, Fragmente. 
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gerichts (dessen Fundation nicht fünf Jahre zuvor be- 
schehen, der auch Seine Fürstlichen Gnaden anno 1495 
auf dem Reichstag zu Worms persönlich beigewohnt) An- 
laß hierzu bekommen haben.“ 

Der Verfasser meint dann, wie man das Reichshof- 
gericht durch die Gründung des Reichskammergerichts ent- 
lastet habe, so habe man zur Entlastung der Kanzlei das 
Hofgericht angerichtet. Er erzählt weiter, daß D. Johannes 
Muth auf fürstlichen Befehl das Hofgericht habe introdu- 
zieren und ordnen helfen. 

Nach dieser narratio facti lehnt der Verfasser die An- 
nahme ständischer Einflüsse auf die Hofgerichtserrichtung 
bestimmt ab. 

„fs ist ohnleugbar, daß das Hofgericht einig und allein 
von den höchst löblichen Fürsten zu Hessen und sonst von 
niemand seine jurisdictio erhalten habe.“ 

Er erwägt, daß ein anderes nur zufolge Kontrakts ge- 
schehen sein könne, ‚es wird von dergleichen Kontrakt, Kon- 
vention oder Begabung, welche die Fürsten zu Hessen mit 
dem Hofgericht oder den Landständen getroffen haben 
sollten, kein einig Wort nirgends gefunden. Vielmehr erscheint 
das Gegenteil, daß die hochlöblichen Fürsten zu Hessen durch- 
aus über dero Ritterschaft, Landstände und andere Personen, 
so am Hofgericht vorgenommen werden, ihre jurisdietion un- 
gestümmelt erhalten“. Der Landesherr könne daher ein- 
seitig über die jurisdietio seiner Gerichte bestimmen, wie 
dies in Sachsen geschehen sei, ‚und dieses wird im Fürsten- 
tum Hessen mehr gültig sein, dieweil der Herr Kurfürst 
von Sachsen mit seinen Ständen das Hofgericht durch einen 
Kontrakt aufgerichtet und solche Stände oder Schriftsassen 
dahin gewiesen hat, in Hessen aber ist dergleichen Kontrakt 
garnicht zu finden, auch niemals ergangen“. 

Der Verfasser kommt somit zu dem Schluß, daß die 
damals behauptete Berechtigung der Stände, vor dem Hof- 
gericht und nicht vor der Kanzlei Recht zu nehmen, nicht 
bestehe. Er kennt keine im Jahre 1500 eingegangene Ver- 
pflichtung der Landgrafen, noch eine aus früheren Ver- 
fassungszuständen fließende Berechtigung der Stände, und 
weiß also nichts von einer Nachfolge des Hofgerichts in 
richterliche Funktionen eines Landtags oder Lehnhofs. 

Nun ist allerdings bei Würdigung der Quelle nicht außer 
acht zu lassen, daß sie als Streitschrift geschrieben ist und 
dem Standpunkt der Ritterschaft gegenüber eine feind- 
liche Tendenz hat. Er verlegt den Tod Wilhelms des 
Jüngeren vor das Jahr 1497 und schreibt daher dessen 
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Gerichtsordnung Wilhelm dem Mittleren zu.!” Er ver- 
legt an einer später im Text folgenden Stelle Ludwig 
von Marburgs Tod in das Jahr 1609. Trotzdem kann 
er für unsere Fragen als Quelle dienen. Er erwägt die 
Verhältnisse um das Jahr 1500 sehr verständig. Alle 
sonstigen Angaben seines Gutachtens sind objektiv ge- 
halten, deshalb wird dem Verfasser der Glaube nicht zu 
versagen sein. Es konnte für ihn ja auch keinen Zweck 
haben, Tatsachen, die in Kassel geradeso genau bekannt 
sein mußten wie in Darmstadt, durch gefälschte Darlegung 
zu entstellen. 

Die Angaben des Gutachtens, das dadurch für unsere 
Frage besonders wichtig wird, weil der Verfasser die Ana- 
logie aus der Geschichte des sächsischen Hofgerichts ab- 
lehnt, gewinnen an Wahrscheinlichkeit dadurch, daß die 
Ritterschaft in einer ausführlichen Auslassung aus der 
gleichen Zeit von einer Einung, Vertrag oder einem stän- 
dischen Institut ihr Recht auf den privilegierten Gerichts- 
stand nicht herzuleiten weiß, sondern nur mit Zitaten aus 
den Hofgerichtsordnungen argumentiert. Es ist sehr un- 
wahrscheinlich, daß die Ritterschaft, die an ihren und des 
Landes wohlerworbenen Rechten zähe festhielt,_im Laufe 
von hundert Jahren die Quelle einer so wichtigen Gerecht- 
same vergessen haben sollte. 

Auch die Quellen aus der Zeit der Errichtung des Hof- 
gerichts bestätigen den Inhalt des Gutachtens von 1631. 
Wilhelm der Mittlere sagt in seinem Testament über die 
Hofgerichtsordnung??: „34. Wir haben auch befunden das in 
forderen jaren mancherley besvernisz, durch gunstige orteyl 
usz den Cantzleyn erlangt unnsern underthan begegnet sein. 
und darumb mit zceytigem Rathe ein Hofgericht zcu Mar- 
purg verordenet, doch noch nicht dasselb so statlich mit 
solichen personen und sonderlich gelerten, als wir inwillen 
geweist sein zcuthun. und ist darumb unser gantzcer wille 
befehl und ernstlich meynunge, das durch die Executores 


17 Daß eine Verwechslung der Personen der edizierenden Fürsten 
vorliegt, ist das Wahrscheinliche. Denn das Jahr 1497 als Zeitpunkt des 
Erlasses und die Zitate stimmen mit der Ordnung Wilhelms III. Wil- 
helm II. hat nach Inhalt seiner Hofgerichtsordnung allerdings auch ein 
Prozeßgesetz erlassen, das unbekannt ist. Daß dieses von dem Verfasser 
der Urkunde gemeint sei, ist nicht wahrscheinlich. Vergleiche auch 
Kopp, a. a. O., I, S. 203 Anm. 9. 

18 M. O. St.-S. 978 Das Samthofgericht und dessen Konkurrenz 
betr. 

19 Frhr. G. Schenk zu Schweinsberg, Das letzte Testament Land- 
graf Wilhelms II. von Hessen vom Jahre 1508, Gotha 1876, S. 58. 
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vormunden und Vorweser in dem kein sperrunge gemacht 
werde. Sonder mit fleis darob zcu seyn, das es unverruckt 
fur und fur in bleiblichem wesen on eynich abgehin, ge- 
halten und auch mit den geschicksten personen die man dar 
zcu bekommen mag, besetzt und bestalt werde damit dasselb 
dweyl das fürstenthumb unmverteilt ist in langwirigen zceyten, 
unuerruckt bestentlich und statlich bleibe. Da durch das 
strack recht, den armen als dem reichen nach igliches sachen 
wirde muge widderfaren.“ 

Dieses Zeugnis wird ergänzt durch die Begründung, 
die die Hofgerichtsordnung vom 24. August 1500 in ihrem 
eigenen Eingang enthält?°: 

„Gott dem almechtigen zu lobe und umb gemeynes nutz 
willen unnser fürstenthumb lanndtschafft gebiethen und 
underthan Auch damit eynem jeglichen der under unns sesz- 
hafftig Und glicherwyse ydem wuszlendischen der zu den 
unnsern schulde ansproch und forderung hait und zuhaben 
vermeynt desta statlicher hilff des Rechten poben vorige 
unnser ußgangen ordenung und Reformacion verhulffen 
werde, So haben Wir Wilhelm ete. mit unnsern erbarn und 
gelerten Rethen Raithe gutem wissenn eyn gemeyn satzung 
und Constitucion eyns hovegerichts furgnommen und also 
beslossen uff mais wie hirnach volgt. Und wiel wir gott 
dem almechtigenn zu lob und eren. unnsern underthan zu 
nutz und frommen ytzt fürgnommen und uffgericht haben 
eyn hovegericht das alle jare zu viermalen zu Marpurg ge- 
haltenn Wollen auch das an unsern undergerichten eynen 
ydem sal rechts forderlich verhulffen werden, .damit sich 
nymandt rechtloesz zu beclaygen haben müge. und darumb 
so gebiethen wir Ernnstlich das nymandis unsern Ambt- 
leuthen Rethen ader dienern etwas schenken ader geben 
sal jn keyne wise bey vermydunge unnser ungnade und 
straiffe.“ 

In diesen beiden Zeugnissen behauptet Wilhelm, daß 
er mit zeitigem Rate, wie die Hofgerichtsordnung ergibt, 
seiner Räte zeitigem Rate, ein Hofgericht geordnet habe. 
In der ihm zugeschriebenen, aus der gleichen Zeit stammen- 
den „Reformations-Ordnung, wie es in Geist- und Weltlichen, 
Civil- und Criminal-, Justitz- auch Polizey-Sachen solle ge- 
halten werden‘, sagt er dagegen, er habe „mit zeytigem 
raite unser Rethe vund verwilligung vnser Ritterschaft et- 
lich maisz und form geordenet und gesatzt“.** 








20 Hess. Landesordnungen, I, S. 29. 
21 Daselbst, S. 33 Eingang. 
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Als Anlaß der Hofgerichtserrichtung gibt der Gründer 
des Gerichts also Mißstände bei seinem landesherrlichen 
obersten Gericht an. Er will dieses Gericht, die Kanzlei, 
durch eine andere Behörde ersetzen, damit diese Mißstände 
aufhören. 

Auch die ganze Tendenz der Hofgerichtsordnung bietet 
nichts, was auf eine Anerkennung alter ständischer An- 
sprüche hindeuten könnte. Es wird nicht etwa das stän- 
dische Element oder das ritterschaftliche in der Besetzung 
verstärkt, sondern das gelehrte. In dem Titel ‚von Hof- 
richter und Urteilern“ wird vorgeschrieben, daß mindestens 
drei doctores bei dem Hofgericht sein sollten. In seinem 
Testament sagt der Landgraf, daß er sein Hofgericht noch 
nicht so staftlich mit solchen Personen und sonderlich Ge- 
lehrten als er in Willen gewesen sei zu tun, bestellt habe. 
Es hat danach den Anschein, als ob im Hofgericht der ge- 
lehrte Einfluß habe verstärkt werden sollen, gegenüber der 
Besetzung der Kanzlei, in der unter Wilhelm II. der Ein- 
fluß der Adligen noch überwog.23 

Ob die Absicht, den gelehrten Einfluß zu stärken, mit 
der Absicht zusammenhängt, die günstigen Urteile, die in 
den Kanzleien vorgekommen waren, auszuschließen, muß 
dahingestellt bleiben. Es ist jedenfalls denkbar, daß die 
adlige Besetzung der Kanzlei Bevorzugung der Standesge- 
nosser zur Folge gehabt hat. Gerade in den in jener Zeit 
häufigen Prozessen zwischen dem kleinen Grundherrn und 
seinen Hintersassen über die Umgestaltung naturalwirt- 
schaftlicher Berechtigungen in Geldrenten konnten die 
adligen Richter einseitig die Interessen ihrer Standesge- 
nossen wahren, denen der Landesherr wegen seiner mittel- 
baren Untertanen feindlich gegenüberstand. 

So wenig die Hofgerichtsordnung aber in der Besetzung 
die Ritterschaft oder die Stände bevorzugen will, ebenso- 
wenig liegt es in ihrer Absicht, diesen das Privilegium zu 
geben, das später aus den Hofgerichtsordnungen gefolgert 
wurde®, den Gerichtsstand vor dem Hofgericht nicht vor 
der Kanzlei zu haben. Die Richtigkeit dieser Behauptung 
ergibt sich vor allem aus dem Wortlaut beider Ordnungen. 

In der älteren Hofgerichtsordnung vom 24. August 1500 
heißt es im Titel von Zitationen und anderen Gerichtsbriefen: 

„Es sall auch keyn Citacion jn der Ersten jnstanzien® 
ader rechtfertigung zugelaissen ader gegeben werden Sonder 





22 Daselbst, S. 30. — °? Stölzel, a. a. O., I, $ 21. 
24 Siehe Anm. 18. — 2? Bess. L.-O., I, S. 31. 
15* 


228 Otto Zentgraf 


eyn yder der zum andernn schulde und ansproch zu habenn 
vermeynt Der sall dasselbig suchen und fordernn nach lut 
vnnser vorigen uffgerichtenn Reformacion. Nemlich an dem 
Ende da eyn yglicher seszhafftig und dinstplichtig ist. Es 
were dan sache das vor solchen ordentlichen undergericht 
ymants recht ersucht und das jme solchs geweygert ader 
mit geuerden verzogen were -— Doch so sollen die von der 
Ritterschaft unnd dem Adell hiemit nicht begriffen seynn 
Also wo eyn Edelman zum anndern Ansproche zu haben ver- 
meynt das er solche vor unnsern vundergerichten suchen solle 
Sonder der cleger sal macht haben den Beklagten an unserm 
hovegericht durch citation und ladungs briue furzunemen 
Glicherwise auch wo ymants von unsern underthan die nicht 
vom Adell sein zu eynem Edelman furderunge thun wollen 
das mogen sie auch also suchen.“ 

In gleicher Art sagt die Hofgerichtsordnung von 1524, 
Tit. 12, nachdem sie die Annahme von Sachen erster 
Instanz dem Hofgericht verboten hat: „Doch so sollen die 
Prelaten, Ritterschaft, Adell und die sonderlich unser burg- 
mannsfreiheit hetten, auch die Stett in gemeynschaft hiermit 
nicht begriffen seyn, sonder wo eyner zu den ansproch zu 
haben vermeynt, solche laut jrer freiheyt oder an unserm 
Hoffgericht durch Citation und ladungsbriefe furnemen 
und thun“ 2° 

Aus beider Stellen Zusammenhang wird klar, daß kein 
privilegierter Gerichtsstand gegenüber der Kanzlei gegeben, 
sondern daß der alte Satz aufrecht erhalten werden sollte, 
daß der Adel vor den Schöffengerichten, in denen uneben- 
bürtige Bauern und Bürger saßen, nicht Recht zu nehmen 
brauche. Dieser Vorbehalt muß wegen des Verbotes aus- 
gesprochen werden, Untergerichtssachen vor das Hofgericht 
zu bringen, nicht mit Rücksicht auf die Kanzlei. 

Die Richtigkeit unserer Behauptung ergibt sich schon 
daraus, daß nach der Absicht Wilhelms II. das Hofgericht 
jede Jurisdiktion der Kanzleien ersetzen sollte.” Wenn die 
Stände später behaupteten, sie hätten vor dem Hofgericht 
einen privilegierten Gerichtsstand, so erklärt sich das aus 
dem Umstand, daß vor 1567 die Kanzlei kein ordent- 
liches Gericht war und deshalb Klagen gegen Ritterschaft 
und Landschaft bei der Kanzlei abgewiesen werden 
mußten.? 

Auch ist nicht zu vergessen, daß die Landeshoheit sich 


26 Hess. L.-O., I, S. 42. — 27 So Ledderhose, S. 85. 
23 Siehe unten. 
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zur Zeit Wilhelms des Mittleren noch keineswegs soweit 
durchgesetzt hatte, daß von der Ritterschaft ein landes- 
herrliches Gericht als ordentliches Gericht anerkannt 
worden wäre. Viele Familien beurteilten ihr Verhältnis zum 
Landesherrn lediglich nach Lehnrecht und erkannten eine 
Landeshoheit über sich nicht an. Diese haben die Fürsten 
erst allmählich erworben. Die Urfehdebriefe aus dieser Zeit 
enthalten zum Beispiel die typische Klausel, daß der Ur- 
fehde Gelobende verspricht, vor den Gerichten des Landes 
sein Recht zu nehmen.®° Wenn diese seither unabhängigen 
und nur ihren ritterlichen Austrägen oder dem kompro- 
mittierten Richter sich beugenden Geschlechter vor dem 
Hofgericht Recht zu nehmen sich gewöhnten, so konnten sie 
später, als ihr Gerichtsstand vor demselben unbestritten 
war, mit Recht behaupten, ihre Vorfahren hätten nie vor der 
Kanzlei Recht zu nehmen gehabt. Das hat aber mit einer 
Privilegierung nichts zu tun.31 

Es liegt daher kein Grund zu der Annahme vor, daß 
das Hofgericht mit Rücksicht auf die Stände oder bestehende 
ständische Sondergerichte geschaffen worden sei. 

Die Annahme, daß der alte hessische Lehnhof mit dem 
Hofgericht einen Zusammenhang habe, wird gerade von dem 
Autor, der die Entstehung der Hofgerichte aus alten Lehn- 
gerichten als Regel ansieht, aus zutreffenden Gründen ab- 
gelehnt. Die Lehnssachen waren in Hessen nie Sache des 
Hofgerichts.32 

Für die Annahme eines Zusammenhangs mit den alt- 
hessischen Landtagen ist aber ebenfalls kein Grund vor- 
handen. Vielleicht ergeben die ältesten Landtagsakten, deren 
Veröffentlichung wir erwarten, etwas über die bis jetzt nicht 
bezeugte Jurisdiktion der Landtage. Sollte hierüber etwas 
aufgeklärt werden, so stünden der Annahme eines Zu- 
sammenhangs mit dieser Jurisdiktion immer noch die oben 
angeführten Quellen entgegen. 

Vorderhand muß also die herrschende Meinung in 
diesem Punkte als richtig bezeichnet werden. 

Daß während der Minderjährigkeit Philipps des Groß- 
mütigen Hofgerichtsstellen durch die Stände besetzt wurden, 
erklärt sich aus der Not der Zeit und dem Rechte der 


29 Schenk zu Schweinsberg, Freiherr Dr. Gustav, in der Festschrift 
„Philipp der Großmütige‘, S. 81, 82. 

30 Freundlicher Hinweis des Herrn Dr. Huyskens, Marburg. 

31 Dies auch ein Irrtum von Ledderhose. Siehe a. a. 0. S. 84 
und 85. 
32 Stölzel, a. a. O., S. 271. 


230 Otto Zentgraf 


Stände, im Falle der Landesnot einzugreifen. Die stän- 
dische Besetzung des Hofgerichts nach 1552, die wir oben 
erwähnt haben, hat einen ähnlichen Grund. Die Armut 
des Regenten nötigte dazu. Man mußte das Gericht nach 
dem Schmalkaldischen Krieg als Quatembergericht bestellen. 
In dem weiteren Senate gab man den treuen Ständen, die 
während des Kriegs die schwersten Opfer geleistet hatten, 
eine Vertretung. Für diese Annahme spricht insbesondere 
die Bestellung von Vertretern der Städte. 

Somit müssen wir die Errichtung des Hofgerichts durch 
Wilhelm II. als eine kluge Nachahmung der Errichtung des 
Reichskammergerichts würdigen. Wie die Reichsgewalt 
noch vor vollendetem Erstarken der Stände des Reiches 
in dem Reichskammergericht eine wirksame Stütze der 
Reichssouveränität gewann, so gewann Wilhelm II. durch 
Errichtung eines Hofgerichts. eine Instanz über seine Stände. 
Er hat deshalb, wie die Auslassung seines Testaments zeigt, 
die Errichtung des Hofgerichts als einen seiner wichtigsten 
Regierungsakte angesehen und also letztwillig seinen Nach- 
folgern befohlen. 

ad b. War das im Großherzoglichen Haus- und Staats- 
archiv enthaltene, seither unbekannte Material für die er- 
ledigte Frage geeignet, die herrschende Meinung zu unter- 
stützen, so führt es in der Frage, ob zwischen Kanzlei und 
Hofgericht eine gemeinsame Besetzung bestanden habe, zu 
einer von der herrschenden Meinung abweichenden Ansicht. 
Auch über diese, für andere Hofgerichte bekannte Erschei- 
nung®* spricht sich das Gutachten vom Jahre 1631 aus. 
Es schickt voraus, daß Wilhelm der Mittlere zur Zeit der 
Hofgerichtserrichtung Herr des ganzen Landes gewesen sei 
und das Hofgericht in sublevamen der Kanzleien errichtet 
habe. Er wie sein Nachfolger hätten daher gar keine ge- 
richtlichen Sachen an der Kanzlei angenommen, sondern 
sie alle an das Hofgericht gewiesen. „Doch wenn man es 
eigentlich beim Lichte besieht, ist zu Zeiten ihrer fürstlichen 
Gnaden Kanzlei und Hofgericht ein Ding geblieben und nur 
ratione loci et temporis und daß die gerichtlichen Sachen 
zu andern Tagen und in einer andern Stuben als die güt- 
lichen, Amts- und Landsachen verhört und ausgeübt worden, 
distinguiert gewesen. Daneben diejenigen, welche Statt- 


33 Glagau, Hessische Landtagsakten, Bd. I, 1508—1521. Marburg 
1901. S. 39 Nr. 14, S. 54 Nr. 3, S. 57 Nr. 11, S. 59 Nr. 11; siehe 
auch Urkunde von 1510. S. 94 Nr. 9 und S. 345ff., 349. Dr. Freiherr 
Schenk zu Schweinsberg, a. a. O., S. 80 und 91. 

34 Stölzel, a. a. O., I, S. 255. 
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halter und Räte in der Kanzlei gewesen waren, auch Hof- 
richter und Assessores am Hofgericht gewesen, ist also 
allenthalben eiusdem principis jurisdictio per eosdem in di- 
versis locis ac diversis horis pro diversitate causarum 
iudicialium exerciert worden.“ 

Die hier aufgestellte Behauptung ist sicher nicht für 
die ganze Regierungszeit Wilhelms II. und seines Nach- 
folgers richtig. Nach Wilhelms II. Absicht sollte kein Hof- 
gerichtsbeisitzer mit anderen Staatsgeschäften behelligt 
werden. Die Ordnung von 1500 sagt ausdrücklich: „Es 
sollenn auch der Howuerichter und die vrteyler des Houege- 
richts zu allen Zyten wie hir unden beschrieben steet us- 
warten und mit andern hendeln unbeladen plieben“.* 

Eine Vereinigung mit der Kanzlei war in den ersten 
Jahren des 16. Jahrhunderts schon deshalb ausgeschlossen, 
weil in Marburg, dem Sitze des Hofgerichts, eine Kanzlei 
nicht bestand. 

Dies ergeben folgende einzelne Nachrichten. Im Jahre 
1501 vernehmen die Räte zu Kassel, itzt zu Marburg, Zeugen 
in ihres Herrn Kanzlei daselbst.” Eigene Kanzleiräte waren 
also noch nicht in Marburg. 1506 wird Engländer als 
„Kanzler zw Hessen‘‘ bezeichnet.®® Im gleichen Jahre wird 
der Statthalter an der Lahn als Appellationsrichter ange- 
rufen (Geil Geils gegen Ewald Gans).®’ 1522 aber ist Peter 
von Treisbach in der Marburger Kanzlei tätig. In Sachen 
Heinrichs von Breidenbach gegen Frau Else Diede erkennen 
1526 Hermann Riedesel als Statthalter und die andern 
verordneten Räte zu Marburg.*! 1536 wird Dr. jur. Johannes 
Eisermann als Rat und Diener in der Kanzlei zu Marburg 
angestellt.“ 1531 wird wieder von des Fürsten Kanzlei zu 
Hessen gesprochen.# 1552 werden dann Statthalter und 
Räte in Marburg erwähnt.“ 1553 wendet sich eine Kanzlei- 
ordnung vom 6. Mai an die Kanzleien zu Marburg und 
Kassel. Eine Kanzlei bestand also erst seit 1522 auch 
in Marburg. Wir werden bis zu Philipps Tode sie als 
ständige Behörde daselbst annehmen dürfen. Vor 1522 


35 Hess. L.-O., S. 30, Tit. 4. — 36 Stölzel, a. a. O., S. 408. 

37 Kopp, a. a. O., Bd. I, Beilage 43, S. 105. 

38 Stölzel; a. a. O., I, S. 408 Anm. 59. 

3 M. O. St.-S. 978. Das Samtgericht und dessen Konkurrenz. 
Gutachten des D. Scherff. 

40 Stölzel, a. a. O., I, S. 407 Anm. 53. 

41 Anm. 39. Gutachten des D. Scherff. 

42 Stölzel, a. a. O., I, S. 415. — #3 Stölzel, a. a. O., II, S. 99. 

4 Becker in der Festschrift „Philipp der Großmütige‘‘, S. 342. 

45 Hess. L.-O., I, S. 448. 
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haben wir aber kein Zeugnis, das eine Kanzlei in Mar- 
burg erwähnte. 

Um den Grad des späteren Zusammenhangs zwischen 
der Kanzlei in Marburg und dem Hofgericht festzustellen, 
müßten umfangreiche Ermittlungen über die Besetzung 
beider Behörden gemacht werden. Eine Übereinstimmung 
in der Besetzung ergeben folgende Nachrichten. 

Der Statthalter an der Lahn, der erste Beamte. der 
Kanzlei, ist zugleich Hofrichter. So ist Peter von Treisbach 
seit 1514 Hofrichter, seit 1516 Statthalter. 1522 wird er 
zuerst als Kanzleibeamter genannt.“ 1533 wird Georg von 
Kolmetsch Statthalter an der Lahn.“ Dies Amt bekleidet 
er noch 1548. Wie die Prokuraturordnung zeigt, ist er 
in dieser Zeit zugleich Hofrichter.* Bis 1562 ist Johann 
Keudel Statthalter und Hofrichter, er bekleidet seit 1548 
das Assessorat am Hofgericht, die Statthalterschaft seit 
1549.42 Burkhard von Kram ist von 1563 bis 1567 Statthalter 
und Hofrichter.5° 

Außer dem Staithalter waren aber auch noch andere 
Kanzleiangestellte am Hofgericht verwandt. 

Aus dem Jahre 1564 ist uns die Besetzung der Kanzlei 
in Marburg bekannt: Statthalter und Hofrichter Burkhard 
Kram, Kanzler D. H. Lersner, Lic. Waltmannshausen, 
Lic. Fischer, D. Ulner, D. David Laucke, Sekretäre Lorenz 
Blankenheim und Weingarten.’ Die Aufzählung der von 
Hofrichter und Urteilern erlassenen Ordnung von 1563 
nennt von diesen Personen als Hofgerichtsdiener Lic. Fischer 
und Lorenz Blankenheim. 

Was diese bescheidenen Angaben über die Besetzung 
von Kanzlei und Hofgericht wahrscheinlich machen, wird 
durch den Inhalt der Hofgerichtsordnungen von 1524, 1552 
und 1563 zur Gewißheit. 

Während nach der Ordnung von 1500 Hofrichter und 
Urteiler mit andern Händeln allezeit unbeladen bleiben 
sollten, gibt die Ordnung von 1524 nur noch die Vorschrift, 
daß sie die Tage solches Hofgerichts mit andern Händeln 


46 Stölzel, a. a. O., I, S. 407. 

47 Kopp, a. a. O., I, $ 216, und Beil. z. III. Stück Nr. 115. 

48 Siehe den Abdruck am Eingang dieses Paragraphen. 

49 Siehe die Abdrücke der Ordnungen von 1552 und 1553 am Ein- 
gang dieses Paragraphen. Stölzel, I, S. 412. Im Testament Philipps des 
Großmütigen von 1562 ist er als Statthalter und Hofrichter genannt. 
Hessisches Staatsrecht bei Leske in Darmstadt 1831, Buch II, S. 78. 

50 Siehe die Ordnung von 1563 am Eingang dieses Paragraphen, 
Ledderhose, a. a. O., Beil. 1. 

51 Stölzel, a. a. O., I, S. 416 Anm. 110. 
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unbeladen bleiben sollten. In der Zwischenzeit war die 
Kanzlei in Marburg errichtet worden. In dieser wurden 
die Beisitzer beschäftigt, wenn kein Hofgerichtstag war, am 
Dienstag, Donnerstag und Samstag. So ist die Geschäfts- 
verteilung noch in der Ordnung von 1563. 

Die Ordnung von 1552 über die Neuerrichtung des Hof- 
gerichts läßt an der engen Verbindung von Hofgericht und 
Kanzlei keinen Zweifel aufkommen. Für die Zeit der 
Sitzungen des Quatembergerichts wird nicht allein eine 
Entlastung des Statthalters vorgesehen, sondern mit allen 
Kanzleisachen, abgesehen von gemeinen Befehlen und 
Amtsschriften, innegehalten. Diese Maßnahme zeigt deut- 
lich, daß das Hofgericht die Arbeitskraft der Kanzleiräte 
in Anspruch nahm. 

Die im Jahre 1563 erlassene Ordnung ist dann eine 
eigentliche Kanzleiordnung, obgleich Hofrichter und Ur- 
teiler sie publizieren. Sie ergibt, daß Hofgericht und Kanzlei 
eine Schreibstube haben, daß ein Sekretarius für beide be- 
stellt ist, der bereits genannte Lorenz Blankenheim. Die 
Beisitzer, Assessores, am Hofgericht. haben Ämter im 
„at“. Sie erhalten ihre Amtstage vorgeschrieben, an 
denen sie eigentliche Kanzleigeschäfte, gütliche und 
Amtssachen, sowie causae matrimoniales für sich allein 
erledigen. 

Schließlich zeigt auch die völlige Neubesetzung nach 
Philipps Tode bei der Verwandlung des Hofgerichts in ein 
Samtgericht, daß das Gericht in voller Unabhängigkeit 
nicht bestanden haben kann. Es wäre doch das Natür- 
liche gewesen, die seitherigen Hofgerichtspersonen zu be- 
lassen. Da diese. aber auch in der Kanzlei tätig waren, 
die jetzt auf Ludwig von Marburg überging, mußte man 
die Verbindung lösen und sich entscheiden, ob man die 
Diener in dem Hofgericht belassen wollte, dessen Diener 
jetzt dem Dienst des einzelnen Fürsten entzogen wurden, 


oder ob man sie in der Kanzlei verwenden sollte. Burk- 


hard von Kram entschließt sich für den Statthalterposten 
bei Landgraf Ludwig. Jetzt muß auch eine besondere 
Kanzlei im modernen Sinn für das Hofgericht geschaffen 
werden. Es werden ein Sekretär, Untersekretär, Jung und 
Bote bestellt.53 ’ 

Aus diesen Gründen muß man die Angabe des Gut- 
achtens von 1631 für den größten Teil der Regierungszeit 


52 Hess. L.-O., I, S. 42, Tit. 10. 
53 Ledderhose, a. a. O., S. 117 (Grünberger Vergleich). 
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Philipps als richtig ansehen. Kanzlei und Hofgericht waren 
zwar nicht „ein Ding‘, aber doch eng verbunden. 

Über das Verhältnis der Geschäfte der beiden Behörden 
gibt die Ordnung von 1563 den besten Aufschluß. Die 
Hofgerichtssachen scheinen überwogen zu haben. Denn 
von den Kanzleisachen werden des Fürsten eigene Sachen 
nicht erwähnt. Diese sind vermutlich in des Fürsten 
unmittelbarer Nähe in der Kasseler Kanzlei erledigt worden. 


ad c. Dieses Ergebnis für die äußere Organisation des 
Hofgerichts macht das für die dritte von uns aufgeworfene 
Frage: Ist die Kanzlei neben dem Hofgericht ordentliches 
Gericht geblieben? seither gefundene bejahende Ergebnis 
in seiner Allgemeinheit unwahrscheinlich. Soll behauptet 
werden können, daß die Marburger Behörde gerichtliche 
Sachen einmal- als Hofgericht, ein andermal als Kanzlei 
entschieden habe? Die Vermutung spricht dagegen. Sie 
wird durch gewichtige Zeugnisse unterstützt. 

Sämtliche bekannten Gesetze über das Hofgericht aus 
der Zeit Wilhelms II. und Philipps des Großmütigen kennen 
neben dem Hofgericht kein zweites ordentliches Gericht 
höherer Zuständigkeit. Die Hofgerichtsordnungen von 1500 
und 1524 gedenken der Kanzleien mit keinem Wort. Der 
Zweek der Errichtung des Hofgerichts war ja gerade der, 
die günstigen Urteile der Kanzlei durch Aufhebung der 
Kanzleijurisdiktion zu beseitigen. An die Marburger Kanzlei 
zu gehen, dazu lag kein ausreichender Grund vor, da doch 
an diesem Orte der Sitz des Hofgerichts war. Für Kassel 
ergeht aber am 2. Juli 1562 der Befehl, keine Sache weder 
von denen von Adel, noch von Bürgern oder Bauern an- 
zunehmen, sondern an das Hofgericht zu weisen. In 
seinem Testament gibt Philipp der Großmütige noch be- 
stimmt seinem Willen Ausdruck, daß kein ordentliches 
Appellationsgericht in Hessen sein solle außer dem Hofgericht.°° 

Nach Philipps Tode wurde keineswegs alsbald der 
Kanzlei durch Gesetz die Eigenschaft eines ordentlichen 
Gerichts eingeräumt. Dies erweisen der Kasseler Brüder- 
vergleich’ und der spätere Entwurf einer Landesordnung 
der vier Brüder.’? 


54 Ledderhose, a. a. O., S. 84, IV. Auch das in Anm. 39 zitierte 
Gutachten, aus dem sich das Datum des Reskripts ergibt. 

55 Ledderhose a. zuletzt a. O©. — 5% Ledderhose, a. a. O., S. 121. 

57 St.-A. D., III, 1. Konv. 3a, Entwurf einer Landesordnung der vier 
Brüder in Hessen. Die Landesordnung soll nach ihrem Eingang namens 
der vier Brüder erlassen werden. Sie ist also bereits vor Philipps von 
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Daß trotzdem die Kanzleien in Marburg wie in Kassel 
mit gerichtlichen Sachen zu tun hatten, beweist nichts gegen 
die. tatsächliche Geltung des Satzes, daß die Kanzlei kein 
ordentliches Gericht gewesen sei. Bei der großen Entfernung 
einzelner Landesteile vom Hofgericht wurde es Brauch, das 
Hofgericht durch einen Kompromiß auf eine Kanzlei zu 
umgehen. Ursprünglich weigerte sich die Kanzlei, solche 
Sachen anzunehmen, aber das praktische Bedürfnis setzte 
sich dagegen durch. Die Tätigkeit der Kanzlei als Güte- 
instanz hat diese Entwicklung befördert. 

Eine Reihe von Zeugnissen aus der Rochtssprechung 
der Kanzlei setzt uns in die Lage, die Entwicklung der 
Kanzlei zur Kompromißinstanz zu verfolgen. Es ist uns 
ein Gutachten des Kasseler Rates D. Scherff über die 
Frage der Konkurrenz zwischen Hofgericht und Kanzlei er- 
halten.5® Dieses Gutachten zählt folgende Entscheidungen 
der hessischen Kanzleien auf, in denen sie Hofgerichts- 
sachen von sich abwiesen: 

1506. In Sachen Geilen Geils gegen Ewald Gans weist 
der Statthalter an der Lahn eine an ihn ergangene Appella- 
tion vom Stadtgericht in Marburg an das: Hofgericht. Der 
Prozeß ging später an das Reichsgericht.® 1524. Heinz 
von Elmshausen, der in Sachen gegen Ludwig von Elms- 
hausen an Statthalter und Räte appelliert hat, wird an 
das Hofgericht verwiesen. 

1526 ergeht „obgleich die Parteien ad merita causae 
geschritten‘‘, in Sachen Heinrichs von Breidenbach eines- 
und Frau Elsen Dieden, Johann von Breidensteins hinter- 
lassener Wittib, Beklagten, anderesteils, folgender Bescheid: 





Rheinfels Tode, dem 20. November 1583, konzipiert. Andererseits kennt 
sie das Appellationsprivileg über 600 Goldgulden vom 4. April 1573. 
Sie ist also zwischen 4. April 1573 und 20. November 1583 verfaßt. 
(Dies gegen Kleinschmid, Sammlung fürstlich hessischer Landesordnungen, 
Kassel 1767, Bd. I, S. 462, Abs. 2, dem wohl ein Exemplar des Ent- 
wurfs vorlag, dessen Eingang nach Philipps von Rheinfels Tode ge- 
ändert war.) — Die Landesordnung zählt in Kap. XVII „Von Unsren 
fürstlichen Kanzleien und was darin für rechtliche Sachen sollen an- 
genommen und gerechtfertigt werden‘, folgende Sachen auf: 

1. Appellationen. 2. Auf beiderseitiges Begehren der Parteien, die 
sich an die Kanzlei in der Güte gewandt, auch Sachen erster Instanz. 
3. Ehesachen (diese dürfen nicht an die Untergerichte gebracht werden). 
4. Landfriedensbrüche, Pfändungssachen, Besitzstreitigkeiten, Rechtsweige- 
rung oder Rechtsverzögerung seitens der Untergerichte. 

Da hiernach eine völlige Konkurrenz der Kanzlei mit dem Hofgericht 
nicht geschaffen werden sollte, kann diese keinesfalls schon vor 1567 durch 
Gesetz anerkannt gewesen sein. Vielleicht sollte der damals in Kassel 
bestehende Zustand sanktioniert werden. 

58 S. Anm. 39. — 59 Stölzel, a. a. O., I, S. 395 Anm. 14. 
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„Es erkennen Hermann Riedesel als Statthalter und die 
anderen verordneten Räte zu Marburg auf beider Par- 
teien Vorbringen zu rechtlicher Erörterung dieser Sache sich 
unbequeme Richter, absolvieren, deshalb die Beklagte Frau 
Else Diede von diesem Gerichtsstande mit Verurteilung des 
Klägers in die Gerichtskosten, vor diesem Gerichte erlitten 
auf rechtliche Mäßigung, und so der Kläger die Beklagte 
solches spoliums halben der Rede nicht entlassen will, mag 
er dieselbige bei dem Hofgericht nach Ordnung Unsers gnä- 
digen Fürsten und Herrn deshalb vornehmen“. 

Die Räte in Kassel weisen Appellationen an das Hof- 
gericht 1552, 1554, 1555 und 1568. 

1566, am 16. August, ist nachfolgender Bescheid er- 
gangen: In Sachen Johann Hectors, Daniels und Georgs 
Heidwolff, Gebrüder, samt ihren Konsorten gegen Daniel 
— 2? — samt seinem Anhang als weiland Kunigunden Orths 
sel. Erben, Beklagte, ist auf vorgebrachte Klage und ein- 
gewandte Exzeption erkannt worden, daß das Hofgericht 
allein zuständig sei, „dieweil aus dem von gemeldeten Klägern 
vorgebrachten Befehl Unseres gnädigen Fürsten und Herrn 
Breidenbach, 2. Juli 1562 nicht zu befinden ist, daß Seiner 
Fürstlichen Gnaden Will und Meinung gewesen oder sei, 
ihre längst zuvor publizierte Hofgerichtsordnung zu dero- 
gieren und den Beklagten wider ihren Willen die erste 
Instanz derselbigen Seiner Fürstlichen Gnaden Hofge- 
richtsordnung entgegen zu benehmen, daß demnach 
Kanzler und Hofräte sich noch zur Zeit als bequeme 
Richter nicht erkennen noch halten mögen“. Noch 1581 
wird mit Bescheid vom 14. Oktober in Sachen Georg Oyer 
Brendels von Homburg gegen Heinrich von Trohe auf Ein- 
wand der Unzuständigkeit die Sache von den Räten in 
Marburg an das Hofgericht gewiesen. 

Wir entnehmen diesen Entscheidungen, daß 1526 die 
Kanzlei nicht einmal kompromittierte Sachen annahm 
und daß noch in der letzten Zeit der Regierung Philipps 
der Einwand der Unzuständigkeit zur Verweisung der Sachen 
an das Hofgericht geführt hat. 

Erst 1562 hat Philipp in dem bereits zitierten Befehl 
vom 2. Juli der Kasseler Kanzlei im Falle, daß beide Par- 
teien wegen großer Entfernung des Gerichts und zur Ver- 
meidung der großen Kosten an die Kanzlei ihre Sache 
bringen wollten, dieser die Annahme und Verhandlung des 
Prozesses verstattet.° Wahrscheinlich hat das Justitium des 


60 S. Anm. 54. 


Das Zuständigkeitswesen in der Landgrafschaft Hessen-Darmstadt. 237 


Hofgerichts im Schmalkaldischen Kriege zuerst zur Auf- 
gabe des seither befolgten Grundsatzes genötigt.s In der 
Ordnung von 1552 werden die „gerichtlichen“ Kanzlei- 
sachen wenigstens zuerst erwähnt. 

Diesen Belegen gegenüber scheinen mir die von 
Stölzel vorgetragenen Fälle, deren Prozeßgeschichte nicht 
einmal bekannt ist, nichts zu beweisen. Die Kanzlei wurde 
erst nach der Teilung Hessens in vier Landgrafschaften 
ordentliches Gericht. Vorher hatte allerdings die Unzuläng- 
lichkeit des Hofgerichts für seinen allzugroßen Gerichts- 
sprengel dazu geführt, daß sich die Parteien vereint an 
nähere Instanzen, auch die Kanzleien, wandten. Im Januar 
1632 berichtet in diesem Sinn der Hofgerichtsrat D. Gerlach 
an Georg Il., er habe nach Erkundigung bei den ältesten 
Hofgerichtsräten soviel verstanden, daß ursprünglich die 
Konkurrenz zwischen Kanzlei- und Hofgericht ausgeschlossen 
gewesen sei, daß die Kanzleien aber schließlich-bei Häufung 
der streitigen Sachen auch Judicialsachen angenommen 
hätten, welches vor allem dadurch entstanden sei, daß 
das Hofgericht für entsessene Parteien unzugänglich ge- 
wesen sei.‘ 


Wir werden die Wichtigkeit der Ergebnisse vorstehen- 
der Untersuchung für die Kenntnis der Gerichtsverfassung 
Hessens und die Verfassung des Hofgerichts nicht über- 
schätzen, wenn wir der Ansicht zuneigen, daß sie uns erst 
eine richtige Würdigung der Bedeutung des Hofgerichts in 
seiner ersten Epoche ermöglichen. Es war in der Zeit von 
1500—1567 das einzige ordentliche, gelehrte Gericht 
Hessens. Um die Bedeutung des Hofgerichts aber wirk- 
lich ermessen zu können, müssen wir noch in kurzen Zügen 
ein Bild seiner Zuständigkeit geben. 


Zuständigkeit: 

Die Gründung des Hofgerichts hatte den Zweck, für 
die Entscheidung der weltlichen Zivilprozesse der privi- 
legierten Stände ein unparteiisches Gericht zu schaffen. 
Außerdem war es Appellationsgericht über den Unterge- 


61 Die Rechtsprechung muß bei Erlaß der Ordnung von 1552 in 
sehr traurigem Zustand gewesen sein. Denn diese teilt an einer oben 
nicht abgedruckten Stelle mit, der alten beschlossenen Sachen seien sehr 
viele, etliche hätten viele und lange Jahre gelegen, so daß deshalb trefflich 
viel Klagens sei. — 

62 Stölzel, a. a. O., I, S. 426, 431, und II, Anl. 8. 

63 M. O. St.-S. 978, Antwortschreiben auf eine Anfrage Georgs vom 
28. Dezember 1631. 
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richten. Diese Prozeßsachen blieben denn auch die Haupt- 
aufgabe des Gerichts. 

Nachdem die Reformation den Landesherrn die Mög- 
lichkeit gab, auch die Befugnisse der geistlichen Recht- 
sprechung an Landesbehörden zu ziehen, entschied das Hof- 
gericht, wie wir später sehen werden, auch in geistlichen 
Prozeßsachen. 

Andere richterliche Aufgaben hat das Hofgericht aber 
nie gehabt. Dagegen hatte es einen bedeutenden Einfluß 
als gutachtende Behörde kraft seiner reichen Besetzung mit 
gelehrten Richtern. Besonders in peinlichen Prozessen 
wurde es mit Vorliebe als rechtsverständige Instanz angerufen. 

Außerdem verwiesen die Fürsten Rechtssachen aller 
Art vor das Hofgericht, wenn es galt, den Spruch einer 
hervorragenden und unparteilichen Instanz zu erhalten.‘ 

Nach Philipps des Großmütigen Tode ging das Hofge- 
richt rapid zurück. Die einzelnen Fürsten begünstigten 
ihre Kanzleien und suchten daher die Zuständigkeit des 
Hofgerichts einzuengen. Während früher nur der Gegen- 
satz zu den Untergerichten Zuständigkeitsnormen nötig ge- 
macht hatte, nötigte jetzt der Gegensatz zur Kanzlei zu einer 
Abgrenzung der Zuständigkeit gegenüber dieser Behörde. 

Der Grünberger Vergleich sprach zuerst solche Normen 
aus, indem er bestimmte, das Hofgericht solle nur gericht- 
liche Sachen haben, aber mit Verwaltungsgeschäften, den 
gütlichen, Amts- und Landssachen nicht beschäftigt sein.® 
Über die Ehesachen enthält er nichts, jedenfalls wurden 
sie dem Hofgericht nicht entzogen. 

Die Ehesachen scheiden dann zunächst aus der Zu- 
ständigkeit des Hofgerichts aus, die fürstlichen Kanzleiord- 
nungen weisen sie der Kanzlei zu (vgl. $ 5). 

Die jüngste Hofgerichtsordnung spricht dann in Titel 8, 
$ 9 auch die Unzuständigkeit des Hofgerichts für peinliche 
und Kammersachen aus®, denn inzwischen waren die pein- 
lichen Sachen Gegenstand der Rechtsprechung der ge- 
lehrten Gerichte (vgl. $ 6) und die Kammerprozesse mit 
Rücksicht auf ihr besonderes Interesse für den Landesherrn 
an die Regierungskanzleien verwiesen worden. 

Wegen dieser Beschneidung des Tätigkeitskreises des 
Hofgerichts stand seine Bedeutung bald in keinem Verhält- 


64 Dies erweisen die im oberen Stockhaussaal des Archivs zu 
Marburg in großer Masse erhaltenen Akten. 

65 Ledderhose, a. a. O., S. 119. 

66 St.-A. D., Verordnungen 1673. 

67 Siehe unsere spätere Darstellung in Teil III. 
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nis mehr zu dem Ansehen, daß es als gelehrtes, tatsächlich 
nahezu unabhängiges Gericht genoß und verdiente. Für die 
uns vor allem interessierende Landgrafschaft Hessen-Darm- 
stadt (die Obergrafschaft Katzenelnbogen) hatte es auch aus 
einem anderen Grunde nie einen nennenswerten Einfluß. 

Auch hierfür können wir als Beleg das Gutachten vom 
Jahre 1631 anführen.® Es erzählt, daß in Herrn Landgraf 
Philipps des Jüngern (Niederkatzenellenbogen) wie auch in 
Herrn Landgraf Georgs hochseligen Andenkens innegehabten 
Landen es gar keinen Zweifel gehabt habe, daß daher ans 
Hofgericht gar nichts oder gar wenig gelangt sei, und daß 
sich jedermann, wer der auch gewesen, an die fürstlichen 
Kanzleien gehalten und daselbst die Sache lieber ausgeführt 
habe, als daß er nach Marburg an das Hofgericht mit 
größeren Kosten gekommen wäre. Der Hofrichter D. Happel 
bezeichnet es um dieselbe Zeit als unerhört®, daß aus der 
Obergrafschaft Katzenellenbogen jemals ein Prozeß an das 
Hofgericht gekommen sei, wie denn auch sehr wenig aus 
der Niedergrafschaft und dem Gießischen Teile. 

Das gleiche Ergebnis hat eine Durchsicht des Hofge- 
richtsregisters.” Wir entnehmen diesem, wie oft in den 
nachstehend angegebenen Zeiträumen Kläger oder Beklagte, 
Appellanten oder Appellaten, aus der Öbergrafschaft an 
Prozessen am Hofgericht beteiligt waren. Dabei sind alle 
anhängigen Sachen, auch die Ehesachen, mitgezählt: 





Von bis Zahl der Sachen 
I. Instanz (Ehesachen) II. Instanz Zusammen 
1500 1510 _ 2 2 
1510 1520 5 5 10 
1520 1530 4 4 8 
1530 1540 7 7 14 
1540 1550 — 4 4 
1550 1560 5 — 5 
1560 1570 3 2 5 
1570 1580 1 — 1 
1580 1590 4 — 4 
1590 1600 1 1 2 
1600 1610 1 1 2 
1650 1750 3 1 4 
Nach 1750 1810 _ 1 1 
Zusammen 34 28 62 


#8 M. O. St.-S. 978, Marburger Samthofgerichtssachen. 

69 St.-A. D., Hessen-Kassel, Konv. 34. 

70 Das Prozeßregister ist im Original im Marburger Staatsarchiv, in 
einer beglaubigten Abschrift im Großh. Haus- und Staatsarchiv enthalten. 
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Zu diesen Zahlen sind zwei Prozesse erster Instanz 
zu fügen, die ohne Datum im Register eingetragen stehen. 
Es ist zu bemerken, daß bei den Prozessen erster Instanz 
in elf Fällen auch der nicht landsässige Adel beteiligt ist, 
besonders die von Wallbrunn. Von Ehesachen sind nur 
zwei Fälle an das Hofgericht gelangt, einer aus 1553, ein 
anderer aus 16827: wohl durch Verweisung des Landes- 
herrn. Die Prozesse, die in erster Instanz anhängig waren, 
sind nur in vier Fällen Prozesse der Gemeinden, in den 
übrigen Fällen solche adeliger Personen aus der Obergraf- 
schaft. In 12 Fällen sind landsässige Adelige als Kläger 
oder Beklagte beteiligt. 

Diese Zahlen ergeben mit Sicherheit, daß das Hofge- 
richt in der Obergrafschaft nie nennenswerten Einfluß ge- 
habt hat, da es zu weit entfernt lag. Sachen zweiter Instanz 
werden nur in wichtigen Fällen, wo es sich um Erbrecht 
oder erbrechtliche Nutznießung handelte, beim Hofgericht 
anhängig. Sachen erster Instanz sind ebenfalls selten. 

Diese letztere Tatsache hat ihren Hauptgrund in der 
geringen Bedeutung des landsässigen Adels der Obergraf- 
schaft. Es waren nicht nur sehr wenige privilegierte 
Familien da, die Familien waren auch wirtschaftlich auf 
niedriger Stufe. Sie standen nicht viel höher in ihrer Lebens- 
haltung als die Bauern.”? Das Prozeßregister nennt die von 
Hardenau in Zwingenberg (erloschen 1542), Gans von Otzberg 
(erl. 1694), Mosbach von Lindenfels (erl. 1684), Kalb von 
Reinheim, auch Wembach (erl. 1684). Die bedeutenden 
Familien, die im Hofgerichtsregister der Obergrafschaft ge- 
nannt sind, die von Frankenstein, Husenstein (Heusen- 
stamm), Rodenstein, Gemmingen, Wallbrunn, Wolfskehlen, 
standen nicht unter der Landeshoheit des Fürsten von 
Hessen.”! 

Als Ergebnis unserer Betrachtung über die Zuständig- 
keitsvorschriften, die für das Hofgericht galten, und die 
Prozeßstatistik können wir feststellen, daß in der Ober- 


‘ı In der Hofgerichtsordnung von 1673 war bereits das Hofgericht 
für Ehesachen unzuständig erklärt. 

?2 Auf diese Tatsache hat Herr Haus- und Staatsarchivar Dr. Dieterich 
mich aufmerksam zu machen die Liebenswürdigkeit gehabt. 

73 Wagner, Übersichtliche Darstellung der in den Provinzen Starken- 
burg und Oberhessen erloschenen Familien im Archiv für hess. Geschichte 
und Altertumskunde, Bd. VI, S. 261 f. 

74 Einen Überblick über die Lehnsleute und Landjunker bei Georgs 1. 
Tode gewährt die Aufzählung bei dessen Leichenbegängnis. S. (G. Nick), 
Georg I., Denkschrift des histor. Vereins f. d. Großh. Hessen. Darm- 
stadt 1896. 
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grafschaft eher wie sonstwo, die Kanzlei die Eigenschaft 
eines ordentlichen Gerichtes erster und zweiter Instanz ge- 
winnen mußte. Denn die Untertanen waren auch in der 
Blütezeit des Hofgerichts nicht nach Marburg gegangen, das 
zu weit entlegen war. In der Obergrafschaft bestand kein 
geschlossener mächtiger Landadel, der das Hofgericht als 
seine Instanz zu halten imstande war. Deshalb werden es 
alle Untertanen als Wohltat empfunden haben, als Georg 1. 
nach seinem Regierungsantritt in Darmstadt eine Kanzlei 
errichtete. 

Dieser wenden wir jetzt unsere Aufmerksamkeit zu. 
Wir werden sehen, daß sie ihre volle Anerkennung als 
ordentliches Gericht nur nach schweren Bruderkämpfen 
unter den hessischen Fürsten erringen konnte, Kämpfen, 
die wieder beweisen, daß man als den Willen des groß- 
mütigen Philipp ansah, daß allein das Hofgericht in Hessen 
als ordentliches Kollegialgericht erhalten werde. 





II. Teil. 
Die Kanzlei. 


8 2. 
Die äußere Entwicklung der Kanzlei. Die Hessen- 
Darmstädtischen Kanzlei- und Prozeßordnungen. 


A. 


Adlige und gelehrte Räte, vom Landesherrn zur ÜUnter- 
stützung der eigenen Person bei Erledigung der Regierungs- 
geschäfte berufen, bilden die Kanzlei. Diese besteht in 
den deutschen Territorialstaaten überall in der gleichen 
Form. Sie hat ihren Namen von dem ersten gelehrten Be- 
amten, der landesherrliche Dienste versah, dem Kanzler. 
Dies ergibt schon, daß die Bedeutung der Kanzlei für die 
Verwaltung des Landes in ihrer Besetzung durch gelehrte 
Räte begründet war.! 


Die Kanzlei in Darmstadt unter Georg I. 


Georg I. nahm der Natur der Sache entsprechend seine 
ersten Kanzleibeamten für die neue Kanzlei in Darmstadt 
aus der Zahl der in der Obergrafschaft tätigen und mit 








1 Über die Geschichte der Kanzlei: Stölzel, a. a. O., I, S. 253, 
and $ 21, sowie Kopp, a. a. O., 1, $ 214f. 
Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N.F. 6. 16 
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des Landes Gewohnheiten vertrauten Amtleute.? Der seit- 
herige erste Beamte der Obergrafschaft, der Oberamtmann, 
war hinfort der erste Beamte der Kanzlei. Der Amtleute 
bediente er sich als adliger Räte. Zum Teil waren diese 
Beamten bereits gebildete Juristen. Wir finden dies von 
Philipps des Großmütigen Oberamtmännern für die Ober- 
grafschaft Katzenellenbogen, Jost Rau und Johann Milch- 
ling von Schönstädt, bezeugt.® Johann Milchling war dann 
der erste Oberamtmann Georgs I. Ihm folgte Johann Her- 
mann von Buseck, genannt Münch, dann 1594 dessen 
jüngerer Vetter Hans Philipp, der bis zum Jahre 1611 den 
Dienst versah.t 

Als adlige Räte werden uns folgende Herren aus nicht 
eingesessenen Geschlechtern genannt. 1584 erwähnt das 
Prozeßregister des Hofgerichts den Johann von Rensdorf 
als ‚„landgrafischen Rat‘. Dieser findet sich an derselben 
Stelle bereits 1560 als Keller in Darmstadt erwähnt, er war 
also schon Philipps Beamter. Später war Rensdorf Amt- 
mann in Darmstadt.® Otto von Tettenborn, von 1585 bis 
1593 Amtmann in Lichtenberg, erscheint 1583 als Rat 
Georgs I. auf dem Reichstag zu Augsburg. Buch erwähnt 
ihn 1586 als Rat in Darmstadt.s 

Den ersten gelehrten Rat, den ersten Darmstädtischen 
Kanzler, bestellte Georg im Jahre 1571 in der Person des 
D. Johannes Kleinschmidt, des Verfassers des Katzenellen- 
bogner Landrechts.” 1573 trat als weiterer gelehrter Rat 
D. Johannes Pistorius in die Kanzlei ein.® Dieser wurde 
1588 Kleinschmidts Nachfolger im Kanzleramte, das er bis 
1625 bekleidete. Seit 1587 werden dann D. Struppius® und 
D. Wallenstein! als Räte Georgs erwähnt. In der Be- 
setzung mit drei Rechtsgelehrten bestand die Kanzlei bis 
zu Georgs I. Tode. 


2 Über die Amtsstellung der Amtleute und Oberamtleute: Stölzel, 
a. a. O., I, S. 147£., bes. S. 151. 

3 Über Jost Rau: Stölzel, a. a. O., I, S. 412; über Johann Milch- 
ling: daselbst, II, S. 56, Anl. 5, Nr. 83, Rommel, Bd. VI, S. 97, 
Anm. 24, V, S. 421. 

4 Über Johann Hermann von Buseck und Hans Philipp von Buseck: 
Anton, Die Stadtkirche zu Darmstadt als Begräbnisstätte, S. 5 und 6; 
siehe auch Rommel, V, S. 421. 

° Prozeßregister Nr. P. 31 und R. 88; vgl. auch G. Nick, „Georg 
der Fromme“, S. 31, Anm. zu S. 6. 

6 Nick, S. 44, S. 15 (1585, 1586), S. 16 (1587), S. 17 (1588). 

? Steiner, Georg I, 1861, S. 185 ff.; Strieder, Grundlage zu einer 
hess. Gelehrten- und Schriftstellergeschichte, Marburg 1812, VII, S. 144. 

® Strieder, a. a. O., XVII, S. 119. — 9 Nick, S. 17, 50, 58. 

10 Nick, S. 17, 58. 
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Dies beweist ein Bericht!! über das Leichenbegängnis 
Georgs I., der uns auch einen Überblick über die übrige 
Dienerschaft gewährt. Dort sind in der dritten Ordnung 
des Landgrafen „hinterlassene Räte‘ aufgezählt, der Kanzler, 
D. Wallenstein und D. Johannes Strupp. Dann folgen in 
der vierten Ordnung die Frauen der fürstlichen Beamten 
in folgender Rangordnung: zuerst die Hausfrauen des Ober- 
amtmanns, des Hofmeisters, des Amtmanns zu Lichtenberg 
und des Obersten Wallbrunn, die Frauen der adligen Diener, 
sodann die Hausfrauen des Kanzlers, D. Wallensteins, 
D. Strupps, die Frauen der gelehrten Räte. 

Mit diesen Dienern regierte Georg sein kleines Land. 
Es mutet uns an, als ob wir einen begüterten Privatmann 
bei der Arbeit beobachteten, wenn Wilhelm Buch aus der 
letzten Zeit Georgs erzählt'?: „undt fordert erstmahls den 
Ober Ambtmann Hans Hermann von Busseck gnt Münch 
zu sich ins gemach, darnach den Superintendenten M. An- 
gelum, nachdem den Cantzlar, folgends den Secretarium, 
den Landtschreiber, Baumeister, Bawschreiber, Küchen- 
meister, undt die andern officialn im Schlos, undt befahl‘ 
einem jedern in seinem Ambt etc. Welche alle morgen 
fürm Gemach in der Taffel Stuben uff wartten musten, 
umb den mittag umb 2 Uhr lies Er darnach den Jäger- 
meister, Oberförster, Förster, undt Hassen Jäger für sich 
kommen, führet also ein strenges Regiment und hielt gute 
Ordnung, wolt auch nichts verhölt, sondern umb alle 
Sachen Wissenschaft tragen“. 

Die Kanzlei zeichnet in der Zeit Georgs als „Oberamt- 
mann, Canzlar und Räte‘. Diese Bezeichnung blieb mit 
der alten Verteilung der Amtsstellen bis in die Hälfte der 
Regierungszeit Ludwigs V. 


Die Kanzlei unter Ludwig V. 


Unter der Regierung dieses Fürsten wurde der Be- 
amtenstaat stark vermehrt. Es werden neue Amtsbezeich- 
nungen geschaffen. Der Statthalter tritt an Stelle des 
Oberamtmanns als oberster Beamter der Kanzlei und erster 
adliger Rat.“* Die Kanzlei zeichnet von da an: „Statt- 


11 Nick, S. 51f., bes. S. 58 u. 59. — 12 Nick, S. 11. 

13 St.-A. D., Verordnungen (1567—1611). 

14 St.-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 26, Schreiben von 1614 „dem 
wohlgeborenen Grafen (Mansfeld), auch ehrenfesten, hochgelehrten und 
ehrbarn unserm gnädigen Herrn und besonders guten Freund, Fürstl. 
Hessischen Statthalter, Kanzler und Räten zu Darmstadt“. 1611 fand 
ich zum letzten Male die Bezeichnung „Oberamtmann, Kanzler und Räte“. 

1g* 
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halter, Kanzler und Räte“. Die Zeit Ludwigs V. ist dann 
weiter charakterisiert durch das Auftauchen der Stellver- 
tretungsämter des Vizestatthalters und Vizekanzlers.! 

Über die Amtsstellen unter Ludwig V. sind wir gut 

unterrichtet. Er hat eine Sessionsordnung vom 10. De- 
zember 1617 erlassen!s, das heißt eine Ordnung über die 
Rangfolge der landesherrlichen Diener bei gemeinschaft- 
lichen Beratungen und Hoffesten. Es folgen sich da: 

1. Der gewesene Statthalter und jetzige Geheime Rat 
und bestellte Obrister Graf Wolf zu Mansfeld. 

2. Wegen des noch zu ernennenden Statthalters behält 
sich der Landgraf die Bestimmung vor. In Mangel 
und Abwesen desselben soll der Hofmarschall Georg 
Riedesel zu Eisenbach als Vizestatthalter die Prä- 
zedenz haben. Es folgen: 

3. Kanzler zu Darmstadt Johannes Pistorius. 

4. Haushofmeister Kun Quirin Schütz von Holz- 
hausen. 

5. Amtmann zu Nidda Arnold Schwarz. 

6. Rat und Hauptmann zu Gießen Joh. Wolf von 
Weitolshausen, genannt Schrautenbach. 

7. Unser Rat und Unsrer geliebten Frau Mutter Hof- 
meister Joachim von Walburg (Walpurgk‘). 

8. Unser Rat und Vizekanzler D. Georg Terhell. 

9. Unser Rat und Vizekanzler D. Nikolaus von Ot- 
terau. 

10. Superintendent zu Darmstadt D. Henrich Leuchter. 

11. Superintendent zu@Gießen D. Johannes Winkelmann. 

12. Rat Unseres geliebten Sohnes Hofmeister Bernhard 
Friedrich Prechter. 

13. Amtmann zu Romrod Hans Philipp von Buseck. 

14. Rat, Oberforst- und Jägermeister Georg Bernhard 
von Herttingshausen. 

15. Rat und Amtmann zu Merlau Melchior von Lörr- 
bach, 


Es ist dies das letzte Amtsjahr des Oberamtmanns Hans Philipp von 
Buseck, vgl. Anton, a. a. OÖ. S. 6. Das Amt des Öberamtmanns der 
Obergrafschaft ist aber zu dieser Zeit nicht erloschen. Das aus dem 
Jahre 1718 erhaltene Dienerbuch (St.-A. D.) nennt noch einen adeligen 
Oberamtmann zu Darmstadt. Über das Amt des Statthalters vgl. Kopp, 
a. a. O. I], $ 216. 

15 Kopp, a. a. O., 1, $219, 5.292. Danach sind in Kassel die Stell- 
vertretungsämter auch erst im Anfang des 17. Jahrhunderts entstanden. 

16 St.-A. D., Verordnungen 1617 (Pergamentband, enthaltend die 
Regierungsordnung, S. 157). 
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16. Rittmeister und Amtmann zu Kelsterbach Hans 
Heinrich Mosbach von Lindenfels. 

17. Rat und Kanzler der Universität Gießen D. An- 
tonius Gottfried. 

18. Rat Hans Ludwig Wolf von Carspach. 

19. Rat D. Johannes Faber. 

20. Hofprediger D. Johannes Vietor. 

21. Rat D. Georg Wagener. 

22. Rat D. Helfrich Gerlach. 

23. Rat Johann Philipp Kleinschmüdt. 

24. Forstmeister zu Romrod Wilhelm Schetzel zu Merz- 
hausen. 

25. Stallmeister Hans Ludwig von Senbach. 

26. Forstmeister zu Stornfels Werner von Rehen. 

27. Rat und Landschreiber Johann Weitzel. 

28. Rat Lizentiat Adam Leuth. 

Wie aus der Ordnung selbst hervorgeht, ist diese be- 
deutende Vermehrung der landesherrlichen Dienerschaft der 
Vergrößerung des Landes zuzuschreiben.” Ludwig der 
Ältere (IV.) war im Jahre 1604 verstorben. Er hatte sein 
Land in gleichen Teilen zwischen Darmstadt und Kassel 
vererbt. Es war aber den Erben bei Verlust des Erbteils 
befohlen, daß sie bei der lutherischen Religion bleiben und 
das Land dabei halten sollten. Das Testament war der 
Anlaß zu einem langjährigen Kampfe zwischen den beiden 
hessischen Häusern. Zunächst erging am 29. Januar 1605 
ein divisorium seitens des zur Entscheidung des Streits 
nach hessischem fürstlichem Familienrecht berufenen Aus- 
tragsgerichts. Kassel erhielt Marburg mit den umliegenden 
Ämtern, Darmstadt Gießen mit den umliegenden Ämtern zu- 
gesprochen.18 Am 3. Februar ließ sich Ludwig V. in Gießen 
huldigen.'® 

Die Kanzlei in Gießen. 


Zur Verwaltung des Landes gründete er in dem gleichen 
Jahre in Gießen eine Kanzlei. Der Tag der Gründung läßt 
sich nicht genau feststellen, da die zur Errichtung der 
Kanzlei ergangene Ordnung nicht erhalten ist. Die gleich- 
zeitigen Akten über den Marburger Sukzessionsstreit lassen 
aber eine ziemlich genaue Feststellung zu.?° In den ersten 
Monaten des Jahres 1605 besorgte der Kanzler Pistor die 
Geschäfte in Gießen. Noch im Laufe des März, zuletzt 


17? A. B. Schmidt, Die geschichtlichen Grundlagen des bürgerlichen 
Rechts im Großh. Hessen, Gießen 1893, S. 6. 

18 Rommel, a. a. O., Bd. VI, S. 72f. — 19 Rommel, a. a. 0. 

20 St.-A. D., betr. Marburger Sukzession, Konv. 3 u. 5. 
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unter dem 17. März, schreibt die Darmstädter Kanzlei „an 
den Kanzler zw Darmstadt Joannem Pistorium, itzo zu 
Gießen“. Am 24. März 1605 folgt dann zum erstenmal ein 
Schreiben mit der Unterschrift Gießen, Kanzler und Räte 
daselbst. 

Daß vermutlich in der Zwischenzeit die Kanzlei errichtet 
wurde, geht aus einem Schreiben des fürstlichen Oberamt- 
manns, Kanzlers und der Räte zu Darmstadt an den Kasse- 
lischen Rat Theodosius Dorstenius vom 23. April 1605 
hervor. 

„Wir mögen Euch hiermit unangefügt nicht lassen, 
demnach als des durchlauchtigen hochfürstlichen Fürsten 
und Herrn, Herrn Ludwigs Landgrafen zu Hessen, Dietz, 
Ziegenhain und Nidda, Unseres Herrn, im Oberfürstentum 
Hessen gesessene Untertanen von hiesiger Kanzlei etwas 
weitab gesessen und derentwegen ihnen beschwerlich 
fallen würde, in ihren vorfallenden Gebrechen jeder Zeit 
daher zu laufen und diese Kanzlei zu besuchen, und des- 
halb Unsere Fürstlichen Gnaden gnädig entschlossen und 
bedacht, noch eine Kanzlei der andern anzurichten, ge- 
stalten S. Fn. Gn. allbereits etliche rechte und gelehrte 
Räte dazu angenommen, da man nun zu desto besserer 
Anstellung gerne wissen möchte, wie es mit der Mar- 
burgischen Kanzlei der Kanzleitaxe und Ordnung halber 
bisher gehalten worden, und dafür halten will, Ihr seiet 
derselben am besten kundig, so ist unsere Bitte, — Ihr 
wollet uns nicht allein eigentlich berichten, wie es mit 
der Kanzleitaxe jeder Zeit gehalten worden, sondern auch 
die Anweisung (Warnung) tun, damit, was für eine ge- 
schehene Kanzlei- oder andere Ordnung vorhanden, solche 
dem Kanzlisten Eccard Ellenberger, der bei Euch auf- 
wartet, zum Abschreiben ausgefolgt werde.“ 

Das Schreiben spricht davon, daß die Räte für Gießen 
bereits angenommen seien. Da diese bereits am 24. März 
aus Gießen berichten, ist die Annahme gestattet, daß 
zwischen dem 17. März und 24. März die Kanzlei in Gießen 
begründet worden sei. Jedenfalls ist dies aber im Früh- 
jahr 1605 geschehen. Denn spätere Schreiben aus dem- 
selben Jahre sprechen von „Kanzler und Räten‘‘ in Gießen, 
von dem „hiesigen Kanzler‘, so daß kein Zweifel aufkommen 
kann, daß in der zweiten Hälfte des Jahres die Kanzlei be- 
reits bestand. 

Sie versorgte die Darmstädtische Hälfte des Ober- 
fürstentums Hessen bis zum 9. März 1621, an dem Ludwig 
die Abbestellung des „Gießnischen Kanzleiwesens“ ver- 
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fügte und die dortigen Beamten, den Vizekanzler D. Rein- 
king, D. Gerlach und den Sekretär Malcomesius, zur Hof- 
kanzlei nach Darmstadt abberief.: 

Von da an bis zum Jahre 1650 hatte das Oberfürsten- 
tum wohl keine feste Kanzlei. Nachdem Marburg durch 
das Urteil des Reichs-Hofgerichts vom 1. April 1623 an 
Hessen-Darmstadt gekommen war, kam die Kanzlei wieder- 
holt nach Marburg. 1624, 1626, 1630, 1634, 1638 ist die 
Kanzlei in Marburg, das in der Verordnung vom 11. Ok- 
tober 1638 als Residenzstadt bezeichnet wird.?? 1642, 1643 
spricht der Landgraf, der damals in Gießen weilte, von 
seiner Kanzlei allda. Dann ist wieder ein Ausschreiben 
erhalten vom 27. September 1643, in dem die Räte in 
Darmstadt den Beamten befehlen, sie sollten den Unter- 
tanen verkündigen, daß die Fürstliche Regierungskanzlei 
von hinnen wieder nach Marburg transferiert und daselbst 
gehalten werden solle.” 

Aus diesen Angaben erhalten wir über die wirkliche 
Organisation des Kanzleiwesens des Oberfürstentums kein 
klares Bild. Vielleicht war die Kanzlei von 1621 bis 1643 
in Darmstadt, so daß die Regierungsgeschäfte des Ober- 
fürstentums eigentlich von da aus besorgt wurden. Dann 
muß man annehmen, daß die Angaben, nach denen in der 
Zwischenzeit „Vizekanzler und Räte‘, „die Regierung‘ usw. 
in Marburg und Gießen erwähnt werden, dahin auszulegen 
sind, daß während persönlicher Anwesenheit des Fürsten 
in Oberhessen einige Räte vorübergehend von Gießen und 
Marburg aus die Regierungsgeschäfte des Oberfürstentums 
besorgten. Wahrscheinlicher ist aber, daß die Kanzlei in 
den angegebenen Zeiträumen wirklich in Gießen und Mar- 
burg war und in der Zwischenzeit vorübergehend nach 
Darmstadt zurückgerufen worden ist. : 

Nach 1650 war ihr Sitz jedenfalls Gießen. Dort ist sie 
bis zur Neuorganisation des Landes geblieben. 


Die Kanzleien in den nur vorübergehend Hessen- 
Darmstädtischen Landen. 

Vorübergehend bestand vom 12. Februar 1627 bis 

zum 10. Februar 1628 eine Kanzlei in Schmalkalden, das 





2ı M. Behörden u. Beamten, Regierung zu Darmstadt (Gießen). 

22 Verordnung vom 11. Oktober 1638, Reskript vom 16. März 1635 
(St.-A. D., Verordnungen 1638), M. Behörden u. Beamten, Regierung zu 
Gießen, Schreiben von 1624 „Vizekanzler und Räte zu Marburg“. 
Akten aus 1642 u. 1643. 

23 Siehe Anm. 21. 

24 St.-A. D., Verordnungen 1627 und Marburger Sukzession 49, Fasz. 
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mit Niederkatzenellenbogen Hessen-Darmstadt wegen der 
Schäden und Kosten aus dem Reichshofratsprozesse als 
Pfand verstrickt worden war.? 

Hanau-Lichtenberg, das 1741 durch Erbgang an Hessen 
fiel, blieb in seiner Verwaltung von dem Hauptlande ge- 
trennt bis zum Jahre 1798, wo das besondere Hanau- 
Lichtenbergische Kabinett aufgehoben wurde. Die Re- 
gierung in Buchsweiler, später in Pirmasens, war in dem 
bis zum Jahre 1801 bei Hessen verbliebenen Lande die den 
beiden rechtsrheinischen Kanzleien entsprechende Mittel- 
behörde. 


Zentrale Landesbehörden in der Kanzlei in 
Darmstadt. 


Die Kanzlei in Darmstadt hatte vor der Gießener Kanzlei 
gleich bei der Gründung der letzteren den Vorzug. Sie 
war Landeszentralbehörde. Die Kanzlei in Gießen aber 
war nur Mittelbehörde. Gegen alle ihre Bescheide war, 
wie wir später sehen werden, der Landgraf in Darmstadt 
anzurufen, der in der Darmstädter Kanzlei dann die Ober- 
entscheidung fällen ließ. 

Dieser Umstand führte bald zu einer Umgestaltung der 
Darmstädter Kanzlei. Ludwig V. verordnete in seiner bereits 
erwähnten Regierungsordnung vom Jahre 1617 eine Reihe 
seiner Räte als „Geheime Räte“. Die Verordnung, die ‚von 
Geheimen Rats Verordnung und Amt“ überschrieben ist, hat 
folgenden Wortlaut: „Wir haben es für nötig und gütlich 
angesehen, aus Unsern Räten nachfolgende zu Unsern Ge- 
heimen zu verordnen und zu deputieren, nämlich unsern 
Rat und Obristen Grafen Wolfgang zu Mansfeld, wenn der- 
selbe zur Stätt sein wird, den Kanzler zw Darmstadt 
Johann Pistorius, den Hofmarschall und Amtmann zu 
Rüsselsheim Georg Riedesel zu Eisenbach, den Vizekanzler 
D. Georg Terhell und den Hofrat D. Joh. Faber mit Vor- 
behalt diese Zahl inskünftig zu vermehren, deren sämt- 
liche Funktion dahin vornehmlich gerichtet sein soll, daß 
sie kraft ihrer Dienstpflichten zu allerforderst mit allem 
Fleiß dahin sehen, ratschlagen und traktieren sollen, 








betr. Wiederabtretung und Einräumung der Niederhessischen Pfandämter, 
Schließung der Kanzlei zu Schmalkalden und Aushändigung der Doku- 
mente betr. 1628. 

25 Rommel, a. a. O., Bd. VI, S. 72£. 

26 St.-A. D, Verordnungen 1798; vgl. auch J. R. Dieterich in den 
Beiträgen zur Geschichte der Universitäten Mainz und Gießen, Darm- 
stadt 1907, S. 481 u. 482. 

27 St.-A. D., Verordnungen 1617, Pergamentband. 
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welchergestalt Unser fürstlich Haus, Stand und Hoheit, 
insonderheit aber bei Unsrer Fürstlich Darmstädtischen 
Linie, ohne einigen Abbruch für und für in seinem Wesen 
erhalten und aufbewahret, Unsere geliebten Söhne und 
Kinder fürstlich und wohl erzogen, unterhalten und 
bestattet, Unser Fürstentum, graf- und herrschaftlichen 
Land und Leute nicht verringert, sondern verbessert, 
das in unsern Landen eingeführte wahre Glaubens- 
bekenntnis ohne einige Änderungen, unter was Prätext 
und Schein solches geschehen wolle, erhalten und auf 
die liebe Posteriorität gebracht, die Grenzen nicht ge- 
schmälert, Land und Leute wohl regiert, die Justiz ohne 
Ansehen der Person dem Armen wie dem Reichen nach 
des heiligen Reiches Konstitutionen, auch Unsern fürst- 
lichen Ordnungen und Reformationen administriert und 
befördert, Unsere schweren und wichtigen Rechtferti- 
gungen bevorab, welche Land und Leute, regalia und der- 
gleichen berühren, eifrig fortgetrieben und zum Besten 
ausgeübt werden, Unsere Zölle und polizeilichen Gerech- 
tigkeiten gehandhabt, Straßen frei und sicher gehalten, 
Münzwesen, Reichs-, Kreis- und Münzprobationstage be- 
sucht — Unsere Kanzleien und Ämter mit tüchtigen, 
tapfern und erfahrenen Räten und Amtleuten bestellt und 
in summa Unsern Landen und Leuten treulich vorge- 
standen werde‘. „In demselben Geheimen Rat soll Unser 
Statthalter oder seines Abwesens Unser Hofmarschall, dem 
wir alsdann seine vices anbefehlen, präsidieren, Unser 
Kanzler aber allhier das directorium haben, was per 
maiora (darunter des Präsidenten votum auch mitgezählt 
werden soll) geschlossen wird, den Ausschlag machen, 
oder da die vota paria sind, in Unserm Abwesen Unser 
geliebter Bruder Landgraf Philipp in Hessen den Aus- 
schlag geben und was also statuiert wird, durch den 
Statthalter oder dessen Vicetenenten exequiert und ge- 
handhabt werden.“ 

Mit dieser Verordnung war für die Kanzlei in Darm- 
stadt der äußere Zusammenhalt nicht aufgehoben, es war 
nur eine Deputation für Zentralregierungssachen und, wie 
wir sehen werden, Appellationen gegen die Entscheidungen 
der Mittelbehörden in Rechtssachen geschaffen. Daher wird 
angeordnet, daß die Namen der zu Geheimen Räten er- 
nannten Personen in ein besonderes Buch eingetragen 
werden sollen, damit über die Besetzung des (Geheimen 
Rats Klarheit herrsche. 

In der gleichen Regierungsordnung schuf Ludwig noch 
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eine weitere Deputation.® An Stelle des Landschreibers 
oder fürstlichen Kammerschreibers wird eine fürstliche 
Rentkammer gebildet und mit dem seitherigen Land- 
schreiber, Johannes Weitzel, der schon Georg I. als Land- 
schreiber gedient hatte?°, und einigen Mitgliedern der Kanzlei 
besetzt. Auch die Rentkammer war Zentralbehörde. Ihr 
wurde die Verwaltung des landesherrlichen Kammerwesens 
aufgetragen, ihr lag die Beaufsichtigung der Finanzbe- 
amten im Lande, der landesherrlichen Keller und Amt- 
leute, sowie die Abhör der Amtsrechnungen ob. 

Der organisatorische Fortschritt der beiden Ordnungen 
ist doppelt. Die Räte in der früheren Epoche der Kanzlei 
sind Gehilfen des Fürsten, ohne daß sie in ihrer Gesamtheit 
ein geschlossenes Kollegium ausmachen. Ihre gemeinschaft- 
liche Arbeit hat etwas Zufälliges. Der Fürst arbeitet selbst 
mit, seine Entscheidung ist ausschlaggebend, wo die Räte 
sich nicht vereinigen, nicht die einer Majorität. Der Fürst 
verteilt die Geschäfte unter die kleine Zahl seiner Diener 
nach dem Bedürfnis. Innerhalb der Kanzlei gilt keine Zu- 
ständigkeitsnorm. Jeder ist für alles zuständig, soweit ihm 
der Fürst Auftrag gibt. Dies wird durch die Ordnung von 
1617 zum ersten Male durchbrochen. Aus der Zahl der 
Diener scheiden sich bestimmte Gruppen aus, denen dürch 
eine objektive Norm, nicht mehr das Bedürfnis des Augen- 
blicks, der Geschäftskreis zugeteilt wird. Die wichtigsten 
Angelegenheiten leiten besonders benannte Diener: die all- 
gemeinen Landesverwaltungsgeschäfte die Geheimen Räte, 
die allgemeinen Finanzgeschäfte die Rentkammerräte, Ge- 
heimer Rat und Rentkammer stehen als Zentralbehörden 
den Mittelbehörden gegenüber. So entsteht gleichzeitig in 
der ungegliederten Kanzlei die Kompetenz, unter dem seither 
nur nach dem Stande gegliederten Rätepersonal der erste 
Ansatz zur Hierarchie der Magistraturen. 

Dies brachte eine tiefgreifende Änderung für die 
Stellung des einzelnen Rats mit sich. Kein geringes Opfer 
an Selbstbewußtsein mochten die bringen, die durch die 
neue Organisation sich subalternisiert sahen. Deshalb muß 
auch der Landgraf zu Frieden mahnen. Kompetenzstreit 
war am Anfang weniger zu befürchten als persönliche Miß- 
helligkeiten. In des Geheimen Rats Verordnung werden 
daher die Räte, die zu Geheimen Räten verordnet sind, 
vor Überhebung gewarnt, die andern Räte aber angewiesen, 
sich miteinander zu vertragen. Eine Sessionsordnung, die 

23 St.-A. D., Verordnungen 1617, Pergamentband, Fol. 129. 

29 Nick, S. 58, „Cammersecreturius J. Weitzel“. 
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wir bereits besprachen, sorgt für sorgfältige Beobachtung 
des Ranges. ‚Da jedoch wieder Zuversicht zwischen den 
Kanzleien oder deren Räten insgemein oder etlichen der- 
selben Personalstreit und Mißhelligkeit entstehen sollte, 
so wollen wir, daß Unsere sämtlichen Geheimen Räte oder, 
da es einen oder mehrere unter ihnen selbst anginge, 
allein diejenigen, welche die Sache nicht konzerniert, 
solche Differenzen summarie verhören und entweder in 
der Güte beide Teile, wo immer möglich, vereinigen, oder 
sie durch ein Dekret oder Ausspruch scheiden. Dabei es 
unsere Räte auch ohne Appellation oder antwortlich 
Klagen endlich verbleiben lassen.‘ 

Augenscheinlich haben sich die Herren Räte nur lang- 
sam in die neue Rolle gefunden. Denn die Ordnung vom 
11. Oktober 1638, die erste Kompetenzordnung für die 
landesherrliche Kanzlei, enthält die bewegliche Klage, man 
habe „es eine Zeit her mißfällig wahrgenommen, daß 
sich Irrsalen und Mißverständnisse zugetragen und die 
limites, darinnen ein jedes corpus und dessen membra sich 
befinden. jeweils überschritten und der Gebühr, auch der 
fürstlichen Verordnung und Intention nicht geachtet 
werde‘ 31 

In späterer Zeit schieden sich noch weitere Behörden, 
ebenfalls Zentralbehörden, aus dem allgemeinen Kanzlei- 
verbande ab. Das Reglement vom 25. Februar 1708 be- 
stimmte eine besondere Deputation für das landesherrliche 
Militärwesen. Dieser Kriegsrat oder das Kriegsratskollegium 
bestand bis zum Jahre 1769. In diesem Jahre wurde er 
durch eine Verordnung vom 7. Januar aufgehoben und durch 
das Kriegsdepartement ersetzt. Ludewig der Zehnte hob dann 
dieses Kriegsdepartement auf und bestellte ‚mit eigenem 
Personale‘‘, also getrennt vom Kanzleiverband, ein Kriegs- 
kolleg durch Verordnung vom 27. August 1790. Dieses 
erhielt durch Verordnung vom 20. Februar 1807 die Be- 
zeichnung „Oberkriegskolleg‘.3? 

Mit Rücksicht auf die Steuerreform unter Ernst Lud- 
wig, die zu vielfachen Beschwerden Anlaß gab, wurde durch 
Verordnung vom 13. Juli 1719 eine besondere Steuerdepu- 
tation errichtet. Nachdem die Steuerdeputation ihre Auf- 
gabe erledigt hatte, wurde sie 1740 wieder aufgehoben, 


30 Aus des Geheimen Rats Verordnungen u. Amt, s. Anm. 27. 

31 St.-A. D., Verordnungen 1638. 

32 St,-A. D., Verordnungen 1708, 1769, 1790, 1807.  Eigenbrodt, 
Handbuch der Großherzoglich hessischen Verordnungen vom Jahre 1803 
an, Bd. I, S. 45, $ 18. 
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aber durch Verordnung vom 31. Juli 1766 wieder einge- 
richtet. Sie war mit Räten aus der Kanzlei, einem Re- 
gierungsrat, einem Kriegsrat und einem Kammer- und 
Steuerrat besetzt. Nur ein Sekretär war der Steuerdepu- 
tation allein zugeteilt. Diese Organisation blieb bis zum 
Jahre 1803 bestehen.33 

Aus dem Beispiel der Steuerdeputation sehen wir, wie 
bis in die Zeit der modernen Organisation die Verbindung 
der einzelnen Kollegien durch Besetzung mit den gleichen 
Personen erhalten blieb. Der Personalkonnex hat sich 
natürlich langsam gelockert mit der Zunahme der Geschäfte. 
Dieser Prozeß vollzieht sich nicht durch Akte der Gesetz- 
gebung, abgesehen von dem Falle, in dem das Kriegskolleg 
mit eigenem Personale bestellt wird, sondern durch Akte 
der inneren Verwaltung, die Ernennungen der einzelnen 
Beamten. Hier ist für die Einzeluntersuchung noch ein 
reiches Feld. 

Gegen Ende des achtzehnten Jahrhunderts machte man 
den nur noch lose zusammenhaltenden Kanzleiverband 
systematisch nutzbar im Sinn der Zentralisierung der Be- 
hörden. Man erhob zur Maxime, daß als Geheime Räte 
die Direktoren der einzelnen Landeskollegien zu bestellen 
seien.3* Oft waren mehrere Direktorialstellen dann in einer 
Hand. So wurde Moser, der große Minister Ludwigs IX., 
als Präsident des Geheimen Rats, Kanzler und Direktor 
sämtlicher Landeskollegien berufen.° Sein Nachfolger 
Gatzert bekleidete neben seiner Stelle im Geheimen Rat das 
Direktorium in der Regierung in Darmstadt sowie das bei 
dem Öberappellationsgericht.3 

Mit der Differenzierung der einzelnen Kollegien verlor 
sich bald die Bezeichnung Kanzlei. Es wurden zwar noch 
Kanzleiordnungen erlassen, das heißt Ordnungen für alle 
Behörden, die ehemals in der Kanzlei vereinigt waren, aber 
die amtliche Bezeichnung für das Ganze fiel weg. Der 
Name „Kanzlei“ ging auf die Mittelbehörden zu Darmstadt 
und Gießen über. Denn während die Gießener Kanzlei 
ihre seitherige Zuständigkeit auch nach 1617 behielt, verlor 
die Darmstädter mit der Gründung des Geheimen Rats und 
der Rentkammer den Charakter der Zentralbehörde und 





3 Baur, Handbuch des direkten Steuerwesens im Großherzoglum 
Hessen, I. Teil, Heidelberg 1868, S. 62£. 

34 Dieterich, a. a. O., S. 467 Anm. 5. 

35 Strieder, a. a. O., Bd. IX, s. v. Moser; s, auch Reskript vom 
7. Dez. 1772 in St.-A. D., Verordnungen 1772. 

36 Dieterich, a. a. O., S. 471; St.-A. D., Verordnungen (Verordng. v. 
31. Januar 1786). 
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wurde Mittelbehörde. Die technische Bezeichnung für die 
beiden dem Geheimen Rat untergeordneten Behörden in 
Darmstadt und Gießen ist im Anfang des dreißigjährigen 
Krieges ‚Kanzlei‘ oder „Landkanzlei'. Um 1630 wird dann 
wie in Kassel die Bezeichnung ‚Regierungskanzlei“ die 
regelmäßige neben den früheren Bezeichnungen. Die Rent- 
kammer wird in dieser Zeit auch als Kammerkanzlei be- 
zeichnet. Um 1700 beginnt man dann die Regierungskanz- 
leien mit der Bezeichnung ‚Regierung‘ schlechthin zu be- 
legen, einer Bezeichnung, die sich bis zum Jahre 1803 
erhielt. Kanzlei ist schließlich nur noch die Bezeichnung 
für die Gesamtheit der Subalternen der verschiedenen Kol- 
legia. So kommt sie schon! in der Kanzleiordnung vom Jahre 
1724 vor. 

Die Unterschriften der Kollegien aber werden bis zum 
Ausgang des 18. Jahrhunderts in der alten Weise geleistet 
durch Bezeichnung der einzelnen Räte mit ihren Titula- 
turen nach der Reihenfolge des Ranges. So unterzeichnet 
sich der Geheime Rat mit ‚Präsident, Kanzler und Ge- 
heime Räte‘ oder, während Ludwigs V. Zeit, „Statthalter, 
Kanzler und Geheime Räte‘. Die Regierung zeichnet ent- 
sprechend mit „Regierungspräsident und Räte“ usf.? 


B. 


Die Geschäftsbehandlung in den Kanzleien wurde 
durch allgemeine Vorschriften geregelt, die sogenannten 
Kanzleireglements oder Kanzleiordnungen. Die erste 
Hessen-Darmstädtische Kanzleiordnung erließ Georg I. am 
1. Januar 1587. Diese ist in Hessen mit wenig Abände- 
rungen die Grundlage des Verfahrens bis in das 18. Jahr- 
hundert geblieben. Ludwig V. nahm sie vermehrt um die 
Titel von der Registratur fürstlicher eigener Sachen, von 
Registratur der Landsachen, von Kanzlei-Sekretarien und 
-Skribenten, wörtlich in seine Regierungsordnung vom 
28. Juli 1617 auf. Er fügte die bereits besprochenen Ord- 
nungen des Geheimen Rats und der Rentkammer zu. 

Für Gießen galt eine besondere Kanzleiordnung Lud- 
wigs V., die seither unbekannt war. Im Großherzogl. Haus- 
und Staatsarchiv in Darmstadt befindet sich ein Entwurf 
einer „Ordnung, wie es in Unserer von Gottes Gnaden Lud- 
wigs Landgrafen zu Hessen ete. Kanzlei zu Gießen hinfüro 
mit Verrichtung Unsrer und Unsrer Untertanen beides güt- 
lichen und gerichtlichen Sachen, auch sonsten soll ge- 








37 St.-A. D., Verordnungen 1620—1710. 
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halten werden‘ ® Die Ordnung ist nicht datiert und unter- 
schrieben. Sie liegt einem Schreiben des Kanzlers und 
der Räte zu Gießen vom 31. Dezember 1613 bei, in dem 
diese den Landgrafen bitten, die in Gießen vorzunehmende 
Publikation der Kanzleiordnung, die der Landgraf eigen- 
händig korrigiert habe, anzuordnen. Die Anordnung der 
Publikation fehlt im Archiv, auch sonst weist nichts auf 
eine Publikation hin. 

Die Lücke wird aber durch einen an edge Stelle 
erhaltenen amtlichen Briefwechsel ausgefüllt: 

Die Regierung zu Gießen bittet im Jahre 1716, man 
solle in Darmstadt nachforschen, wo das früher in Gießen 
befindliche, einzige Exemplar der ‚uralten Gießischen Kanz- 
leiordnung‘‘ geblieben sei. Sie spricht die Vermutung aus, 
daß sie noch in Privatbesitz eines Geheimen Rats sich 
befinde, der die Ordnung gelegentlich zu einer Gesetz- 
gebungsarbeit nötig gehabt habe. Der Rat, der bereits in 
den Ruhestand getreten ist, schreibt darauf den Geheimen 
Räten, in seinem Privatbesitz befinde sich kein amtliches 
Eigentum, auch nicht die Kanzleiordnung von Gießen. 
Diese habe er mit allen Akten bei seinem Ausscheiden aus 
dem Dienst abgeliefert. Sollte die Ordnung aber nicht zu 
finden sein, so könne man den fertigen Entwurf benutzen, 
der in einem im Archiv jederzeit gewesenen Band nebst 
verschiedenen andern ‚Projekten‘ enthalten sei. 

Nun ist der oben bezeichnete Entwurf in einem Per- 
gamentband gebunden mit andern Entwürfen, der pein- 
lichen Gerichtsordnung Georgs I., seiner Polizeiordnung und 
einem Extrakt des Entwurfs der Landesordnung der vier 
Brüder in Hessen, dem Abschnitt über die Appellationen. 
Ich habe kein Bedenken, aus diesen Tatsachen den Schluß 
zu ziehen, daß diese Ordnung für die Kanzlei Gießen, die 
im Dezember 1613 nach Darmstadt zum Erlaß geschickt 
wurde, auch wirklich, wohl 1614, erlassen worden ist und 
für die Gießener Kanzlei gegolten hat bis zum Erlaß der 
Ordnung von 1724, deren Entwurf den Anlaß zu der Nach- 
forschung im Jahre 1716 gab. 

Für die Kanzlei Schmalkalden ist am 1. März 1627, 
also kurz nach der am 12. Februar erfolgten Gründung, 
eine Kanzleiordnung erlassen worden. Sie ist eine Zu- 


38 St.-A. D., III, 1. 1. Pergamentband. 

39 Akten Großh. Ministeriums der Justiz (Speicher), Abt. X, 
Abschn. IIl, Gesetze über Ordnung und Form des Verfahrens (1707 bis 
1724), Fasz. 1. 
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sammenstellung der damals geltenden hessischen Kanzlei- 
und Prozeßgesetze. Das Kanzleiverfahren ist wie in der 
Ordnung von 1587/1617, das Rechtsmittelverfahren wie in 
der im Jahre 1628 im Druck veröffentlichten Appellations- 
ordnung geregelt.“ 

Diese letztere: bezeichnet sich als „Fxtrakt aus des 
durchlauchtigen hochgeborenen Fürsten und Herrn, Herrn 
Georgen Landgrafen zu Hessen, Grafen zu Katzenellen- 
bogen etc. neuverfaßter Kanzleiordnung‘“‘. Sie ist ohne Da- 
tum im Jahre 1628 durch den Druck veröffentlicht worden. 
Am 22. Januar 1630 erläßt Georg eine Deklaration über die 
jüngst erlassene Appellationsordnung, ohne des Erlasses 
einer Kanzleiordnung zu gedenken. Wahrscheinlich ist der 
Extrakt daher der einzige Teil eines größeren Projekts, 
das nicht zur Ausführung gelangte, wie die große Zahl der 
umfassenden Gesetzgebungspläne, die die ersten Land- 
grafen von Hessen-Darmstadt befahlen und vorbereiten 
ließen. Eine spätere Erwähnung der Kanzleiordnung findet 
sich nirgends. 

Vorschriften allgemeiner Art sind erst unter der Re- 
gierung Ernst Ludwigs, des absolutistischen Reforma- 
tors der inneren Staatsverfassung, erlassen worden. Am 
24. November 1696 und am 25. Februar 1708 erließ er 
Kanzleireglements, dann am 4. März 1710. eine vorläufige 
Kanzleiordnung, die den Anfang weiterer Reformen bildete. 
In dem gleichen Jahre wurde ein ‚Direktorium‘ erlassen, 
„wonach sich bei Kinschickung der Berichte zu achten“, 
eine wichtige Quelle für die Erkenntnis des Umfangs der 
Geschäfte der einzelnen Kollegien. Am 10. Juli 1716 er- 
ging ein Extrakt eines Geheimratskollegienreglements, 1717 
eine Oberappellationsordnung.** Ihren Abschluß fanden die 
Reformen in zwei Ordnungen vom Jahre 1724. Am 2. Mai 
1724 wurde eine Prozeßordnung erlassen, „wie wir es in 
Unsern Fürstlichen Unter- und ÖObergerichten mit denen 
Rechtfertigungen und Appellationen gehalten haben 
wollen“. Nachdem bereits im Jahre 1711 die Regierung 
zu Gießen aufgefordert war, die gegenüber der Verord- 
nung von 1628 eingerissenen Mißbräuche durch eine 
neue Ordnung zu beseitigen, und dann am 9. Oktober 
1711 ein Entwurf eingelaufen war, der den Beifall des 

40 St.-A. D., IX, 1,5. 

41 St.-A. D., Verordnungen 1628. Vielleicht ist die geplante Kanzlei- 
ordnung identisch mit der in dem Begleitschreiben zur Gießener Kanzlei- 


ordnung 1614 erwähnten damals geplanten allgemeinen Gerichtsordnung. 
#2 St.-A. D., Die Verordnungen der betr. Jahre. 
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Geheimen Rats nicht fand, regte im Jahre 1712 der Ge- 
heime Rat Maskosky eine völlig neue Prozeßordnung an. 
Ihre Abfassung wurde dem Regierungsrat D. Rayß auf- 
getragen, der das Werk auch zu Ende führte.8 Kurz nach 
der Prozeßordnung erging dann das Kanzleireglement vom 
1. August 1724.4 Die beiden Gesetze bildeten bis in die 
Zeit der Neuorganisation die Quelle für das Verfahren der 
Kanzlei. Die Prozeßordnung galt sogar noch nach der 
Organisation von 1803 bis zum Erlaß der Justizgesetze 
des Deutschen Reiches. 

Bevor wir die hiermit aufgezählten wichtigsten Quellen 
für die Kenntnis des althessischen Kanzleiwesens zu einer 
Schilderung der eigentlichen Rechtsprechungsbehörden der 
Kanzlei und zu einer Untersuchung ihrer Zuständigkeits- 
kreise verwerten, müssen wir ihrer Terminologie noch eine 
kurze Untersuchung widmen. Denn diese ist für das Ver- 
ständnis des Inhalts der gleichzeitigen Gesetze von aus- 
schlaggebender Bedeutung. Wir führen die Untersuchung 
an den ältesten Kanzleiordnungen durch, zu deren Zeit die 
Kanzlei noch ungeteilt alle Regierungsaufgaben des Landes- 
herrn erledigte. 


SB. 
Die Kanzleigeschäfte. 


Die verschiedenen Erbteilungen Hessens im 15. und 
16. Jahrhundert beweisen, daß die hessischen Fürsten ihr 
Land als ihr dominium betrachten konnten. Sie besaßen 
die Machtfülle über Land und Leute, die man mit Landes- 
hoheit bezeichnet, einen Inbegriff von rein zivilrechtlichen 
Berechtigungen der verschiedensten Art, der sich vor dem ° 
Vermögen der Untertanen aber dadurch auszeichnete, daß 
die Landesherren Hoheitsrechte hatten, deren Ursprung 
königliche Gewalt war.! 

Jedes einzelne Recht des Landesherrn gründete sich 
auf einen besonderen Titel. Deshalb war auch der Umfang 
der Landesherrschaft lokal sehr verschieden, wir finden 


#3 St,-A. D., Verordnungen 1714 und Akten Großh. Ministeriums der 
Justiz, X. Abt., Abschn. 3, Gesetze über Ordnung und Form des Ver- 
fahrens, Konv. 1, Fasz. 1 (Speicher); Linde, Handbuch des gem. bürger- 
lichen Prozesses, Bd. IV, Gießen 1831, S. 116. 

4 St.-A. D., Verordnungen 1724. 

! Schröder, Rechtsgeschichte, $ 50, bes. S. 406 vor Anm. 14; Otto 
Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. I, Leipzig 1895, S. 24 u. 25. 
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wiederholt in hessischen Verordnungen die Vorschrift, daß 
die Beamten von Ort zu Ort, von Stadt zu Stadt die Be- 
rechtigungen aufzeichnen sollen, damit von den hohen Jura 
nichts verabsäumt und vergessen werde.? 

Georg I. hatte im Anfang seiner Regierung manchen 
Strauß wegen der Durchsetzung seiner landesfürstlichen 
“ Rechte. Mit den benachbarten reichsunmittelbaren Adligen 
stritt er um die Zentgerechtigkeit an deren Gütern. Mit 
der Pfalz, mit Mainz und Frankfurt hatte er wegen des 
Geleitsrechtes Schwierigkeiten. Es war in dem entle- 
genen und den Hessenfürsten nicht angestammten Landes- 
teil zu Philipps Zeiten manches versehen worden. Der 
Herr hatte sich viel um das Reich gekümmert und saß weit, 
in Marburg oder Kassel.3 

Der Landesherr der Epoche, die wir schildern, wahrt 
bei der Regierung des Landes vor allem seine Privatinter- 
essen, erst nach und nach entwickelt sich der Gedanke, 
daß aus seinen Hoheitsrechten auch Regentenpflichten gegen- 
über den Untertanen flössen.* Die Reichsgesetze verpflich- 
teten die Stände zwar zu geordneter Justiz® und zur Für- 
sorge für den Landfrieden® und gute Polizei, im allgemeinen 
waltete aber mehr der Gesichtspunkt der Berechtigung in 
der Stellung des Herrn zu Land und Leuten als der der 
Verpflichtung. 

Dies findet auch in der Besorgung der Geschäfte durch 
die Kanzlei des Fürsten seinen Ausdruck. Nach der Ord- 
nung von 1587 sollen am Montag und Dienstag der Unter- 
tanen Supplikationen und gütliche Sachen, am Mittwoch 
und Samstag des Herrn Kammergerichtes und andere, 


? St.-A.D., Verordnung vom 17. Nov. 1739 und die darin angezogenen 
früheren Ordnungen. 

3 St.-A. D., IX, 2, Konv. 14, Bericht des Oberamtmanns Jost Rau: 
„Zum dritten sei vonnöten, die Zentgerichte in der Grafschaft allenthalben 
wieder in Gang zu bringen, denn an etlichen Orten davon kein Wissen 
oder Erkenntnis man haben will, dadurch Euer Fürstl. Gnaden Gerechtig- 
keit die Länge höchlich geschwächt wird, so es in langen Verzug sollte 
gestellt werden“. Ferner Buchs Chronik, Nick, Georg 1., S. 8. Der land- 
sässige Adel hat Georg I. bei Durchsetzung seiner Rechte keine besonderen 
Schwierigkeiten bereitet, er war ohne Bedeutung. 

* Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht, I, 1865, S. 322 
Anm. 6. Ferner die Testamente der hess. Fürsten bei Beck, Das Hess. 
Staatsrecht, Zweites Buch, Darmstadt und Leipzig 1832; Herm. Schulze, 
Die Hausgesetze der regierenden deutschen Fürstenhäuser, 2. Band, Jena 
1878, S. Aff. 

5 Gönner, Handbuch des gemeinen deutschen Prozesses, III, 1804, 
Abh. LV, bes. S. 27 (über den Einfluß der Reichsjustizreformen auf die 
landesherrliche Justiz). 

6 Schröder, a. a. O., S. 602 u. 606. 
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auch peinliche Sachen, da deren vorhanden sind, am 
Donnerstag der Untertanen rechtshängige Sachen, am 
Freitag die Ehesachen verhandelt werden. Der Kanzler 
besorgt am Samstag die Lehenssachen des Herrn. Wir 
sehen, die Geschäfte der Kanzlei sind nicht Staatsgeschäfte, 
sondern entweder Sachen des Herrn oder Sachen der Unter- 
tanen. Dabei genießen kraft wiederholter Bestimmung bei ' 
der Erledigung die Sachen des Herrn den Vorzug, wie den 
Untertanen nach der Einleitung der Ordnung zur Kenntnis 
gebracht werden soll. 

Wir finden die Einteilung der Kanzleisachen in Sachen 
des Herrn und in Sachen der Untertanen auch in den an- 
deren hessischen Kanzleiordnungen, die um die Wende des 
16. Jahrhunderts entstanden sind. Die Kasselische Ord- 
nung vom 25. April 1581? scheidet in eigne Sachen des 
Fürsten und in Landsachen, ebenso die Gießener Ordnung 
von 1614 und die Regierungsordnung Ludwigs V. von 1617. 

In den älteren hessischen Ordnungen und Hausver- 
trägen findet sich auch ein anderer Gegensatz. Neben den 
Landsachen ist von den Amtssachen die Rede. Den Be- 
griff Amtssachen kennen z. B. der Grünberger Vergleichs, 
sowie die in $ 1 besprochenen Ordnungen von 1552 und 
1563. Vielleicht deckt sich die Unterscheidung Amts- und 
Landsachen mit dem gleichfalls in der Ordnung von 1552 
vorkommenden Gegensatz Amtsschriften und gemeine Be- 
fehle, so daß Amtssachen die Angelegenheiten sind, die das 
einzelne Amt betreffen, während unter Landsachen die- 
jenigen zu verstehen sein werden, die für einen größeren 
Bezirk von Bedeutung sind. 

I. Unter den Sachen des Herrn nennt Georgs Kanzlei- 
ordnung „die Kammergerichtssachen, die Grenzsachen und 
alle anderen Sachen, die die landesherrliche Hoheit und 
Gerechtigkeit, auch Interesse und Nutzen berühren‘. An 
erster Stelle steht die Behandlung der Prozesse des Fürsten 
am Kammergericht. Diese ‚Unsere schweren und wich- 
tigen Rechtfertigungen“ werden in allen hessischen Kanz- 
leigesetzen besonderer Aufmerksamkeit empfohlen. Grenz- 
sachen sind alle Verhandlungen’ mit Benachbarten über 
den Umfang der territorialen Berechtigung. Im übrigen 
sind die einzelnen Angelegenheiten nicht besonders be- 
nannt, alles, was die landesherrliche Hoheit, landesherr- 
liche Gerechtigkeiten und das landesherrliche Interesse 
angeht, zählt zu den Sachen des Herrn. 


” Hess. L.-O., I, 8. 438f. — ® Ledderhose, a. a. O., Beilage II. 


Das Zuständigkeitswesen in der Landgrafschaft Hessen-Darmstadt. 259 


II. Die Sachen der Untertanen sind entweder gericht- 
lich oder außergerichtlich, oder, wie die Einteilung sagt, 
gerichtliche oder gütliche und Supplikationssachen. 

1. Gerichtliche Sachen sind die weltlichen Zivilpro- 
zesse. Dieser Sprachgebrauch blieb selbst in einer Zeit 
bestehen, da die Kanzlei auch in anderen Rechtssachen als 
Gericht auftreten konnte. Die weltlichen Zivilprozesse 
blieben die gerichtlichen Sachen, da sie die ersten gericht- 
lichen Sachen der Kanzlei gewesen waren. 

Die übrigen Justizgeschäfte, die die Kanzleiordnung 
Georgs I. aufzählt, die peinlichen Sachen und Ehesachen, 
waren ursprünglich der Kanzlei des Landesherrn fremd. 
Die Ordnung bringt sie deshalb noch nicht in ihrem Schema 
unter, sondern nennt sie neben den Sachen des Herrn und 
den Landsachen besonders. 

Unter peinlichen Sachen sind die Strafprozesse um 
Leib, Leben und Ehre zu verstehen. Hier war die Kanzlei 
vorerst nur gutachtende rechtsverständige Instanz. Sie 
werden auch als ‚fiskalische‘‘ Sachen bezeichnet, da der 
Landesherr sein Interesse an der Ordnung im Lande und 
der Unterdrückung der Übeltäter durch einen beamteten 
Ankläger, den ‚‚fiscalis“ wahrnehmen läßt. Wir handeln 
von den peinlichen Sachen später ausführlich. 

Die Ehesachen sind ein Teil der geistlichen Prozesse. 
Diese Prozesse entscheidet die Kanzlei unter Zuziehung 
geistlicher Richter, denn sie sind ein Konscienzwerk und 
deshalb für das weltliche Forum der Kanzlei nicht geeignet. 
Außer den prozessualen geistlichen Sachen nennt die Kanz- 
leiordnung noch die Sachen der geistlichen Disziplinarstraf- 
gewalt, die Fornikations- und Unzuchtssachen, sowie die 
Dispensationen in den verbotenen Verwandtschaftsgraden. 
Auch diese behandelt das geistliche Kollegium, dessen Ent- 
wicklung wir später nachgehen werden.! 

2. Die nichtgerichtlichen Sachen, unter denen die 
Kanzleiordnung die Supplikationssachen und gütlichen 
Sachen hervorhebt, werden bei der Kanzlei durch Bitt- 
schriften der Untertanen oder durch Berichte der Beamten, 
wohl auch zufolge eigner Initiative des Landesherrn anhängig. 

Unter die Rubrik Supplikationssachen fiel manches, 
was heute Gegenstand der Verwaltung ist. Hierher gehörte 
nicht nur die Fürsorge für Arme und Bedürftige, sondern 
alles übrige, was im Wege des Ansuchens, nicht von amts- 
wegen an die Kanzlei kam und durch einen Akt der Gnade 
des Fürsten zu erledigen war. 

9 Siehe $ 5. — 10 Siehe $ 6. 
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Die Gütesachen sind für uns die wichtigsten nicht- 
gerichtlichen Kanzleigeschäfte. Sie werden zum erstenmal 
in der Hofgerichtsordnung von 1552, die wir oben zum 
Teil wiedergaben, erwähnt. Es ist dort bestimmt, daß der 
Statthalter mit den güllichen Tagen und den Amtssachen 
während der vierteljährlichen Sitzung des Hofgerichts inne- 
halten soll. Auch in der Ordnung von 1563 ist von güt- 
lichen Sachen die Rede, sie sollen mit‘ den Amtssachen 
am Dienstag und Donnerstag erledigt werden. Ebenso er- 
wähnt der Vergleich von Grünberg die gütlichen Sachen als 
eine vorhandene Kanzleiaufgabe und im Vergleich vom 
29. August 1567 wird dann sogar denjenigen, welche seither 
die erste Instanz am Hofgericht gehabt hatten, der Güte- 
versuch vor der Kanzlei zur Pflicht gemacht. 

Das Güteverfahren ging über einen bloßen Vergleichs- 
versuch hinaus. Es hatte stets auch eine summarische 
Verhandlung der Sache selbst im Gefolge. Den Ursprung 
der Tätigkeit der Kanzlei als Güteinstanz wird man darin 
zu suchen haben, daß die Untertanen, die des fremden 
Rechtes unkundig waren, sich an die gelehrten Räte der 
Kanzlei wandten, um sich vor Anrufung der nach römischem 
Rechte entscheidenden Gerichte über die Aussichten des 
bevorstehenden Prozesses zu erkundigen. Deshalb findet 
sich vor Errichtung des Hofgerichts, des ersten hessischen 
Gerichtes, dem befohlen war, nach gemeinen kaiserlichen 
Rechten zu entscheiden, in Hessen keine Spur von einem 
Güteverfahren. Der Gerichtsordnung von 1497 ist es noch 
vollkommen fremd. Aus dem gleichen Grunde ist auch die 
Güte für Untergerichtssachen nicht vorgeschrieben worden, 
sondern nur für diejenigen Sachen, welche an die Gelehrten- 
gerichte gingen, an das Hofgericht oder die Kanzlei. An- 
fangs grilf die Kanzlei wohl nur auf Anrufen beider Teile 
ein, später vergewisserten sich die Rechtskundigen auf An- 
trag des Klägers und nach Ladung des Gegners über den 
Sachstand und verglichen dann die Parteien oder gaben 
ihnen ein Gutachten zum Vergleich. Aus diesen Anfängen 
hat später das Streben der Landesherren nach Ausdehnung 
des Einflusses der Kanzlei und ihr Interesse an der Ein- 
führung des römischen Rechtes eine Verpflichtung zur Vor- 
nahme des Güteversuchs geschaffen, die den Rechtsuchenden 
zum Segen geworden sein muß, wenn praktische und der 

Landesgewohnheiten kundige Richter das Richteramt ver- 
sahen.! 


1! Siehe auch unten $ 4. 
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Die Übersicht der Geschäfte der Kanzlei, besonders 
die charakteristische Einteilung aller Kanzleisachen in 
Sachen der Untertanen und in Sachen des Herrn zeigt uns, 
daß die Rechtsordnung, deren Teil die Ordnung von 1587 
war, öffentliches Recht noch nicht entwickelt hatte. Der 
Ordnung ist der Begriff Staat und damit der Begriff öffent- 
liches Recht fremd. Sachen, die nicht nach Privatrecht 
beurteilt werden können, die zum Zivilprozeß ungeeignet 
gewesen wären, kennt sie nicht. Deshalb sind die im Zivil- 
prozeß anhängigen Sachen durch keinen inneren Gegensatz 
von anderen Geschäften der Kanzlei unterschieden, ihr ein- 
ziges Merkmal besteht darin, daß ein Verfahren infolge von 
Klage oder Appellation vor der Kanzlei anhängig geworden 
ist und nach den Regeln des Prozesses erledigt wird. 

Das Bild der Staatsverfassung Hessens hat sich im 
17. Jahrhundert, während dessen die Ordnung von 1587 
und die von ihr abhängigen Kanzleiordnungen galten, in 
den Grundzügen nur wenig verändert. Erst nach und nach 
sind in Anlehnung an das französische Vorbild und unter 
dem Einfluß des Naturrechts die deutschen Landesherren 
zu unbeschränkten Inhabern einer Staatsgewalt geworden. 
Bevor wir aber untersuchen, wie diese Umwälzung sich 
in der inneren Staatsverfassung ausgeprägt hat, und wie 
sich das sich bildende öffentliche Recht mit dem Privat- 
recht, wie sich die Tätigkeit der Staatsbehörden in Ver- 
waltungsangelegenheiten mit ihrer Tätigkeit in Justizsachen 
in Gegensatz gesetzt hat, müssen wir der Entwicklung der 
richterlichen Staatsbehörden während des 17. und 18. Jahr- 
hunderts noch unsere Aufmerksamkeit schenken. Während 
ursprünglich alle richterlichen Geschäfte in der Kanzlei be- 
handelt wurden, entstanden nach und nach für gericht- 
liche, geistliche und peinliche Sachen sowie für die Sachen 
der höchsten Prozeßinstanz besondere und zum Teil rein 
richterliche Behörden. 


S4a. 
Die gerichtlichen Sachen. 


Vor der Errichtung des Hofgerichts im Jahre 1500 haben 
die Kanzleien Recht gesprochen.! Der Landesfürst selbst 
war Richter und wurde als solcher durch seine gelehrten 
Räte unterstützt. Mit der Errichtung des Hofgerichts fiel 


! Kopp, a. a. O., I, S. 214f.; Stölzel, a. a. O., Bd. I, S, 253 und 
$ 21; siehe oben $ 1. 
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die Gerichtsbarkeit der Kanzleien weg. Dabei blieb es bis 
zum Tode Philipps des Großmütigen, doch bildete sich mit 
Rücksicht auf die große Entfernung mancher Landesteile 
von dem Sitze des Hofgerichts der Brauch heraus, daß die 
Parteien nach vorgängigem Güteversuch auf die Kanzlei 
kompromittierten und dort ihre Rechtshändel ausfochten.? 

Die am weitesten vom Hofgericht entlegene Provinz, 
die nachmalige Landgrafschaft Hessen-Darmstadt, hatte das 
Hofgericht nie stark beschäftigt. Aus der oben wiederge- 
gebenen Statistik ersehen wir, daß die Zahl der Prozesse 
aus der Obergrafschaft nie nennenswert war. Nun ist aller- 
dings nicht anzunehmen, daß man an Stelle des Hofgerichis 
zu Marburg die Kanzlei daselbst angerufen habe, denn diese 
war ja ebensoweit entfernt wie das Hofgericht. Wir müssen 
vielmehr annehmen, daß die Sachen, welche in den anderen 
Landesteilen vor die Kanzlei gebracht wurden, vor lokalen 
Instanzen, vermutlich dem Oberamtmann der Obergrafschaft, 
erledigt worden sind. Zu dieser Annahme berechtigt uns 
vor allem die Tatsache, daß uns von mehreren Oberamt- 
leuten, die Philipp nach Darmstadt setzte, juristische Bildung 
bezeugt ist? In einer Zeit, wo sie noch so wenig häufig 
vertreten war, wurden rechtsgebildete Diener nur an solchen 
Stellen verwandt, wo auch Rechtsprechungsaufgaben vor- 
lagen. Wir nehmen deshalb an, daß vor dem Oberamtmann 
sowohl die privilegierten Stände Recht nahmen als auch 
Bürger und Bauern in zweiter Instanz, vorausgesetzt, daß 
sich zu dieser Zeit in der Obergrafschaft das römische In- 
stitut der Appellation überhaupt eingelebt hatte. 

Wie die Verhältnisse vor 1567 nun auch gelegen haben 
mögen, nach dieser Zeit war die Kanzlei in Darmstadt jeden- 
falls rechtsprechende Instanz. Sie erledigte, wie wir sahen, 
gerichtliche Sachen und Appellationssachen der Untertanen. 
Die Ordnung? Georgs I. bestimmt von gerichtlichen Sachen 
das Folgende: 

Die Räte sollen alle Klagsachen auf des klagenden An- 
suchen zunächst im Güteverfahren behandeln. Sollten sich 
die Parteien nicht zum Abschluß eines Vergleichs bewegen 
lassen, so sollen sie „da die Sache geringschätzig oder 
klar war, einen rechtmäßigen Bescheid geben und so die 
Parteien auseinandersetzen. Wäre die Sache aber dunkel 
und gleichwohl der Wichtigkeit nicht, daß man die Par- 
teien auf die lange Bahn des weitläufigen Rechtens weisen 

® Siehe oben $ 1. 

Siehe oben $ 2; Stölzel, a. a. O., Bd. I, S. 151 u. 245. 
# St.-A. D., Verordnungen 1587. 
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möchte, so sollen unsere Räte fernere Erkundigungen ein- 
nehmen, auch wo nötig, Zeugen darüber abhören und 
dann wie obsteht einen endlichen Bescheid geben, auf daß 
alle unnötige Last, Versäumnis und anderes verhütet 
bleibe. Doch soll dem einen wie dem anderen Teil, der sich 
mit solchem Bescheid beschwert befindet, an uns zu pro- 
vozieren erlaubt sein, wollen wir die Handlung vor uns 
nehmen, dieselbige revidieren und nach Befindung den 
ergangenen Bescheid entweder kassieren, konfirmieren, 
oder zur Notdurft gnädiglich erklären. 

Sollte aber die Sache unklar sein und ein Mehreres 
als 50 Gulden betreffen, die Parteien sich auch trotz alles 
angewendeten Fleißes nicht vergleichen können, so soll 
man sie zu rechtlicher Ausführung kommen lassen und 
dem klagenden Teil einen kurzen Termin zur Einbringung 
seiner Klage präfigieren und darauf den Prozeß wie her- 
nach folgt aufs schleunigste befördern.“ 

Die abgeschlossenen Rezesse, Bescheide und Vergleiche 
sollen in ein Rezeß- oder Vertragsbuch geschrieben und 
daraus Ausfertigungen erteilt werden. Nach einigen Be- 
stimmungen über das Verfahren, dem die Räte folgen sollen, 
fährt die Ordnung fort: „Sollten sich die Räte aber über 
das Urteil nicht vergleichen können und pro et contra 
ansehnliche argumenta sein, sodaß zweifelhaft wäre, 
welchem Teil beizufallen, so sollen sie uns davon be- 
richten und wollen wir nach Gelegenheit der Sache die 
Akten auf eine unparteische Universität oder an unser 
Hofgericht nach Marburg schreiben, uns darin Rats oder 
Rechts erholen‘. 

Neben diesen Bestimmungen über die Erledigung der 
erstinstanzlichen Prozesse enthält die Ordnung auch Vor- 
schriften, wie die Appellationen vor der Kanzlei verhandelt 
werden sollen. So ist in dem Abschnitt von gerichtlichen 
Sachen gesagt: „ebenmäßigen Fleiß und Aufsicht sollen 
sie (die Räte) auch, wenn um Appellationenprozeß supp- 
liert wird, brauchen, und darin keine Ladung, Compul- 
soriales oder Inhibitiones erkennen, es seien denn alle 
Requisita ad devolutionem appellationis förmlich narriert 
und vorgebracht‘“. 

Diese Vorschriften über den Kanzleiprozeß liefern einen 
weiteren Beweis dafür, daß auch vor 1567 in der Ober- 
grafschaft eine lokale Instanz für die Prozesse vorhanden 
war, die nicht vor den Schöffengerichten abgeurteilt wurden. 
Denn es wäre sonst unerklärlich, daß der unter Philipp 
dem Großmütigen geltende Grundsatz, daß den Kanzleien 
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neben dem Hofgericht eine Jurisdiktion nicht zustehen solle, 
so rasch verlassen wurde. 

Die Erben Philipps des Großmütigen wagten sonst 
nicht, den Willen ihres Vaters, der noch in seinem Testa- 
ment5 zum Ausdruck gekommen war, zu ignorieren. Man 
hat es nach seinem Tode zunächst streng vermieden, in 
Gesetzen® oder Vergleichen die Kanzlei als ordentliches 
Gericht anzuerkennen. Dies beweist vor allem der Kasseler 
Vergleich’, in dem die Erben Philipps die Grundzüge der 
Gerichtsverfassung vertraglich festlegten. Obgleich der 
Vergleich die Tendenz erkennen läßt, den Einfluß der Kanz- 
leien zu stärken — man führt den Güteversuch vor der 
Kanzlei auch für Hofgerichtssachen obligatorisch ein —, 
ist doch noch keine Rede von ordentlicher Gerichtsbarkeit 
der Kanzlei. Am deutlichsten wird dies aus den Bestim- 
mungen über den Appellationsprozeß für Untergerichts- 
sachen: ‚Da aber die Partheyen umb vermeydungk willen 
großers Unkostens von den vndergerichten lieber vor 
Ihrem landesfürsten vnd in desselben Cantzley pleibenn 
wolten: das solte Ihnen wie bißhero gescheen frey stehen‘. 
Von einer Erhebung der Kanzlei zum ordentlichen Gericht 
zweiter Instanz ist also noch nicht die Rede. Es soll nur 
zugelassen werden, daß beide Parteien des Fürsten Kanzlei 
als Appellationsinstanz kompromittieren zur Vermeidung 
größerer Kosten. ‚„Vnd im Fall der eine vor seinem 
Landesfürsten pleiben, der ander aber lieber ans Hof- 
gericht wollte, da dan zu befinden, das derjhenige so ans 
Hofgericht wolte, in dem Ausflucht und verlengerung der 
sachen suchte, und im grunde nicht befugtt wehr, so heit 
dennest der landtsfurst einen solchen mutwilligen hadderer 
abzuweisen, oder da er sich je nicht abweiszen laszen 
wolte, Ihnen alsdan suo periculo ans Hoffgericht zw 
weisen, doch gegen Jme poenam temere litigantium zu 
reseruiren, und dieselbige uff den fahll er verlustig wurde, 
nach gelegenheit vortzunehmen.“ 

Es wird also selbst bei offenbarer Schikane des die 
Einrede der Unzuständigkeit der Kanzlei erhebenden Teiles 
die Instanz vor dem Hofgericht nicht versagt, sondern nur 
die Strafe des mutwilligen Prozesses besonders angedroht. 

Über die Sachen erster Instanz spricht sich der Ver- 
gleich wohl absichtlich nicht recht aus. Denn dieser Punkt 
war wegen der Ansprüche der Ritterschaft außerordentlich 

5 Siehe oben $ I, Anm. 55. 
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heikel. Es ist deshalb nicht einmal klar, ob in solchen 
Sachen die Vereinbarung der Kanzleizuständigkeit zuge- 
lassen sein sollte. Absatz 3 des 6. Abschnitts denkt nicht 
an die Möglichkeit eines Kompromisses. Erst im Ab- 
schnitt 8 steht, nachdem bereits von dem Revisionsgericht 
geredet ist, ganz außer allem Zusammenhang der allgemeine 
Satz: „Da aber beyde Partheyen deßen miteinander einig, 
daß sie sich nicht vorm Hoffgericht rechtfertigen, sondern 
lieber in Ihren Landesfürsten allein kompromittieren wol- 
ten, das solte Ihnen frey stehen‘. Hieraus kann man 
vielleicht mit Ledderhose® die Nachgabe des Kompromisses 
in Sachen erster Instanz folgern. 

Auf die Dauer ließ sich trotz der in Kassel getroffenen 
Einigung die Philippinische Gerichtsverfassung nicht halten. 
Der ganze Gedanke der gemeinsamen Erhaltung des Hof- 
gerichts war politisch unklug, Warum sollte Darmstadt, 
dem das Hofgericht nichts nützen konnte, Erhaltungskosten 
tragen, die der Justiz des Landes an andrer Stelle hätten 
zugut kommen können. Die Marburger und Kasseler Linie 
hatte ja von dem Gericht den alleinigen Nutzen. Aus diesen 
Gründen wurde die Gerichtsverfassungsreform nach Philipps 
Tode fortgesetzt, ohne daß eines ihrer Werke zum Abschluß 
gekommen wäre. Zuerst wurde der Versuch einer Regelung 
in dem Entwurf einer Landesordnung der yier hessischen 
Fürsten gemacht. Er sprach die ordentliche Zuständigkeit 
für Sachen zweiter Instanz aus. Für Sachen erster Instanz 
wagte man die Bestimmung nicht. Dagegen wurde der 
Kompromiß auf die Kanzleien nach vorgängigem Gütever- 
such daselbst zugelassen. Außerdem sollte die Kanzlei 
wegen Rechtsverweigerung und Rechtsverzögerung durch 
Untergerichte, entsprechend dem allgemeinen Satz der deut- 
schen Justizverfassung!’, und in Sachen wegen Verletzung 
des Landfriedens!!, bei Besitzstreitigkeiten und Pfändungs- 
sachen in erster Instanz!? prozedieren können. — Ebenso- 
wenig wie dieser Entwurf erlangte ein Entwurf einer neuen 
Ordnung für das Samthofgericht Gesetzeskraft, den der 
Kasseler Kanzler D. Johann Klotz verfaßte!:, der aber 
leider nicht erhalten zu sein scheint. Die Gesetzgebung 


8 Ledderhose, a. a. O., S. 

9 St.-A. D,, II, Abt. ® Kon, 3a. 

10 Schröder, a. a. O., Ss 559; Gönner, a. a. O., Bd. III, Abh. LXVI. 

11 Die Sorge für den Landfrieden war eine der vornehmsten Auf- 
gaben der Landesfürsten, s. Schröder, a. a. O., S. 602. 

12 Diese Sachen wurden im summarischen Verfahren erledigt. 

13 Siehe hierüber $ 1 oben. 
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blieb also vorerst auf dem Standpunkt des Kasseler Ver- 
gleichs stehen. — Die Praxis der Kanzleien dagegen hat 
sich über die entgegenstehenden politischen Bedenken hin- 
weggesetzt und den Untertanen zu Nutzen die gerichtlichen 
Sachen, die vor das Hofgericht gehörten, auch auf des 
Klägers Bitte allein nach vorherigem Sühneversuch vor dem 
Kanzleiforum verhandelt. Den Nachweis erbringt das in 
dem Streit um die Kompetenz abgegebene Darmstädter Gut- 
achten von 1631'%: 

„Nach Ableben aber Landgraf Philipps des Älteren, 
als dessen vier Söhne das Land geteilt und ein jeder 
seine eigne Kanzlei angerichtet, ist das Hofgericht 
anders und nicht mehr so, wie zu der beiden älteren 
Herren Zeiten besetzt worden und sind ab illo anno 
1567 die gerichtlichen Sachen promiscue an das Hof- 
gericht oder an die fürstlichen Kanzleien nach Be- 
liebung des actoris oder Klägers gebracht, daselbst ange- 
nommen und zu Ende geführt worden, und zwar ohne 
Unterschied der Personen, es seien Edelleute, Gemeinden, 
Gotteskasten oder andere gewesen. Wie dann solches 
alles notorium und bekannt und bis auf diesen Tag richtig 
erhalten worden ist. 

Gar wohl kann es sein, daß von Fürstlich Kasse- 
lischer Kanzlei (sich in etwas zu erleichtern) die gericht- 
lichen Sachen mehr als aus den andern Fürstlichen Kanz- 
leien ans Hofgericht verwiesen worden, jedoch aber 
werden ohne Zweifel derselben Kanzlei Tagebücher und 
. Reposituren bezeugen, daß daselbst auch in Sachen, so 
ans Hofgericht gebracht werden konnten, nolentibus 
quamvis partibus gerichtlich verfahren, erkannt und ab- 
geurteilt worden. 

In Herrn Landgraf Philipps des Jüngern wie auch in 
Herrn Landgraf Georgs hochseligen Andenkens innege- 
habten Landen hat es so gar keine Zweifel, daß auch 
daher ans Hofgericht garnichts oder je gar wenig ge- 
langt und sich jedermann, wer der auch gewesen, an die 
fürstlichen Kanzleien gehalten hat und die Sachen da- 
selbst lieber ausführen wollen, als daß man nach Mar- 
burg an das Hofgericht mit größeren Kosten gekommen 
wäre. 

Was aber Herrn Landgraf Ludwigs des Älteren 
Fürstentum und Land betrifft, ist es, obgleich das Samt- 
hofgericht und Seiner Fürstlichen Gnaden Kanzlei zw 
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Marburg und also jedes gleich nahe gewesen ohne Unter- 
schied nach Belieben des Klägers gehalten, auch nicht 
nur die 37 Jahre Herrn Landgraf Ludwigs des Ältern 
Regierung, sondern noch dazu nachdem Herr Landgraf 
Moritz die Marburgischen Lande innegehabt, also kon- 
tinuiert worden. Solches erweisen die zu Marburg vor- 
handenen Tagebücher und Akten überflüssig, eines jeden 
Jahres nur ein einzig Exempel gerichtlicher Sachen an- 
zuziehen und ab anno 1567, in welchem Herr Landgraf 
Philipp der Ältere gestorben, Herr Landgraf Ludwig in 
die Regierung getreten, auch der zu Grünberg übers Hof- 
gericht gemachte Vertrag datiert ist, den Anfang zu legen. 
So findet sich: 
anno 1568 die Sache Dissenhausen contra Junker Dorn- 
bach. 
anno 1569 Rodenhausen contra Hatzfeldische Wittib zu 
Fleckenbihl. 
anno 1570 Vorsteher des Gotteshauses zu Marburg con- 
tra die Witwe von Bürgel und Philipp von 
Fleckenbühl, auch Katharina Lesch contra 
Max Lesch. 
anno 1571 Philipp von Bürgel, Comthur zu Speyer, 
contra Wilhelms von Bürgeln relictam. 
anno 1572 Stadt Marburg contra Gemeinde Werda. 
anno 1573 Faust Henn contra Georg von Dersch, auch 
Elisabeth Schetzel contra Waldmannshausen. 
anno 1574 Wolf Hansen contra die Schencke. 
anno 1575 Gebhard von Holzfeld und Philipp Ort con- 
tra Georg von Dersch. 
anno 1576 die Rau contra Gemeinde Burggemünden. 
anno 1577 die Rau contra Gemeinde zu Allendorf. 
anno 1578 Milchling contra Ganerben und Gemeinde zu 
Buseck. 
anno 1579 Rüdingshausen contra die von der Rabenau. 
anno 1580 Breidenbach genannt Breidenstein contra die 
von Breidenbach. 
anno 1582 Dorfschaften im Breidenbacher Grund con- 
tra die von Breidenstein. 
anno 1583 Wismar contra Schrautenbach. 
anno 1586 Katharina Rau contra Philipp Magnus von 
Rodenhausen. 
anno 1587 Wallem im Hainbach contra Kaspar von 
Breidenstein. 
anno 1588 Stamm Rotzmanns Kinder contra die Klauren. 
anno 1589 Anna Schädin contra die Milchling. 
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anno 1592 Hans Wolf Wenix contra Wilhelm von Oron- 
berg. 

anno 1593 Noding contra Lerbach. 

anno 1598 Lesch contra Lesch. 

anno 1601 Dienstleute zu Fleckenbühl contra Löwen- 
steins zu Hatzfeld Witwe. 

anno 1602 Wagner contra Freiherrn und sämtliche 
Milchlinge. 

anno 1603 Noding contra Lerbach. 

anno 1604 Schönstadt contra Witwe zu Hatzfeld. 

Neben diesen jetzt erzählten praejudicis befinden sich 
von Jahren zu Jahren viel andere verschiedene Sachen 
in starker Anzahl, daraus zu sehen, wie die fürstlichen 
Kanzleien jeder Zeit nach Herrn Landgraf Philipps des 
Ältern Ableben die Konkurrenz in iudicialibus mit dem Hof- 
gericht behalten und exereirt haben.“ 

Dieses durch so viele Beispiele aus der Praxis der 
Kanzlei, die am wenigsten Grund zur Umgehung des Hof- 
gerichts hatte, belegte Zeugnis halten wir für einwandfrei. 
Es ist durch andere Zeugnisse, die zum Teil bereits ange- 
führt sind®5, vielfach belegt. 

Nach dem Tode Ludwigs von Marburg trat die Be- 
handlung der schwebenden Gerichtsverfassungsfragen dann 
in ein ganz neues Stadium. Kassel stellte sich entschieden 
auf den Standpunkt der Philippinischen Gerichtsverfassung 
und bestritt nach den Bestimmungen der Samtgerichtsver- 
fassung auch Darmstadt das Recht, seine Kanzleien als 
ordentliche Gerichte neben dem Hofgericht zu bestellen. 
Politisch erreichte es hierbei auf Kosten seiner Stellung 
gegenüber der eignen Ritterschaft, daß Darmstadt formell 
gegenüber diesem wichtigen Faktor im Erbfolgestreit im 
Unrecht stand. Denn daß Darmstadt in der Frage nicht 
nachgeben konnte, ohne die eignen Untertanen schwer zu 
schädigen, stand von vorneherein fest. Anfangs hatte das 
Hofgericht unter dem Erbfolgestreit wenigstens nicht zu 
leiden. Im Jahre 1607 bestellten Moriz und Ludwig an 
Stelle des den Dienst aufgebenden Hofgerichtsrats Bischoff 
den D. Philipp Gerlach zum Hofgerichtsrat, „ob nun wohl 
wir neben andern Unrichtigkeiten halber uns noch zu ver- 
gleichen haben, hintangesetzt aber alle solche Differen- 
tien, damit dererst inmittelst Administratio Justitiä ihren 
Lauf behalten möge‘“.‘* Am 3. März 1608 einigte man sich 


15 Siehe $ 1, Zeugnis des Dr. Happel, St.-A. D., Hessen-Kassel, 
Konv. 34. 
16 St.-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 26, Fasz. 1. 
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sogar zu Kirchhain vorläufig über die weitere Unter- 
haltung des Gerichts", 

Trotzdem trat auch für das Hofgericht im Laufe des 
Streits ein Stillstand der Geschäfte ein, der bis zum Jahre 
1626 gewährt hat.!3 Damals zeigte Kassel infolge des Ur- 
teils des Reichshofgerichts vom 1. April 1623, das Marburg 
der Darmstädter Linie zusprach, etwas mehr Nachgiebig- 
keit. Man verhandelte über alle schwebenden Streitfragen 
und verglich sich dann in den sogenannten Hauptakkord 
vom 24. September 1627. Von Darmstadt wurde bei diesen 
Verhandlungen die Neubestellung des Gerichts und die Er- 
ledigung der Streitfragen aus der Gerichtsverfassung ver- 
langt. Darauf bestellte man zuerst das Gericht und verein- 
barte dann nach Abschluß des Hauptakkords einen Neben- 
rezeß vom 14. Dezember 1627, worin man ausmachte, daß 
die Ordnung von 1524 einer Revision unterzogen werden 
sollte, daß die einseitige Avokation und Inhibition beim 
Hofgericht verboten sein, und daß in der Frage der Kon- 
kurrenz das Folgende gelten sollte: „Da ungleiche Mei- 
nungen vorgefallen über die Frage, ob die fürstlichen 
Kanzleien concurrentem iurisdietionem mit dem Hofge- 
richt haben oder nicht, und aber beide Fürstliche Teile 
sich darüber nicht vergleichen können, und man in Be- 
sorgnis gestanden, wenn nicht utrinque etwas zediert und 
nachgegeben würde, daß die ganze gemeinnützige Ver- 
gleichungssache darüber sich stoßen werde, so ist zur 
Verhütung anderer Zustände sich dahin vereiniget, daß 
einem jeden Fürsten frei- und bevorstehen solle, seine 
Kanzlei in eine concurrentiam iurisdietionis mit dem Hof- 
gericht zu setzen oder nicht. Wie dann Herrn Landgraf 
Georgs Fürstliche Gnaden mit Beziehung auf ihres gott- 
seligen Vaters hinterlassenes und mit leiblichem Eide be- 
kräftigtes Testament sich dahin erklärten, daß in alle 
Wege Seiner Fürstlichen Gnaden Kanzleien eine concur- 
rentem iurisdictionem mit dem Hofgericht haben sollten“. 

Damit war der Kampf um die Konkurrenz zu einem 
vorläufigen Abschluß gelangt. Beide Fürsten regelten auch 
alsbald die Appeliation von den Untergerichten an die 
Kanzlei in dem Sinne, daß sie die Kanzlei als ordentliches 
Appellationsgericht anerkannten. Die Darmstädtische Ver- 


17 Rommel, Bd. VI, lib. 4, S. 153. 

18 St,-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 26 u. 34, auch zu dem 
Folgenden. Konv. 34 enthält die Entwürfe der Hofgerichtsordnung von 
1627—1673. Die Verhandlungen über die hessischen Nebenabschiede 
gehen aus St.-A. D., Marburger Sukzession, Konv. 48, hervor. 
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ordnung von 1628:° liefert wieder den Beweis dafür, daß 
die Kanzleien Darmstadt und Gießen längst Appellationen 
von den ÜUntergerichten verhandelten. Sie setzt die Zu- 
lässigkeit der Appellation stillschweigend voraus. Ihre 
Tendenz geht sogar ausgesprochenermaßen dahin, dem Miß- 
brauch, den die Untertanen seither mit dem Recht der 
Appellation vor die Kanzlei und an den Fürsten trieben, 
Einhalt zu gebieten. Es werden daher sowohl für die Appel- 
lation von den Untergerichten als für die von den Land- 
Kanzleien an die Geheimen Räte oder Serenissimum 
Appellationssummen eingeführt. Für den Rechtszug von 
den Untergerichten ist bei der großen Häufigkeit der 
Appellationen und mit Rücksicht auf das schlechte Ver- 
fahren der Untergerichte folgendes geordnet: 1. Sachen, 
die ein Streitobjekt von 20 Gulden und weniger Wert haben, 
sind nur dann bei der Kanzlei zur Verhandlung zu bringen, 
wenn offenbar falsch prozediert worden ist oder der 
Appellant sein Recht in continenti oder mit unverweiltem 
Beweise darzutun vermag. 2. In Sachen, die einen Streit- 
gegenstand von mehr als 20 Gulden haben, wird ein Ver- 
hörstag von der Kanzlei angesetzt. Sofern in diesem ein 
Vergleich nicht stattfindet oder man spürt, daß der Appellant 
mit Beweisen und anderer Notdurft gefaßt ist, dann wird 
die Sache erneut in zweiter Instanz verhandelt (vor der 
Kanzlei oder dem Hofgericht). 

Die Kasseler Kanzleiordnung von 1628 ging bei im 
übrigen ähnlicher Regelung sogar über diese Vorschrift 
hinaus. Nach Tit. IX, $ 1, Abs. 2 derselben sollten die 
Parteien bei Sachen über 20 Gulden nach erfolglosem Güte- 
versuch sogar angewiesen werden, ihre Sache vor der 
Kanzlei auszuführen.? 

Die Zuständigkeit für die erste Instanz wurde damals 
in Hessen-Darmstadt nicht geregelt. Hessen-Kassel dagegen 
erließ Vorschriften, wie die vier Brüder sie für die gemein- 
same Landesordnung projektiert hatten. Die Kanzlei wurde 
also nur im Fall der Rechtsweigerung oder gefährlichen 
Verzögerung durch die Untergerichte, für Landfriedens- 
brüche, Pfändungs- und Besitzsachen als ordentliches Ge- 
richt anerkannt. Andere Sachen sollte die Kanzlei nur 
annehmen, wenn beide Parteien nach erfolgter Güte vor der 
Kanzlei bleiben wollten. 

Nachdem die Zuständigkeit der Kanzlei für Appellations- 
sachen gesetzlich in beiden Landen anerkannt war, schied 





19 St.-A. D., Verordnungen 1628. — 2% Keck, a. a. O., S. 31. 
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dieser Streitpunkt aus der Verhandlung aus. Im übrigen 
sollte der Streit nicht zur Ruhe kommen. Die gemeinsame 
Hofgerichtsordnung und Beschwerden der niederhessischen 
Stände wegen Verletzung des Privilegs der Instanz vor dem 
Hofgericht waren die Quelle erneuter Differenzen.?! 

Schon sehr bald nach Abschluß des Vergleichs vom 
10. Dezember 1627 wurde das wiederbestellte Hofgericht 
zum Entwurf einer neuen Ordnung aufgefordert. Dieses 
ließ nach gemeinsamer Beratung auf Grund des Entwurfs 
des D. Clotz vom Jahre 1579 die Hofgerichtsordnung von 
1524 durch den ältesten Hofgerichtsrat D. Vulteius durch- 
arbeiten. Vor dem Abschlusse des Konzepts wurden den 
Landesherrn einige Punkte zur Entscheidung vorgelegt. Am 
20. Juni 1628 berieten die Parteien in Marburg. Von Kasse- 
lischer Seite war D. Scherff bevollmächtigt, von Darmstädti- 
scher der Statthalter an der Lahn Georg Riedesel zu Eisen- 
bach. Die Zweifel des Hofgerichts betrafen hauptsächlich 
den Güteversuch. Es sollte entschieden werden, ob der Güte- 
versuch der Kanzlei durch die Güteversuche des Adels vor 
den Familienausträgen ersetzt werde, ob auch rechtsun- 
kundige Ausländer zur Güte zu laden seien, und ob beim 
Provokationsprozeß der Güteversuch erforderlich sei. Diese 
Punkte sollten aber nicht den Anlaß zu neuen Schwierig- 
keiten geben, sondern die Frage der Konkurrenz. Das Hof- 
gericht war in seinem Entwurf den Zugeständnissen an die 
Kanzleien feindlich und ignorierte die Bestimmungen des 
Vergleichs von 1627 vollständig. Es sollte vorgeschrieben 
werden, daß die von Adel etc. „zuvörderst bei einem jeden 
Fürsten, unter dessen Kanzlei sie gesessen, zur Güte vor- 
beschieden werden sollten, und da die Güte nicht bei den 
Parteien verfangen wollte, alsdann sollten sie am Hofgericht 
aktive und passive ihre Instanz haben, es wäre denn, daß 
sie beide lieber bei den Kanzleien bleiben und vor deren 
Räten die Sache durch den ordentlichen Prozeß Rechtens 
ausführen wollten‘. Kassel, dem der Entwurf natürlich ge- 
nehm war, legte ihn in Darmstadt zur Annahme vor. Diese 
erfolgte nicht. Der Landgraf ließ vielmehr den Entwurf 
umarbeiten. Er wurde mit den Räten durchberaten, wie 
ein Schreiben vom 22. August 16282 ergibt, und neugefaßt, 
„wobei man den methodus gebrauchte, daß man vor allen 
Dingen auf die zwischen den Fürsten getroffene Ver- 


21 Hierzu, sowie zu dem Folgenden die in Anm. 16 genannten 
Akten, sowie M. O. St.-S. 978. 
22 St.-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 34, Fasz. 1628. 
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gleichung, Marburg, den 14. Dezember 1627, Absehens 
gehabt, die Worte desselben Abschieds gebraucht, in Be- 
schreibung der Hofgerichtsräte Funktionen und Ver- 
richtungen die Formalia .ihrer schriftlichen Bestallungen 
extrahiert, auch hin und wieder auf die alte Ordnung und 
die darauf von Zeit zu Zeit erfolgten fürstlichen Aus- 
schreiben, Dekrete und Reskripte, sowohl auch aus be- 
nachbarten als Mainzischen, Pfälzischen, Bayerischen, 
Münsterischen, Jülichischen, Württembergischen und 
andern gedruckten Hofgerichtsordnungen soweit als tun- 
lich gewesen, mutuiert“‘. Besonderes Interesse gewährt die 
Darmstädter Bearbeitung aber deshalb, weil die Akten er- 
geben, daß Georg II. eigenhändig Zusätze und Änderungen 
gemacht hat. Er hat nicht nur die Eingangsformel ent- 
worfen, sondern auch gerade die hier wichtigen Sätze ge- 
faßt. So lautete der Abschnitt über die Sachen, die vor 
dem Hofgericht angenommen und gerechtfertigt werden, 
an der oben angeführten Stelle jetzt: „Und da die Güte 
bei den Parteien nicht verfangen wollte, alsdann sollen 
sie am Hofgericht ihre erste Instanz aktive und passive 
haben, es wäre denn, daß der Kläger vor derjenigen 
fürstlichen Regierungskanzlei, unter welcher der Ange- 
sprochene gesessen und die Güte versucht worden ist, 
seine Klage anbringen würde (sol), auch dieselben Re- 
gierungs- oder Kanzleiräte die Sache um andrer Obliegen- 
heiten willen nicht von sich ab- und ans Hofgericht 
weisen, sondern behalten täten. Dann, im Fall der Prä- 
vention soll die Sache nicht am Hofgericht angebracht 
werden, sondern vor derselben fürstlichen Kanzlei oder 
Regierung (deren jede in Unsern Landen mit adeligen und 
gelehrten ad iustitiam vereidigten Räten in ziemlicher 
und ehrlicher Anzahl versehen ist) durch den ordent- 
lichen Prozeß Rechtens ausgeführt werden.“ 

Die Darmstädter Regierung hatte anscheinend die Er- 
wartung, daß der umgearbeitete Entwurf, der dem Vertrag 
von 1627 entsprach, jetzt die Billigung finden werde, denn 
sie legte ein Gesuch an des Kaisers Majestät um Bestätigung 
der Ausfertigung des Entwurfes bei. Diese Erwartung er- 
füllte sich nicht. Die Sache zog sich bis zum Jahre 1630 
hin, in dem Hessen-Darmstadt von neuem den Anstoß zu 
Verhandlungen gab. Da man sich nicht über die Frage der 
Konkurrenz in der Hofgerichtsordnung einigen konnte, schlug 
es nun vor, die Frage der Konkurrenz in derselben ganz 
unberührt zu lassen und jedem Fürsten entsprechend dem 
Vertrag von 1627 die volle Freiheit in der Regelung der 
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Zuständigkeit seiner Kanzlei zu geben. Es wurde eine 
Tagung verabredet, in der der Abschluß erfolgen sollte. Diese 
fand nach wiederholten Vertagungen am 4. Mai 1631 statt, 
blieb aber ergebnislos. Nach dem Bericht der Darmstädter 
Räte übergaben die Kasselischen ein Gutachten, in dem die 
Nichtigkeit des Vertrages von 1627 damit begründet wurde, 
daß den Rechten der Stände zu nahe getreten sei, und 
blieben im übrigen bei einer Instruktion ihrer Regierung, 
die ein Nein auf alle Forderungen der Darmstädter enthielt. 
Darmstadt übersandte darauf mit Anschreiben vom 26. Juli 
1631 das oft zitierte, glänzend gearbeitete Gutachten, in dem 
es seinen Standpunkt begründete. Aber auch dies blieb 
ergebnislos. Weitere Verhandlungen unterblieben daher vor- 
läufig. Erst nach Beendigung des Streits um das Marburger 
Erbe (14. April 1648) kam auch über das Samthofgericht 
ein Vergleich vom 19. Februar 1650 zustande. Er enthält 
eine Einigung über die Zulassung der vollen Konkurrenz, 
sowie die Vereinbarung, daß die Hofgerichtsordnung jetzt 
endlich revidiert werden solle. Dieser letztere Beschluß 
wurde aber erst im Jahre 1656 zur Ausführung gebracht. 
Am 21. Oktober dieses Jahres erging ein Samtschreiben an 
das Hofgericht, in dem diesem die Aufgabe gestellt wurde, 
entsprechend den neuen Verträgen und den veränderten 
Zeitumständen den Entwurf neu zu redigieren. Dies geschah. 
Die Ordnung erhielt in den für uns wesentlichen Punkten 
die Fassung, die später Gesetz wurde. Warum ihr Erlaß 
sich um volle 17 Jahre verzögerte, ist nicht aufgeklärt. Am 
ö. Mai 1673 erhielt sie endlich Gesetzeskraft.* So hatte 
sich also die ordentliche Zuständigkeit der Kanzleien nach 
und nach durchgeselzt. Zuerst nur im Wege der Gewohn- 
heit bei den einzelnen Kanzleien, dann infolge des Haus- 
vertrags von 1627 gesetzlich für Sachen zweiter Instanz. 
Aber erst 1673 hatte die Samtgerichtisverfassung den Grund- 
satz sanktioniert. Im Ergebnis wurde also die Kanzlei für Sachen 
erster wie für Sachen zweiter Instanz gesetzlich zuständig. 
Über die Sachen zweiter Instanz ist kein Wort zu ver- 
lieren. Alle Urteile der Untergerichte über 20 Gulden Wert 
waren bei den Kanzleien appellabel. Diese Beschränkung 
ließ die Ordnung von 1724 bestehen. Für Sachen von 


23 Ledderhose, a. a. O., Beil. III. 

24 St.-A. D., Verordnungen 1673; auch in St.-A. D., I, Hessen-Kassel, 
Konv. 34, s. Anm. 16. 

25 Hessen-Darmstädtische Zivilprozeßordnung vom Jahre 1724 und 
Peinliche Gerichtsordnung vom Jahre 1726 mit Supplementen, Darmstadt 
bei C. W. Leske, 1830, C.-P.-O. Teil I, Tit. 7. 

Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N.F. 6. 18 
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geringerem Werte wurde die Appellation zugelassen, wenn 
der Appellant „die Ungerechtig-, Unbillig- oder Nichtig- 
keit der wider ihn ergangenen sententiae in comtinenti 
dozieren oder der Appellant oder Querulant befände sich 
in einem solchen armen Zustand, daß ihn ein Verlust von 
dergleichen Summa sehr truckte und es leuchtet anbey 
ein justum gravamen hervor‘. Diese ausnahmsweisen 
Appellationen wurden besonders kurz verhandelt. 

Für Sachen erster Instanz ist die Zuständigkeit rein 
gewohnheitsrechtlich bestimmt gewesen. Für die ältere 
Zeit ist es zweifelhaft, ob überhaupt eine feste Grenze 
für die Zuständigkeit erster Instanz gesetzt war. Die Kanz- 
leiordnungen enthalten nichts und die oben angeführte Stelle 
des Gutachtens von 1631 erweckt fast den Anschein, als 
ob die Kanzlei anfänglich nach Belieben des Klägers auch 
Sachen der nicht privilegierten Personen angenommen hätte. 
Es heißt dort, es seien Prozesse ohne Unterschied der Per- 
sonen angenommen worden, es seien Edelleut, Gemeinden, 
Gotteskasten oder andere Personen gewesen. 

Später beschränkte sich die Tätigkeit der Kanzlei auf 
die Prozesse der Privilegierten, deren Kreis jedoch durch 
Kanzleivorschriften nirgends bestimmt ist. Deshalb können 
wir nur aus der Hofgerichtsordnung von 1673 einen Rück- 
schluß ziehen. Aber auch diese gibt keine vollständige Auf- 
zählung, sondern sagt nur, neben Prälaten (ausgenommen 
die Universitäten Marburg und Gießen), der Ritterschaft, den 
Städten, Gemeinden und Burgmannsfreien, sollten alle die 
vor dem Hofgericht erste Instanz haben, welche den Be- 
amten in Städten und Ämtern nicht unterworfen seien. Die 
Prozeßordnung von 1724 begnügte sich mit der Bestimmung, 
daß personae exemptae vel miserabiles in erster Instanz vor 
der Kanzlei stehen sollten.* Wegen der letzteren verweist 
sie auf die Vorschriften des gemeinen Rechtes. Wegen 
der ersteren, soweit das Oberamt Darmstadt in Frage steht, 
auf die für dieses ergangenen Verordnungen vom 9. Novem- 
ber 1716 und 29. Januar 1718. 

So bestimmte die Gewohnheit den Kreis der Privi- 
legierten, die nach fremdem Vorbild seit dem 18. Jahrhundert 
auch in Hessen als Schriftsässige bezeichnet wurden.? Die 
Landesfürsten haben den Kreis derselben nach und nach 
sehr erweitert. Die Akten, in denen über die Erteilung 


26 Eod. Teil I, Tit. 1, $ 1; Teil,II, Tit. 2, 8 2. 
2? Noch im Gutachten von 1631 wird der Ausdruck Schriftsässigkeit 
als ein in Hessen nicht gebräuchlicher erwähnt. 
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des Privilegs verhandelt wird, sind nicht ohne ein Lächeln 
zu lesen, sie offenbaren einen wahren Wettlauf um die 
Schriftsässigkeit. Nachdem die fürstlichen Räte das Privileg 
erlangt hatten, kommen auch andere Beamtenklassen zur 
Würde der persona honorata. Schließlich sind fast alle 
Beamten „Honoratioren‘ geworden. 

Wie sehr der kleine Ehrgeiz der Beamtenschaft an 
dem Vorrecht festhielt, macht sich noch im 19. Jahrhundert 
bemerkbar. Als man nach dem Erwerb Rheinhessens die 
Frage erwog, ob man das französische Recht, das die Schrift- 
sässigkeit nicht kannte, dem rechtsrheinischen Rechte vor- 
zuziehen habe, blieb man bei dem Institut der Schrift- 
sässigkeit.° Es wurde auch auf des Großherzogs ausdrück- 
lichen Wunsch in dem seither bestehenden weiten Umfang 
aufrecht erhalten. Damals wurden auf Grund Herkommens 
als Schriftsässige bezeichnet: a) Das ganze Personal der 
Dikasterien mit Einschluß der Kanzleidiener, die Justiz- 
kanzleiräte und Assessoren. b) Die Justiz-, Hoheits- und 
Rentbeamten, die Steuerperäquatoren. c) Land-, Amts- und 
Stadtphysiki, sowie praktische Ärzte. d) Peinliche Richter 
und Aktuarien. e) Patrimonialrichter. f) Hofgerichtsadvo- 
katen. g) Die Besitzer adeliger Güter. h) Geistliche und 
Lehrer des Darmstädter Pädagogs. i) Das Personal des 
Postamts und Oberpostamts, die Skribenten ausgeschlossen, 
gemäß Verordnung vom 28. Januar 1767 $ 14. k) Alle 
öffentlichen Forstdiener bis zum Revierförster abwärts, die 
Forstkassierer, solange sie diese Stelle bekleiden. 1) Die 
Familie und Dienerschaft der genannten Personen. m) Der 
Fiskus in Privatrechtsstreitigkeiten. 

Neben den Prozessen, in denen schriftsässige Personen 
als beklagt erschienen, entschied die Kanzlei in erster In- 
stanz über dingliche Klagen, die schriftsässige Sachen an- 
gingen. Der Begriff dieser Sachen hat sich über die adeligen 
und Prälatengüter, die in der Hofgerichtsordnung als schrift- 
sässig genannt sind, in derselben Weise erweitert, wie der 
der persönlichen Schriftsässigkeit. 

Der ganze Zopf der Schriftsässigkeit verschwand erst 
mit dem Jahre 1848. Ein Gesetz vom 22. September dieses 
Jahres hob das Institut auf.3 





28 Unter den Beständen des Großh. Ministeriums der Justiz befindet 
sich eine große Anzahl von Akten, die Gesuche um Verleihung der Schrift- 
sässigkeit und darauf bezügliche Entscheidungen enthalten. 

29 Akten Großh. Minist. d. Jus‘iz betr. Gesetzesredaktionskommis- 
sion, Konv. I. 

30 Reg.-Bl. 1848, Nr. 53, S. 317. 
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85. 
Die peinlichen Sachen.! 


Bald nach dem Erlaß der peinlichen Gerichtsordnung 
Kaiser Karls V.: erließ Landgraf Philipp der Ältere 1535 
eine peinliche Gerichtsordnung?, die von der kaiserlichen 
Ordnung innerlich abhängig ist, aber doch einige selbstän- 
dige Bestimmungen enthält, die bereits mit großer Bestimmt- 
heit die Richtung andeuten, in der sich die peinliche Ge- 
richtsverfassung Hessens entwickeln sollte. 

Beide Ordnungen setzen als peinliches Gericht ein mit 
ungelehrten Schöffen besetztes Gericht voraus, also die Ge- 
richtsverfassung, die seit Karl dem Großen in Deutschland 
bestand.“ Beide Ordnungen halten aber die Möglichkeit 
offen, als Richter in peinlichen Sachen auch Gelehrte zu 
bestellen® Vor allem aber bahnen sie den Einfluß des 
gelehrten Elementes dadurch an, daß sie die Vorschrift 
geben, die Schöffen sollten sich in zweifelhaften Fällen 
sowohl im Laufe des Verfahrens als auch vor Erlassung des 
endlichen Spruches des Rates der Rechtsverständigen be- 
dienen.® Als Rechtsverständige gelten vor allem die alten 
Oberhöfe. In den Bezirken, für die kein Oberhof besteht, 
soll sich das Gericht an seine Obrigkeit wenden, sofern 
diese nicht von Amts wegen vorgegangen ist und daher be- 
fangen erscheint. In solchem Falle steht es dem Gericht 
auch frei, bei der nächsten Universität oder Stadt zu-fragen 
oder sonstige Rechtsverständige anzugehen, die man ohne 


1 Vgl. aus der Literatur: Bopp, Der öffentliche Ankläger und der 
Staatsprokurator in Hessen bei Rhein in Bd. II der Zeitschrift für 
teutsches Strafverfahren, herausgeg. von Jagemann und Nöllner, Karls- 
ruhe 1842, S. 316—351. Derselbe in Weiskes Rechtslexikon, Bd. V, 
s. v. Hessen-Darmstadt, S. 298. Derselbe bei Hitzig, Annalen der deut- 
schen und ausländischen Kriminalrechtspflege, Bd. 9, S. 288—308: Einiges 
über die Gerichtsverfassung und das Verfahren in Strafsachen im Groß- 
herzogtum Hessen. — Die erstzitierte Arbeit enthält Abdrücke des Entwurfs 
von 1575 sowie der Ordnungen von 1639 und 1726. 

?2 Die Ordnung wird in der Arbeit zitiert nach Kohler und Scheel, 
Die peinliche Gerichtsordnung Kaiser Karls V., Halle 1900 (C.C.C. = 
Constitutio Criminalis Carolina). Vgl. auch Hering, Die im histor. 
Archive der Stadt Köln aufgefundene Carolina-Handschrift R. I, Leip- 
zig 1904. 

3 Hess. L.-O., Bd. I, S. 68f., später zitiert als ‚Philipp‘; Einleitung 
der C.C.C. am Ende, S. 6, a. a. O0. 

* C.C.C., Einleitung, S. 5, a. a. O.: „wie im Römischen Reich 
teutscher Nation, altem gebrauch vnnd herkommen nach, die meynsten 
peinlich gericht mit personen, die vnsere Keyserliche recht nit gelert, er- 
farn Ber Übung haben, besetz zt werden . . .“. 

5°C.C:C., 1,.8. 7, a. a, 0. 
& ECC, 219, S. 113, a. a. O., Philipp., 50. 
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Schwierigkeit erlangen kann. Hierin decken sich die Vor- 
schriften der Carolina und der Philippina wörtlich. 

Der Prozeß der beiden Ordnungen ist nicht mehr der 
reine Anklageprozeß. Neben dem Verfahren auf des Klägers 
Begehren findet sich das Verfahren von Amts wegen. Dies 
ist leicht erklärlich. Der Privatkläger hatte mit einer ganzen 
Reihe von Unannehmlichkeiten zu rechnen, besonders wenn 
er offenbaren Beweis nicht hatte. Deshalb griff die Landes- 
obrigkeit in all den Fällen ein, die nur hinreichenden Ver- 
dacht ergaben. So jemand einer Übeltat durch gemeinen 
Leumund berüchtigt oder der Obrigkeit durch andere glaub- 
würdige Anzeige verdächtig ist, wird von Amts wegen vor- 
gegangen.’ 

Das Verfahren ist schriftlich® Nach Durchführung der 
Untersuchung wird auf Ansuchen einer der Parteien ein 
endlicher Rechtstag angesetzt. Vor seinem Beginn ist aber 
in der Regel bereits entschieden, was die Richter zu Recht 
erkennen wollen? Die mündliche Verhandlung in diesem 
endlichen Rechtstag ist also nur noch Formsache. 

Die Form der Verhandlung im endlichen Rechtstag ist 
die alte Anklageform. Der arme Sünder findet als Angreifer 
nach der Carolina entweder den Privatkläger in Person oder 
durch einen Fürsprech vertreten, oder einen Fürsprech, der 
von Amts wegen die Klage vorträgt.!! Die Philippina hat 
einen besonderen Beamten, der alle durch den Landes- 
herrn erhobenen Anklagen vertritt. Er kann wie jeder 
andere Ankläger den Anlaß zum Verfahren geben und ist 
dann, wenn von Amts wegen eingeschritten wird, jeden- 
falls Kläger im endlichen Rechtstag. Die Amtsbezeichnung 
dieses Beamten ist „fiscalös“‘.“ Der fiscalis klagt, ohne 
Bürgschaft leisten zu müssen. 

In den prozeßrechtlichen Grundzügen decken sich also 
die beiden peinlichen Ordnungen völlig. Die hessische Hals- 
gerichtsordnung enthält aber noch eine scheinbar neben- 
sächliche Vorschrift, mit der Philipp der Großmütige die 
Richtlinie für die ganze weitere Entwicklung der peinlichen 
Gerichtsverfassung in Hessen festlegte. Diese Vorschrift 


7 C.C.C., 6—15, S. 10£., a. a. O., Philipp., 6—10. 

8 C.C.C., 81,8. I a. a. O., Philipp., 26. 

» C.C.C., 78f., S. 45, a. a. O., sowie 81, 190, S. 99 das.; Philipp., 
25 und 26. 

10 0.C.C., 88, 89, S. 48 u. 49, a. a. O. 

= AR Philipp., 19, 50, 5l, eine Aabiine 5 Sen procurator fiscalis 

camerae et imperialis fisei; s. Schröder, a. a. O., S. 564; Stölzel, a. a.O., 
S. 358, Anm. 45. 
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findet sich im 50. Titel seiner Halsgerichtsordnung. Statt- 
halter, Amtleute und Befehlshaber sollen ein Augenmerk 
darauf haben, daß Übeltäter oder verdächtige Menschen 
zur Verantwortung gezogen werden. Sofern kein Privat- 
kläger vorgeht oder der Landesfürst Klage nicht erheben 
läßt, sollen sie von Amts wegen einschreiten und den Ver- 
dächtigen verhaften. Ist die Haft vollzogen, dann soll der 
inhaftierende Beamte über die Umstände der Tat und des 
Verdachts an die Statthalter zu Marburg oder Kassel be- 
richten und deren Bescheid erwarten. Befindet dann der 
Statthalter, daß die Tat so offenbar ist, daß sie nicht ge- 
leugnet werden mag und keine Entschuldigung hat, oder 
daß sie so helle bewiesen werden kann, daß nicht zu wider- 
sprechen ist, dann soll er den Täter an dem Ort, da er er- 
griffen ist, durch den Privatkläger oder Fiskal vor das Recht 
stellen lassen. Befindet der Statthalter aber, daß der Ge- 
fangene die Tat nicht gesteht und man auf Verdacht und Arg- 
wohn prozedieren muß, oder daß Notwehr oder andere Ent- 
schuldigungsgründe behauptet werden, oder daß die Sache 
sonst eine „hohe Erforschung‘ bedarf, dann soll er den Häft- 
ling nach der Hauptstadt Kassel oder Marburg bringen und 
dort gegen ihn prozedieren lassen. 

In Marburg und Kassel sollten also in Zukunft alle 
schwierigen peinlichen Prozesse erledigt werden. Dort stand 
den Laiengerichten der rechtsverständige Rat der landgräf- 
lichen Kanzleien zur Verfügung. Daraus mußte sich eine 
Zunahme des Einflusses der Kanzleien auf die peinliche 
Rechtsprechung ergeben. Die städtischen Gerichte, die in- 
folge der Maßregel des Landgrafen mit Geschäften jetzt 
außerordentlich überhäuft wurden, haben auf ihre Bitte land- 
gräfliche Räte als ständige Beisitzer zugeteilt bekommen. 
Stölzel, der die darauf bezüglichen Urkunden wiedergibt 
und die Erklärung für diese Vorgänge in einer um das 
Jahr 1540 ergangenen Vorschrift!?: sucht, hat die Vorschrift 
des Titels 50 der Philippina vermutlich übersehen. 

Was die Gerichte der Hauptstädte und die Gelehrten 
an Einfluß gewannen, ging den übrigen Gerichten des 
Landes und damit der peinlichen Laienjustiz verloren. 
Doch hat sich die Bestimmung des Titels 50 nicht überall 
gleichmäßig durchgesetzt. Sie stieß wohl auf allerhand 
Widerstand, auch konnte sie in einer Zeit, wo das Reisen 
so beschwerlich war, in den entlegenen Gebieten nicht prak- 
tisch werden. 


12 Stölzel, a. a. O., Bd. I, S. 355, Bd. II, S. 184. 
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Von der Obergrafschaft Katzenellenbogen steht jeden- 
falls fest, daß die peinliche Gerichtsbarkeit sich nach wie 
vor ganz vor den alten Zentgerichten abspielte. So ist 
uns aus Philipps des Großmütigen Zeit der Bericht des 
Oberamtmanns in Darmstadt, Jost Rau, erhalten, worin er 
sich bei den Räten in Marburg wegen verschiedener pein- 
licher Fälle in seinem Bezirk erkundigt. Die Räte antworten 
unter dem 21. April 1558 und ordnen zum Beispiel an, 
der Statthalter solle die Sache durch den Fiskal in Marburg 
an die Zent bringen und dort von wegen des Landesfürsten 
Klage erheben und das Recht ausführen lassen. Auch 
aus einem Bericht des Landschreibers zu Dornberg vom 
3. Mai 15611: geht hervor, daß die Landzenten zum Erlaß 
peinlicher Strafe befugt waren. So blieb es auch unter 
Georg 1. 

Die Zentralisation der Halsgerichtsbarkeit ließ sich also 
in der Obergrafschaft Katzenellenbogen nicht durchführen. 
Hier erlangten die Landgrafen den Einfluß auf die peinliche 
Gerichtsbarkeit auf anderem Wege. Schon unter Philipp 
dem Großmütigen sind die Zentgerichte der Obergrafschaft 
nur auf besonderen Befehl zusammengetreten. Wenn er 
aber ein peinliches Gericht anordnete, dann sorgte er, wenn 
irgend tunlich, dafür, daß entweder mit beratender Stimme 
oder als Schöffen landesherrliche Diener zugegen waren. So 
wurde es auch unter Georg I. gehalten. Über die peinliche Ge- 
richtsverfassung zu seiner Zeit sind wir durch zwei Quellen 
unterrichtet, von denen die eine, eine Ordnung der Kosten 
des peinlichen Verfahrens, uns einen Einblick in den be- 
stehenden Rechtszustand gewährt, während die andere, der 
Entwurf einer peinlichen Gerichtsordnung, uns die Ab- 
sichten verrät, von denen die landesherrliche Politik gegen- 
über der Zentgerichtsbarkeit geleitet war. 

Der Entwurf der peinlichen Gerichtsordnung wird in 
das Jahr 1575 angesetzt.‘ Er schreibt vor, daß die Schöffen, 
sofern eine Sache ihnen zu schwer fiele, sich mit des 
Landesherrn Vorwissen an Universitäten und unpartei- 
ische Gelehrte wenden sollten. Die Beamten sollten jeden- 
falls das Urteil nicht eher ablesen oder vollstrecken lassen, 
als bis der Landesherr davon Einsicht genommen und 
seinen Befehl oder seine Begnadigung erklärt habe. 

- Die „Ordnung, wie es hinfüro in peinlichen Sachen 
mit den Gerichtskosten und der Zehrung soll gehalten 


13 St.-A. D., IX, 2, Konv. 14. — 1# St.-A. D., IX, 2, Konv. 14. 
15 Über den Entwurf siehe Bopp bei Jagemann und Nöllner, a. a. O., 
wo auch ein Abdruck desselben gegeben wird. 
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werden“, vom 14. April 15751°, enthält die folgenden Vor- 
schriften: 

„Nämlich, wenn auf Unsern, Unserer Räte oder Be- 
amten Befehl peinliches Zent- oder Halsgericht ge- 
halten wird, soll man einer jeden Gerichtsperson als Zent- 
grafen, Schöffen, Gerichtsschreiber, Fiskal, Prokurator, 
Büttel und dem Nachrichter samt seinem Knecht, item 
dem Pfarrer — und sonst niemand mehr — einen 
halben Gulden erlegen und bezahlen. Da auch Unser 
Oberamtmann, Amtmann, Kellner oder andere Unsere 
Diener von uns dazu geordnet werden, soll auf sie 
und zwei Diener allein billige Zehrung passieren.“ 

„Außerhalb Gerichts aber, wenn ein Gefangener pein- 
lich befragt wird, soll einer jeden dabei geordneten Per- 
son, als dem Kellner, Zentgrafen, den vier Gerichts- 
schöffen und dem Fiskal, sofern sie über Land erfordert 
werden, für die Mahlzeit und Versäumnis ein Ortsgulden 
gegeben werden.“ 

Der Fiskal erhält für jeden (rerichtstermin : zwei 
Gulden. Des Armen vorgestellter Redner erhält einen 
Gulden. Ebenso jeder Kellner, in dessen befohlenem Amt, 
Zent- oder Halsgericht gehalten wird. 

Dies Bild von der Tätigkeit der landesherrlichen Diener 
in peinlichen Sachen ergänzen die beiden späteren Kanzlei- 
ordnungen von 1587 und 1614. Die landesherrlichen Be- 
amten sollen danach, sobald der arme Sünder gefangen 
gesetzt ist, fleißig und eilig die Tat erforschen und sowohl 
bei der Verfolgung, als bei der Aburteilung den Zentgrafen 
und Schultheißen mit Rat an die Hand gehen. Die Hals- 
gerichtsakten werden bei der Kanzlei verwahrt. 

Unter Ludwig V. blieb diese Ordnung der Gerichts- 
verfassung bestehen, wie seine am 12. Februar 1618 er- 
lassene Ordnung der peinlichen Gerichtskosten!? zeigt. Sie 
bestimmt: „Wenn in Darmstadt das peinliche Halsgericht 
gehalten wird, dann sollen die zum Gericht gehörigen 
Personen als Zentgrafen, Schöffen, Fiskal und Defensor 
(sofern ihn der Malefikant nicht selbst bestellt und be- 
lohnt) einen halben Gulden haben. Sofern einer der Räte 
dazu verordnet wird, sollen ihm zehn Batzen als Zehrgeld 
gegeben werden. Wird das Zentgericht aber nicht in 
Darmstadt, sondern auf einem der Zentdörfer gehalten, so 
werden Zentgraf, Schöffen, Gerichtsschreiber und Büttel 
wie vorsteht gehalten“. Die verordneten Räte erhalten not- 


16 St.-A. D., Verordnungen 1575. 
17 St.-A. D., Verordnungen 1618, 
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dürftige Zehrung, Fiskal und Defensor außerdem einen 
halben Gulden. Wird ein Gefangener peinlich gefragt, so 
sollen die dazu geordneten Personen, Zentgraf, Fiskal und 
zwei Zentschöffen und der Scharfrichter, je einen halben 
Gulden bekommen. 

Unter Georg I. und Ludwig V. behalten also in der 
Obergrafschaft Katzenellenbogen die Zenten den Blutbann. 
Dem Halsgericht sind landesherrliche Diener, Gelehrte und 
Ungelehrte, sowohl im Gericht als bei der Untersuchung 
beigegeben. Das peinliche Gericht tritt nach Bedarf auf 
landesherrlichen Befehl zusammen. Seine Besetzung ist 
die in der Carolina vorgeschriebene. Als Kläger tritt wohl 
in den meisten Fällen jetzt der Fiskal auf. Ihm steht als 
Verteidiger des Malefikanten ein Defensor gegenüber, dies 
scheint wenigstens nach Ludwigs V. Ordnung die Regel 
zu sein. Von einer Entscheidung durch den Landesherrn 
oder durch seine Räte ist aber noch nicht die Rede. Die 
landesherrlichen Diener können nur als Ratgeber in zweifel- 
haften Fällen oder als Beisitzer im Gericht ihren mäch- 
tigen und dem ungelehrten Elemente überlegenen Einfluß 
ausüben. Der Entwurf der peinlichen Gerichtsordnung 
Georgs I. zeigt aber das Ziel der landesherrlichen Politik 
schon klar an. Der Landesherr will den Spruch in pein- 
lichen Sachen an sich ziehen und den peinlichen Gerichten 
nur den Vorschlag des Urteils und seine Verkündung in 
dem dann ganz bedeutungslosen endlichen Rechtstag belassen. 

Adelige und honorierte Personen standen nach den 
Grundsätzen der Ebenbürtigkeit nicht vor dem mit Bauern 
und Bürgern besetzten Zentgericht. Es wurde ihnen das 
Recht auf ein besonderes peinliches Gericht aus Standes- 
genossen auch von den Landesherren anerkannt. Im Jahre 
1627 verglichen sich die beiden hessischen Linien dahin, 
daß der Ankläger sich gegen solche Personen zwar regel- 
mäßig des ordentlichen peinlichen Gerichts bedienen sollte. 
Wenn der Beklagte dann auf sein Privilegium sich berufen 
wolle, so solle ihm freistehen, sich an den Landesfürsten 
wegen Niedersetzung eines Gerichts von Adeligen und Ge- 
lehrten zu wenden, vorausgesetzt, daß der Angeklagte für 
die Kosten Kaution zu leisten imstande sei.!% Diese Regelung 
der privilegierten peinlichen Gerichtsbarkeit wurde auch in 
dem Hausvertrag von 1650 aufrechterhalten.'? 


18 Nebenabschied vom peinlichen Gerichtsstand der adeligen und 
honorierten Personen vom 14. Dezember 1627. St.-A. D., Marburger 
Sukzession, Konv. 49. 

19 Vergleich vom 19. Februar 1650, Ledderhose, a. a. O., Beil. III 
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In Hessen-Darmstadt hat sich der Umschwung, der dem 
Landesherrn die Jurisdiktion in peinlichen Sachen gab, in 
den ersten Jahren des dreißigjährigen Krieges vollzogen. 
Das Gutachten aus dem Jahre 1631, das wir wiederholt an- 
führten, schildert die peinliche Gerichtsverfassung und das 
Verfahren dieser Zeit wie folgt?°: 

„Dieweil vermöge der Kammergerichtsordnung pein- 
liche Sachen nicht appellabiles sind, sind in Hessen nach 
Karls V. Halsgerichtsordnung die Prozesse vor den pein- 
lichen Blutschöffen geführt (welche in jedem Bezirk 
ordentlich sind) oder (was adelige oder sonst honoratae 
personae zu Unfall kommen), so pflegt man sonderbare 
adelige und gelehrte Personen zu peinlichen Richtern zu 
delegieren. Diese peinlichen Richter fassen das Urteil 
nach gehablem Rat der Rechtsgelehrten, gleichwohl wird 
das Urteil nicht publiziert oder exequiert, bis die con- 
cepta sententiarum von den Regierungskanzleien statt- 
lich beraten, revidiert, und so es eine Definitivsentenz 
ist, vom Landesfürsten mit Zuziehuny der Geheimen 
Räte entschieden. Ist ein Zweifel übrig, so werden die 
Akten an Fakultäten, Schöffenstühle und collegia ver- 
sandt. So hat man es sonderlich in den Darmstädtischen 
Landen gehalten.‘ * 

Bei dieser Regelung des peinlichen Prozesses war das 
Verfahren vor den Schöffengerichten nur noch reine Form. 
Das peinliche Urteil wurde von Rechtsverständigen beraten 
und von dem Landesherrn im Geheimen Rate gefällt. Damit 
hatten die Zentgerichte ihr Richteramt verloren. So konnte 
es nicht ausbleiben, daß auch äußerlich ihr Zusammenhang 
mit dem peinlichen Verfahren wegfiel, besonders da einer 
dahingehenden Entwicklung, wie wir gesehen haben, schon 
durch die Bestimmung des Titel 50 der Philippina vorge- 
arbeitet war. Diese Bestimmung hatte sich in Oberhessen 
durchgesetzt. Die Kanzleiordnung für Gießen aus dem 
Jahre 1614 enthält zwar noch die Vorschrift, daß die Räte 
bei Untersuchung und Aburteilung peinlicher Sachen den 
Beamten mit ihrem gelehrten Rate zur Seite stehen sollten, 
die peinliche Gerichtsordnung, die Georg II. im Jahre 1639 


2) St.-A. D., Verhältnisse mit ausw. Staaten, Hessen-Kassel, Konv. 34, 
und M. 0. St.-S. 978. Auch die Kanzleiordnung für Schmalkalden vom 
1. März 1627, St.-A. D., IX, 1, 5, enthält schon die Vorschrift, daß 
die Bestrafung an Leib, Ehr und Leben nur mit des Landesherrn Vor- 
wissen geschehen solle. 

21 Solche Fälle der Aktenversendung in peinlichen Sachen finden 
sich zahlreich in den Akten des Samthofgerichts, schon aus Georgs 1. 
Zeit. M. O. St.-S. 987, 968. 
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für Marburg erlassen hat?, kennt aber kein anderes Her- 
kommen, als daß alle peinlichen Prozesse vor dem Hals- 
gericht in Marburg erledigt werden. Sie sagt in ihrem Ein- 
gang: „Nachdem bisher alle Malefikanten und Übeltäter, 
welche in unserem Oberfürstentum Hessen, der Grafschaft 
Nidda, Herrschaft Itter und anderen der Marburgischen 
Regierung. angewiesenen Orten ergriffen worden sind, in 
die Residenzstadt Marburg geführt und daselbst gerecht- 
fertigt werden, so lassen wir es dabei bewenden‘“. 

In der Ordnung haben wir dann eine ausführliche 
Schilderung des zu Marburg gehandhabten Verfahrens und 
der dort bestehenden Verfassung. 

Das Gericht besteht aus dem Oberschultheißen als pein- 
lichem Richter, fünf Glicdern des Schöffenstuhls daselbst 
und einem Aktuarius. Die Ordnung ergibt in ihrem Titel 20, 
der die Besoldung der Gerichtspersonen festsetzt, daß unter 
den Schöffen zwei doctores juris saßen, D. Ulner und 
D. Bauer. Das Gericht sitzt zweimal wöchentlich, am Diens- 
tag und am Freitag. Das Verfahren weicht von dem in 
dem Gutachten von 1631 geschilderten etwas ab. Sobald 
eine Tat kundhar begangen oder von glaubhaften Personen 
auf Verhaftung des Täters angetragen oder dieser durch das 
gemeine Geschrei übel berüchtigt wird, sollen die Beamten 
den Beklagten verhaften und mit Zuziehung zweier Schöffen 
über die Tat hören. Haben die Beamten Zweifel, ob ein 
Grund zur Verhaftung vorliegt, dann sollen sie über die 
ersten Untersuchungsergebnisse an die Regierungskanzlei 
nach Marburg berichten, die dann zu befinden hat, ob eine 
Verhaftung vorgenommen werden soll. Der Verhaftete wird 
nach Marburg gebracht und dort von dem peinlichen Richter 
und einem Schöffen nochmals verhört. Das Protokoll über 
dieses Verhör wird der Regierungskanzlei eingereicht und 
diese entscheidet, ob die peinliche Klage erhoben werden 
soll oder nicht. Wird die peinliche Klage beschlossen, so 
gibt der Oberschultheiß die Akten an die Anklagebehörde 
zur Fertigung der peinlichen Klage. Die Anklagebehörde zer- 
fällt — dies ist, wie aus der Ordnung hervorgeht, die Folge der 
großen Zahl der peinlichen Sachen, — in zwei selbständige 
Ämter. Die Anfertigung der Anklageschrift besorgt der Ad- 
vocatus fisci. Ist die Klage erhoben, so sitzt er im Gericht, 
und zwar in den Schranken und erteilt dem plaidierenden 
Beamten, sofern dies notwendig ist, seinen Rat. Dieser, 
der fiscalis, steht außerhalb der Schranken. Das Verfahren 


22 St.-A. D., Verordnung 1638, Spamer, a. a. O. (s. $ 1), sub 1639, 
Bopp bei Jagemann u. Nöllner, der auch einen Abdruck gibt. 
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vor Gericht ist, abgesehen vom endlichen Rechtstag, schrift- 
lich. Nachdem die Urteiler vorläufig das Urteil beraten 
haben, wird die Regierungskanzlei gehört, die vorbehält- 
lich fürstlicher Entschließung das Urteil bestätigt oder 
umstößt. 

Damit ist die durch die Philippina angebahnte Ent- 
wicklung für Oberhessen abgeschlossen. Drei landesherr- 
liche Instanzen erledigen den peinlichen Prozeß. Das pein- 
liche Gericht verhandelt und untersucht die Sache und gibt 
einen Urteilsvorschlag. Die Regierungskanzlei prüft die 
Rechtsfrage nach und gibt ebenfalls ein Gutachten. Der 
Landesherr selbst ist der peinliche Richter. Der Zusammen- 
hang mit der alten Schöffengerichtsverfassung ist nur noch 
rein äußerlich, die Urteiler des peinlichen Gerichts sind 
dem Schöffenstuhl in Marburg entnommen. 

Diese Regelung -erhielt sich in Oberhessen auch, nach- 
dem Marburg bei der endlichen Auseinandersetzung der 
hessischen Häuser an Hessen-Kassel verloren ging. 1652 
wurde das peinliche Gericht nach amtlichen Akten in Gießen 
bestellt.° Es war besetzt mit einem peinlichen Richter, 
gelehrten und ungelehrten Beisitzern. 

Noch um 1650 bestand also in der Obergrafschaft und 
im Oberfürstentum kein einheitlicher Rechtszustand. Dort 
bestanden die peinlichen Funktionen der Zente fort. Hier war 
die Strafgerichtsbarkeit auf ein peinliches Gericht in Gießen 
übergegangen. Der in Oberhessen bestehende Zustand sollte 
sich auf die ganze Landgrafschafl übertragen. Merkwürdiger- 
weise hat diese: letzte Änderung, die die Entwicklung zu- 
gunsten der landesherrlichen Macht abschloß, ihren Anlaß 
nicht in einer Entschließsung des Landesherrn, sondern in 
einer Bitte der Untertanen gehabt. 

Die peinliche Zentgerichtsbarkeit war von jeher für 
die Zentuntertanen eine schwere Last, denn die Kosten der- 
selben trug die Zent als Selbstverwaltungskörper, sie wurden 
auf die Zentuntertanen umgelegt. Die Kosten der peinlichen 
Gerichtstage bildeten daher von jeher eine Klage der Unter- 
tanen. Die erwähnten Ordnungen über die peinlichen Ge- 
richtskosten laufen alle darauf hinaus, den hohen Aufwand, 
den die Haltung des peinlichen Gerichts verursachte, nach 
Möglichkeit einzuschränken. Als die Untertanen. der Ober- 
grafschaft durch den dreißigjährigen Krieg finanziell sehr 
gelitten hatten, die Kriminalität wohl auch sehr gestiegen 


23 Akten Justiz-Minist., X. Abt., 8. Abschnitt: Gerichtliches Verfahren 
im allgemeinen. Die älteste Bestallungsurkunde eines peinlichen Richters 
ist aus 1666, cf. St.-A. D., IX, 2, 39. 
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war, wurde die Last unerträglich. Man bat den Land- 
grafen, er möge wie im Oberfürstentum für die Grafschaft 
Katzenellenbogen in Darmstadt ein einziges peinliches Ge- 
richt bestellen. Der Landgraf kam dieser Bitte nach, der 
Zeitpunkt der Bestellung des Gerichts steht aber nicht ganz 
sicher fest. Es werden die Jahre 1672 und 1688 genannt.** 
Anscheinend war die Durchführung der neuen Organisation 
nicht gleich möglich, denn noch aus dem Jahre 1677 liegt 
eine Ladung des Schulmeisters Johannes Nicolai vor das 
hohe Land- und Zentgericht zu Zwingenberg vor.? Die 
äußere Organisation des Gerichtes in Darmstadt und seine 
Funktionen glichen denjenigen des Gießener peinlichen 
Gerichts. 

Die Verschiedenheit der geschichtlichen Entw icklung 
beider Gerichte hinterließ aber noch bis in das 18. Jahr- 
hundert ihre Spuren. Das Gießener Gericht wurde, da es 
der Initiative des Landesherrn seine Entstehung verdankle, 
und die Ablösung der Halsgerichtsbarkeit des Oberfürsten- 
tums von den Zenten sich schon im Laufe des 16. Jahr- 
hunderts vollzogen hatte, aus dem landesfürstlichen Säckel 
unterhalten. Dagegen trugen in der Obergrafschaft die Zent- 
untertanen nach wie vor den wesentlichen Teil der Kosten 
der peinlichen Gerichtsbarkeit. Sie zahlten in die in Darm- 
stadt bestehende peinliche Gerichtskasse 1737 Gulden zur 
Unterhaltung des Gerichts.°® 

Obwohl durch diese Entwicklung die der Philippina 
zugrunde liegende Verfassung völlig umgestürzt war, er- 
folgte doch erst im 18. Jahrhundert eine neue Regelung des 
Verfahrens. Zuerst ergingen im Jahre 1702 und 1706 Vor- 
schriften über die Beschleunigung der peinlichen Prozesse.?? 
Dann gab Ernst Ludwig im Jahre 1716 dem peinlichen 
Richter zu Darmstadt Theophil Schmidt den Auftrag zur 
Anfertigung einer Ordnung des peinlichen Verfahrens. 
Schmidt hat zunächst im Jahre 1718 eine vorläufige Ordnung 
des Verfahrens ausgearbeitet, die am 22. April 1718 als 
Gesetz erlassen wurde; den Entwurf einer umfassenden 
Kodifikation des peinlichen Verfahrens und der peinlichen 
Gerichtsverfassung legte er dann im Jahre 1724 vor. Dieser 
letzte Entwurf ist am 13. September 1726 als Gesetz erlassen 
worden und bildete bis in.die neueste Zeit herein die Grund- 
lage für den peinlichen Prozeß. 

24 Daselbst. Siehe auch St.-A. D., Verordnungen 1672. 
25 St.-A: D., IX. Abt., 2. Abschn., Konv. 14, — ?6 Siehe Anm. 23. 
27 St.-A. D., Verordnungen 1702, 1706. 


28 Akten Justiz-Minis'., X. Abt., 8. Abschn., Gerichtliches Verfahren 
im allgemeinen. 
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Die peinliche Gerichtsordnung von 17262 kennt zwei 
peinliche Gerichte, eines zu Darmstadt und eines zu Gießen. 
Dieselben sind besetzt mit einem peinlichen Richter, drei 
gelehrten Assessoribus und zwei bürgerlichen Scabinis, sowie 
einem Aktuar. Die gelehrten Assessoren werden aus der 
Zahl der Defensoren ernannt, die bei dem Gericht in Tätig- 
keit sind, die bürgerlichen Schöffen aber aus der Mitte des 
Stadtrats bestellt. Das peinliche Gericht schlägt selbst die 
geeigneten Personen vor. 

Die Anklage wird durch die beiden schon in der Mar- 
burger Ordnung von 1639 so bestellten Anklagebehörden 
vertreten, den Advocatus fisci, der lediglich die Anklage- 
schrift fertigt und den fiscalis im Termin unterstützt, und 
den fiscalis oder Procurator fisci, der die Verhandlungen 
vor dem peinlichen Gericht vorzutragen hat. Der Anklage- 
behörde ist jetzt, damit der peinlich Beklagte nicht übereilt 
werde, stets ein Defensor gegenübergestellt. Ist der Ange- 
klagte mittellos, so wird ihm derselbe von Amts wegen bei- 
geordnet. Die Defensoren werden aus der Zahl der Re- 
gierungsadvokaten besonders bestellt. 

Das Gericht verhandelt einmal Sachen, ‚die ihrer Art 
und Eigenschaft nach an sich kriminell sind, das ist: daß 
auf das Verbrechen,. dessen einer beschuldigt wird, ent- 
weder nach denen gemeinen, oder Unserer Fürstlichen 
Landen besonderen Konstitutionen, eine Leib- oder 
Lebensstrafe gesetzt sei“. (Tit. II, $ 1.) Dazu bestimmt 
aber Tit. VII, 8$ 5, der ordentliche peinliche Prozeß solle 
nicht nur überhaupt in delictis atrocioribus statthaben, 
sondern auch wo sonsten in geringeren Verbrechen die 
Sache einer weiteren Ausführung bedürfe, und entweder 
a parte Fiskalis, oder pro defensione rei ordentlicher Be- 
weis geführt werden müsse, jedoch in diesem Falle mit 
der Restriktion, die sub Tit. IX, $ 3, zu sehen ist. Den 
Ausgangspunkt zum Verfahren bildet eine glaubhafte Anzeige 
oder der gemeine Ruf. Die Generalinquisition haben die 
Beamten. Sie verhaften den peinlich Beschuldigten, so- 
bald die Sache ein peinlich Ansehen gewinnt und be- 
richten über das Ergebnis der Generalinquisition an die 
Fürstliche Regierung. Diese prüft die Akten und erkennt 


»9 St.-A. D., Verordnungen 1726. Die Ordnung ist gedruckt und be- 
sprochen mit der Zivilprozeßordnung Ernst Ludwigs: Hessen-Darmstäd- 
tische Zivilprozeßordnung vom Jahre 1724 und Peinliche Gerichtsordnung 
vom Jahre 1726 mit Supplementen, Neue, die spätern Verordnungen, 
Ausschreiben und sonstigen Normative in bezug auf den Zivil- und 
Kriminalprozeß berücksichtigende, Auflage, Darmstadt bei C. W. Leske 
1830. 
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durch ein in des Landesherrn Namen zu erlassendes Re- 
skript an den peinlichen Richter den peinlichen Prozeß. 
Der Richter gibt dann die Akten an den Advocatus fisci 
ad formandum libellum. Nach Einreichung der Anklage- 
schrift wird ein Termin angesetzt, in dem nach Läutung 
des Malefizglöckleins bei offenen Türen das Gericht dem 
Herkommen gemäß gehegt und dem Fiskalis die Anklage 
verstattet wird, auf die der Beklagte zu antworten hat. 
Nachdem die Sache hinreichend verhandelt, der Beweis 
erhoben oder die Tortur vollzogen ist, verfaßt das pein- 
liche Gericht eine Relation und schickt sie mit den Akten 
an die Regierung ein. Hier wird die Sache entweder ad 
votandum in aedes verschickt oder einem geeigneten Rate 
ad referendum in pleno verschrieben. Nach der Abstim- 
mung wird secundum majora, jedoch unter Erwähnung der 
Gründe der dissentierenden Räte, ein Gutachten verfaßt und 
an den Landesherrn zur Entscheidung geschickt. „Wann 
dieses geschehen, sollen zuwvörderst auch noch die Ge- 
heimen Räte revisis et collatis votis anterioribus, sowohl 
des peinlichen Gerichts, als Unserer Fürstlichen Regie- 
rung, ihre eignen Sentiments erklären und darauf, wenn es 
wenigstens auf eine zu diktierende poenam relegationis 
ankommt, Uns zur gnädigsten Dezisivverordnung (nach 
welcher alsdann ‚die Urteile abzufassen und behörig 
exequieren zu lassen, Wir zugleich Unsern peinlichen 
Gerichten gnädigsten Spezialbefehl per Reskriptum er- 
teilen lassen wollen) übergeben.“ Eine Aktenversendnug 
findet nur statt, wenn sie der peinlich Beklagte er- 
bittet oder die in den collegiüs erstatteten Vota sehr 
diskrepant und nicht zu konziliüeren sind. Im ersten Falle 
erfolgt sie bereits durch den peinlichen Richter, dem der 
Chef der Regierung die auswärtige ohnexzipierte Fakultät 
oder den Schöppenstuhl benennt, an den die Versendung 
erfolgen soll. Ist die Versendung auf Bitte des Angeklagten 
erfolgt, dann soll von dem eingegangenen responso ohne 
besonders erhebliche Ursache nicht leicht abgegangen 
werden. Ist die Entscheidung ergangen, so wird sie vom 
peinlichen Aktuar aufgesetzt und von den Beisitzern des 
peinlichen Gerichts unterschrieben, sodann vor ordent- 
lich gehegtem peinlichen Halsgericht dem Armen öffent- 
lich nach Läutung des Malefizglöckleins verkündet. 

Neben dem ordentlichen peinlichen Prozeß kann in 
zwei Fällen ein privilegierter Prozeß erkannt werden 
in den Formen des stillen Prozesses und des iudicium 
honoratum. 
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Der stille Prozeß tritt auf Dispensation des Landes- 
herrn ein, wenn der Inquisit „eine honette Freundschaft 
hat oder er selbst vor sich merita hätte“, gegen Erlegung 
einer bestimmten Geldsumme. Bei dem stillen Prozeß 
fallen die Formen des peinlichen Verfahrens weg, es wird 
„elausis foribus et sine strepitu campanae“ verhandelt. 

Das Verfahren vor dem iudicium honoratum findet 
nach der Verordnung vom 26. Februar 17203° statt, wenn 
der Inquisit von Adel oder sonst eine honorierte Person 
ist (worunter vi Statutorum academicorum in specie auch 
die Studiosi und andere Honorati von den Universitäts- 
verwandten zu verstehen sind). Die Erkennung des iudi- 
cium honoratum durch den Landesherrn hängt von der 
Leistung einer Kaution ab. Das Gericht setzt sich aus un- 
parteiischen, adeligen und gelehrten Personen zusammen, 
wie dies bereits 1627 verglichen war. 

Die .peinlichen Gerichte bestanden mit dem akkusa- 
torischen Prozeß bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts. 
Im Jahre 1771 gab der Landgraf mit Reskript vom 8. April 
ihre Abschaffung zu erwägen. Die Kriminaljurisdiktion, 
soweit sie die peinlichen Gerichte besaßen, sollte den Ämtern 
„wie vorher‘ übertragen werden. Die Landeskollegien 
sprachen sich aber in ihrer Mehrzahl dagegen aus.’ Seit 
1795 beriet man über die Einführung des reinen inquisi- 
torischen Prozesses. Die Sache blieb wegen der Kriegs- 
läufte unerledigt liegen, aber der inquisitorische Prozeß, 
den die Doktrin längst vorbereitet hatte, wurde stillschwei- 
gend eingeführt.® Nachdem schon viel früher die bürger- 
lichen scabini weggefallen waren“, wurde 1810 .das pein- 
liche Gericht in Gießen durch Nichtwiederbesetzung auf- 
gelöst und angeordnet, daß der peinliche Richter als Einzel- 
richter die Untersuchung führen und ohne votum die Akten 
zur Entscheidung an das Hofgericht abgeben solle. Im 


30 St.-A. D., Verordnungen 1720 und die vorstehende Ausgabe der 
Prozeßordnungen von 1724 und 1726. 

31 Akten Justiz-Minist,, X. Abt., 8. Abschnitt, Gerichtliches Ver- 
fahren im allgemeinen. 

3? Akten Justiz-Minist,, X. Abt., 8. Abschnitt, Gerichtliches Ver- 
fahren im allgemeinen. 

3 Hierüber die in Anm‘. 1 Genannten, sowie Rühl, die Grundzüge 
des peinlichen Prozesses nach Inhalt der Carolina, sodann der Hessen- 
Darmstädtischen peinlichen Gerichtsordnung vom Jahre 1726 und des 
neueren Inquisitionsverfahrens im Großherzogtum Hessen, bei Bopp, Mit- 
teilungen aus den Materialien der Gesetzgebung und Rechtspflege des 
Großherzogtums Hessen. Bd. I, 1830, II, S. 49, 

34 Die in Anm. 29 genannte Ausgabe S. 334. 
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Jahre 1822, am 22. Juni, wurde dann das letzte peinliche 
Gericht in Darmstadt ebenfalls aufgehoben. 


8 6. 
Die geistlichen Sachen. 


Die Kirche hatte in dem vorreformatorischen Mittel- 
alter, besonders unter dem Einfluß der pseudoisidorischen 
Fälschungen eine ausgedehnte Gerichtsbarkeit erworben. 
Sie entschied nicht nur in den Sachen gegen geistliche 
Personen und wegen geistlicher Güter, sondern auch über 
all die Prozesse von Laien, in denen Fragen des sittlichen 
Lebens und des religiös verantwortlichen Gewissens den 
Ausschlag gaben.! Die Grenze dieser Gerichtsbarkeit war 
partikularrechtlich, je nach der Macht der Landesherren, 
sehr verschieden und in Hessen der Gegenstand heftigster 
Kontroversen.? 

Auf dem Reichstag zu Speier von 1526 erreichten nun 
die evangelischen Stände, daß sie sich in Sachen des 
Glaubens halten könnten, wie sie es vor Golt und gegen 
kaiserliche Majestät zu verantworten gedächten. Die Landes- 
herren evangelischer Richtung zogen darauf überall die 
geistliche Gerichtsbarkeit an sich. Dies tat auch Philipp 
der Großmütige und beendigte damit mit einem Male 
die Übergriffe der geistlichen Gewalt in seine Justizhoheit. 
Der von ihm eigenmächtig geschaffene Zustand wurde durch 
den Hitzkirchener Vertrag mit Mainz vom 11. Juni 1528 und 
durch einen weiteren Vertrag vom 1. August 1552 von dem 
seitherigen Gerichtsherrn der geistlichen Gerichte aner- 
kannt.> 

Philipps Absicht ging in echt reformatorischer Weise 
zunächst dahin, auch in der geistlichen Gerichtsbarkeit alles 
Menschenwerk und alle Menschensatzungen auszuscheiden. 
Dies ist der Grundgedanke der sich mit Justizsachen be- 
schäftigenden Teile der Reformatio ecclesiarum Hassiae, die 
der auf den Oktober 1526 einberufenen Synode zu Homberg 
vorlag, aber als Gesetz in Hessen niemals zur Geltung ge- 


35 Akten Justiz-Minist., X. Abt., 1. Abschnitt, Konv. 1, Referat 
vom 22. Juni 1822. 

1 Schröder, a. a. O., S. 596 u. 597; Schmid, Handbuch des ge- 
meinen deutschen Zivilprozesses, I, S. 57. 

2 Kopp, a. a. O., I, Abschnitt von den geistlichen Gerichten in 
Hessen. 

3 Kopp, a. a..0., $ 166. 
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langt ist.* Die Reformatio stellt als Rechtsquelle für geist- 
liche Sachen allein die Bibel auf. Sie verbietet die Ab- 
haltung von Kollegien über das Kanonische Recht an der 
Universität Marburg.®* Kein Gericht, sondern der ordentliche 
Priester einer jeden Gemeinde, der Episkopus, soll zur Ent- 
scheidung über geistliche Fälle berufen sein. Sofern er die 
Sache zu schwierig findet, soll er mit Unterstützung der 
Visitatoren oder sonstiger schrifterfahrener Gemeindemit- 
glieder das Recht finden.’ j 

Diese idealistisch - demokratischen Justizverfassungsge- 
danken waren von allen Teilen der Reformatio wohl am 
wenigsten geeignet, in der Praxis durchgeführt zu werden. 
Deshalb ist die Entscheidung über alle Eheprozesse und (lie 
Übertretungen der kirchlichen Polizeiordnungen alsbald den 
gelehrten Justizbehörden zugefallen. Seit dem Jahre 1529 
finden sich im Register des Hofgerichts Einträge, nach denen 
puncto matrimonii oder puncto divortii vor dem Hofgericht 
gestritten wird. Stichproben ergeben, daß als Matrimonial- 
sachen Klagen aus Verlöbnis auf Eingehung der Ehe, Klagen 
auf Feststellung der Gültigkeit von Ehen und ähnliche Strei- 
tigkeiten angesehen werden. Die Zahl der bezeugten Pro- 
zesse ist recht erheblich. Neben dem Hofgericht hat sich 
auch die Kanzlei mit Matrimonialsachen befaßt, die Ordnung 
von 1563 spricht davon, daß Dienstags und Donnerstags 
neben den gütlichen und Amtssachen Causae matrimoniales 
vorgenommen und erledigt werden sollen. Die Geschäfte 
liegen wie die übrigen Kanzleisachen einem der Assessoren 
des Hofgerichts ob, sie sind also nicht Hofgerichtssachen, 
da über solche das Plenum zu befinden hatte.® Vermutlich 
entschied schon unter Philipps Regierung die Kanzlei — 
vielleicht auch das Hofgericht — unter Zuziehung geist- 
licher Diener. Das entsprach der Natur der Sache und ist 
in Hessen nach Philipps des Großmütigen Tode überall als 
bestehender Brauch gesetzlich festgelegt worden. 

Vor allem bestimmt es die Reformationsordnung der 
vier hessischen Fürsten vom 1. August 1572. Dort erscheint 


4 Siehe Köhler, Wilh., Hessische Kirchenverfassung im Zeitalter 
der Reformation, Diss, Gießen 1894, S. 6, 14f.; Friedrich, Die Ent- 
stehung der Reformatio ecclesiarum Hassiae von 1526, insbes. S. 76 
und 77. - 

5 Kap. XVI, Friedrich, a. a. O., S. 97. 


6 Kap. XXIX, Friedrich, a. a. O., S. 120. 
? Siehe Anm. 5. — 8 Siehe $1. 
% Hess. L.-O., I, S. 357£. — Der Entwurf einer Landesordnung 


(St.-A. D., III. Abt., 1. Abschn., Konv. 3a) bestimmte in Kap. XVI: 
„Was sich an Ehesachen zuträgt, es geschehe gleich in unsrer oder des 
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ein aus dem Statthalter, geistlichen und weltlichen Räten 
bestehendes Kollegium zur Entscheidung der geistlichen 
Sachen berufen. Die Ordnung spricht von „den Ehe- 
richtern‘“‘, „den zu Ehesachen verordneten geistlichen und 
weltlichen Räten‘“‘. Die Aufgabe dieser Richter war nach 
Titel 9 vor allem die Entscheidung von Ehesachen in dem 
vorher abgegrenzten Umfang. Das Kollegium versah aber 
außerdem die gesamte geistliche Disziplin, es entschied über 
Übertretungen des Verbots heimlicher Verlöbnisse, über 
Sachen wegen außerehelichen Beischlafs, verfrühten Kind- 
betts, sowie wegen sonstiger Verstöße gegen die Kirchen- 
ordnung. Außerdem übten die geistlichen und weltlichen 
Räte im Namen ihres Herrn das diesem durch die Reformation 
zugefallene geistliche Dispensationsrecht aus oder berieten 
ihn in diesen Fällen, sofern er nicht selbst zu entscheiden 
gesonnen war. Dagegen versah die geistliche Kanzleidepu- 
tation keine Aufgaben der kirchlichen Verwaltung. 

Die erste Darmstädtische Kanzleiordnung vom 1. Januar 
1587 zeigt dasselbe Bild. Die geistlichen Sachen bearbeiten 
Oberamtmann und Räte nicht allein, da es sich um ein 
Konszienzwerk handelt, sondern gemeinschaftlich mit dem 


Adels Botmäßigkeit, deren soll keine an die Untergerichte gezogen, sondern 
allein an unsern Kanzleien, vor unsern dazu geordneten geistlichen und 
weltlichen Rüten gerechtfertigt und entschieden werden“, 

10 Die geistlichen Sachen der Obergrafschaft sind in der Zeit vor 
1567 wohl ebensowenig nach Marburg gekommen, wie die übrigen 
Justizsachen. Wie sich aber die vorhandenen Behörden geistlicher und 
weltlicher Art in die Kanzleiaufgaben teilten, ist vorläufig unaufgeklärt. 
Der Superintendent und das Definitorium haben, wenn man nicht ihre 
Disziplinarbefugnisse als Jurisdiktion bezeichnen will, in der Zeit nach 
1567 keine Jurisdiktion. Die aus den Jahren 1584—1592 durch Einträge 
in dem Rationarium Geravianum bezeugten Fälle, in denen das Defini- 
torium sich mit Ehebruch, Zauberei, einem Juden, so eine Christin 
beschlafen, abgibt, „Decision“ einer Ehesache trifft, so in secundo gradu 
consanguinitatis verwandt gewesen, betreffen Gegenstände, die vor anderen 
Behörden zu entscheiden waren (Ehebruch, Zauberei vor dem Hals- 
gericht; Dispensation durch den Landesherrn; Ehesachen vor der Kanzlei) 
und die dem Definitorium nur durch fürstliches Reskript zur Begutachtung 
aufgegeben waren. Siehe Diehl, Die althess. Definitorialordnungen 
und das Definitorium der Obergrafschaft in der Deutschen Zeitschrift für 
Kirchenrecht, Jahrgang 1900, S. 82ff.; derszlbe, Das neu aufgefundene 
Rationarium Synodi Geraviani in seiner grundlegenden Bedeutung für die 
kirchliche Rechtsgeschichte der Obergrafschaft, in den Quartalblättern des 
Historischen Vereins für das Großherzogtum Hessen N. F. Bd. 2 (1896 
bis 1900), S. 512f., hier 515. Das Rationarium enthält auch aus früherer 
Zeit nichts, was auf eine Jurisdiktionsbefugnis hinweist. Hier haben also 
auch vor 1567 vermutlich die weltlichen Behörden, der Oberamtmann, 
wohl mit Zuziehung geistlicher Personen, entschieden. Herr D. Dr. Diehl, 
der bekannte Forscher auf dem Gebiete der Kirchengeschichte der Obergraf- 
schaft, urteilte bei persönlicher Besprechung in derselben Weise. 

19* 
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Superintendenten und dem Kaplan. Auch hier entscheiden 
die landesherrlichen Diener vor allem über Ehesachen. Es 
wird ihnen vorgeschrieben, daß sie darin der bereits er- 
wähnten Reformation nachgehen sollen. Neben der Ent- 
scheidung der Ehesachen haben sie die geistlichen Diszi- 
plinarsachen, Leichtfertigkeiten, Unzuchtsfälle schwerer Art, 
fleischliche Vermischung und Hurerei, schließlich die Dispen- 
sationsentscheidungen sowohl in den verbotenen gradus 
affinitatis als consanguinitatis. Die zweifelhaften Fälle und 
Dispensationssachen waren der endlichen Entscheidung des 
Landgrafen vorbehalten. Außer diesen Sachen hatte auch 
die Darmstädter Kanzlei keine kirchlichen Verwaltungs- 
geschäfte. 

Als im Jahr 1605 in Gießen eine Kanzlei gegründet 
wurde, richtete man auch für sie eine ähnliche Kanzleidepu- 
tation ein. Über die geistlichen Sachen entscheidet die 
Kanzlei unter Zuziehung des Superintendenten des Orts und 
eines oder mehrerer Mitglieder der theologischen Fakultät. 
Für dieses Kollegium findet sich zum erstenmal die Bezeich- 
nung als Konsistorium, während für die Darmstädtische 
Kanzleideputation in der gleichen Zeit die Bezeichnung nicht 
nachweisbar ist. Diehl hat nachgewiesen!!, daß man in der 
Übernahme dieser Bezeichnung dem Vorbilde von Hessen- 
Kassel gefolgt ist. Die Gießener Kanzleiordnung von 1614 
ermöglicht uns nun den Nachweis, daß diese Nachahmung 
des Kasseler Vorbildes nicht allein den Namen betrifft, 
sondern daß auch der Geschäftskreis der Gießener Behörde 
ein anderer war als der der gleichen Behörde in der Ober- 
grafschaft. Das Gießener Konsistorium entscheidet wie das 
Marburger Konsistorium nach der Ordnung von 1610 nicht 
nur über Ehe- und Fornikationssachen, sondern auch über 
Sachen der kirchlichen und Schulverwaltung. „Am Freitag 
Nachmittag“, heißt es, „sollen außer den Ehesachen ge- 
richtlich und außergerichtlich Kirchen- und Schulsachen 
verhandelt werden. Hierbei sollen die Räte den Super- 
intendenten zuziehen, und so sie es für gut ansehen, die 
Professoren der Theologie an der Universität.“ 

Welcher Art die Kirchen- und Schulsachen der Kanzlei- 
ordnung von 1614 waren, läßt sich aus dieser selbst nicht 
feststellen. Dies wird uns aber möglich durch eine Ver- 

1! Diehl, Zur Entwicklungsgeschichte der Konsistorien in Hessen- 
Darmstadt im 17. Jahrhundert in der Deutschen Zeitschrift für Kirchen- 
recht, 1902, Bd. XII, S. 7. 

12 In Ehesachen soll der Kirchenordnung nachgegangen und sum- 
marisch verfahren werden. Über Dispensationsfälle entscheidet der 
Landesherr auf Bericht. i 
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gleichung des Kirchenverfassungszustandes von Oberhessen 
mit dem der Obergrafschaft. 

In der Obergrafschaft wurden Sachen der kirchlichen 
und Schulverwaltung durch die Superintendenten und über 
ihnen durch eine als Definitorium bezeichnete Behörde er- 
ledigt, die sich aus einem Superintendenten und etwa sieben 
Landpfarrern zusammensetzte.13 Es war also hier kein Raum 
für eine Tätigkeit der Kanzlei in den genannten Verwaltungs- 
angelegenheiten. Als man später in dem Öberfürstentum 
Hessen ebenfalls Definitorien einrichtete, für Gießen durch 
die Ordnung vom 29. Juli 1617, für Marburg durch die Ord- 
nung vom 30. März 1624, übertrug man diesen Definitorien 
lediglich die Aufgabe der Prüfung der geistlichen und kirch- 
lichen Diener, Sachen der kirchlichen und Schulverwaltung 
wurden ihnen nicht übertragen. Dies zeigt uns, daß die Ge- 
schäfte, die das Darmstädter Definitorium außer dem 
Prüfungsgeschäft versah, in Oberhessen vor der geist- 
lichen Kanzleideputation ihre Erledigung gefunden haben. 
Es sind dies vor allem die schwereren Disziplinarfälle der 
Geistlichen und Schuldiener und daneben die Sachen der 
Verwaltung des kirchlichen und Schulvermögens. 

Unsere Annahme bestätigt die Ordnung vom 30. De- 
zember 1638", die dem „geistlichen Konsistorium“, der 
Kanzleideputation in Darmstadt, die Behandlung der 
schwereren Disziplinarfälle übertrug. Der eigentliche Anlaß 
hierzu lag in einem Streit zwischen den Superintendenten 
und Beamten über die Zuständigkeit für reine Zivilhändel 
der Pfarrer. Der Streit wird dahin entschieden, daß eine 
causa civilis der Pfarrer vor die Kanzlei gehöre. Den 
Pfarrern wird also in Erwägung der Unzuträglichkeiten, die 
der Gerichtsstand vor dem Amt für die Angehörigen des 
geistlichen Standes mit sich brachte, die Schriftsässigkeit 
konzediert. Die Superintendenten aber werden darauf hin- 
gewiesen, daß ihnen selbst keinerlei Jurisdiktion zustehe. 
Damit ist eigentlich die Aufgabe der Verordnung erschöpft. 
Alle weiteren Vorschriften sind nur deswegen in die Ord- 
nung gekommen, weil eine Behörde aus dem Oberfürstentum, 
die Marburger Kanzlei, die Verordnung entworfen hat. In- 
dem die Verfasser die Superintendenten, die sich eine Ge- 
richtsbarkeit anmaßen, in die Schranken ihres Amtes zurück- 
weisen, schildern sie auch die übrige Zuständigkeit der 

13 Diehl in den oben angeführten Schriften, bes. über die Kon- 
sistorien, a. a. O., S. 3 und 17. 


14 Diehl, Definitorialordnungen, a. a. O., S. 55. € 
15 Diehl, Konsistorien, a. a. O., S. 20 (Abdruck der Ordnung). 
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Superintendenten und ihrer vorgesetzten Behörde, wie sie 
im Oberfürstentum längst bestand. Daher verweist die Ord- 
nung in ihrem letzten Absatz die Superintendenten in den 
Sachen, die der geistlichen Lehre, Leben, Handel und Wandel, 
die Kirchengüter, deren Zins, Renten und Intraden belangen, 
auf den ihnen bereits gewiesenen Weg. 

„Es wollten dann solche Sachen mit unterlaufen, 
welche den Superintendenten allein zu dezidieren entweder 
zu schwer oder bedenklich, oder doch sonst also getan 
wären, daß selbige ihrer Art und Bewandtnis nach 
vor Unser geistliches Konsistorium gehörig und daselbst 
auszumachen nötig. Solchenfalls sollen unsere Superinten- 
denten mit Unsern Konsistorialräten fleißig kommuni- 
zieren, auch nachgestaltsam die Sachen gar an dasselbige 
gelangen und wie ebenmäßig Herkommen am geist- 
lichen Konsistorium ausüben lassen.“ 

Die Marburger Kanzlei will also mit diesen Vorschriften 
nichts Neues bringen, sondern sie setzt sowohl die Zu- 
ständigkeit des Konsistoriums wie die der Superintendenten 
in den erwähnten Kirchen- und Schulverwaltungssachen als 
bestehend voraus. 

Wir kommen daher zu der Annahme, daß die geistliche 
Kanzleideputation in Oberhessen außer den Ehe- und Forni- 
kationssachen auch die erwähnten Kirchen- und Schuldiszi- 
plinar- und Vermögensangelegenheiten beraten hat. In der 
Öbergrafschaft war dies erst seit 1638 der Fall. Dies geht 
auch daraus hervor, daß die Regierungsordnung Ludwigs V. 
die Kanzleiordnung von 1587 noch wörtlich übernommen . 
hatte.1s 

Die Darmstädter Kanzleideputation erfuhr im Jahre 1634 
eine Erweiterung gegen früher. Anstelle zweier Beisitzer aus 
der Geistlichkeit werden jetzt drei geordnet. Der Name 
Konsistorium ist aber trotz der Ordnung von 1638 unge- 
bräuchlich geblieben. Die Verordnung vom 18. März 1650 
weist die Beamten und Geistlichen noch an, über die Frevel, 
die in die Kirchenordnung einlaufen, an die Regierungs- 
kanzlei zu berichten. Dasselbe gesehscht.ı in einem Reskript 
an die Beamten der Obergrafschaft vom 5. Juli 1658. Erst 
die Verordnung vom 15. Oktober 1668, die sogenannte Amts- 
INCHABROMY entsordnung®®, gibt den beiden Kanzleidepu- 


16 Dies zu Diehl, Konsistorien, a. a. O., S. 17. 

17 Diehl, Konsistorien, a. a. O., S. 24f. 

13 St.-A. D., Verordnungen 1650, 1658. 

19 St.-A. D,; Verordnungen 1668; Köhler, Kirchenrecht der ev. Kirche 
des Großherzogtums Hessen, Darmstadt, 1884, S. 26 u. 27, 
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tationen in Gießen und Darmstadt die offizielle Bezeichnung 

und damit gleichzeitig auch den wesentlichen Teil der Auf- 

gaben des späteren Konsistoriums. 

Nach der Amtskirchenkonventsordnung erledigen die 
Konsistorien nämlich: | 

1. Die Bestellung von Pfarrern nach Maßgabe der Defini- 
torialordnungen ; 

2. alle Ehesachen, darin wider die Ehe sowohl in sponsa- 
libus als in matrimonio selbst gehandelt und in 
summa alles dasjenige, wozu in dergleichen Sachen 
rechtlicher Prozeß erfordert wird; 

3. Hurerei und deren Bestrafung, auch Ehebruch, so- 
weit außer dem peinlichen Prozeß und weltlicher Be- 
strafung in consistorio davon gehandelt wird; 

4. alle Kirchenbußen und hohe Bestrafungen in geist- 
lichen Fällen, soweit zum peinlichen Prozeß nicht ge- 
schritten wird; 

. die geistlichen Dispensationen, auf landesfürstlichen 
Befehl; 

. die Bestrafung der Pfarrer und Schuldiener in gröbe- 
ren Verbrechen; 

7. die Behandlung halsstarriger Sünder, bei denen die 
Pfarrer und Amts-Kirchenkonvente nichts erreicht 
haben; 

8. Antragstellung wegen Verwendung der eingehenden 
Bußen; 

9. Kirchen-, Pfarr- und Schulbausachen ; 

10. Versorgung unsinniger, schwermütiger und blöder 
. Leute; 
11. Versorgung der Witwen und Waisen, besonders der 
Geistlichen ; 
12. alle streitigen geistlichen Sachen, welche zum Prozeß 
kommen. 

Die Amtskirchenkonventsordnung enthält neben einer 
Ausdehnung der Befugnisse im Gebiet der Kirchen- und Schul- 
verwaltung auch eine erhebliche Erweiterung der gericht- 
lichen Kompetenzen der Konsistorien. Während nach der 
besprochenen Ordnung von 1638 in allen causis mere civili- 
bus die Regierungskanzlei als die erste ordentliche Instanz 
für Klagen gegen geistliche Personen (Pfarrer und Schul- 
lehrer, soweit sie akademische Bildung haben und nicht 
bloße Bauern sind) anerkannt ist und dieser Grundsatz durch 
die Verordnung vom 23.:Februar 1657, die wörtlich in der 
vom 15. Mai 1682 abgedruckt ist?°, aufrechterhalten wird, 


20 St,.-A, D., Verordnungen 1638, 1657, 1682. 
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verfügt die Ordnung von 1668, daß Prozesse geistlicher Per- 
sonen wegen der einem Untertanen zugefügten Injurien oder 
sonst Schimpf und Schadens halber bei dem Amtskirchen- 
konvent gütlich und vor dem Konsistorium streitig ver- 
handelt und entschieden werden sollten, daß auch alle Klagen 
eines Untertanen gegen einen Pfarrer bei dem Konsistorium 
auszumachen seien. In Zivilhändeln wird also das Konsi- 
storium Aktiv- und Passivinstanz für Geistliche, bei gröberen 
Verbrechen nach vorgenannter Ziffer 6 die Instanz der Pfarrer 
und Schuldiener in Strafsachen. 

Diese Zuständigkeit wurde, wie wir später sehen werden, 
lebhaft umstritten. 

In dem Direktorium vom 28. Mai 1710°: ist sie ausdrück- 
lich aufrechterhalten. Dort sind in das Konsistorium ver- 
wiesen: „Alle und jede Zivil- und Kriminalsachen, wo die 
Pfarrer und Schuldiener als Beklagte oder denuntiati per- 
sonaliter belanget werden‘‘. Wir finden also in verhältnis- 
mäßig später Zeit in Hessen noch eine Ausdehnung des Um- 
fangs der geistlichen Sachen.?? 

Die äußere Gestaltung der Konsistorien blieb die einer 
Kanzleideputation, das heißt, seit Bestehen des Geheimen 
Rats, einer Deputation der Regierungskanzlei. Dies gilt 
auch für die Zeit nach 1668. Für 1727 etwa wird uns die Be- 
setzung der Konsistorien bezeugt, „hiebei stehet einer von 
Adel, so ohnedem bei der Regierung ist, als Direktor Kon- 
sistorü, ein adeliger Regierungsrat als Konsistorialrat, 
zwei gelehrte Regierungsräte als Konsistorialräte, der 
Superintendent und der Oberhofprediger, und müssen die 
Expeditiones von denen Regierungssecretarüs und Kan- 
zellisten besorgt werden‘. 

Wie lange das Konsistorium, ergänzt durch zwei oder 
drei Geistliche, reine Regierungsdeputation blieb, dies aufzu- 
klären ist Sache der Forschung auf dem Gebiete des Per- 


21 St.-A. D., Verordnungen 1710. 

22 Entsprechend dem vor der Reformation bestehenden Verfas- 
sungszustand. 

®> Im Großh. Haus- und Staatsarchiv zu Darmstadt befindet sich 
ein mit buntem Papier überzogener Pappband, der eine Schilderung der 
Behördenorganisation zur Zeit Ernst Ludwigs enthält. Er ist über- 
schrieben: „Unter der Regierung derer Durchlauchtigen Landgrafen zu 
Hessen-Darmstadt in specie des Durchl. Ernst Ludwig sind nachfolgende 
Oollegia und Deputationen geordnet“. Die Arbeit giht eine Aufzählung der 
einzelnen Kollegien unter Angabe der Stellen und des Wirkungskreises der- 
selben an Hand der geltenden Verordnungen und des Kanzleibrauchs. 
Sie ist in das Jahr 1726 oder 1727 zu setzen, da im Text erwähnt wird, 
daß die peinliche Gerichtsordnung vom 13. September 1726 soeben er- 
lassen ist, 
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sonaletats. Vermutlich hat sich auch die äußere Verfassung 
bis zur Neuorganisation der Konsistorien nicht geändert. — 


87. 
Obere Instanzen. 


Das römische Recht brachte der deutschen Gerichts- 
verfassung das Instanzenwesen. Als Zeilpunkt seiner Ein- 
führung können wir die Errichtung des Reichskammerge- 
richts im Jahre 1495 ansehen. Damit war nicht nur ein 
Gericht über allen landesherrlichen Gerichten zur Annahme 
von Appellationen geordnet, sondern auch die Rezeption 
römischer Prozeßformen, des Instituts der Appellation, ent- 
schieden. Beides fand in den Territorien Nachahmung. Die 
gelehrten Gerichte, die nach 1495 überall an deutschen Höfen 
errichtet wurden, wurden Appellationsgerichte über den terri- 
torialen Untergerichten. Damit entstanden drei Instanzen 
für alle Sachen, die vor Untergerichten in erster Instanz 
entschieden waren. Die Doktrin folgerte hieraus sehr bald 
einen allgemeinen Grundsatz. Auch für die Sachen der pri- 
vilegierten Stände, die vor Hofgericht oder Kanzlei standen, 
forderte sie volle Instanzen, und die Landesherrn leisteten 
dieser Forderung um so lieber Folge, als sie durch eine weitere 
Oberinstanz dem Reichskammergericht wirksam Konkurrenz 
machen konnten. In allen größeren deutschen Staaten ergab 
sich auf diesem Wege ein Instanzenüberfluß, den man bald 
mit Beschränkungen entgegenirat. Das Recht der drei In- 
stanzen wurde dann so ausgelegt, als ob kein Unlertan in 
einer Rechtssache mehr wie drei Gerichte solle anrufen 
können. Außerdem erwirkten die Staaten, die ein geordnetes 
Instanzenwesen hatten, nach und nach Appellationsprivi- 
legien. Dem Wesen nach waren diese Privilegien Aus- 
dehnungen der Justizhoheit der Territorialherren, die in 
deren dynastischem Interesse der Reichsgewalt abgerungen 
waren. Nach ihrer Begründung aber stellten auch sie sich 
als Instanzbeschränkungen im Interesse der rechtssuchenden 
Untertanen dar.! 

In dieser Art hat sich auch in Hessen das Instanzen- 
wesen entwickelt. Wir haben gesehen, daß der Rechts- 


1 Schröder, a. a. O., S. 811, $ 74. Über das Recht der drei 
Instanzen vgl. Gönner, Handbuch des deutschen gemeinen Prozesses, III, 
Erlangen 1804, S. 1, Abh. LV; Linde, Handbuch des deutschen gem. 
bürgerlichen Prozesses, IV, Gießen 1831, und die in diesen zitierten 
Schriftsteller. 
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zug von den Untergerichten seit Errichtung des Hofgerichts 
und seit der Ausstattung der landesherrlichen Kanzleien 
mit ordentlicher Gerichtsbarkeit an diese Gerichte ging. Zu 
untersuchen bleibt uns noch die Entwicklung der über Hof- 
gericht und Kanzlei geordneten Gerichte. 

I. Als Wilhelm der Mittlere sein Hofgericht im Jahre 
1500 errichtete, dachte er nicht daran, über diesem Hofgericht 
eine Instanz zu schaffen. Eine solche hatte auch über den 
hessischen Kanzleien nicht bestanden. Denn da sprach ja 
der Herr selbst Recht.° Erst Philipp der Großmütige hat 
die Bestimmung getroffen, daß von den Urteilen seines Hof- 
gerichts an seine Person appelliert werden könne. In seiner 
Hofgerichtsordnung® bestimmte er: „Man mag, ob man will 
von End. vrteyln vnsers Hoffgerichts für unser Fürstlich 
person appelliren, vnd dann solche Appellation, durch 
supplication an vns tragen, Dieselben sachen wöllen wir 
alsdann selbst, oder durch unser treffliche Räthe des Hoffs, 
wiederumb hören, besichtigen und endlich darinn ergehen 
lassen, was recht ist‘. Diese Vorschrift hat den klaren 
Zweck, den Rechtszug an das Reich zu beschränken. Das 
ergibt sich aus dem gleich folgenden Verbot, nach zwei- 
maliger Appellation im Land auch noch an die Reichsge- 
richte zu appellieren.* Daß die Vorschrift neu war, beweist 
das Reskript vom Sonntag nach Lucia 15245 Der Landes- 
herr klärt hier verschiedene Zweifel, die bei Auslegung 
seiner neuen Hofgerichtsordnung entstanden sind, auf: 
„Auf den dritten Artikel, darin Ihr anzeigt, daß Ihr nicht 
wissen sollt, dieweil Unsrer Ordnung einverleibt sei, 
daß man von Euch (ob man wolle) an Uns appel- 
lieren möge, dieweil die procuratores vornämlich alter- 
native an Uns und das Kammergericht appellieren, ob man 


2 Kopp, a. a. O., I, $8$ 217, 218. 

3 Hess. L.-O., Bd. I,'S. 45, Art. 17 am Ende. 

% „Und welcher unser vnterthanen, er sei wes stands er wöll, also 
zweymal appelliert hat, der sol zum dritten mal nach vermuge ge- 
meyner Recht zu appelliren nit zugelassen werden. In gleichnus soll es 
auch gehalten werden im fellen, da eyn vrteyl zum‘ teyll verworffen oder 
approbirt würde, in welchen zwey gleichformige vrteyl gnugsam sein 
sollen, weiter Appellation und verzüglich ausflucht abzuschneiden.“ — 
In seiner späteren Regierungszeit hat Philipp solchen Eingriff in die 
offenbare Reichsverfassung nicht mehr gewagt. Er hat in dem Edikt 
Breidenstein, den 2. Juli 1562, die Vorschrift gegeben, daß Appellationen 
von den Untergerichten an die Kanzlei in Kassel nur Annahme finden 
sollten, wenn die Parteien auf ein Rechtsmittel an die Reichsgerichte 
Verzicht geleistet hätten. (Siehe Ledderhose, a. a. O., S. 85, IV; M. 
OÖ. St.-S. 986, Akten des Hofgerichts und dessen Konkurrenz betreffend.) 

5 Siehe oben $ 1. 
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auch alternative an das kaiserliche Kammergericht und 
Uns appellieren möge, auch darin mit Gebung der 
Aposteln zu halten, so wollen Wir, dieweil die Kammer- 
gerichtsordnung in sich hat und klar vermag, daß keine 
Sache unter 50 Gulden Werts am Kammergericht ange- 
nommen noch weniger verhandelt werden soll, daß Ihr 
dieses Wertes keine Sache an das Kammergericht, son- 
dern allein an Uns lassen soll. Wo aber wichtige 
Sachen, die solche summa überragen, vorfielen, so sollt 
Ihr an beiden Orten, das ist an Uns und das kaiserliche 
Kammergericht alternative deferieren und an welchem 
Ort der Appellant will, die zulassen und von welchem 
Gericht beider Orte Euch Inhibition zukommt, derselben 
Gehorsam leisten‘. Das Hofgericht war also im Zweifel, 
ob die neue, der Hofgerichtsordnung einverleibte Bestim- 
müng den Sinn habe, daß man nur in den Fällen, da die 
Appellation an das Kammergericht nicht zulässig war, an 
den Fürsten appellieren solle, oder ob diese Appellation auch 
wahlweise neben der Appellation an’ das Kammergericht 
(in Sachen über 50 fl. Wert) zulässig sein solle. Die Frage 
war im Jahre 1552 bei der Wiederbestellung des Hofge- 
richts Gegenstand neuer Zweifel. Die landesherrliche Kanz- 
lei und das Hofgericht waren überlastet. Man konnte aus 
Geldmangel das nötige Dienerpersonal nicht bestellen. Des- 
halb wird erwogen, ob man nicht da, wo der Rechtszug 
an das Kammergericht gegeben war, die Appellation an den 
Fürsten abstellen solle. „Ob die Appellationen, bei denen 
50 Gulden verbürgt sind, allein an das Kammergericht ge- 
schehen oder bei dem fürstlichen Hof gelassen werden 
sollen‘, wird der Entscheidung Philipps nach seiner Rück- 
kehr überlassen.®* Der Regent wollte gegen den Willen 
seines Vaters hier nichts beschließen, was den hohen landes- 
fürstlichen iura Eintrag tun konnte. 

Die Regel blieb unter Philipps Regierung, wie im 
Jahre 1524 getroffen, bestehen. An den Fürsten appellierte 
man ohne Beschränkung auf eine Appellationssumme, an 
das Kammergericht in Sachen über 50 Gulden. So bezeugen 
es die Gebrüder zu Hessen in ihrer geplanten Landesordnung 
als Brauch zu ihres Vaters Zeit.? 

Die Söhne Philipps ließen es zunächst bei der Regelung, 
die vor Philipps Tode gegolten hatte. Die Appellation sollte 
nach dem Grünberger Vertrag vom 8. Juni 1567 entweder 

6 Wiedererneuerung des Hofgerichts 1552, St.-A. D., I, Hessen- 
Kassel, Konv. 34, Pergamentband. 

7 St.-A. D., III, I, 3a 
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an das Kammergericht oder an ihre, der vier Fürsten, Person 
gehen® Wie diese Appellation an die Fürsten zu regeln 
sei, blieb weiterer Vereinbarung vorbehalten. Man einigte 
sich dann im Kasseler Vertrag vom 29. August 1567 auf 
die Bestellung eines gemeinsamen Oberappellations- oder 
Revisionsgerichts in Kassel.®° Landgraf Wilhelm verpflichtete 
sich, regelmäßig zwei seiner Räte in Kassel zur Annahme 
von Revisionen und zur Erledigung der rein prozessualen 
Entscheidungen niederzusetzen.!® Die Endurteile sollten 
in einem erweiterten Senat gefällt und verkündet werden, 
der aus Deputierten der Fürsten bestehen und dreimal im 
Jahre zusammentreten sollte. Nach Errichtung dieses Samt- 
revisionsgerichts erlangten die hessischen Fürsten das 
erste Appellationsprivileg von 1573 für die Summe von 600 
rheinischen Goldgulden.!! 

Das Revisionsgericht erwies sich als das am wenigsten 
lebensfähige Glied der hessischen Gerichtsverfassung. Es 
blieb, wie wir sehen werden, ganz auf die Zuständigkeit 
einer Instanz über dem Hofgericht beschränkt. Schon da- 
durch war sein Einfluß in weiten Gebieten Hessens nahe- 
zu ausgeschlossen, so in Hessen-Darmstadt. Das Gericht 
ist aber auch durch die Ungunst der Verhältnisse besonders 
mitgenommen worden. Mangels eigener ständiger Beamten 
war es ganz von dem guten Willen oder dem guten Einver- 
nehmen der Herren abhängig. 

Schon die ersten Sitzungen des Revisionsgerichtes sind 
nach vorhandenen Berichten nicht regelmäßig gewesen.!? 
Teils aus Geldmangel, — die Deputation der Räte nach 
Kassel war recht kostspielig — teils wegen persönlicher 
Verhinderung kamen die Deputierten nicht in Kassel an. 
So wird z. B. der Darmstädter Deputierte, der Amtmann 
von Rüsselsheim Bernhard von Brebisdorf, wiederholt durch 
Krankheit und Dienstgeschäfte verhindert, nach Kassel zu 
reisen. Deshalb klagen bereits in den ersten Jahren in 
einem Schreiben vom 1. Oktober 1572 die Revisionsräte, 
die Sache könne so nicht weitergehen. Es trüge sich zu, 
daß entweder etliche von denen sowohl durch die Land- 
grafen einesteils als auch durch die Universität ver- 
ordneten Räten gänzlich verblieben oder daß andere an 


8 Ledderhose, a. a. O., Beil. I am Ende. 

9 Ledderhose, a. a. O., Beil. II. 

10 Hess. L.-O., Bd. I, S. 447, 8 24. 

!1 Estor, Elementa, a. a. O., S. 240; St.-A. D., Verordnungen 1573. 

12 St.-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 26ff., betr. Samtrevisions- 
gericht. 
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Stelle deren kämen, die zuvor bei der Verlesung der 
Akten, Erwägung und Verfassung der Urteile gewesen 
seien, so daß man verhindert werde, definitiv zu sen- 
tentiieren. 

Dieser Mangel wurde durch Vereinbarung der Fürsten 
abgestellt, aber dem Revisionsgericht war dadurch nicht 
zu helfen. Ludwig von Marburg starb, es entbrannte über 
seinem Erbe der schon berührte Streit zwischen Kassel 
und Darmstadt. Eine der ersten unmittelbaren Folgen des- 
selben war die Einstellung des Revisionsgerichts. Da es 
keine eigenen Beisitzer hatte, hörte es einfach auf zu exi- 
stieren. 

Man verglich sich darauf zu Kirchhain am 3. März 1608 
über die erneute Bestellung.” Ludwig V. sollte künftig drei, 
Landgraf Moritz die übrigen sechs Beisitzer bestellen. Die 
erste neue Sitzung sollte am Montag nach Trinitatis 1608 
stattfinden. Landgraf Ludwig bestellte zu seinen Räten 
den Amtmann von Rüsselsheim Bernhard von Brebisdorf, 
den Rat Mylius und den Professor der Rechte Johannes 
Ritzelius. Diese langten auch ihrer Instruktion gemäß am 
Samstag vor Trinitatis glücklich in Marburg an und stiegen 
in ihrem Gasthof ab. Darauf vermeldeten sie den Kasse- 
lischen gleich ihre Ankunft und ließen fragen, wann ihre 
Vorstellung den Herren genehm sei. Man bestimmt von jener 
Seite die Stunde. Der Besuch wird abgestattet, ein eben- 
solcher Gegenbesuch empfangen und dabei nach Vorlage 
der Beglaubigungen vereinbart, man wolle am Montag um 
12 Uhr in der Revisionsstube auf der Kanzlei erscheinen, 
um das Gericht wieder zu hegen und zu halten. Dies ge- 
schieht. Da entsteht der Streit. Jede Partei behauptet, 
ihr stünde der Vorsitz zu. Nach lebhafter Debatte hier- 
über trennt man sich und verabredet weitere Handlung. 
Bis zu deren Beginn reichen die Kasselischen ein Bedenken 
ein, in dem angeführt wird, die Darmstädter seien nicht 
richtig vertreten. Es sei Vorschrift, daß drei Räte in das 
Revisorium abgeordnet würden. Der Gießener Professor sei 
aber kein Rat, könne also nicht zu Gericht sitzen. Darauf 
lebhafte Entrüstung der Darmstädter. Man streitet, keine 
Partei gibt nach, so daß sich die Darmstädter nach einigen 
Tagen vergeblichen Haders voll Groll wieder in ihre Heimat 
zurückziehen, ebenso würdig und umständlich, wie sie ge- 
kommen. 

Wir gaben diese Szene!? wieder, weil sie uns ein Bild 
entwirft von den Umständen, die eine ordentliche Revisions- 
gerichtssitzung mit sich brachte. Sie waren ein weiterer 
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Grund dafür, daß das Revisionsgericht keine Bedeutung 
erlangte. Es hatte nicht allein Schwierigkeiten äußerer Art. 
Es konnte auch nicht recht bei ihm gearbeitet werden, denn 
das Zeremoniell und der Rangstreit, der sich immer wieder- 
holte, verschlangen von der kostbaren Zeit soviel, daß zum 
Urteilen keine übrig blieb. 

Der Kirchhainer Vergleich kam also nach dieser Ver- 
handlung nicht zur Ausführung. 1611 werden neue Ver- 
handlungen angebahnt. 1614 findet sich der Bericht, es sei 
lange Zeit keine Sitzung gehalten worden. So hat es fast 
den Anschein, als ob in der Zeit von Ludwigs von Marburg 
Tod bis zum Jahre 1627 keine ordentliche Sitzung gehalten 
worden sei. Dem entspricht auch das, was uns von dem 
Zustand der Akten aus dieser Zeit berichtet ist. Es fanden 
sich nach vorliegenden Verzeichnissen im Jahre 1628 Akten 
vom Jahre 1568, in denen seit dieser Zeit nichts geschehen 
war, die Parteien tot oder verschollen waren und die Person 
der Prokuratoren in Vergessenheit geraten war. Es wird 
auch später noch wiederholt erzählt, daß die Akten 40, 50 
und 60 Jahre gelegen hätten.!? 

Das Jahr 1627 brachte auch über das Revisionsgericht 
einen Vergleich. Dieser bedeutet bereits ein Bekenntnis 
der Lebensunfähigkeit des Instituts. Die äußere Verfassung 
blieb wie früher, drei Sitzungen in pleno im Jahre, neun 
Assessores, darunter zwei ordentliche, die aber im Unter- 
schied zu früher jetzt von beiden Häusern gemeinsam be- 
stellt werden. Das Verfahren ist jetzt darauf berechnet, 
daß das Gericht die Revisionen nicht alle selbst erledigen 
kann. Es wird zugelassen, daß die Sachen, die bei einer 
ordentlichen Sitzung nicht erledigt werden, auf die nächste 
Sitzung verschoben werden. „Da aber die Parteien oder 
auch ein Teil solang nicht warten wollen, sondern be- 
gehren, daß die Akten auf ihre Kosten an unparteüsche 
Juristenfakultäten oder Schöffenstühle geschickt werden, 
so soll ihnen damit gratifiziert, etwa nach Wichtigkeit 
der Sache die Versendung der Akten an zwei Orte verfügt 
und die eingeholten Urteile, sobald sie ankommen, von den 
ordentlichen Visitatoren publiziert werden.‘ Hier wurde 
auch zur Entlastung des Gerichts zuerst die Appellations- 
summe von 100 Goldgulden eingeführt. 

Entsprechend dieser Vereinbarung, die des Kaisers 
Billigung erlangte, wurde am Montag nach Reminiscere 1628 
das Revisionsgericht wieder ordentlich gehalten. Prozesse 


15 St.-A. D., Verordnungen 1627, und I, Hessen-Kassel, Konv. 26. 
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konnten aber bei dem allgemeinen Aktendurcheinander nicht 
erledigt werden. 1628 bis 1633 blieb es im Gang. Dann 
wird im Jahre 1642 bezeugt, daß es seit längerer Zeit ins 
Stocken geraten sei. Die Landgräfin in Kassel fragt sogar an, 
ob man es nicht aufheben wolle, was aber Darmstadt mit 
Rücksicht auf das Appellationsprivileg widerräl. Eine 
Wiederbestellung ist aus dieser Zeit nicht bezeugt. Eine 
solche erfolgte erst wieder im Jahre 1650! nach Erledigung 
des Marburger Streites. 

Der Hausvertrag von 1650, der bis zu des Gerichtes ver- 
spätetem Ausgang die Grundlage seines Verfahrens und 
seiner Verfassung war, ging in der Richtung, die der Ver- 
gleich von 1627 angab, noch weiter. Die Zahl der Sitzungen 
ist auf zwei im Jahre beschränkt, die der außerordentlichen 
Assessoren auf fünf. Damit das Zustandekommen der Plenar- 
sitzungen überhaupt möglich wird, ergeht die Vorschrift, 
daß die Verhinderung von drei Mitgliedern aus den sieben 
des Plenums die Beschlußfähigkeit nicht hindern soll, sofern 
das Gericht nicht bei wichtigen Sachen die ‚Beratung bei 
voller Besetzung wünscht. Die kostspieligen Plenarsitzungen 
sollen völlig ausfallen, wenn nicht genug Sachen in sub- 
missis sind, und auch sonst nichts zu verrichten ist. Die 
Zulässigkeit der Vertagung der Termine und der Aktenver- 
sendung bleibt wie 1627 geregelt. 

Bei diesen Umständen nimmt es nicht wunder, daß die 
Sitzungen des Plenums die Ausnahme und die Versendung 
der Akten mit darauffolgender Publikation durch die zwei 
ordentlichen Assessoren die Regel wurde. Seit 1784 be- 
steht daher die Vorschrift, die transmissio von Amts wegen 
zu erkennen, wenn die Beschickung des Gerichts aus andern 
Gründen nicht nötig ist.'5 

Das Revisionsgericht führte so seit 1650 ein Schatten- 
dasein. Der Vergleich gab ihm in sechsjährigen Perioden 
abwechselnd Sitz in Marburg und Gießen. Die beiden ordent- 
lichen Assessoren wohnten schließlich gar nicht mehr am 
Sitz des Gerichts und kamen nur bei den Übernahmen von 
Marburg nach Gießen oder umgekehrt zusammen.!® Daß das 


14 Ledderhose, a. a. O., Beil. III. 

15 Ledderhose, a. a. O., S. 173, Beil. XVII. 

16 Ledderhose, a. a. O., Beil. XV und XVI; Akten, Großh. Minist. 
d. Innern (Speicher), Abt. IVa, 3, Edikt vom 2. Oktober 1803. Bericht 
des Reg.-Präsidenten A. L. v. Grolman aus Gießen vom 18. Nov. 1803 
wegen Einräumung des Zimmers des Revisionsgerichts für die Registratur 
des Hofgerichts Gießen: „Da bekanntlich seit langen Zeiten die solenne 
Hegung dieses Gerichts abgeschafft worden und die wenigen Prozesse, die 
bei demselben zum Spruch reif werden, jedesmal transmittiert werden, so 
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Revisionsgericht nicht aufgehoben wurde, lag wesentlich 
an der Rücksicht, die wegen der Appellationsprivilegien ge- 
nommen werden mußte. Diese setzten die Existenz eines 
Revisionsgerichts für Hessen voraus, hätten also leicht durch 
das Reichsgericht für erledigt angesehen werden können, 
wenn die Landesherren von den Voraussetzungen der Privi- 
legierung abgewichen wären. So bestand das Gericht mit 
dem Hofgericht noch nach dem Jahre 1803." 

Der Kreis der Rechtssachen, die an das Revisionsgericht 
gelangten, bestimmte sich nach der Zuständigkeit des Hof- 
gerichts, soweit nicht eine Verweisung durch die Landes- 
herren erfolgte. Es sprach daher in geistlichen Sachen und 
solchen Sachen, für die Sondergerichte bestanden, nicht 
Recht. 

Eine Zeitlang hatte es den Anschein, als ob das Revi- 
sionsgericht dadurch zu einer Bedeutung kommen könne, 
daß es die Zuständigkeit für die Rechtsmittel gegen die Urteile 
der Kanzleien erlangte. Die Frage war im Grünberger Ver- 
trag nicht ausdrücklich geregelt worden, weil nach diesem 
von der Kanzlei als einem ordentlichen Gericht noch nicht 
die Rede sein konnte. Aber schon in dem bereits erwähnten 
Schreiben vom 1. Oktober 157218 fragten die Revisionsräte 
an, ob sie die Appellationen gegen die Urteile der Kanzlei 
annehmen dürften, oder ob sie mit Rücksicht auf ihre aus- 
schließliche Stellung über dem Hofgericht und die Tatsache, 
daß die Kanzlei keine ordentliche Instanz darstellen könne, 
solche Appellationen zuerst noch an das Hofgericht weisen 
sollten. 

Auf diese Frage erklären sich alsbald die Brüder Georg 
und Wilhelm in dem gemeinsamen Schreiben an ihre Brüder 
Philipp und Ludwig: „Was dann den Punkt betrifft, ob 
auch von Urteilen, die in Unsern allerseits Kanzleien ge- 
sprochen, an das Revisionsgericht appelliert und solche 
Appellationen daselbst angenommen werden mögen, so 
wissen wir Uns zu erinnern, daß vermöge der Ordnung 
die Appellationes von den Stadt- und Landgerichten erst 
an Unser Samthofgericht und von da weiter an das Re- 
visionsgericht gehen, auch die von Adel und die Kom- 
munen ihre erste Instanz an dem vermeldeten Hofgericht 


wird diese Revisionsstube eigentlich gar nicht mehr gebraucht. Nur bei 
der alle zwölf Jahre vorfallenden solennen Übernahme des Gerichts auf 
diese Fürstliche Seite wird in dieser Stube von den beiderseitigen Rerisions- 
räten der Übernahmerezeb gefertigt“. 

17 Keck, a. a. O., S. 49 und 50. 

18 St.-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 26, Fasz. 1. 
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haben sollen. Dieweil aber diese Ordnung nicht allezeit 
gehalten wird, auch nicht wohl gehalten werden mag aus 
Ursachen, daß etliche Unsrer allerseits Untertanen vom 
Hofgericht etwas weit abgesessen, welche um Vermeidung 
großer Unkosten willen ihre Sachen lieber in Unsern 
Kanzleien als am Hofgericht ausführen, zudem auch oft- 
mals etliche Sachen in diese Unsere Kanzleien von Uns 
den Fürsten remittiert oder sonst durch Willkür der Par- 
teien dahin erst zur Güte und bei Erfolglosigkeit derselben 
zu Recht gelangen, damit dann diejenigen, gegen die in 
Unsern Kanzleien geurteilt wird, nicht hülf- noch rechtlos 
gelassen werden, besonders wenn ihre Appellationes recht- 
mäßig und nicht Frauda oder mutwillig sind, und dadurch 
ihr Recht am Kammergericht mit großer Mühe und Un- 
kosten zw suchen verursacht werden, so mögen Wir 
Unseres Teils -—— jedoch auf Ew. Liebden freundliche Mit- 
beliebung und Gefallen — wohl leiden, daß denselben an 
das Revisionsgericht zu appellieren verstattet und solche 
Sachen daselbst angenommen werden. Und weil sich zu- 
tragen kann, daß Räte in erster Instanz mitgearbeitet, die 
in Revisorio sitzen, die sollen sich dort der Verhandlung 
enthalten.‘ Die Antwort auf dieses Schreiben ist nicht er- 
halten, sie war vom 4. November 1572, wie wir aus einem 
späteren Schreiben vom 23. Dezember 1572 des Land- 
grafen Ludwig an Georg I. ersehen, und lehnte den Vor- 
schlag ab. Landgraf Ludwig verwahrt sich in diesem 
Schreiben vom 23. Dezember gegen den Standpunkt Georgs, 
daß ohne weitern Rechtszug die Untertanen rechtlos sein 
würden. „Da doch die tägliche Erfahrung gegeben und 
genugsam bezeugt, daß durch solche einstmals allerseits 
bewilligte auch von alters hergebrachte ordentliche recht- 
liche Austräge Unsern Untertanen zu dem ein jeder be- 
fugt, ohne einige Umführung schleunig verholfen werden 
kann, auch wir für Unsere Person bereits eine solche Ver- 
ordnung getan, da sich einer oder mehrere Unsrer Unter- 
tanen von den Untergerichten nicht an das Hofgericht, 
sondern an Unsere Kanzleien berufen und von derselben 
Urteilen abermals — oder der andere Teil — sich zu 
Ungebühr oder wider Recht beschwert zu sein vermeinen 
sollte, daß alsdann denselben vor Unsre eigne Person, 
gleichwie auch bei Unserem geliebten Herrn Vater lob- 
seligen Gedächtnisses gebräuchlich gewesen, zu appel- 
lieren freigelassen (sein soll), und darauf, ob Wir wohl 
selbst die Acta nicht lesen oder revidieren, auch die- 
jenigen, so bei Fassung des ersten Urteils gewesen, nicht 
Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N.F. 6. 20 
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revidieren lassen, jedoch sonst die Revision zu Unserm 
Namen als angestellt (angesehen werden soll), daß ohne 
weitere Mühe, Nachreisen und Unrast einem jeden Unsrer 
Untertanen die Gebühr begegnen und widerfahren, auch 
keinem, der sich nur sonst gleich und recht bewegen 
lassen, vonnöten sein soll, aus Unsrer Kanzlei außerhalb 
Unsrer Person an das Kaiserliche Kammergericht oder 
andre Orte zu berufen — lassen es derselben Unsers Teils 
nochmals bei obengedeuteter Unserer brüderlichen Ver- 
gleichung und Unserm, auch Unsres freundlichen lieben 
Bruders, des Landgrafen Philipp, Samtschreiben vom 
4. November, an Unsere Brüder Landgrafen Wilhelm und 
Ew. Liebden ausgangen, freundlich bewenden.“ 

Das Revisionsgericht blieb also nach diesem anfäng- 
lichen Versuch, seine Befugnisse auch auf Appellationen 
gegen die Kanzleiurteile zu erstrecken, auf die Zuständig- 
keit einer Instanz über dem Hofgericht beschränkt. Hessen- 
Darmstadt änderte auch seinen Standpunkt zu Ungunsten 
des Revisionsgerichts. Als in dem Streit über die Kon- 
kurrenz der Kanzleien mit dem Hofgericht und über die neue 
Hofgerichtsordnung wiederholt die Frage zur Verhandlung 
stand, setzte es durch, daß das Revisionsgericht die Stellung 
einer Instanz über den Kanzleien nicht erhielt, aber jedem 
Fürsten freigestellt wurde, Appellationssachen aus seiner 
Kanzlei an das Revisionsgericht zu verweisen. So verglich 
man sich am 14. Dezember 1627, sowie am 19. Februar 1650. 


II. Da die Rechtsprechung des Hofgerichts für Hessen- 
Darmstadt ohne Bedeutung war, die Hauptlast der gericht- 
lichen Geschäfte in den landesherrlichen Kanzleien ihre 
Erledigung fand, mußte die Instanz des Landesherrn, die 
über Appellationen aus den Kanzleien entschied, die wich- 
tigste Oberinstanz im Lande werden. 

Philipp der Großmütige hatte in eigner Person mit Zu- 
ziehung seiner Räte die Appellationen von Kanzleiurteilen 
entschieden. Dies ist durch das bereits erwähnte Schreiben 
Ludwigs von Marburg vom 23. Dezember 1572 bezeugt. 
Georg I. konnte in Hessen-Darmstadt den Brauch zunächst 
nicht nachahmen. Seine Kanzlei war zu schwach besetzt, 
auch hat er in gerichtlichen Sachen zu Anfang seiner Re- 
gierung selbst das Richteramt versehen. Noch die Ordnung 
von 1587 erwähnt nichts von einer Möglichkeit, gegen 
Kanzleiurteile an den Landesherrn zu appellieren. 

Erst die Kanzleiordnung für Gießen vom Jahre 1614 
bestimmte, daß gegen alle Bescheide der Kanzlei in Gießen 
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der Weg an den Fürsten frei stehe. Für Darmstadt scheint 
die Appellation aus der Kanzlei an eine landesherrliche 
Instanz erst durch die Geheimratsverordnung ermöglicht 
worden zu sein. Diese hat den Geheimen Räten auch die 
Funktionen oberster Richter über der Kanzlei aufgetragen. 
Sie verordnet: „Da sich jemand über ein oder der andern 
Kanzlei Procedieren, Dekretieren oder Urteilen beschweren 
sollte, so wollen Wir, daß Unsre sämtlichen Geheimen Räte 
oder da es einen oder mehrere unter ihnen selbst anginge, 
allein diejenigen, welche die Sache nicht concerniert, 
solche — Beschwerungen summarie verhören und ent- 
weder in der Güte beide Teile, wo immer möglich ver- 
einigen, oder sie durch ein Dekret oder Ausspruch schei- 
den, dabei — den Parteien, welche eines andern, denn 
was sowohl in Unsrer Kanzlei als im Geheimen Rat für 
Recht ermessen worden, sich befugt zu sein erachten 
‚wollen, die beneficia, so die gemeinen Rechte und Unsers 
fürstlichen Hauses Appellationsprivilegien ihnen geben, 
unbenommen sein sollen‘‘.'? 

Im Jahre 1628 — also zur gleichen Zeit wie für die 
Appellation ans Revisionsgericht — wurde durch den Extrakt 
der neuverfaßten Kanzleiordnung? dem Vergleich mit Kassel 
entsprechend die Appellationssumme von 100 Goldgulden 
eingeführt, um den Mißbrauch des Appellierens zu be- 
schränken und mutwillige und eigennützige Aufschübe zu ver- 
hüten. „Auf diese also sanzierte, der Gelegenheit Unsrer 
fürstlichen Regierung, Land und Leute ähnliche Maß und 
Weise, bedarf es in Appellationssachen, und zwar stracks 
in principio et limine judiciü der Zitation, Kompulsorialen, 
Inhibition und andrer dergleichen Stücke — zu deren Er- 
langung oft viel Reisen, Stillliegen und Kostspieligkeiten 
erforderlich werden — gar nicht und geht der Appella- 
tionsprozeß summarisch, schleunig und gewiß und wird 
doch den Sachen je nach Befinden ihr Recht behörlich 
angetan. Alles so Wir von Appellation bisher verordnet, 
versteht sich vom Appellieren an Uns und Unseres Ab- 
wesens an Unsere Geheimen Räte, betreffend aber die 


19 St.-A. D., Verordnungen 1617, Pergamentband. Die in Anm. 22 
angeg. Verordnung von 1634 behauptet zwar, in Hassia superiore sei seit 
mehr als 50 Jahren, also schon vor 1584, von den Kanzleien an den 
Landesfürsten appelliert worden. Dies ist mit Rücksicht auf den Wort- 
laut der Ordnung von 1587, Abschn. Gerichtliche Sachen, unwahrschein- 
lich. Dort wird nur die Appellation an das Kammergericht genannt. Daß 
Hassia superior für Hessen-Darmstadt steht, ist nicht zweifelhaft, cf. auch 
Estor, Elem., S. 5. 

20 St.-A. D., Verordnungen 1628. 
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Appellationen, welche von Unsern Kanzleien an die 
Römische Kaiserliche Majestät und dero Kaiserliches 
Hofgericht ergehen, darin lassen wir es bei dem Her- 
kommen.“ 

Seit 1617 besteht also über den Kanzleien im Geheimen 
Rate eine weitere landesherrliche Instanz. Sie gewann 
an Bedeutung durch den Erwerb weiterer Ausdehnungen des 
Appellationsprivilegs. Zwei kaiserliche Erlasse vom 19. Sep- 
tember 1631 und 6. Oktober 1633?! erhöhen die privilegierte 
Summe auf 1000 Goldgulden, sowohl für Entscheidungen 
der eigenen wie der Samtgerichte. Wenn die Sache aber 
selbst 1000 Gulden Wertes übersteigen sollte, sollte die 
Appellation doch unzulässig sein, wenn beide Parteien aus- 
drücklich oder stillschweigend in den Rechtszug an das 
Revisionsgericht gewilligt hatten. Für den Geheimen Rat 
galt diese letzte Bestimmung nicht. 

Über die Art, wie sich aus dem Geheimen Rat nach und 
nach ein Oberappellationsgericht entwickelte, wären wir nach 
der Analogie, die uns an der Entwicklung der Konsistorien 
und anderer Kanzleideputationen gegeben ist, nicht in dem 
geringsten Zweifel, wenn uns nicht bekannt wäre, daß Ge- 
org Il. am Donnerstag nach Ostern 1634 eine Verordnung 
wegen Bestellung eines besondern Darmstädtischen Ober- 
appellationsgerichts erlassen hätte, die wir im Auszug 
wie folgt wiedergeben: 

„l. Es befindet sich in beider Fürstlicher Hessen- 
Kasselischer und Hessen-Darmstädtischer Linien Fürsten- 
tümern, Graf- und Herrschaften, und also Unsres gesamten 
Hauses Hessen Landen und Gebieten ein Samthofgericht 
und über dem Samthofgericht ein gesamtes Revisions- 
oder Oberappellationsgericht, damit, ob sich’s zutrüge, 
daß jemand vermeinte, durch des Samthofgerichts Aus- 
spruch graviert zu sein und aber in Ansehung der Unserm 
fürstlichen Hause erteilten Kaiserlichen Appellationsprivi- 
legierung an den Kaiserlichen Hof oder an das Kaiserliche 
Kammergericht der Summa und Qualität nach schon er- 
laubt werde, er dennoch extra Hassiam Recht zu suchen 
nicht begehren täte, demselben in andere nähere Wege, 
soweit er befugt, geholfen werde.“ 

„2. Wie nun den von Unserm Samthofgericht jeweils 
ergehenden Provokationen ziemlicher Massen prospiziert 


21 Verordnungen 1631, 1633. 

®® St.-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 27. Abschrift der Verordnung 
vom Donnerstag nach Ostern 1634 mit Korrekturen. Original der kaiser- 
lichen Bestätigung vom 16. März 1635. 
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ist, also liegt uns billig an, daß auch in den Sachen, darin 
eine Partei von Unseren RBegierungs- oder Land- 
kanzleien appellieren will, verbesserte Vorstellung er- 
folge.“ 

„3. Bisher haben Wir nach dem in und mit Antretung 
Unserer Fürstlichen Regierung von Uns gefundenen viel- 
jährigen Gebrauch es also gehalten, daß, wenn jemand 
von Unsern Regierungskanzleien an Uns provoziert hat, 
wir den Revisionsprozeß durch Unsere Geheimen Räte 
haben dirigieren, doch aber der Hauptsache nach an 
andere mehrere Kollegien haben untergeben lassen, also, 
daß das, was etwa an Uns als judicem ad quem von 
Unsrer Marburgischen Regierungskanzlei als judice a quo 
gekommen ist, Wir Unsrer Darmstädtischen Regierung 
demandiert, und was von Darmstadt angekommen, Unserer 
Marburgischen Regierung oder Unserer Juristenfakultät 
oder etlichen der Sache unverwandten, ex diversis cor- 
poribus deputierten Räten als sonderbaren Commissarüs 
anbefohlen, oder die acta wohl gar an andere senatus 
außer Landes geschickt und als das allererste, wenn 
Solches vorher gegangen und Wir nach Beschaffenheit der 
Umstände soviel vornehme, gelehrte Leute darüber gehört 
gehabt, die Sache erledigt worden, wobei man doch auch 
bei solcher Verschickung der Akten und Einholung unter- 
schiedlicher Rechtsbelehrung möglichste Schleunigkeit ge- 
braucht hat.“ 

„4. Nachdem aber der Appellationen von Unsern 
beiden Landkanzleien an Uns fast mehr als vorhin einge- 
kommen. und Unsere Geheimen Räte, — welche doch auch 
selten alle beieinander sein können — wenn an Unserer 
Statt sie diesen Sachen allen abwarten sollten, andere 
Unsre eigenen hochangelegenen Geschäfte — auf welche 
sie gleichwohl vornehmlichst bestellt sind — entweder 
zu Unserm empfindlichen Schaden bei Seite legen oder 
der Appellationen Parteien merklich aufhalten müßten, 
was uns gar nicht lieb wäre.“ 

„d. So haben wir uns entschlossen, Gott zu Ehren und. 
der von seiner Allmacht eingesetzten und allen Regenten 
vor allem anbejohlenen heilsamen Justiz zur Beförderung 
männiglich, der ein christlich, ehrbar, richtig, billig, 
schleunig und unparteüsch Recht sucht, zu Trost, auch 
Uns selbst und Unsern zu dieser Zeit ohne dies hochbe- 
ladenen, getreuen Geheimen Räten zur Erleichterung eim 
sonderbares Revisionsgericht, an welches alle an 
Uns von Unsern bei den Regierungs- und Land- 
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kanzleien geschehenden provocationes verwiesen 
werden könnten, anzuordnen und Uns die Unkosten, 
welche die Konstituierung und Erhaltung solches sonder- 
baren Judicü jahraus jahrein erfordern würde, nicht dauern 
zu lassen, Alles in der wiederholten guten Intention, daß 
durch unpassionierte, stracks und grad ergehende ad- 
ministrationem iustitiae der gerechte Gott geehrt und ge- 
priesen, Unser fürstlich Amt und Gewissen gewahrt und 
gesichert und den um Rechtshülfe seufzenden und sich 
von Unsern Landkanzleien an Uns einer Provokation be- 
dienenden Leuten beides rechtmäßig und förderlich ver- 
holfen werde.“ 

Der Sitz des Gerichts sollte Marburg sein, Gerichtslokal 
das Obergemach im Kanzleibau. Das Gericht sollte besetzt 
werden mit drei Adeligen und vier Rechtsgelehrten, die 
dem Gericht einen besonderen Eid leisten sollten. 

„8. Und damit solches iudicium von andern collegüs 
ganz separiert bleibe, wollen wir keinen Rechtsgelehrten, 
der Unser Regierungsrat oder Samthofgerichtsrat oder 
Unser Professor iuris ist und also entweder in eine Land- 
kanzlei oder in’s Samthofgericht oder in die Juristen- 
fakultät gehört, zum Assessorat in dies Tribunal ziehen. 
Unter denen dagegen von Adel, welche Wir in iudicium 
bestellen werden, soll jederzeit begriffen und mitver- 
standen sein Unser Statthalter oder derjenige, der an 
Unserm Hofe dessen Stelle vertritt und unter den vier 
Rechtsgelehrten ein besonderer Vizekanzler, welchen wir 
namhaft auf dieses Tribunal zu bestellen gedenken.“ 

An das Gericht sollen keine Appellationen vom Samthof- 
gericht oder Samtrevisionsgericht, sondern nur die Zivil- 
und Matrimonialsachen kommen, in denen gegen die Re- 
gierungen zu Marburg und Darmstadt provoziert ist, sofern 
der Wert des Gegenstandes 100 Goldgulden ausmacht. So- 
weit es verboten ist, unter Überspringung einer Unterinstanz 
an die kaiserlichen Gerichte zu appellieren, soweit gilt dies 
auch für das Revisionsgericht. Die Bestimmung der jüngsten 
Appellationsprivilegien von 1631 und 1633, nach der die 
Appellation vom Revisionsgericht ausgeschlossen ist, sofern 
die Parteien beide in den Rechtszug an das hessische Revi- 
sorium gewilligt haben, wird eingeschärft. Es soll still- 
schweigende Übereinstimmung der Parteien genügen. Sie 
wird bei dem Appellanten vermutet, wenn er das Rechts- 
mittel eingelegt hat, und bei dem Gegner, wenn er ohne 
Vorbehalt verhandelt hat. 

„106. Die Konstituierung geschieht zu Unsrer Er- 
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leichterung und Wahrung, daß, weil Wir die Gewohnheit, 
kraft welcher seit 10, 20, 30, 40, 50 und mehr Jahren 
von den Landkanzleien an den Landesfürsten in Hassia 
superiore appelliert worden, gnädig vor uns finden, den- 
selben Zug auch den Parteien ungern benehmen wollen, 
und aber doch bei diesen überschweren Zeiten, in denen 
ihre oder auch Unsere Geheimen Räte, den iudicialibus 
leider wenig beiwohnen können, gemüßigt werden, Uns 
und sie dieser Sachen etwas freier zu machen, zur An- 
ordnung haben schreiten müssen.“ 

„l10. Es sind auch unterschiedene vornehme Sachen 
als Erörterung fast aller Supplikationen, fast alle wichtige 
gütliche Handlung —, alle peinlichen Sachen, Huldigungs- 
aufnahmen und andere Stücke mehr, deren keines von der 
Regierung vor das Revisorium kommt.“ 

Georg I. hat für dieses Appellationsgericht, an das die 
Appellationen von seinen Kanzleien alle kommen sollten, 
auch die kaiserliche Bestätigung erlangt. Das Original 
dieser Bestätigung vom 16. März 1635 ist erhalten. Das 
Appellationsprivileg ist darin auf das neue Gericht erstreckt 
worden. Das Gericht ist aber wohl niemals bestellt worden. 
Trotz eifrigsten Suchens in gleichzeitigen Akten des Darm- 
städter Haus- und Staatsarchivs und im Königlichen Staats- 
archive zu Marburg ließ sich kein Aktenstück über das 
Gericht oder eine bei ihm anhängige Sache, kein Hinweis 
auf seine wirkliche Bestellung finden. Die spätere Ver- 
fassung knüpft in keiner Weise an! die durch die Ordnung vor- 
gesehenen Einrichtungen an. Am Ende des 17. Jahrhunderts 
und im 18. Jahrhundert gingen die Appellationen ohne Zweifel 
in den Geheimen Rat, wie vor 1634. Keine spätere Verord- 
nung weist mit einem Wort auf die Ordnung von 1634 hin. 
Da wir nun den Nachweis führen können, daß im Jahre 1640 
das Gericht noch nicht bestellt war, man spricht nämlich 
im Jahre 1640.noch von der Bestellung des Gerichts als 
einem Plan, 1646 Marburg in die Macht Kassels kam, aber 


23 Der Entwurf des Geheimen Rats über die Abschnitte einer von 
Schuppius abzufassenden „Vita Georgi II“ spricht noch 1640 oder später 
von der „vorhabenden Anordnung eines Revisions- und Oberappellations- 
gerichts“. — Der folgende Abschnitt sollte behandeln: „newe Cantzley 
Ordnung und darauff erfolgte kayserliche Confirmation den 6. Marti 1635“. 
Hätte die Kanzleiordnung von 1634 das Gericht wirklich angeordnet, so 
hätte man einen Abschnitt über die Anordnung des Gerichts eingestellt, 
nicht bloß das Vorhaben besprochen. Siehe den Abdruck bei Diehl, Neue 
Beiträge zur Geschichte Schupps, S. 288ff. der Beiträge zur Geschichte der 
Universitäten Mainz und Gießen, herausg. von Dieterich und Bader, Darm- 
stadt 1907, 
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von einer Verlegung des Gerichtssitzes nach Darmstadt nicht 
die Rede ist, so kommen wir zu dem Schluß, daß das Darm- 
städtische besondere Revisionsgericht das Schicksal einer 
Kasselischen Gründung vom Jahre 1656 geteilt hat*, und 
niemals wirklich bestellt worden ist. 

Interessant sind an der Ordnung die Schilderung des 
Verfahrens bei Appellationsprozessen und die Bestrebungen 
Georgs, im obersten Gerichte des Landes eine reine Justiz- 
behörde zu schaffen. Dies letztere Ziel ist erst viel später 
verwirklicht worden. 

Der Geheime Rat behielt also die Entscheidung über 
die Appellationen gegen Regierungskanzleientscheidungen. 
Er wird, sobald diese Tätigkeit in Frage ist, seit dem Anfang 
des 18. Jahrhunderts als „Oberappellatorium‘“ bezeichnet.? 
In dieser Zeit wurde für die Behandlung der Appellationen 
ein bestimmtes Referat gebildet. Schon in der Verordnung 
vom 4. März 1710?" wird dessen Erwähnung getan. Nach 
derselben Verordnung werden die Appellationen an einem 
bestimmten Tag ausschließlich traktiert. Das Verfahren bei 
Behandlung hatte sich anscheinend geändert. Man ver- 
schickte die Akten nicht mehr, wie 1634 berichtet, an die 
Regierungen, sondern ergänzte den Geheimen Rat durch 
Zuziehung von Räten andrer Kollegien. Diese Behandlungs- 
weise wurde durch Verordnung vom 10. Juli 17162: geändert. 
Diese bestimmt die Hofräte Malkomesius und Schultz zur 
Behandlung der Sachen, die ins Oberappellatorium gehören. 
„Diese sollen die appellationes fleißig kolligieren und 
allein im Geheimen Rat ohne Beiziehung der Räte 
aus andern collegiis traktieren und die Handlungen 
ordentlich besorgen, auch in zweifelhaften Fällen ange- 
fragt und causa instructa ad referendum gegeben oder 
nach Befinden transmittiert werden.“ 

In den Prozeß- und Kanzleiordnungen von 1724 ist dann 
die Abtrennung des Oberappellatoriums als eines besondern 
Senats im Geheimen Rate bereits vollzogen. Wenn eine 


*4 Kopp, a. a. OÖ. I, $ 221; Stölzel, a. a. O., I, S. 434; Keck, 
2 0,.8, 908 

25 Bopp bei Weiske, Rechtslexikon, V, S. 283, und nach ihm Keck, 
a. a. O., S. 57, glauben an die Bestellung des späteren Oberappellations- 
gerichts im Jahre 1631. 

26 St.-A. D., Verordnungen 1708, Schreiben an die Regierung zu 
Gießen in Sachen Heinrich Völkers c/a Keimische Erben, beide zu 
Brockenheim in der Herrschaft Eppstein. 

27 St.-A. D., Verordnungen 1710. Das Original enthalten die Akten 
Großh. Minist. d. Innern (Speicher), Konv. Kanzleiordnungen. 

23 St.-A, D., Verordnungen 1716. 
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Sache a partibus oder ex officio geschlossen, die Akten ver- 
lesen, die Relation erstattet ist, dann haben die zum Ober- 
appellationsgericht verordneten Geheimen Räte die 
Entscheidung. Das geht aus Tit. IV des Teils III der Prozeß- 
ordnung von 1724 klar hervor. 

Das gleiche ergibt die Kanzleiordnung Teil I, Tit. 1. 
Hiernach werden die Appellationssachen nicht mehr von 
dem Kollegium der Geheimen Räte in communi verhandelt, 
sondern in einem der bereits verordneten Departements des 
Geheimen Rats. Drei der Geheimen Räte haben Verwaltungs- 
geschäfte und fürstliche eigne Sachen, die übrigen ge- 
lehrten Geheimen Räte aber die zum Oberappellations- 
und Revisionsgericht gehörigen Judicialia. Vor das Ober- 
appellatorium gehören nach den Ordnungen von 1724 die 
gegen die Urteile der Regierungen und Konsistorien einge- 
legten Rechtsmittel und einzelne Sachen in erster Instanz 
kraft besonderen Privilegs. 

Auffallend ist, daß in dem Direktorium von 1710 der 
Appellationen vor den Konsistorien nicht unter den Sachen 
Erwähnung geschieht, die vor den Geheimen Rat gehören. 
Nach diesem hat der Geheime Rat: Restitutiones in integrum 
gegen Regierungs- und Konsistorialurteile, Supplikationen, 
die anstatt der Appellationen gebraucht werden können und 
Appellationen von den fürstlichen Regierungen an Ihro hoch- 
fürstliche Durchlaucht. Trotzdem müssen wir annehmen, 
daß auch im 17. Jahrhundert gegen die Urteile der später 
„Konsistorium“ genannten Kanzleideputation dies Rechts- 
mittel der Appellation an den Geheimen Rat gegeben war. 
Im Jahre 1724 ist keine Neuregelung erfolgt, sondern die alte 
Regelung aufrechterhalten geblieben. In der Zeit zwischen 
1710 und 1724 läßt sich aber ein Gesetz, das die Appellation 
gegen Konsistorialurteile einführte, nicht nachweisen. 

Am 10. Mai 1747 erlangte Hessen-Darmstadt das unbe- 
schränkte Appellationsprivileg.” Damit wurde die Justiz- 
deputation des Geheimen Rats oberste Instanz in allen hes- 
sischen Sachen. Eine Verfassungsänderung hatte das Pri- 
vileg zunächst nicht im Gefolge. Der Landgraf schreibt 
zwar am 17. November 17473°, er beabsichtige das Ober- 
appellationsgericht in Darmstadt ‚mit einigem mehrerem 
. Zustre“ anzurichten, und gibt deshalb zur Erwägung, ob 
man die Mittel dazu nicht durch Aufhebung der beiden 


29 K. E. Weiß, System des öffentl. Rechts des Großh. Hessen, 
Darmstadt 1837, Bd. I, S. 43. 

„3° St.-A. D., Verordnungen 1747 Ausschreiben an die Regierungen zu 
Darmstadt und Gießen vom 17. Nov. 1747. 
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Samtgericht erlangen könne. Von einer solchen „Anrich- 
tung‘ ist aber auch nicht eine Spur bezeugt. Sie scheint 
am Geldpunkt gescheitert zu sein. Die Samtgerichte blieben 
wenigstens bestehen. Noch im Jahre 1780 ist das Ober- 
appellationsgericht nur mit drei dazu verordneten Räten be- 
stellt, so daß es nicht möglich war, den modus referendi et 
correferendi, wie ihn die 1777 aus Kassel eingeführte Ober- 
appellationsgerichtsordnung vorschrieb, durchzuführen. 

Deshalb beschwerten sich die Landstände auch wieder- 
holt über das Justizwesen. Am 4. April 1778 reichten sie Be- 
schwerden über die neue Oberappellationsgerichtsordnung 
ein und führten dabei aus, die neue Ordnung schaffe in 
Tit. VII, 1 die transmissio actorum, die seither bräuchlich 
gewesen sei, ab (Tit. VII, 1), ausgenommen in causis fisci 
interesse concernentibus. Diese Maßnahme führe dazu, daß 
der durch das Reich garantierte Rechtsmittelweg zu Schaden 
des Landes beschränkt werde. In Kassel habe es Sinn ge- 
habt, die Transmission zu beschränken, da hier die Or- 
ganisation des obersten Tribunals die ausreichende Prüfung 
der Rechtssachen sicherstelle. In Hessen-Darmstadt aber 
sei dies Tribunal auf eine solche Art nicht besetzt, daß 
solches für ein verhältnismäßiges Surrogat der höchsten 
Reichsgerichte geachtet werden oder sich stark genug 
finden könnte, nach der Kasselischen Art die Geschäfte 
zu bearbeiten. Die Stände forderten daher entweder 
bessere Besetzung des Gerichts oder Aufhebung des Ver- 
bots der transmissio actorum. 

Zu einer Wiederzulassung der transmissio konnte man 
sich in Hessen-Darmstadt nicht entschließen, dagegen erwog 
man die bessere Besetzung des Gerichtes. Hierzu äußerte 
sich das Oberappellationsgericht in einem Bericht vom 4. Ok- 
tober 1780. Es hält sie auf dem Weg für möglich, daß 
man eine nähere Verbindung mit dem fürstlichen Ministerio 
durchführt oder „eigentlich die alte Verfassung wieder- 
herstellt‘. ‚Bekanntlich ist das Gericht vorhin dergestalt 
mit dem fürstlichen Ministerio vereiniget gewesen, daß die 
bürgerlichen Geheimen Räte immer zugleich wirklichen Sitz 
in dem Ober-Appellationsgericht gehabt haben.“ Der Vor- 
schlag des Gerichts geht dahin, daß drei ordentliche Ober- 
appellationsrichter sein sollen. Von ihnen soll jetzt auch 
der präsidierende Geheime Rat Korreferate übernehmen. 


31 Hierzu und zu dem Folgenden vgl. Akt. Großh. Minist. d. Justiz, 
X. Abt., Abschn. 3, Gesetze über Ordnung und Form des Verfahrens, 
Konv. II, Fasz. Beschwerden der Landstände betr. und Einführung, der 
Kasseler Oberappellationsordnung_ betr. 
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Ein weiteres Mitglied des Geheimen Rates aber soll als außer- 
ordentliches Mitglied dem Gerichte beigeordnet werden, es 
soll nur Korreferate übernehmen und bei den Sessionen 
zugegen sein müssen, in denen es zu referieren hat. Über 
die wirkliche Durchführung dieses Plans ist nichts bekannt. 
Tatsache ist aber, daß die Zahl der Mitglieder des Ober- 
appellationsgerichts um 1800 vermehrt wurde. Die Ver- 
fassung des Kollegs wurde aber nicht geändert, sie über- 
dauerte sogar die Neuorganisation des Landes. 





III. Teil. 
Verfassungsgrundsätze. 


88. 
Die Landeshoheit in Justizsachen. . 


Die wichtigsten rechtsprechenden Behörden der Land- 
grafschaft Hessen-Darmstadt haben sich aus Kanzleidepu- 
tationen entwickelt. Sie leiteten daher ihre Befugnisse 
wie die Kanzlei selbst aus der Autorität des Landesherrn 
ab. Für die Kanzleibehörden war also nach Landesrecht 
der persönliche Einfluß des Fürsten auf die Recht- 
sprechung geschichtlich gerechtfertigt. 

Im Gegensatz zu dieser Entwicklung stand die Ent- 
wicklung im Reich. Die Errichtung des Reichskammer- 
gerichts im Jahre 1495, diese tiefgreifende Reform des 
Justizwesens, hatte zum Anlaß, daß sich die Stände des 
Reichs zu der persönlichen Rechtsprechung, die der Kaiser 
in seinem Hofgericht und später im Kaiserlichen Kammer- 
gericht übte, in Gegensatz setzten. Das Reichskammer- 
gericht sollte daher die Garantien eines unabhängigen Ge- 
richtes bieten. Es ist charakteristisch für die deutsche 
Art, daß der Rechtsstaatsgedanke, der in der Errichtung 
des Reichskammergerichts lebendig ist, nicht radikal auf- 
getreten ist und weder die richterlichen Befugnisse des 
Kaisers vernichtete noch dem Landesherrn jede Recht- 
sprechung entzog. Unter Achtung der überlieferten Rechte 


32 St.-A. D., III, 4, Generalkommission 38a, Konv. die Zahl der 
Mitglieder der Dikasterien. Das O.-A. G. erhält wegen der vielen rück- 
ständigen Sachen einen Direktor und sechs Räte. Siehe ferner die 
Generalakten Großh. Minist. d. Justiz (Speicher) über das Oberappellations- 
gericht. 
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dieser Herren erstrebte vielmehr die Reform in der Er- 
richtung unabhängiger Gerichte die Garantien eines 
Rechtsstaates, ohne die abhängigen Gerichte zu verbieten. 
Ein Rechtsstaat im modernen Sinn kam auf diese Weise 
allerdings nicht zustande. Rechtsstaaten zu schaffen, blieb 
den revolutionären Bewegungen am Eingang der neuesten 
Zeit vorbehalten, die ihren Ursprung in der Arbeit einer 
geschichtlich voraussetzungslosen Philosophie genommen 
haben. 

Der deutsche König war oberster Richter im Reich. 
Er übte seine Richtergewalt an dem Ort seiner jeweiligen 
Residenz durch die Räte seines Hofes aus. Die Gerichts- 
reisen der Könige kamen später in Fortfall. Nach wie 
vor blieb aber ihr Hofgericht das höchste Gericht. Im 
Laufe des XV. Jahrhunderts geriet das Hofgericht all- 
mählich in Verfall. Der König entschied, um überhaupt 
eine Erledigung der anhängig gewordenen Rechtssachen 
zu ermöglichen, die Prozesse persönlich oder wies sie vor 
Kommissarien, eine Übung, die schließlich zur Bildung 
eines königlichen Kammergerichts führte, das nach dem 
Absterben des Hofgerichts dessen Stelle einnahm. Unter 
Friedrich III. wurde diese kaiserliche Jurisdiktion bei 
den Ständen wenig beliebt, sie fürchteten bei dem Cha- 
rakter des Kaisers mit Recht eine von eigensüchtigen Ge- 
sichtspunkten beeinflußte Rechtsprechung. Deshalb haben 
sie dem Kaiser, der durch die seinen Erblanden seit dem 
Sturze Konstantinopels drohende Türkengefahr ständi- 
schen Wünschen gefügig geworden war, die Reform der 
Reichsjustiz abgerungen, von der sie auch eine endliche 
Durchführung des kaiserlichen Landfriedens hofften. So 
kam es im Jahre 1495 zu der Gründung eines kaiserlichen 
und Reichskammergerichts gegen Bewilligung eines ge- 
meinen Pfennigs und sonstiger Unterstützung wider den 
Türken. Das Kammergericht sollte dem Gerichtsherrn 
gegenüber unabhängig sein. Die Kammerrichter sollte an 
ihren Entscheidungen keine andere Pflicht verhindern oder 
irren.?2 Alle Restitutionen, Supplikationen, Avokationen, 
die nicht in ordentlicher Form und durch richterliches 


1 0. Franklin, Das Reichsgericht im Mittelalter, Bd. II, Abschn. I, 
Die Gerichtsgewalt, bes. S. 40f. u. 60, 61; Schröder, a. a. 0. S. 565 
u. 848; ferner Reichstagsabschied und erste Kammergerichtsordnung von 
1495 in „Neue und vollständigere Sammlung der „aaigherageahschiege® ; 
Frankfurt a. M. bei E. A. Koch, 1747, Vol. 1, Teil 2, S. 1£. 

2 K. G.-0. v. 1495, a. a. 0, $ 1; K. @.-0. v. 1555, Teil I, Tit. VI, 
82, a.a. O, Vol. II, Teil 3, S. 48, sowie Teil I, Tit. 57, daselbst, 
Ss. 79. j 
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Erkenntnis erlangt waren, sollten den Lauf des Gerichts 
nicht aufhalten, vielmehr ipso jure null und nichtig sein. 
Diese Unabhängigkeit hat der Kaiser im Reichstagsab- 
schied von Augsburg aus dem Jahre 1510 ausdrücklich 
zugesagt.* 

Eine Folge des aufgestellten Grundsatzes war auch, 
daß die Richter gegenüber dem Gerichtsherrn unabhängig 
gestellt wurden. Sie sollten mit nichtrichterlichen Ge- 
schäften unbeladen bleiben.5 Sie sollten nur durch das 
Urteil des Kammergerichtes oder der Reichsvisitations- 
deputation abgesetzt werden können.® 

Die Kammergerichtsordnungen sind aber bei der Auf- 
stellung dieser Grundsätze für die Reichsgerichte nicht 
stehen geblieben, sondern befahlen auch den Ständen eine 
geordnete Justiz. Schon die älteste Ordnung von 1495 
sagt in ihrem $ 297: „Ein Yeder sol seine Vnderthanen 
in seinen ordentlichen Gerichten, Rechten und Ober- 
kaiten bleiben lassen vnd hallten, nach eines jeden 
Fürstenthums, Grafschafft, Herrschafft und Oberkait, löb- 
lichem Herkummen vnd Gebrauchungen“. Die Ordnung 
vom Wormser Reichstag von 1521 wiederholt den Satz in 
Tit. XXX und XXXIIH, $ 19%, in dem Befehl, die Unter- 
tanen bei ihren überkommenen ordentlichen Gerichten 
zu halten, unbeschadet der Rechte einer jeden Obrigkeit, 
und alle Mängel bei diesen Gerichten zu beheben. Als 
schließlich zur Entlastung des Reichskammergerichts die 
Appellationssumme auf 300 Gulden erhöht wird, schreibt 
die Kammergerichtsordnung von 1600 sogar vor, dab 
die Landesherren eine dem Kammergerichtsprozeß ent- 
-sprechende Ordnung bei ihren Gerichten einführen sollten: 

„Dieweil hiebey (das heißt angesichts der Einschrän- 
kung der Appellation) die höchste Nothdurfft erfordert, 
daß in allen Churfürstenthumen, Fürstenthumen, Landen, 
Herrschafften und Orten, wo die in dem Heil. Reich be- 
griffen, die Unter-, Ober- und loff-Gericht, in denen 
Orten es noch nicht geschehen, und noch Mangel und 

> K. G.-0. v. 1495, $ 25, a. a. O.; K. G.-0. v. 1521, Tit. XXVII, 
a. a. O., Vol. I, Teil 2, 5 189; K. G@.-O. v. 1555, praefatio $ 1, 
a. a. O., Vol. II, Teil 3, S. 45, sowie Teil 2, Tit. 35, daselbst, S. 109. 

* Reichstagsabschied von 1510, a. a. O., Vol. I, Teil 2, S. 143. 

5K. G.-0. v. 149, 81, a. a. O, Vol. I, Teil 2, S. 6; K. G.-O. 
v. 1555, Teil I, Tit. VI, $ 1, a. a. O., Vol. II, Teil 3, S. 48. 

6 Schröder, a. a. O., S. 849. 

* N. Sammlung, Vol. I, Teil 2, S. 10. 

8 Daselbst, Vol. I, Teil 2, S. 189 u. 191. 

9 Daselbst, Vol. II, Teil 3, S. 476. 
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Gebrechen bevor, aufs ehest forderlichst und unverhinder- 
lieh visitirt, reformirt, mit verständigen Urtheilern be- 
setzt, und in eine gute richtige, der rechten Reichs- und 
Kammer-Gerichts Prozeß gemäße Ordnung, soviel nach 
eines jeden Orts Gelegenheit immer ersprießlich seyn 
wird, gebracht, und darauf festiglich gehalten werde, da- 
mit den Unterthanen, da sie Rechtlos gestellt worden 
seyen, Ursachen zu klagen abgeschnitten werden; So 
wollen wir hiemit allen und jeden Churfürsten, Fürsten 
und Ständen des Reichs und allen andern dess Reichs, 
eingesessenen Zugethanen und Verwandten, wie die 
Namen haben mögen, ernstlich auferlegt und befohlen 
haben, solche hievor, und jetzo bedachte und nützliche 
Anordnungen ihrer Unter-, Ober- und Hof-Gericht, in 
denen Orten es noch nicht geschehen, und noch Mangel 
bevor, zum allerehesten unverhinderlich ihren und des 
Reichs Unterthanen .selbsten, zum Besten anzuordnen und 
darinnen einigen weiteren Aufschub noch Einstellung 
nicht zu suchen“. 

Die Bedeutung dieser Sätze für die Landeshoheit in 
Justizsachen und die territoriale Gerichtsverfassung ist 
am Ausgang des 18. Jahrhunderts viel erwogen worden! 
und von Gönner!!: an Hand der Quellen und der Ge- 
schichte zutreffend charakterisiert. „In all diesen Ge- 
setzen wurde die landesherrliche Gewalt in Justizsachen 
so wenig vernichtet, daß hieraus nicht einmal geradehin 
elwas gegen eine Kabinettsjustiz überhaupt, wenigstens 
in dem Fall nicht bewiesen werden kann, wenn ein 
Landesherr sein Kabinett mit genugsam qualifizierten und 
erfahrenen Rechtsgelehrten besetzen wollte; es liegt zwar. 
im Geist dieser Gesetzgebung, daß der Landesherr sich 
aller persönlichen Entscheidung enthalten soll, aber daß 
er an seine Seite kein genugsam mit qualifizierten Sub- 
jekten bestelltes Gericht stellen dürfe, das ist doch gerade- 
hin im Gesetz nicht enthalten.“ Die Kammergerichts- 
ordnungen verlangen also von den Ständen nur eine ge- 
ordnete Justiz, die dem Herkommen und dem Reichs- 
prozeß entspricht. Sie verwerfen nur den Einfluß des 
Landesherrn, der dieser Ordnung widerspricht, also eine 
Einmischung im Einzelfall wider die regelmäßige Ord- 


10 Die Literatur zählt H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundes- 
recht, Teil II, 1867, S. 202£. u, 207, auf. 

11 Gönner, Handbuch des deutschen gemeinen Prozesses, Bd. I, 
Abh. I, und Bd. II, Abh. LV; das folgende Zitat findet sich Bd. 1. 
S. 11 und 12, 
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nung.!? Dies hinderte jedoch nicht, daß die öffentliche 
Meinung nach dem Erstarken des staatsbürgerlichen 
Selbstbewußtseins auf Grund der Kammergerichtsver- 
fassung unabhängige Gerichte forderte, und daß die Recht- 
sprechung des obersten Reichsgerichtes und die Theorie 
diese Forderung legalisierten. 

Wichtiger als all diese Vorschriften war das Bei- 

spiel, das der Kaiser den Ständen durch Errichtung eines 
unabhängigen Gerichtes bot. Dies hat auch in der Land- 
grafschaft Hessen zu einer unmittelbaren Nachahmung 
geführt. 
- Wilhelm II. von Hessen war auf dem Reichstag zu 
Worms zugegen gewesen und hatte mit seinem Kanzler 
Muth von der Errichtung des Kammergerichts die An- 
regung zu der Errichtung eines Hofgerichts empfangen, 
die er befolgt hat, weil die Stände mit der Rechtsprechung 
seiner Kanzlei nicht zufrieden waren, und es im Interesse 
seiner noch im Erstarken begriffenen Justizhoheit lag, ein 
vertrauenswürdiges, gelehrtes Gericht für das eigene Land 
zu schaffen. Wir finden deshalb in der Hofgerichts- 
ordnung nicht nur eine Nachahmung der äußeren Orga- 
nisation des Reichskammergerichts, sondern vor allem 
auch eine Übernahme des Gedankens der Unabhängigkeit 
des Gerichts. Es soll also der Richter auch dem Gerichts- 
herrn gegenüber unparteiisch sein: „es sol die Richter 
an dem rechtlichen erkenntnis kein ander plycht ver- 
hindern oder jrren, dan was derselbigen weren oder syn 
mochten der wollen wir landgrave Wilhelm sie zu solchem 
Vrteill und recht hirmit verlassen und quiet geschulden 
haben‘.“* Diesen Satz wiederholt die Ordnung von 1524 
in Tit. 9: „Und sol die gemelten unser Hofrichter und 
vrteyler an solchem Rechtlichen erkentnus keyn ander 
pflicht uns gethan verhindern oder jrren, denn was der- 
selben weren oder sein möchten, der wöllen wir landt- 
graff Philips obgemelt, sie alle samptlich und sonderlich 
hiemit verlassen und ledig gesagt haben“.® Auch den 
Satz, daß die Richter mit anderen als gerichtlichen Ge- 
schäften nicht befaßt sein sollten, finden wir übernommen, 
allerdings in der Ordnung von 1524 dadurch abgeschwächt, 
daß die Beschränkung auf Hofgerichtsgeschäfte nur für 
die Hofgerichtstage galt.!* 

Die aus diesen Bestimmungen hervorleuchtende, un- 

12 H. A. Zachariä, a. a. O., S. 270f. — 13 Siehe oben $ 1. 

14 Hess. L.-O., S. 30, Tit. 1. — 25 Hess. L.-O., S. 42, Tit. 9. 

16 Siehe oben $ 1. 
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verkennbare Absicht, dem obersten Gerichte in Hessen 
wie dem Kammergerichte im Reich eine unabhängige 
Stellung zu geben, erhielt durch die spätere Samtgerichts- 
verfassung gewisse Garantien. 

Die Familienverträge vom 14. Dezember 1627 und 
19. Februar 1650 verboten einseitige Avokationen und 
Inhibitionen. ? 

Die Samtpflichtigkeit der Richter machte diese gegen- 
über dem einzelnen Landesherrn unabhängig. Dies ist 
zwar 1567 nicht vertraglich geregelt worden, aber in den 
verschiedenen Entwürfen zur endlichen Hofgerichtsord- 
nung!® und in dieser selbst spielt die Bestimmung dafür 
ihre Rolle. Das Konzept des D. Vultejus sagt von den 
Urteilern, „die wir ohne andere bewegende Ursache ab- 
zusetzen oder zu verändern nicht gemeint, aber auch 
ihrer Keinem für sich selbst, von der Zeit an, da er 
beim Hofgericht bestellt, innerhalb sechs Jahren diesen 
seinen Dienst zu resigniren oder aufzukündigen erlaubt 
sein soll“. Diesen Entwurf verbessert dann Landgraf 
Georg Ill. eigenhändig nach Beratung mit seinen Räten: 
„Und soll keine Person, welche einmal zum Hofgericht 
jetzt beschriebener Massen gelangt und kommen ist, von 
einem regierenden Fürsten absonderlich wiederum kas- 
siert und abgeschafft, auch von keinem Fürsten einseitig 
ohne des andern Vorwissen und Bewilligung verschickt 
werden, damit hierdurch der starke und gerade Lauf des 
Hofgerichts nicht gehindert werde‘. Diese Fassung wurde 
im Vergleich von 1650 angenommen, er findet sich auch 
noch in einer im Jahre 1556 entstandenen Bearbeitung. 
In der Hofgerichtsordnung von 1673 hat dann die Fassung 
des Vultejus gesiegt, doch ist das Wort „absetzen“ in 
„beurlauben“ abgeschwächt. 

Obwohl nun das Hofgericht nach seiner Verfassung 
und der Absicht seines Stifters ein unabhängiges Gericht 
sein sollte, haben die hessischen Fürsten sich doch Ein- 
griffe in seine Rechtsprechung erlaubt, von der wir noch 
einige Beispiele kennen lernen. Sie behandelten das Hof- 
gericht wie ihre Kanzleigerichte, auf deren Rechtsprechung 
ihnen nach der Überlieferung ein ausgedehnter Einfluß 
zukam. 

Unsere Quellen enthalten über die persönliche Juris- 
diktion das Folgende: 


17 St.-A. D., Marburger Sukzession, Konv. 48, Tit. 18 des Vergleichs 
vom 14. Dezember 1627; Ledderhose, a. a. O., Beil. III, S. 130 f. 
1° St-A. D., I, Hessen-Kassel, Konv. 34 und Verordnungen 1673. 
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Nach dem Beispiel seiner Vorfahren hat Georg I. in 
gerichtlichen Sachen seiner Untertanen persönlich Recht 
gesprochen. Es wird ihm von seiner Zeit sogar ein eigener 
Gerechtigkeitssinn nachgerühmt. Buch! erzählt z. B. von 
dem Prozeß eines Pfarrers von Wolfkehlen mit dem Schult- 
heißen daselbst, der sich beklagte, der Pfarrer habe ihn 
unschuldig geschlagen. Als der Pfarrer die Tat gestand, 
sagte der Fürst zum Kanzler: „Ich will ihm recht thun, 
dem Buben, welcher meinen Schultheißen geschlagen hatt, 
will ich straffen umb 30 fl. denn er mir nicht meine 
Diener zu schlagen, der Pfarrer aber, welcher ein frommer 
gelehrter mann ist, soll mitt mir zu morgen über der 
Taffel essen“. Buch berichtet, daß dies geschehen, und 
daß der Landgraf auf des Kanzlers Bitte die recht erheb- 
liche Buße schließlich auf 20 Gulden ermäßigt habe. Die 
beiden Räte (Kleinschmidt und Pistor) hätten sich heftig 
über einen solchen Bescheid des jungen Herrn gewundert. 

Die persönliche Rechtserteilung tritt aber schon in 
der Ordnung vom 1. Januar 1587:° hinter der Tätigkeit 
der Räte zurück. Wenn die Räte im Güteverfahren einen 
Bescheid erlassen haben, so soll den Parteien an den 
Landgrafen dagegen zu provozieren erlaubt sein. Im 
ordentlichen Zivilprozeß entscheidet der Landgraf, wenn 
die Räte sich über das Urteil nicht einigen können nach 
vorheriger Einholung des Gutachtens einer unparteiischen 
Universität oder des Hofgerichts in Marburg. 

Wichtiger noch als die Tätigkeit in erstinstanzlichen 
gerichtlichen Sachen war die Betätigung der Landgrafen 
als Instanzrichter. Philipp der Großmütige nahm Appella- 
tionen gegen Entscheidungen des Hofgerichts an. Dabei 
blieb es auch nach seinem Tode. Die Appellation ging an 
die vier Fürsten in Hessen zu gesamter Hand, bis bei der 
Unzweckmäßigkeit dieser Einrichtung die Landgrafen sich 
zu der Anrichtung eines Revisoriums entschlossen, das 
die an die Fürsten gerichteten Rechtsmittel annahm. *® 
Auch über den Urteilen seiner Kanzlei sprach der Landes- 
herr Recht. In der Gießener Ordnung von 1614, in der 
Appellationsordnung von 1628 und dem Oberappellations- 
edikt von 1634, ja noch in dem Direktorium vom 28. März 
1710 ist er formell der ordentliche Appellationsrichter 

19 Nick, a. a. O., S. 5. 

20 Diese wie die übrigen Ordnungen, bei denen nichts besonderes 
bemerkt ist, sind in der Verordnungssammlung im Großh. Haus- und 
Staatsarchiv unter der betr. Jahreszahl zu finden. 

21 5. oben $ 7. 
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über die Rechtsmittel gegen Kanzleiurteile, wenn er sich 
auch regelmäßig nicht selbst an der Rechtsprechung beteiligt. 

Wie die Erledigung der an ihn gerichteten Rechts- 
mittel geschah, berichtet uns das Edikt von 1634. Der 
Landesherr ließ die Geheimen Räte „den Appellations- 
prozeß dirigieren, doch aber der Hauptsache nach, noch 
andern mehreren collegüs untergeben, also daß, was etwa 
an ihn als judicem ad quem von der Marburgischen Re- 
gierung als iudice a quo gekommen ist, der Darmstädter 
Regierung demandiert, und was von Darmstadt gekommen, 
der Marburgischen Regierung oder der Juristenfakultät 
oder etlichen der Sache verwandten, ex diversis corpori- 
bus deputierten Räten als besondern commissarüs an- 
befohlen, oder die acta wohl gar an andre Senate 
außerhalb Landes geschickt und wenn von ihm soviel 
vornehme ogelehrte Leute gehört, die Sache erledigt 
worden ist“. 

Nach der Reform von 1724 tritt der Landesherr in 
der Regel nicht mehr als Richter auf. Er hat zwar noch 
immer bei zweifelhaften und sehr unklaren Fällen in 
seinen Regierungen die Entscheidung. Dies beweist Tit 42, 
Abs. 3 der Kanzleiordnung. Aber die Appellationen von 
diesen gehen nur an das ÖOberappellationsgericht, nicht 
an den Landesherrn selbst. Ja, in $ 10 des Tit. 12 des 
Teils II der Prozeßordnung ist die Anrufung des Landes- 
herrn sogar direkt untersagt. 

Wir können also feststellen, daß in gerichtlichen 
Sachen die richterliche Tätigkeit des Landgrafen mehr 
und mehr zurücktrat, der Hauptgrund für diese Erschei- 
nung war neben dem Anwachsen der Geschäfte ein Gebot 
der landesherrlichen Politik. Das Streben der Landgrafen 
ging auf Erreichung des unbeschränkten Appellations- 
privilegiums. An dessen Erteilung war aber nur zu 
denken, wenn im Lande eine der Reichsjustiz gleichwertige 
Justiz gesichert schien. 

In den geistlichen Sachen der Kanzleideputation 
oder des Konsistoriums ging der Einfluß des Landesherrn 
ursprünglich noch weiter als in gerichtlichen Sachen. Die 
geistlichen Sachen waren eben von besonderem Gewicht. 
Hier handelte es sich um einen Gegenstand, dem die 
Söhne des Reformators Philipp des Großmütigen eine be- 
sondere Bedeutung zumaßen. Es war religiöse Über- 
zeugung, daß der Sittenzustand des Landes, dessen Hüterin 
die geistliche Jurisdiktion war, das Wohlgefallen Gottes 
an dem Lande wesentlich beeinflusse. Wenn man also- 
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nicht als christliche Obrigkeit den Lebenswandel der 
Landeskinder in Zucht hielt, so war das Schicksal der 
Sintflut zu befürchten, wie es als Folge von Sittenlosig- 
keit in Genesis VI vorgestellt wird. Der Landesherr hatte 
daher ein besonderes Interesse an der geistlichen Rechts- 
pflege. Georg II. hat dies in vielen Verordnungen be- 
tont.°® Die Kanzleiordnung von 1587 behält dem Landes- 
herrn daher nicht nur die Dispensationen vor. Sie schreibt 
auch vor, daß die geistlichen und weltlichen Räte in 
zweifelhaften Fällen nicht ohne des Fürsten Vorwissen 
entscheiden, sondern ihr Bedenken erstatten und seine Er- 
klärung darauf erwarten sollen. Aber auch bei den geist- 
lichen Sachen trat die unmittelbare Mitwirkung des 
Landesherrn allmählich zurück. 

Nach der Kanzleiordnung von 1724 soll es bei dem 
Konsistorium in Führung der Prozesse, Referieren und 
Votieren so gehalten werden, wie für die Regierung vor- 
geschrieben. Für diese gilt aber, wie wir bereits sahen, 
nach Tit. 42, daß nur in den Fällen, in denen ob dispa- 
ritatem votorum zu förmlichem Schluß nicht gekommen 
werden kann, der status causae in den Geheimen Rat 
gebracht und des Fürsten decisum eingeholt werden soll. 
Kam die Konsistorialsache vor das Oberappellationsge- 
richt, so wurde sie wie andere Sachen bei diesem Ge- 
richt behandelt. 

In geistlichen Sachen hielt sich die Befugnis des 
Landesherrn, als ordentlicher Richter aufzutreten, bis weit 
in unsere Zeit hinein. Die gerichtliche Praxis schlug 


22 Eine Ordnung Ernst Ludwigs vom 19. Oktober 1699 wegen 
Störung des Gottesdienstes durch Wirtshaustreiben sagt z. B.: „Wann wir 
aber solchem gottlosen und höchst ärgerlichen Unwesen, wodurch der gött- 
liche Zorn unausbleiblich entzündet und das Verderben nicht minder über 
Unser Land und Leute gezogen werden dürfte, nachzusehen nicht gemeint 
sind“, etc. Eine während der Kriegsläufte ergangene Hochzeitsordnung 
vom 94. Februar 1703 meint: „Weil aber dadurch der allbereits erzürnte 
Gott zu schweren Zorngerichten täglich mehr gereizt wird‘, so verordnen 
Wir ete. In der Zeit des 30jährigen Kriegs prägte sich die Vorstellung 
besonders ein. Georg II. schreibt daher in seinem Testament, nachdem 
er Kinder und Untertanen von Hurerei und Unzucht abgemahnt hat: „ee 
christlicher Betrachtung, wie nach Ausweisung geistlicher und welt- 
licher Historien ganze Königreiche, Fürstentum-, Graf- und Herrschaften 
darüber zu Grund gangen und dab fast kein Laster gefunden wird, dem 
Gott mit Wasser, Feuer, Hunger und Schwert so grausam und schrecklich 
ablohnt als eben die Sünde der Unzucht‘“. Siehe Beck, Hessisches Staats- 
recht, Buch II, bei W. Leske, Darmstadt 1832, S. 235. 

23 Wasserschleben, Das Ehescheidungsrecht kraft landesherrlicher 
Machtvollkommenheit, Gießen Eu bes. S. 6f.; Hubrich, Recht der 
N in Deutschland, . 147; Dove-Kahl, ’Kirchenrecht, 8. Aufl., 

S. 287, Anm. 28. 
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in Ehescheidungssachen wie anderwärts den Weg der 
strengeren Lehre ein und schied nur bei Desertion und 
Ehebruch. In anderen Fällen — sie mochten ursprünglich 
zu den zweifelhaften gehören, wo nach der Ordnung von 
1587 und nach dem Reglement von 1724 der Landesherr 
zu fragen war —, behielt sich aber der Landesherr die 
Entscheidung vor. Diese Scheidungen, die z. B. bei Über- 
einstimmung der Gatten und Kinderlosigkeit ausge- 
sprochen wurden, blieben etwas Außerordentliches. Aber 
noch aus dem Jahre 1885 wird ein Fall einer solchen 
Scheidung berichtet. 4 

In Strafsachen war der Einfluß des Landesherrn 
seit Anfang des 17. Jahrhunderts noch viel ausgedehnter 
als in Zivilsachen. Über Leib und Leben zu richten, stand 
unter Georg I. noch den peinlichen Zentgerichten zu. 
Unter Georg Il. ist aber bereits die Entwicklung abge- 
schlossen, die die letzte Entscheidung in peinlichen Sachen 
in des Landesherrn Hand legt. Er entscheidet ganz allein 
unter dem Rat seiner verschiedenen Kollegien. Dies blieb 
bis in das 19. Jahrhundert so, sofern mindestens die poena 
relegationis erkannt werden konnte. 

Nach der peinlichen Gerichtsordnung von 1726, Tit. 9, 
$ 4, hat der Landesherr außer der Richtergewalt auch 
das Recht der Abolition und Begnadigung. Er kann ferner 
eine vom ordentlichen Prozeß abweichende Prozeßart, den 
stillen Prozeß, erkennen ($ 6). Das Recht der Begnadigung 
steht ihm auch in den vor die Untergerichte gehörigen 
Strafsachen zu. Dies beweist eine Verordnung vom Fe- 
bruar 1652. Später wird durch Verordnung vom 21. Ja- 
nuar 1772 der Regierung das Recht der Begnadigung für 
Geldstrafen unter 3 Gulden erteilt. 

Die seither besprochene Richtertätigkeit der hessi- 
schen Landesherren widersprach den Reichsgesetzen nicht. 
Der Landesherr übte sie in allen Fällen gleich im ordent- 
lichen Prozeß und mit Hilfe wohlbestallter Gerichte aus. 
Wir können diese Rechtsprechung also als ordentliche 
bezeichnen. Die Landesherren leiteten aber aus der 
obersten Richtergewalt noch andere Befugnisse ab, die 
sich mit den Bestimmungen der Reichsgesetze nicht ver- 
trugen, die Rechte der avocatio und inhibitio. 


*4 Nach zuverlässiger Mitteilung eines hessischen höheren Justiz- 
beamten wurde noch in diesem Jahre die Scheidung der Ehe eines Herrn 
von Amerungen durch den Großherzog ausgesprochen. 

25 Siehe oben Peinliche Sachen. 

26 Spamer, Sammlung hess. V.-O., Nr. 227. 


Das Zuständigkeitswesen in der Landgrafschaft Hessen-Darmstadt. 325 


Wo der deutsche König weilte, waren ihm die Ge- 
richte des Landes ledig. Er konnte jederzeit eine Sache 
von dem ordentlichen Richter an seinen Hof ziehen. Dieses 
Recht der ‚„evocatio“ ging gegenüber den Reichsständen 
später verloren, die Kammergerichtsverfassung schloß 
seine Ausübung gegenüber dem unabhängigen Reichsge- 
richt aus.?” Ein analoges Recht der ‚„avocatio“ bean- 
spruchten die Territorialherren auch gegenüber ihren 
Landesgerichten. 

Trotz des Verbotes, das die oben erwähnten Bestim- 
mungen der Kammergerichtsordnungen enthalten, wurde 
von der avocatio Gebrauch gemacht, und ebenso die in- 
hibitio, die Versagung des Zivilprozesses, die der Abo- 
lition im Strafprozeß entspricht, geübt. 

In Hessen finden wir Avokationen und .Inhibitionen 
gegenüber allen Gerichten des Landes, sogar gegenüber 
dem Hofgericht. Aus dem Jahre 1601 ist uns eine Avo- 
kation des Landgrafen von Hessen-Kassel vom Hofgericht 
berichtet.®® Die Räte erklärten in einer Sache Sittich 
von Berlepsch gegen Witzenhausen ein Pönalmandat des 
Hofgerichts für nichtig, da der Güteversuch vor der Kanzlei 
in Kassel unterblieben sei. (Reskript vom 12. September 
1601.) Das Hofgericht hatte die Rechtsansicht vertreten, 
daß im Mandatsprozeß der Güteversuch vor der Kanzlei 
nicht erforderlich sei. Die Vergleiche von 1627 und 1650 
verboten nur einseitige Avokationen, dagegen behielten sie 
stillschweigend Samtavokationen vor, die wir in einigen 
Beispielen noch kennen lernen werden. 

Die Kanzleiordnungen haben das Recht der avocatio 
und inhibitio gegenüber den Kanzleien sogar gesetzlich 
geregelt. Die Prozeßordnung von 1724 sagt in Teil III, 
Tit. 1, 82 — und dieser Satz gilt formell bis ins 19. Jahr- 
hundert —: „wie Wir dann auch ein und andere Sache 
aus sonderbaren Bewegungen von unsern Ämtern, den 
Gerichten oder auch den uns nachgesetzten Regierungen 
und Justizkollegiis zu avozieren und solche entweder vor 
gedachtes Unser Oberappellationsgericht oder eine be- 
sondere Kommission zu ziehen, uns ausdrücklich vorbe- 
halten“. Daß der Grundsatz noch um die Wende des 
19. Jahrhunderts als reichrechtswidriger Landesrechtssatz 
Geltung hatte, geht aus dem Entwurf einer Zivilprozeß- 


27 Schröder, a. a. O., S. 558, 559. 

23 M. O0. St.-S. 978, Akta das Samthofgericht und dessen Konkur- 
renz betr. 

29 S. oben Anm. 17. 
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ordnung hervor, die der Regierungsadvokat Schneider 
etwa 1790 verfaßte, die auch die Billigung des Geheimen 
Rates fand, aber unter den Kriegsläuften der Zeit nicht 
zur Vollendung kam. Dort heißt es im Teil I, Abt. I, Tit. II, 
8 2: „Auch dem Landesherrn als der Quelle aller Ge- 
richtsbarkeit bleibt vorbehalten, in außerordentlichen 
Fällen an die Stelle des ordentlichen Richters dergleichen 
Kommissionen zu ernennen“? 

Gegenüber dieser zwar durch Landesgesetze be 
stätigten, aber doch reichsgesetzwidrigen Justiz sahen die 
Untertanen ihren Schutz wesentlich in dem Gerechtigkeits- 
sinn ihrer Fürsten. Die Darmstädtischen Landgrafen 
können es sich zum Ruhmestitel anrechnen, daß kein 
Fall von Avokation oder Inhibition berichtet ist, in dem 
sie eigensüchtigen Interessen zuliebe das Recht geweigert 
oder beeinflußt hätten.®! Sie erachteten eine wohlbestallte 
Justiz, wie ihre Testamente vielfach bezeugen und ihre 
Ordnungen immer wieder hervorheben, als eine Grund- 
feste aller Regimenter.:? 

Gewisse Garantien für die geordnete Justiz boten die 
Landstände, die Reichsgerichte und das Rechtsbewußt- 
sein des Volkes und der Beamtenschaft. 

Die Untertanen hatten nämlich nach dem Reichsprozeß 
die Möglichkeit, den Landesherrn vor dem Reichskammer- 
gericht wegen Verletzung ihres Rechtes auf reichskonsti- 
tutionsmäßige Justiz zu verklagen. Auch konnten sie die 
Reichsgerichte veranlassen, wegen verweigerter und ver- 
zögerter Justiz sich ihrer Sache anzunehmen. Diese 
reichsgerichtliche Kontrolle fand jedoch ihre Schranke in 
dem schleppenden Rechtsgang, der in Wetzlar eingerissen 


30 Akta des Justizministeriums, X, 3, Gesetze über Ordnung und 
Form des Verfahrens, Konv. 2 (Speicher). 

31 Eine Hauptquelle, die Akten über die Reichskammergerichts- 
prozesse der Landgrafen, ist allerdings vernichtet. 

32 Beck, Das hessische Staatsrecht, Buch II, Darmstadt bei Leske, 
1832, Testament Ludwigs V., S. 149 u. 150; Testament Georgs II., 

247; Testament Ludwigs VIIL, S. 303 letzter Absatz. In der Denk- 

schritt „Unter Regierung derer Durchl. Landgrafen zu Hessen-Darmstadt 
in specie des Durchl. Ernst Ludwig, ete. sind nachfolgende Collegia und 
Deputationen geordnet“, enthalten in einem bunt eingebundenen Band des 
St.-A. D., ist unter Beziehung auf die Prozeßordnung von 1724 in $ 26 
bemerkt: „wobei zu annotieren, dab in Civilprozessen und Oberappellations- 
sachen Ihro hochfürstl. Durchlaucht sich niemals melieren, deren 
Justiz den graden Lauf zu lassen, auch bei derselben durante processu 
nicht, wohl aber circa exeeutiones bei gewissen Personen angefragt, übrigens 
unangefragt fortgefahren wird“. Vgl. auch die Zitate aus $ 9, Anm. 11. 

»> Gönner, a. a. O., Bd. III, Abh. LXVIL, $$ 1—11, bes. $ 5. 
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war, und in der Unmöglichkeit gegen die mächtigeren 
Landesherren zu vollstrecken. 

Wichtiger als der Einfluß der Reichsgerichte war der 
der Landstände. Hessen-Darmstadt hat erst im dreißig- 
jährigen Krieg eigene Landtage erhalten, vorher war der 
Obergrafschaft keine eigene landständische Vertretung eigen. 
Die hessen-darmstädtischen Landstände tagten mit Rück- 
sicht auf die überwiegende Bedeutung der oberhessischen 
Ritterschaft zumeist in Gießen. Die älteren Landstände 
vertraten nun zwar nicht die Interessen des Gesamtvolkes, 
sondern hatten nur deshalb ihre Verfassung erhalten, um 
«dem Landesherrn gegenüber die eigenen Rechte korpo- 
rativ zu wahren. In Sachen der Justiz standen aber die 
eigenen Interessen stets in Frage, und so sind uns mehrere 
Beschwerden der Landstände aus dem 18. Jahrhundert 
berichtet, die die Justizerteilung betreffen und alle von 
Erfolg begleitet waren, da die Landgrafen das Wohl- 
wollen der den Staatsgläubigern verpfändeten Stände nicht 
entbehren konnten. 

‘Schließlich verbot sich gegen Ende des 18. Jahr- 
hunderts auch gegenüber dem Rechtsgefühl des Volkes 
ein Eingriff in den Rechtsgang. Die reichsgesetzwidrige 
Justiz, Kabinettsjustiz genannt, war in einer Menge ju- 
ristischer Schriften bekämpft worden.3* Die Naturrechts- 
philosophen, unter ihnen Kant, hatten sie als dem Begriff 
des abstrakten Rechts zuwider gegeißelt?, und die junge 
deutsche Dichtung, Lessings „Emilia Galotti“, Schillers 
„Kabale und Liebe“ und anderes, einen mächtigen Ein- 
druck auf das staatsbürgerliche Selbstbewußtsein hinter- 
lassen. 

In der gebildeten Beamtenschaft vor allem, die zur 


3 K. E. Weiß, Hessisches Verfassungsrecht, Bd, I, $ 13, 1. 

35 Akten des Justizministeriums, X. Abt., 3. Abschn., Gesetze über 
Ordnung und Form des Verfahrens, Konv. 2, Fasz. Beschwerden der 
Landstände betr., Promemoria vom 4. April 1778 und darin zitierte Land- 
tagsabschiede von 1743, $ 14, 1746, $ 7; Spamer, Hess. V.-O., Nr. 246; 
J. R. Dieterich in den Beiträgen zur Geschichte der Universitäten Mainz 
und Gießen, S. 473. 

36 Siehe Anm. 10, bes. die Schriften von J. G. Sieber (1780), 
J. J. Moser (1773 u. 1774), ferner Neurath, Observationes nonnullae de 
Cognitione et potestate, iudiciaria in Causis, quae Politiae nomine veniunt, 
Diss., Erlangen 1780; D. G. Strube, Rechtliche Bedenken, V, Darmstadt 
1788; sowie die viel zitierte Rede des Kgl. preuß. Kammergerichts- 
direktors von Kircheisen in Ernst Ferd. Kleins Annalen der Gesetzgebung 
und Rechtsgelehrsamkeit in den preußischen Staaten, Bd. IX, 1792, 
S. 301£. 

37 Montesquieu, De l’esprit des loix, livre VI, chap. 5. 
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Erteilung des verfassungsmäßigen Rechts berufen war, 
waren diese Bewegungen lebendig. Seit der Erteilung des 
unbeschränkten Appellationsprivilegs fühlten sich hes- 
sische Richter an der Stelle der Reichsgerichte und 
beanspruchten also Beachtung ihres Spruchs auch durch 
den Landesherrn. Man mag über die Bureaukratie jener 
Zeit sagen, was man will. Gewiß, sie war kleinlich, hatte 
einen engen Gesichtskreis und war, wie die Bureaukratie 
aller Zeiten, von einem armseligen Kastengeist besessen. ® 
Aber die Tatsache, daß gewisse Honoratiorenfamilien 
immer wieder die Staatsstellen besetzten, hatte auch ihr 
Gutes. Sie festigte auch den Sinn für Rechtlichkeit, der 
sich infolge der zünftigen Geschlossenheit des Standes 
unter Umständen auch gegenüber dem Landseherrn durch- 
setzte. 

So werden wir einen Fall kennen lernen, in 
dem nicht nur die Landstände und Reichsgerichte, son- 
dern vor allem die Bureaukratie Hessens Widerstand 
gegenüber einem absolutistischen Eingriff leisten, einen 
Fall, in dem das Oberappellatorium gegenüber dem 
Landesherrn ähnlich dasteht, wie das Pariser Parlament 
gegenüber den französischen Königen.’® 


89.. 
Justiz und Verwaltung. 


I. Die äußere Entwicklung der Behördenverfassung 
Hessen-Darmstadt hat mit der Regierungszeit Ernst Lud- 
wigs, etwa 1730, ihren Abschluß gefunden. Das Ergebnis der- 
selben verzeichnet eine um 1727 entstandene Arbeit, 
die wohl als Vorarbeit zu einer allgemeinen Landesordnung 
gedacht war. Folgende ‚Collegia und Deputationes“ zählt 
sie auf: den Geheimen Rat, die beiden Regierungen zu 
Darmstadt und Gießen, das Samthofgericht und Samtrevi- 
sionsgericht, die Konsistorien zu Darmstadt und Gießen, 
die Rentkammer, den Kriegsrat, den Lehnhof, die Steuer- 
deputation, das peinliche Gericht zu Darmstadt und Gießen, 
die Hofdeputation, die Polizeideputation zu Darmstadt, die 
Postdeputation und die fünf Oberforstämter. 

Die meisten dieser Behörden waren zugleich Justiz- und 
Verwaltungsbehörden. Der Geheime Rat war die oberste 


33 Dieterich, a. a. O., S. 465. — °°? Siehe hierüber $ 10. 
1 Siehe $ 8, Anm. 32. 
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Verwaltungsstelle des Landes, seine bürgerlichen Geheimen 
Räte bildeten das Oberappellatorium, das oberste Gericht. 
Der Kriegsrat hatte neben der Militärverwaltung die oberste 
Instanz in den Rechtssachen der Soldaten und Offiziere. 
DieOberforstämter waren sowohl Forstverwaltungsbehörden 
wie Forstgerichte. Reine Verwaltungsbehörden haben wir 
nur in der Rentkammer und Steuerdeputation, reine Justiz- 
behörden nur in den peinlichen Gerichten und den Samt- 
gerichten, alle andern Behörden, vor allem die Regie- 
rungen, vereinigten die Aufgaben, die nach dem Prinzip 
der Gewaltenteilung heute grundsätzlich getrennt sind. 

Eine Folge dieser Erscheinung und des Personalzu- 
sammenhangs war, daß regelmäßig die Räte sowohl Richter- 
wie Verwaltungsaufgaben zu versehen hatten. Denn auch 
in reinen Verwaltungsbehörden, wie in der Rentkammer- 
und Steuerdeputation, saßen Regierungsräte, also mit 
Richtergeschäften betraute Beamte. 

II. Diese Ordnung der Dinge war der Entwicklung eines 
selbständigen ius publicum nicht günstig. Wie sollte der 
Regierungsrat, dessen Haupttätigkeit auf dem Gebiete des 
Zivilprozesses lag, ein Verständnis für die speziellen Be- 
dürfnisse bekommen, die die Rechtsordnung bei Regelung 
des Verhältnisses zwischen Untertan und Staatsmacht zu 
berücksichtigen hatte? Esnimmt deshalb nicht wunder, daß 
in der Gesetzgebung Ernst Ludwigs noch keine Rede ist von 
der Unterscheidung öffentlichen und privaten Rechts, von 
Justiz- und Verwaltungssache, trotzdem sich seit der Zeit 
Georgs 1. in der Verfassung der Landgrafschaft wie überall 
in Deutschland unter dem Einfluß des Naturrechts und nach 
dem Beispiel der französischen Monarchie die Entwicklung 
von der Landesherrschaft zur absolutistischen Staatsherr- 
schaft vollzogen hatte.® Dazu kam, daß der Absolutismus 
der Entwicklung von Verwaltungsrechtsnormen ebenfalls 
nicht günstig war. Der Staatszweck wurde durch den Herrn 
verwirklicht, der die ganze Fülle der Gewalt in seiner Person 
vereinigte. Die Staatstätigkeit regelte sich daher nicht nach 
Rechtsnormen, sondern nach Verwaltungsmaximen, deren 
Änderung in des Fürsten Willkür lag und die nur in den 
wohlerworbenen Privatrechten der Untertanen eine gewisse 
Schranke fanden. 

So finden wir in Ernst Ludwigs Gesetzen noch die alte 
Unterscheidung in Landsachen und Sachen des Fürsten 
der Einteilung der Geschäfte des Staats zugrunde liegen. 


2 Kanzleiordnung von 1724, tit. 39: „diejenigen Sachen, welche den 
fürstl. Staat angehen“. 
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Das ‚Direktorium, wonach sich bei Einschickung der Be- 
richte und Memorialien zu achten‘, vom 28. Mai 17103, gibt 
eine Anweisung darüber, an welche Behörde sich die Unter- 
tanen bei ihren Eingaben, die Beamten bei der Einreichung 
ihrer Berichte zu halten hätten. Es zählt „Landsachen‘‘ im 
früher besprochenen Sinne auf, da nur für Sachen der 
Untertanen eine Anweisung erforderlich war, weil die 
Sachen des Herrn ex officio behandelt wurden. Nach dem 
Direktorium gehen an den Geheimen Rat: 

„I. Alle Publica, sie mögen das Land von innen 
oder außen betreffen und angehen als zum Exempel: Neue 
Gesetze und Ordnungen zu machen; die gemachten alten 
und neuen zu erläutern, auszulegen, zu verändern oder 
gar abzutun; Irrungen mit benachbarten in Grenz- und 
andern Streitigkeiten, wo gnädigster Herrschaft Landes- 
hoheit und Interesse versiert; Erteil-, Erläuter- und Auf- 
hebung der Privilegien und Freiheiten; alle Begnadi- 
gungen, Gratialien, Dispensationen in gradibus prohibitis 
oder über das Alter zu heiraten, Petitiones veniae aetatis, 
legitimationis spuriorum, Restitutiones in integrum gegen 
Regierungs- und Konsistorialurteile und Supplicationes, 
welche anstatt der Appellationen gebraucht werden mögen, 
Strafnachlässe und deren Verwandlung; Appellationes von 
denen Fürstlichen Regierungen an Ihre Hochfürstl. Durch- 
laucht oder wo auch in Causis miserabilium personarum 
mit Vorbeigehung der Unterinstanzien immediate bei Se- 
renessimo geklagt und die Klage daselbst in prima in- 
stantia eingeführt werden will; alle Leibeigenschaftser- 
lassungen, auch alle Konfiskationsfälle: Item die Rang- 
streitigkeiten unter geistlichen und weltlichen Bedienten; 
alle Lehens-, alle Universitäts- und alle Landschafts- 
sachen; alle Bestellungen weltlicher Bedienungen (ausge- 
nommen die gar geringen) Suspension der geist- und welt- 
lichen Diener etc.“ 

Diesen unter I. aufgezählten Sachen folgen keine 
unter II. Es geht aus ihrer Aufzählung selbst hervor, daß 
die „Publica“ nicht die Sachen des öffentlichen Rechtes 
sind. Denn wir finden unter ihnen auch die in den Ge- 
heimen Rat gehörigen Prozeßangelegenheiten der Untertanen. 

Während das Direktorium von Landsachen selbst nicht 
spricht, finden wir in der Kanzleiordnung von 1724 den 
alten Begriff wieder. In Teil I, Tit. 23, heißt es dort: 


3 Hier wie an den andern Stellen, wo keine besondere Quellennach- 
weisung gegeben wird, findet sich die betr. Verordnung in der Sammlung 
des Großh. Haus- und Staatsarchivs. 
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„Bei: Subskriptionen behalten Wir Uns regulariter 
ratione der Land-Sachen selbst zu unterschreiben be- 
vor: die Criminalia, Dienstvergebungen und Abschaffungen 
aus Diensten, Moratoria, salvos conductus, Judaeorum 
Receytiones,Juden- Ausschaffungen, Schutzgelderlassungen, 
Concessiones, daß die Juden Häuser an sich bringen 
mögen, Aufrichtung der Zünfte und Erteilung von Zunft- 
briefen, Lehenstückerveralienierung, Geldaufnahme auf 
Lehengüter, Metropolitanorum, Pfarrer- und Diakonatbe- 
stellungen, Receptiones in hohe Hospitalien, Städteprivi- 
legien, deren Extensiones, Wollenpässe, Erlaßdekrete, ‘so 
über 30 Gulden gehen, und Konzession des Bauholzes 
gegen Bezahlung oder dessen Schenkung“. Unter diesen 
„Landsachen“ finden wir die Geschäfte, die das Direk- 
torium als „Publica, die das Land angehen‘, bezeichnet. 
Der Gegensatz zu ihnen sind nicht die Angelegenheiten 
des Privatrechts, sondern die Sachen des Fürsten. Diese 
Sachen behandelt, wie zu Georgs I. Zeiten, noch immer 
der Kanzler als hervorragender Jurist: „alle Reichs-, 
Kreis-, Korrespondenz-, Lehens- und Universitätssachen 
nebst allen aus der Regierung einkommenden Gutachten 
und andern unsere hohen Jura betreffenden und darin an 
die höchsten Reichsgerichte gehenden Aufsätzen“ (Teil I, 
Tit. I). 

Wir überzeugen uns aus diesen Quellenstellen, daß 
das öffentliche Recht durch die Entwicklung der Land- 
grafschaft zu einem absolutistischen Staat soviel wie nichts 
gewonnen hatte. Insbesondere fehlt ein einheitlicher Be- 
griff für die Verwaltungsgeschäfte. Der Begriff, unter dem 
sie später zusammengefaßt erscheinen, der Begriff „Polizei- 
sache‘ im weiteren Sinne, fehlt noch völlig. Das Wort 
kommt in Ernst Ludwigs Gesetzen nur in einem ganz engen 
Sinne vor, in dem es sich z. B. schon in der Ordnung vom 
11. Oktober 1638 findet. Es bezeichnet die Angelegenheiten, 
die sich mit der äußeren Ordnung des Landes befassen, 
wie sie durch die Polizeiordnungen geregelt ist. Diese Ord- 
nungen geben Vorschriften wider das Schwören und Zu- 
trinken, über den Verkehr der Hausierer und Zigeuner, 
den Besuch der Wirtshäuser und den Kirchenbesuch. Sie 
regeln die Kleiderordnung der Bürger und Bauern, ent- 
halten Vorschriften wider den unmäßigen Aufwand bei den 
Kindtaufen, Hochzeiten und Kirchweihen, befassen sich also 
mit allem, was zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ziem- 
lichkeit, Wohlanständigkeit und Ordnung im Sinne der Zeit 
erforderlich ist, nicht aber mit anderen Angelegenheiten, 
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die schon damals Gegenstand der Staatsverwaltung 
waren. 

So ist auch der Geschäftskreis der vorher erwähnten 
Polizeideputation beschränkt, die Ernst Ludwig zur Ent- 
lastung des Oberamts in Darmstadt angeordnet hatte. Die 
Kanzleiordnung enthält über sie in Tit. 52 die Anordnung: 
„Hat unsere Regierung Sorge zu tragen, daß die unlängst 
angeordnete Polizeideputation in Aktivität gesetzt, zu dem 
Ende ihr Bedenken, wie das ganze Polizeiwesen besser 
als bisher zu besorgen, auch eine Kleiderordnung einzu- 
führen, inzwischen aber doch von dem Oberamt allhier 
in denen gleich in die Augen fallenden Mißständen und 
Unordnungen, die Gebühr mit besserem Ernst und Ord- 
nung als bisher, da es fast in nichts geschehen, beobachtet 
werden möge“. 

Hessen hatte also unter Ernst Ludwig kein eigenes 
Verwaltungsrecht. Der Rechtsschutz der Untertanen gegen- 
über der Verwaltung mußte deswegen nach Normen des 
Zivilrechts und in der Form des Zivilprozesses verwirklicht 
werden. 

III. Ursprünglich unterwarfen sich die Landesherren den 
eigenen Gerichten nicht. Sie hatten als Fürsten ihre auch 
durch die Kammergerichtsordnung anerkannten und ge- 
regelten Austräge, von deren Spruch der Rechtszug an die 
Reichsgerichte ging Die hessischen Landesherren haben 
aber sehr bald, um ihre Angelegenheiten nicht vor fremden 
Gerichten verhandelt zu sehen, sich auch den eigenen Ge- 
richten unterworfen. Insbesondere sind uns aus der ersten 
Zeit des Hofgerichts eine ziemliche Anzahl von Fällen durch 
Einträge in das Hofgerichtsregister bezeugt, in denen der 
Landesherr mit Untertanen prozessierte. 

Später gab in Hessen wie anderwärts die Lehre vom 
Fiskus die nötige Begründung für die Unterwerfung der 
Obrigkeit unter die Gerichte des Landes.® Der Fiskus als 
Träger sämtlicher Vermögensrechte, die dem Staatszweck 


4 Löning, Gerichte und Verwaltungsbehörden in Preußen, Verwal- 
tungsarchiv von Schulzenstein und Keil, 1894, S. 218f.; Zorn, Kritische 
Studien zur Verwaltungsgerichtsbarkeit, daselbst, S. 79f.; Danz, Grund- 
sätze des Reichsgerichtsprozesses, 1795, $ 24; G. M. de Ludolf, De iure 
camerali commentatio systematica, Wetzlar 1741, Bd. I, S. 16 u. 24; 
J. J. Moser, Von der teutschen Justizverfassung, lib. I, Kap. 3, $$ 29, 
47, 67. 

5 Hofgerichtsregister A. 32 (1539), H. 256 (1511); Iless. L.-O., S. 30, 
tit. 1, und S. 42, tit. 9. 

6 Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, = Binding, Systema- 
tisches Handbuch der deutschen Rechtswissenschaft, Band VI, 1, S. 34 u. 46f. 
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dienen, war eine von der Person des Landesherrn getrennte 
juristische Person. Er war der Schuldner aus allen ver- 
pflichtenden Handlungen des Landesherrn oder seiner 
Diener, nicht nur im privatrechtlichen, sondern auch im 
amtlichen Verkehr derselben. Da der Fiskus als Untertan 
galt, war er den Gerichten des Landes unterworfen. Er 
war schriftsässig’ und nahm vor den Regierungskanzleien 
Recht. Diese waren für fiskalische Prozesse die gegebene 
Instanz; denn in ihnen war die größte Zahl von Rechts- 
gelehrten vertreten, während der Geheime Rat nur wenige 
Beamte, unter ihnen die vornehmen adligen, mehr zum 
diplomatischen Dienst bestimmten Diener hatte, die Rent- 
kammer aber außer den darin beschäftigten Regierungs- 
räten nur technische und Regierungsbeamte zählte. 

Daß die Prozesse aus Führung der Landesverwaltung 
im 17. und 18. Jahrhundert bei der Regierung verhandelt 
werden, ergeben folgende Quellen: Das bereits zitierte 
Reskript vom 16. März 1638 weist alle Rentkammersachen, 
sobald sie streitig werden, vor die Regierung zu Marburg. 
Die Ordnung vom 11. Oktober 1638 bezeugt für Darmstadt 
den Brauch, daß die Kammersachen „jeweils“ zur Regie- 
rungskanzlei verwiesen werden. Die Ordnung aus dem 
Juni 1647 enthält das Gebot, daß ‚die in die Fürstliche 
Kammerkanzlei einkommenden Sachen, die in die heil- 
same Justiz einlaufen, alsbald im Geheimen Rat präsen- 
tiert, dem Landgrafen in Untertänigkeit unverzüglich vor- 
gelegt und zum Geheimen Rat in Beratung gegeben werden 
sollen, worauf dieser sie in die Regierungskanzlei ver- 
weist, sofern es sich um Prozeßsachen oder um 
solche Sachen handelt, die einiger Ausführung be- 
dürfen“. 

In der Regierung sind daher nach dem Direktorium 
von 1710 anzubringen: 

„l. alle und jede Justizsachen, sie mögen in Zivil- 
oder Kriminalfällen, sie mögen primae oder secundae In- 
stantiae sein, sie mögen judicialiter oder extrajudicialiter, 
oder inquisitorie oder in forma processus traktiert werden; 

2. alle Gemarkungsstreitigkeiten und andere Landes- 
sachen, welche in quaestionem juris einlaufen; 

3. alle Appellationssachen, welche von denen Ämtern 
oder Gerichtsherrn an die Regierung gehen; 


' Siehe $ 4 a. Ende. 

3 Die Besetzung der Regierung führte auch zu der besprochenen 
Verweisung der Appellationsprozesse aus dem Geheimen Rat an die 
Regierungen, s. St.-A. D., Verordnungen 1634. 
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4. alle Zent-, Polizei-, Zunft- und Handwerkssachen, 
wann darüber Streit entsteht, so rechtlichen Ent- 
scheid erfordert‘. 

Dieses Verzeichnis erläutert sich aus den Bestimmungen 
des Direktoriums über die Rentkammer. Vor die Rent- 
kammer gehören nämlich 

„2. alle in die Renten und deren Ausfind- und Ein- 
führ- und Erhaltung einlaufende Dinge, solange sie 
nicht ad punctum iuris kommen und in das Justiz- 
kollegium derentwegen abgegeben werden müssen‘. 

„9. Das Steuerrenovaturwesen sowohl ratione prae- 
teriti und futuri (wann nicht dabei das punctum 
duris einläuft).“ 

Die allgemeine, längst geltende Regel spricht dann das 
Kanzleiregiment von 1724 in Tit. 27 aus: „Wann Be- 
schwerungen gegen Unser Fürstl. Konsistorium, Rent- 
kammer, Kriegsrat, Steuerdeputation und Oberforstämter 
vorkämen, da sich nämlich einer von Adel oder andere 
Befreiete oder Unbefreiete beklagen, daß ihnen Jura 
oder Gerechtsame disputiert und Güter und Nut- 
zungen entzogen werden sollen, soll anfangs ten- 
tiert werden, durch unparteüsche Kommissarios, denen 
jederzeit ein Regierungsrat zuzugeben, die Strittigkeiten 
quovis modo in Güte zu heben. Wo aber solches frucht- 
los abliefe, und jeder Teil auf seiner Prätension beharrte, 
soll die Suche ad Processum zu Unsrer Fürstl. 
Begierung verwiesen werden, daselbst der Kläger 
gegen Unsern Advocatum Camerae mit seiner Klage 
einzukommen und usque ad submissionem zu verfahren, 
die Akten sollen sodann auf der Parteien Verlangen ad 
impartiales verschickt und dabei wie in allen andern 
Prozeßsachen nach Unsrer publizierten Prozeß- 
ordnung sowohl in prima als secunda instantia 
verfahren werden“. 

Vor dem Hofgericht nahm der Fiskus nicht Recht. Viel- 
leicht fürchtete man die größere Unabhängigkeit dieses Ge- 
richts und hat deshalb die Kammersächen in der Hofgerichts- 
ordnung von 1673 ausgeschlossen.? Auch waren die Richter 
des Hofgerichts mit Verwaltungssachen nicht vertraut und 
zum Teil den speziell Darmstädtischen Verhältnissen fremd. 

Es ist für die Rechtszustände der Zeit nun sehr charak- 
teristisch, daß der Landesherr seinen Untertanen noch be- 
sondere Garantien zu geben nötig fand, um ihnen das Ver- 


9 Siehe $ 1 oben, Zuständigkeit, und $ 10 unten, Reskripte ans Hof- 


gericht von 1631 und 1777, 
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trauen in die Unparteilichkeit seiner Gerichte in Sachen 
des Gerichtsherrn zu verschaffen. Nach dem Muster der 
Reichsgesetze werden die Richter in den beiden Hofgerichts- 
ordnungen für Prozesse des Herrn der besonderen Pflichten 
entlassen, mit denen sie ihm verwandt waren.!! Diese 
Pflichtentlassung enthält noch die Appellationsgerichtsord- 
nung von 1777 in Titel II: 

„In allen Sachen, welche Uns und Unsere Kammer- 
ämter und Jura oder unsere Beamte und Bediente, die in 
unserem Namen agieren, einigermaßen betreffen, oder 
wobei Wir und Unsere Nachkommen selbst oder sie von 
Unseretwegen ein Interesse haben möchten, erlassen Wir 
Unsere zu besagtem Oberappellationsgericht bestellten 
Räte und Diener der auf Wahrnehmung Unseres Besten 
geleisteten Pflichten und Verbindung und wollen, daß die- 
selben eine ganz reine unparteüsche Justiz, wie überall 
so in Unseren oder die Unsrigen betreffenden Rechtsan- 
gelegenheiten vor Augen haben‘. 

Für den Kanzleirichter genügte eine bloße Pflichtent- 
lassung nicht, denn er stand zu sehr in unmittelbarer Ab- 
hängigkeit des Landesherrn.!! Deshalb versandte man bereits 
im 17. Jahrhundert in Prozessen des Landesherrn oder des 
Fiskus auf Antrag’ einer Partei die Akten an unparteiische 
Richter.!2 Als bei der Reform des Prozesses im Jahre 1724 
die Aktenversendung eingeschränkt wurde, blieb sie nach 
Teil 2, Titel 10, $2 der Prozeßordnung d. J. ausdrücklich 
vorbehalten, sofern das Interesse Fisci bei einer Sache 
hauptsächlich mit versiert und folglich die Regierungen 
darin pro suspectis angesehen werden können. 

Diese Vorschrift der Prozeßordnung hatte den Miß- 
brauch zur Folge, daß alle Sachen des Fiskus von den 
Gerichten versandt wurden, selbst gegen den Willen der 
Parteien. Daher unterbindet die Verordnung vom 7. Juni 
1752 diese Auslegung, „da es mit solcher Verordnung 
nicht die Meinung gehabt, daß Unsere Discasteria in 
denen den Fiskus interessierenden Rechtssachen sich 
selbsten suspektieren oder darinnen zu verfahren und zu 
urteilen ganz unfähig sein sollen, da Wir doch Unsere 


10 Siehe Anm. 5. 

11 Der Befehl, auch in Sachen des Herrn unparteiisch zu sein, ist 
häufig, z. B. V.-O. vom 16. März 1638, 7. Juni 1752, 28. Okt. 1746 
(Spamer, Nr. 170) und 8. Januar 1783 (Spamer, Nr. 281). 

12 Nach der im Eingang des Paragraphen erwähnten Denkschrift aus 
dem Jahre 1727 ist der Brauch der Aktenversendung in causis fisei „nach 
dem zw Hannover vorhandenen löblichen Exempel“ in Hessen eingeführt 
worden. 
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Justizcollegia mit gewissenhaften und geschickten Per- 
sonen besetzt zu haben überzeugt sind, und daß Unser 
Interesse und Gerechtsame von denselben durch Unge- 
rechtigkeit vermehrt oder erweitert werden, keineswegs 
verlangen, sondern vielmehr, daß in Unsern Landen eine 
Gott wohlgefällige Justiz verwaltet werde, sehnlichst 
wünschen“. Die Prozeßordnung wird dahin erläutert, daß 
bei dem Oberappellationsgericht wie bei den übrigen Di- 
casterüs, in denen das fürstliche Interesse sive directe 
sive per indirectum betreffenden Sachen die transmissio 
actorum auf Bitte der Parteien oder wenigstens in der 
Schlußschrift geschehenes Ansuchen künftig verwilligt 
werden solle. Diese Grundsätze werden noch durch Ver- 
ordnung vom 29. November 1805 in Westfalen eingeführt. 

Als dann durch Verordnung vom 22. April 1807 die 
Aktenversendung gänzlich untersagt wurde und damit die 
äußere Garantie der Unparteilichkeit fiel, bestimmte der 
$ 5 der Verordnung ausdrücklich: „Was das Materielle 
der Rechtspflege betrifft, so versteht sich’s von selbst, 
daß Unsere Justizkollegien alle an sie gelangenden 
Rechtssachen durchaus nach gleichen gesetzlichen 
Grundsätzen zu entscheiden haben. Wie dann die- 
selben hierzu auf ihre Uns geleisteten Pflichten, alles 
Ernsts hiermit angewiesen werden.‘ ‘3 


$ 10. 
Das formelle Zuständigkeitsrecht. 


In einem Staatswesen, dessen Gerichte durch die Landes- 
verfassung nicht für unabhängig erklärt sind, unterscheidet 
sich ein Zuständigkeitsstreit in der formellen Erledigung 
nicht von dem anderen. Alle Behörden stehen unter einer 
Autorität, die in allen Zweifelsfällen den materiellen Zu- 
ständigkeitsrechtssatz auslegt, unter dem Landesherrn oder 
seiner obersten Behörde. Aus diesen Gründen konnte 
sich auch in Hessen-Darmstadt in der von uns betrachteten 
Epoche ein Kompetenzkonfliktsrecht nicht bilden. Der Kom- 
petenzkonflikt war ja auch deshalb nicht denkbar, weil weder 
die Zeit der Landeshoheit noch die des Absolutismus eigent- 
liches öffentliches Recht entwickelt hatte. Nach dem ge- 
meinen Recht und dem Brauch der deutschen Gerichte 


13 Sammlung Großh. Hess. Verordnungen, Verlag der Invalidenanstalt. 
Darmstadt 1811, Heft I, S. 51. 
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waren eben alle streitigen Sachen für den Zivilrechtsweg 
geeignet. Es gab deshalb in dem Augenblick, wo eine 
Sache durch Klage anhängig wurde, keine nichtrichterliche 
Behörde mehr, die sich rechtmäßig mit der Sache hätte be- 
fassen können. 

Hessen-Darmstadt hat aber bereits in dieser Zeit ein 
ausgebildetes formelles Zuständigkeitsrecht gehabt. Die 
ersten Normen wurden bereits in der Regierungsordnung 
von 16171 vorgesehen. Es ist echt menschlich, daß diese 
Ordnung Ludwigs V. weniger sachliche Konflikte befürchtet 
als persönliche Zwistigkeiten zwischen den Dienern, unter 
denen mit der Schaffung von höheren und niederen Kom- 
petenzen Rangunterschiede entstanden waren.? — 

Zu sachlichen Differenzen gab anscheinend zuerst die 
Rentkammer Anlaß, sie war ja die erste Kanzleideputation, 
die mit anderen Kanzleideputationen in ein Verhältnis der 
Nebenordnung trat. Am 16. März 1638 erging an die Re- 
gierung zu Marburg das Gebot, in allen Sachen, die die 
landesherrlichen Renten, Zinsen, Pächte, Steuern, Ge- 
fälle, Frondienste und Güter quovis modo auch in conse- 
quentiam berühren, oder denselben irgendwie Schaden 
oder Hinderung bringen möchten, und welche also in die 
Zensur laufen, ob sie schon ‚sonst ihrer Art nach vor die 
Regierung gehörten, dennoch mit der Fürstlichen Rent- 
kammer, der in specie die Aufsicht und Wahrung dieser 
landesfürstlichen Rechte anbefohlen sei, gebührlich und 
notdürftig zu kommunizieren. Die Räte sollen sich sonder- 
lich in diesen Sachen bemühen und alles Widrige ver- 
hüten, soweit dies nur salva et illaesa justitia gefordert 
werden möge. Die Regierung soll also mit anderen Worten 
in allen Angelegenheiten, insbesondere Prozessen, in denen 
der landesfürstliche Säckel beteiligt war, vor ihrer Ent- 
scheidung mit der Rentkammer verhandeln. 

Dieser an die oberhessische Kanzlei gerichteten Ver- 
ordnung folgte noch im gleichen Jahre unter dem 11. Ok- 
tober 1638 eine umfassende Regelung des formellen Zu- 
ständigkeitsrechtes, die sich an alle Kollegien ohne Unter- 
schied wendet und die wir als die älteste Quelle hessischen 
Zuständigkeitsrechts in vollem Umfang wiedergeben wollen: 

„Nachdem von Gottes Gnaden Wir Georg, Landgraf 
von Hessen, Dietz ete., stracks beim ersten Antritt Unsrer 





1 Diese und die übrigen im Paragraphen zitierten Verordnungen „ 
finden sich sämtlich im Großh. Haus- und Staatsarchiv in Darmstadt in 
der oft zitierten Verordnungssammlung. 

2 Siehe oben $ 2. 
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fürstlichen mühsamen Landesregierung und folgends in 
alle Zeit dahin getrachtet, wie Unsere verschiedenen Rats- 
collegia, Regierungskanzleien, Rentkammer und andern 
corpora mit gottesfürchtigen, gewissenhaften, geschickten 
und redlichen Subjectis bestellt, darin nächst Beförde- 
rung von Gottes Ehr und Lehr Unsre und des Landes 
Wohlfahrt und gemeiner Nutz treulich beobachtet und 
geprüft, sonderlich die heilsame Justiz als eine Grundfeste 
aller wohlbestellten Regimenter dem Reichen wie dem 
Armen und dem Armen als dem Reichen ohn einigen 
Nebenrespekt schleunig administriert, sodann gute Po- 
lizei und Ordnung angestellt und erhalten, das Gute be- 
lohnt und das Böse der Gebühr nach abgestraft und also 
Unsere ohne dies schwere Regierungsbürde hierdurch er- 
leichtert werden möchte, so haben Wir Uns zu Solchem 
heilsam und insonderheit hoch anliegen lassen, daß so- 
viel immer möglich allenthalben gute Ordnung observiert, 
die Jurisdictiones und Amtsverwaltungen besagter Unsrer 
Ratskollegien, Regierungskanzleien, BRentkammer und 
anderer corporum nicht konfundiert, noch von einigem 
corpore dem andern eingegriffen, sondern vielmehr ein 
Jeder in den Schranken seines Berufs, darin Gott und 
Wir, der Landesfürst, denselben gesetzt bei seinem Re- 
spekt und der ihm zugewiesenen Verwaltung ohne Beein- 
trächtigung gelassen werde. 

Als Wir aber eine Zeit her fast mißfällig vernommen, 
daß sich verschiedentlich Irrsalen und Mißverstände zu- 
tragen und die limites, darinnen ein jedes corpus und 
dessen membra sich befinden, jeweils überschritten und 
der Gebühr, auch Unsrer Verordnung und fürstlichen In- 
tention gemäß nicht in Acht genommen werden wollen, 
damit dann inskünftig alle dergleichen Unordnungen und 
confusiones der Jurisdiktionen und Amtsverrichtungen ver- 
mieden bleiben und alles zu Unserm mehreren fürst- 
lichen contento desto schleuniger und richtiger von statten 
gehen möge, 

So verordnen Wir hiermit wohlbedächtlich und wollen, 
daß hinfüro ein jedes sich darin befindendes membrum, 
es habe gleich dasselbe die Direktion oder nicht, sich 
höchst angelegenen Fleißes in den Schranken seines Be- 
rufs und ihrer anbefohlenen Verrichtungen halten, allem 
dem Einigen, was in Kraft Unsrer Ordnungen, Instruk- 
tionen. Befehle, Dekrete oder Bestellungsbriefe ihnen ob- 
liegt und wozu ein jedes corpus und dessen membra be- 
stellt und angenommen sind, mit allem Fleiß invigilieren, 
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demselben ohne Mischung in andere Händel abwarten, 
auch keiner dem andern in seinen Amtsverrichtungen 
vorgreifen, sondern dasjenige, was seines Amtes nicht ist, 
an gehörigen Ort verweisen, zumal aber keines Kognos- 
zierens, noch Dekretierens, viel weniger einiger Kassier-, 
Aufheb- oder Abstellung dessen, was ein anderes corpus 
angeordnet, unter was Schein dasselbe auch geschehen 
kann oder mag, sich anmaßen, sondern im Fall sich 
einig erhebliches dubium über eine oder andere 
wichtige Sache oder vor welches Collegium dieselbe 
gehörig, erregen würde, an Uns den Landesfürsten 
oder Unsres Abwesens an Unsre Geheimen Räte 
die Notdurft untertüänig und gebührlich deswegen 
dringen solle. 

Wenn bei Unsren Regierungskanzleien etwa occasio- 
naliter Kammersachen vorfielen und von Uns dahin nicht, 
wie itzo jeweils bei Unsrer Regierungskanzlei zu Darm- 
stadt beschehen muß, verwiesen wären, sollen sie die- 
selben von sich ab und an gehörigen Ort remittieren; des- 
gleichen soll auch Unsere Rentkammer in vorfallenden 
Justiz-, Polizei- oder andern vor die Regierungskanzlei 
gehörigen Sachen an Unsere Regierungskanzleien selbst 
die Leute gebührlich weisen, also und dergestalt, daß 
sich auf keine Weise oder Wege in Verrichtung eines 
andern collegiüi Geschäfte einzudringen unterstanden 
werde, gestalt dann einem jeden corpori ohne das soviel 
zu verrichten obliegt, daß es mit andern, ihm nicht an- 
befohlenen Geschäften sich selbst zu beladen nicht Ur- 
sach haben würde. 

Sollte aber je ein oder ander corpus oder ein oder 
ander membrum eines corporis bei einem oder andern 
corpore oder dessen membro etwas zu erinnern haben, 
so soll deswegen mit geziemender Bescheidenheit ent- 
weder bei demselben corpore oder dessen membro selbst 
oder nach Befindung bei Uns, dem Landesfürsten, glimpf- 
liche und gehörige Erinnerung getan und auf diesen 
letzteren Fall entweder immediate von Uns selbst oder 
Unsrer Abwesens von Unsern Geheimen Räten der Ver- 
ordnuna erwartet werden. 

Wenn wir auch schon je nach Befindung in Sachen, 
darin ein corpus gegen das andere Erinnerung getan, 
einem corpori oder dessen membro etwas würden anbe- 
fehlen, so wollen Wir doch dahin sehen, daß nicht eben 
durch das andere corpus, welches wie obgedacht Er- 
innerung eingewendet, sondern immediate durch Uns 
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selbst oder durch Unsere Geheimen Räte Änderung ver- 
fügt und also von keiner Regierungskanzlei wider die 
Rentkammer oder von der Rentkammer wider die Kanzlei 
etwas dekretiert werde. 

Du überdies allem und Unsrer geschöpften viel bessern 
Hoffnung entgegen etwa von jemand aus Unsrer Rent- 
kammer den Regierungskanzleien in dem, was die Justiz, 
Polizei und andere ihre Berufsvorrichtung erfordert, Ein- 
griff geschieht, solchenfalls soll :Unsre Regierungskanzlei 
wie auch viceversa, da Unsrer Rentkammer dergleichen 
begegnen sollte, dieselbe dessen allen ungeachtet in ihren 
Verrichtungen ungehindert fortzufahren befugt und von 
denjenigen, daran sie gehindert werden sollen, niemand 
als nächst Gott Uns dem Landesfürsten und Unsres Ab- 
wesens Unsern Geheimen Räten Rechenschaft und Ver- 
antwortung zu tun schuldig sein. 

Bescheidene Erinnerung aber bei Unsrer Regierungs- 
kanzlei gebührlich und glimpflich anzubringen, soll 
Unserer Rentkammer nicht verboten sein, wie auch im 
Gegenfall Unsrer Regierungskanzlei, bei Unsrer Bent- 
kammer vernänftige Erinnerung einzuwenden, in alle Wege 
frei bleibt. Wann bei Unsern Regierungskanzleien etwas, 
so in censum läuft, verfällt, soll Unseren Regierungs- 
kanzleien mit Unserer Rentkammer nochmals zu kom- 
munizieren Befehl sein, gestalt wie Wir es bei Unsrem 
deswegen erteilten Reskript allerdings bewenden lassen. 

Was dann Unsre Geheimen Räte anlangt, lassen Wir 
es in allem und allem bei dem einigen Respekt, Amt und 
den Verrichtungen, welche Unser in Gott ruhender gnädiger 
und hochgeehrter Herr Vater, weiland Herr Landgraf Lud- 
wig zu Hessen hochlöblicher Gedächtnis, und nachgehends 
Wir selbst denselben wohlbedächtlich beigelegt und er- 
teilt und was die Observanz und Unsere Regierungs- 
ordnung desfalls mit sich bringt, lediglich bewenden. 

In Urkund etc. So geben und geschehen in Unsrer 
Residenzstadt Marburg, am 11. Oktober 1638.“ 

Die Verordnung gebietet also, daß die collegia und 
deren membra sich an ihre Zuständigkeitsgrenzen halten, 
sie verbietet alles Vorgreifen in den Amtsverrichtungen, 
besonders die Aufhebung der Aussprüche eines andern 
Kollegs. Zweifelhafte Zuständigkeitsfälle werden durch den 
Landesherrn oder in Verhinderung desselben durch die 
Geheimen Räte entschieden. Sollte ein Eingriff geschehen, 
dann ist das mit der Sache ursprünglich befaßte Kollegium 
verpflichtet, ruhig fortzufahren. Der einzige zulässige Weg, 
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auf dem ein Kollegium seine Bedenken gegen das Ver- 
fahren eines andern anbringen kann, ist der der Erinnerung. 
Für die Regierungskanzlei bleibt das Gebot in Sachen, die 
in censum einlaufen, den Weg der Kommunikation zu be- 
treten, aufrechterhalten. 

Die Verordnung von 1638 hat alle Arten des Zuständig- 
keitsstreits geregelt. Hervorgehoben hat sie nur die Streitig- 
keiten zwischen Rentkammer und Regierung als die ur- 
sprünglich wichtigsten. Bei der Häufigkeit dieser Zuständig- 
keitsstreite fand man es jedoch bald nicht mehr praktisch, 
die Kollegien den Weg der Kommunikation betreten zu 
lassen und erst im Fall der Unmöglichkeit einer Einigung 
die Einberichtung an den Geheimen Rat zur Entscheidung 
zu empfehlen. Eine Verordnung vom Juni 1647 schrieb 
vielmehr den kürzeren Weg der Erledigung vor, daß die 
fürstliche Kammerkanzlei alle einkommenden Sachen, die 
die heilsame Justiz betreffen, im Geheimen Rat sofort prä- 
sentieren solle. Diese sollten dem Landesherrn vorge- 
tragen und dann im Geheimen Rat beraten werden, worauf 
dieser sie entweder an die Regierungskanzlei oder die Rent- 
kammer verweisen sollte. 

Dies Verfahren wird durch Verordnung vom 7. August 
1699 dann auf wichtige Fälle beschränkt, in einfacheren 
Fällen wird das Gebot der vorgängigen Kommunikation 
wieder eingeführt. 

Die Reformarbeiten Ernst Ludwigs blieben bei diesen 
Bestimmungen. „Wenn Sachen vorfallen, darin mehr als 
einem (Collegio die Inkumbenz obliegt, soll von den- 
selbigen miteinander kommuniziert und letztlich alles im 
Geheimen Rat oder befindenden Umständen nach an Uns 
selbst zw endlicher Dezision und Verfügung gebracht, 
folglich hierdurch alle Konfusion und Kollision der 
Collegiorum sowohl in Annahme als Überlegung 
der Sachen gänzlich vermieden werde“, sagt die vor- 
läufige Kanzleiordnung vom 4. März 1710. Die Kanzlei- 
ordnung von 1724 nahm diese Vorschrift wörtlich auf. 
Die Behandlung der Streitfälle im Geheimen Rat schildert 
der Tit. XX der Ordnung: „Wenn über wichtige Ma- 
terien zwei Collegia ex. gr. Regierung und Rentkammer 
oder Rentkammer und Kriegsrat etc. diverse Meinungen 
führen, sollen Unsere Geheimen Räte die Referenten nebst 
einem oder zwei Deputierten aus jedem Collegio in den 
Geheimen Rat erfordern und sie, da Wir kein schriftlich 
Libellieren verstatten wollen, in ihrer Präsenz über ihre 
differenten Meinungen sich explizieren lassen, sodann 
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hierauf zu vereinigen und einen Schluß zu machen 
suchen“. Wird der Schluß nicht erreicht, so entscheidet 
der Landesherr selber den Streitfall. Diese Sätze gelten 
mit der Kanzleiordnung bis in das 19. Jahrhundert und 
in die Zeit herein, da dem Kompetenzkonflikt seine be- 
sondere Bedeutung zugemessen wurde. 

Mit der Übertragung der Jurisdiktionsaufgaben, die ur- 
sprünglich alle in der Kanzlei erledigt worden waren, an 
einzelne besondere Behörden, gewann vor den Konflikten 
zwischen Rentkammer und Regierung der Streit zwischen 
den einzelnen rechtsprechenden Behörden vorwiegende Be- 
deutung. Im 17. Jahrhundert ist besonders die Grenze 
zwischen geistlichem und weltlichem Forum lebhaft um- 
stritten gewesen. Mit ihrer Verdeutlichung befassen sich 
die Verordnungen vom 30. Dezember 1638, 23. Februar 
1657 und 15. Mai 1682. 

Eine weitere Zunahme erfuhren‘ die Jurisdiktionskon- 
flikte mit der Vermehrung der privilegierten Gerichtsstände. 
Besonders in Darmstadt, wo die Menge der Beamten und 
Bedienten mit besondern Gerichtsständen wohnte und mit 
den unprivilegierten, dem Oberamt unterworfenen Bürgern 
und Bauern in Verkehr kam, häuften sich die Konflikts- 
fälle. Hier hatten ja die Räte ihr besonderes Forum, das 
hohe und das niedere Militär, die Hofbeamten, Schau- 
spieler und Sänger, die Geistlichen, die Hofjagd- und Hof- 
stallbedienten.. Um den Konflikten aus dem Weg zu gehen, 
errichtete man gemischte Deputationen zur Entscheidung 
oder wenigstens zur Untersuchung und Aufklärung der 
Fälle, in denen die Zuständigkeit zweifelhaft sein konnte., 

So erging am 16. April 1710 folgende Verordnung: 
„Zur Abschneidung der Differenzen zwischen fürstlicher 
Regierung, Konsistorium einer- und Hofmarschallamt 
andererseits rationi iurisdictionis in cwvilibus et erimi- 
nalibus ist verordnet, daß ein Hof- und Ratsstüblein, be- 
stehend aus ÜUnserm Hausmarschall, einem Unsrer 
jüngsten Regierungsräte und unserm Hofkammerrat Träß 
angeordnet, und wenn diejenigen Sachen, so gegen einen 
der Hofbedienten entweder ex officio oder ad accusa- 
tionem wel denuntiationem partis vorzunehmen bloß in 
die Justiz einlaufen, Unserm Hausmarschall und einem 
Unserer Regierungsräte allein, da aber solche in Consi- 
storialia einlaufen, mit Zuziehung Unseres Hofpredigers. 
sodann wenn es in Cameralia einlaufet, von Unserm Haus- 
marschall, Regierungsrat, Hofkammerrat, das Examen und 
die Cognition quoad factum ordentlich vorgenommen, und 
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wenn dasselbige verrichtet, in Unser nachgesetztes Ge- 
heimeratskollegium und von damnen befindenden Dingen 
nach in Unsrer Regierung oder Konsistorium oder Rent- 
kammer pro circumstantia causarum um Bedenken ge- 
schickt, sodann von Uns entweder sogleich, da nämlich 
die Sache also durch das Examen präpariert wäre, ein. 
decisum gegeben oder, wenn die Sache eine fernere Aus- 
führung brauchen sollte, selbige an die Regierung oder 
Consistoria pro varietate causarum zur rechtlichen Dis- 
kussion und Sententionierung verwiesen werden soll‘. 

Eine Verordnung vom 29. Januar 1718 befaßt sich 
ebenfalls mit den privilegierten Gerichtsständen, die sich 
für die Dienerschaft in der Residenz Darmstadt gebildet 
hatten, und hat folgendes bestimmt: „Da aber zwischen 
Bürgern und andern Befreiten, es mögen diese von dem 
fürstlichen Hofstaat oder Marstall oder von der deutschen. 
oder Parforcejagd oder aber von der Miliz oder von den 
Musikanten und Komödianten sein, täglich Klagen und 
Strittigkeiten entstehen können, welche schleunig dezi- 
diert werden müssen, und voraus zwischen den diffe- 
renten Ämtern und Jurisdiktionen in Unserer Residenz 
leichtlich neue Collisiones entstehen, oder doch die alten 
resuszitiert werden können: so haben Wir, dem allem 
abzuhelfen, rätlich und nötig befunden, daß eine eigne 
Deputation hierzu niedergesetzt und, allererst gedacht den 
Casus der Klagenden wider erstgedachte Befreite oder 
zwischen ihnen selbst bei denselben, in jedesmaliger Kon- 
kurrenz und Beisein solcher befreiten Personen vorge- 
gesetzten ordinarü Chefs oder Instanz v. gr. wann ein 
Bürger gegen einen Hof-, Jagd-, Militär- oder Stallbe- 
dienten Klage führen wolle, ihn mit Beisetzen Unsres 
resp. Hofmarschalls, Oberjägermeisters, Kommandanten 
und Stallmeisters oder, was die Komödianten und Musi- 
kanten anbetrifft, desjenigen Kavaliers, dem Wir die In- 
spektion über sie übertragen haben, sodann, ordinarie und 
ohne Unterschied der beklagten Personen oder vorkom- 
menden casuum, eines Unsrer fürstlichen Regierungsräte 
und Unseres Oberamtmanns, jedoch was den letzteren 
betrifft, nur in dem angeführten Fall, wenn ein Bürger 
oder andere Person, die unter Unsrer Oberamtsjurisdik- 
tion steht, Kläger ist, (da hingegen in casu controverso 
der Klage eines Befreiten gegen einen Bürger er allein 
darüber zu kognoszieren) in dem sog. Marschallstübchen 
untersucht und cum voto referiert, auch in strafbaren 
Fällen nach allerseitigem Entschluß, von welchem jedoch 
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Uns zuvor jedesmalig untertänigste Relation ad appro- 
bandum et decidendum zu erstatten, exequiert, in causis 
civilibus weitere Verweisung in Fürstliche Regierung, der 
peinlichen Sachen an das peinliche Gericht, Feldfrevel 
vor das Oberamt etc. nach jeglicher Sache Notdurft ge- 
schehen soll‘. Die Kommission sollte auf Eingabe beim 
Oberamt zusammentreten. Durch Verordnung vom 16. April 
1720 wird diese Verordnung aufrechterhalten und dem 
Hof- und Ratsstüblein die Bezeichnung ‚„Hofdeputation‘“ 
beigelegt. 

Ähnliche gemischte Deputationen zur Ausschließung 
von Jurisdiktionskonflikten kamen für die Grenzgebiete der 
ordentlichen und Forstgerichtsbarkeit vor (VO. vom 12. Ja- 
nuar und 12. Juli 1728), sowie zum Ausschluß der Kon- 
flikte zwischen Militär- und Zivilgerichtsbarkeit (VO. vom 
15. Juli 1769). — 

Wenden wir die mitgeteilten formellen Zuständigkeits- 
normen auf Fälle an, die nach modernem Staatsrecht als 
Kompetenzkonflikte zu bezeichnen wären, so erhalten wir 
die folgenden Ergebnisse, die die Notwendigkeit von Kom- 
petenzkonfliktsrecht in einem Rechtsstaat charakteristisch 
beleuchten. Klagt ein Untertan gegen den Fiskus, da er 
sich durch eine Verwaltungsbehörde in seinen wohlerwor- 
benen Rechten verletzt fühlt, und hält die beklagte Behörde 
die Angelegenheit zur zivilprozessualen Behandlung nicht 
für geeignet, so wird sie die Entscheidung des Landes- 
fürsten anrufen. Dieser befindet dann, ob der Prozeß zu- 
lässig sein soll — er wird in diesem Fall zumeist für die 
Erfüllung des eingeklagten Anspruchs besorgt sein — oder 
ob er zu versagen ist. In dem letzteren Falle wird der 
Fürst eine avocatio oder inhibitio aussprechen, wegen deren 
sich der Untertan mit einer querela denegateae justitiae 
oder mit Klage an die Reichsgerichte wenden kann. Andere 
Fälle des positiven Kompetenzkonflikts sind nicht möglich. 
Fälle des negativen Kompetenzkonflikts sind schwer denk- 
bar; die Beteiligten können solche Fälle jedenfalls dadurch 
zur Lösung bringen, daß sie sich mit einem Gesuch an 
den Landesherrn oder seinen Geheimen Rat wenden. 

Im Verhältnis von Hofgericht und Landesbehörde 
galten diese Normen ebenfalls, nur war seit dem Verbot 
einseitiger Avokationen und Inhibitionen zur Lösung des 
Konfliktes eine Samtverfügung der hessischen Regenten not- 
wendig. Es sind uns zwei Fälle von Samtreskripten be- 
kannt, die wir als Beleg für die aufgestellten Behauptungen 
wiedergeben. 
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Beim Hofgericht war im Jahre 1631 ein Injurienprozeß 
anhängig, in dem der Revisionsgerichtsrat Georg von Lettau 
gegen den Darmstädtischen Rat und Vizekanzler in Mar- 
burg D. Dieterich Reinking klagend vorging.® Die iniuria 
sollte damit begangen sein, daß Reinking in Ausführung 
seiner Amtsbefugnisse als Darmstädtischer Beamter den 
Kläger beleidigt haben sollte. Die Geheimen Räte in Darm- 
stadt erhielten bei Revision des Hofgerichts Kenntnis von 
dem Fall und erwirkten ein Samtreskript vom 28. Mai /8. Juni 
1631, nach dem das Hofgericht bedeutet wurde, daß die 
hohen Offiziere, Räte oder Diener deswegen, was sie als 
magistratus pro tribunali sedens, oder sonst amtswegen ver- 
richtet, nicht vom Hofgericht besprochen werden könnten 
und sollten. Die Landgrafen halten dafür, daß es mit 
demjenigen, was die Räte und Diener an ihrer Statt von 
Amts wegen verrichten, viel eine andere Gelegenheit habe, 
und daß die cognitio eines solchen facti niemand anderem 
als demjenigen Fürsten, dessen Rat oder Diener be- 
sprochen werden wolle, zustehen könne. „Würde sonsten 
ein seltzam Absehen gewinnen, wenn unsere Räte und 
Dienere einer iglichen Parthey, von ihren Ambtsverrich- 
tungen, am Hofgericht, Rechenschaft geben, und eo re- 
spectu super iniuriis angelangt werden solten.‘‘ Das Hof- 
gericht erhält Befehl, in solchen Sachen sich der Proze- 
duren zu enthalten. 

Der zweite Fall, über den uns Akten erhalten sind, 
beschäftigt sich mit der Unterscheidung der Kammersachen, 
die zum Prozeß geeignet sind, von denjenigen, die durch 
die früher erwähnte Vorschrift der Hofgerichtsordnung von 
der Zuständigkeit des Hofgerichts ausgeschlossen waren. 
Die Akten belegen hier geradezu die vollständige Unfähig- 
keit der landesherrlichen Räte, die Grenze zwischen den 
Sachen zu ziehen, die nach ihrem vernünftigen Empfinden 
der Rechtsprechung entzogen sein mußten, und den eigent- 
lichen Justizsachen. 

Im Jahre 1777 klagten nämlich die sämtlichen Wolffe 
von Totenwarth gegen den Kammerfiskal in Gießen, weil 
der Amtsverweser Kriegsmann in Gladenbach einen ihnen 
angeblich zustehenden Neubruchszehnten in Herkenrod als 
landesherrlichen erhoben hatte. Das Hofgericht erkannte 


3 Ledderhose, a. a. O., Beil. 8, sowie die in Anm. 5 zitierten 
Akten. 

* Ein sehr charakteristischer Fall, — nach geltendem Recht ein Fall 
des Konflikts —, der daher für die Geschichte des hessischen Konfliktsrechts 
von Bedeutung ist. 
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Prozeß in der Sache, das Darmstädter Ministerium (Moser) 
machte geltend, die Sache sei Kammersache und daher 
von der Zuständigkeit des Hofgerichts ausgeschlossen. Uns 
sind nur die Akten der von dem Geheimen Rat in Kassel 
um Gutachten angegangenen Kasseler Regierung erhalten>, 
die sich in dem Fall nicht recht zu helfen wußte. Der 
Referent Rat Maller hielt das Hofgericht nicht für zuständig. 
Es sei einfach zu prüfen, ob alles ratione objecti „Kammer- 
sache“ sei, wovon die Einkünfte zur Rentkammer flössen, 
oder ob die Sachen, die streitig würden, dann nicht mehr 
zu den ausgeschlossenen Kammersachen gehörten. Er er- 
klärt sich für das Erste, da das Hofgericht nur streitige 
Sachen behandle, also mit nichtstreitigen Sachen überhaupt 
nichts zu tun habe. Deshalb habe Tit. VIII, $ 9, nur Sinn, 
wenn er auch die streitigen Kammersachen ausschließe. 
Die Regierung trat dem Votum ihres Referenten nicht bei. 
Der Korreferent fand eine andere Formel zur Lösung der 
Frage. Er behauptete, das Hofgericht habe mit der Re- 
gierung konkurrierende Jurisdiktion. Die Regierung sei zur 
Entscheidung solcher Sachen zweifellos zuständig... Des- 
halb sei auch das Hofgericht zuständig. Dies wurde in 
einem Gutachten nach Darmstadt berichtet. Der Geheime 
Rat widerlegte in einem Antwortgutachten den Standpunkt 
der Kasseler. Er zeigte die völlige Unrichtigkeit der Be- 
hauptung, daß das Hofgericht in demselben Umfang zu- 
ständig sei wie die Regierung, und vertrat im übrigen 
den Standpunkt des Kasseler Referenten. Dazu legte er 
eine Abschrift des Reskripts vom Jahre 1631, das wir be- 
reits kennen gelernt haben, bei und folgerte aus ihm eine 
Unzuständigkeit des Hofgerichts quoad personam der Be- 
amten. Der Geheime Rat in Kassel billigte trotz der Vor- 
stellungen des Hofgerichts den Standpunkt der Darmstädter, 
es erging daher unter dem 20. April 1779 ein Samtreskripts, 
in dem das Hofgericht angewiesen wurde, in dieser und in 
ähnlichen Sachen, bei denen das landesherrliche Interesse 
versiere, sich der Jurisdiktion zu enthalten. 

Diesen beiden Fällen von Zuständigkeitsstreiten zwischen 
dem Hofgericht und den Landesbehörden haben wir noch 
einen Fall hinzuzufügen, in dem das hessische Ministerium 


5M. ©. St.-S. 986, Akta das Samthofgericht und dessen Kon- 
kurrenz betr. Fasz. Akta die vom Samthofgericht in Marburg in einer 
angeblichen Kameralsache an den Fürstl. Darmstädtischen Fiskal er- 
lassene Zitalion und deshalb von hiesiger Regierung erstattete Gutachten, 
1777. 

6 Ledderhose, a. a. O., Beil. 9. 
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mit dem Oberappellationsgericht in Gegensatz kam und der 
durch die Beteiligung des Ministers von Moser für seine 
Zeit politische und für uns geschichtliche Bedeutung er- 
langt hat. 


s 11. 
Neue Bahnen. 


Im Jahre 1747 erlangte Hessen-Darmstadt das unbe- 
schränkte Appellationsprivileg.' Damit trat die Oberappel- 
lationsdeputation des Geheimen Rats an die Stelle der 
Reichsgerichte, sie wurde die höchste Instanz im Land, 
auch in Sachen des Landesherrn oder seines Fiskus. Das 
Privilegium war an die Bedingung geknüpft, daß eine der 
Reichsgerichtsbarkeit gleichwertige Justiz im Lande und 
besonders bei dem obersten Gerichte geübt werde, damit 
die Untertanen nicht rechtlos gelassen würden.? Das be- 
deutete, daß der Landesherr sich in den Rechtsgang bei 
seinem Oberappellatorium so wenig mischen dürfe, wie 
der Kaiser in den des Reichskammergerichts. Für den 
Fall, daß die Landesjustiz diesen Geboten nicht nachkäme, 
war den Untertanen der Weg an die Reichsgerichte offen- 
gelassen .3 

Das Postulat der Unabhängigkeit des Oberappellatoriums 
stand in Gegensatz mit dem geltenden Rechte des Landes, 
das „aus sonderbaren bewegenden Ursachen“ dem Landes- 
fürsten die Avokation freiließ.* Für das mit dem Privileg 
ausgerüstete oberste Landesgericht sollte dieser Grundsatz 
der Prozeßordnung von 1724 nicht gelten. Damit erwuchs 
für die innere Staatsverfassung des Landes ein eigenes 
Problem. Da nach dem Landesrecht jeder Fall, in dem 
ein Untertan sich durch die Landesverwaltung in seinen 
wohlerworbenen Rechten verletzt fühlte, vor die Zivilge- 
richte gehörte, bot das oberste Gericht, das als unabhängig 
gedacht war, eine Kontrolle über die gesamte innere Staats- 
verwaltung. Es bestand eine Hegemonie der Zivilgerichte. 
Da sich der Fürst eine solche nicht bieten lassen konnte, 
ohne seinen Hoheitsrechten etwas zu vergeben, so war 


ıiK. E Weiß, System des öffentlichen Rechts des Großh. Hessen, 
Bd. I, S. 34. 

2 Hierauf berufen sich die Stände z. B. in dem später besprochenen 
Promemoria vom 4. April 1778; Abdruck des u J. J. Moser, 
Staatsarchiv, S. 74f.; Gönner, a. a. O. I, Abh. LS ‚98. 

3 Dieser Vorbehalt ist im Privileg enthalten. 

* Siehe Teil III, Tit. I, $ 2 der Prozeßordnung von 1724. 
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ein ständiger Konflikt zwischen Staatsverwaltung und ver- 
fassungsmäßiger Justiz gegeben, der solange zu inneren 
Gegensätzen führen mußte, bis der Grundsatz der Gewalten- 
teilung ihn der Lösung entgegenführte. 

Die Staatsverwaltung mußte besonders in dem Augen- 
blick unter dem bestehenden Zustande leiden, wo es galt, 
energische Reformen durchzuführen. Dieser Zeitpunkt kam 
für Hessen-Darmstadt unter der Regierung des Landgrafen 
Ludwig IX. Der Landgraf hatte durch seine Soldatenlieb- 
haberei die Schuldenlast des Landes sehr vermehrt, so daß ' 
eine dringende Reform des fürstlichen Schuldenwesens an- 
gezeigt erschien. Dem fürstlichen Säckel sollten neue Ein- 
nahmen verschafft werden durch eine energische Belebung 
des Wirtschaftslebens der Untertanen. Zu diesem Geschäft 
berief Ludwig IX. im Jahre 1772 einen der bekanntesten 
und erfolgreichsten Verwaltungsbeamten seiner Zeit, den 
Sohn eines anerkannten und bedeutenden Lehrers der 
Staatskunde, den Freiherrn Friedrich Karl von Moser.> Um 
das Talent des Mannes an allen Stellen der Landesverwal- 
tung nutzbar zu machen, wurde er zum Chef aller Landes- 
kollegien bestellt. Am 7. Dezember 1772 schreibt Lud- 
wig IX. aus Pirmasens: „nachdem Wir aber aus wohl- 
erwogenen Gründen nicht nur vermeldetem Präsidenten 
die alleinige Spezialkommission über all dasjenige, was 
tam' directe quam indirecte in Unsers fürstlichen Hauses 
Schuldengeschäft einschlägt, übertragen, sondern den- 
selben auch mit dem Präsidio über alle und jede Unsere 
Dicasteria dergestalt ausgerüstet haben, daß er in Unserem 
Namen am Ruder sitze und Ordnung in allen Geschäften 
einführen solle, so befehlen wir dem Geheimen Rats- 
kollegio, als auch Unserm Oberappellationsgericht und 
denen Regierungen in Unserem Namen bekannt zu machen 
und ein für allemal aufzugeben, hinfür in allen Vorfallen- 
heiten, sie betreffen das Schuldengeschäft oder anderes 
nichts einseitig zu verfügen, sondern über alles vorher 
mit ihm, Präsidenten von Moser, zu Rat zu gehen“.* Moser 
sollte völlig selbständig gestellt werden, der Landgraf ver- 
bot deshalb wiederholt, ihn in Pirmasens mit Supplika- 
tionen zu belästigen.? 

Mit dieser Machtfülle ausgerüstet, begann Moser eine 
großartige Tätigkeit. Es war ihm vorgearbeitet durch die 


5 Strieder, Grundlagen zu einer hessischen Gelehrten- und Schrift- 
steller-Geschichte, Bd. 9, 1794, s. v. Moser. 

6 St.-A. D., Verordnungen, 1772. 

” Daselbst, Verordnungen vom 1. Juni 1772, 16. September 1774, 1776. 
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schon vor seiner Zeit eingerichtete Landvisitationskom- 
mission, die aus einem Bruder Mosers, dem Jägermeister Wil- 
helm Gottfried von Moser, dem Regierungsrat Schmidt und 
dem Kammerrat Mylius bestanden und deren weitgehendes 
Arbeitsfeld eine Äußerung des Landgrafen mit den Worten 
bezeichnet hatte: „Wenn mein Endzweck erreicht werden 
soll, so muß Amt für Amt, Dorf für Dorf untersucht, jeder 
Bauer mit Vorschlägen gehört und alles spezialiter genau 
geprüft werden‘. Das Organ zur Durchführung der Moser- 
schen Reformen war die Landkommission, sie sollte „dem 
guten, fleißigen Untertan seine Abgaben leichter, sein 
Leben froher, seinen Himmel blauer, ihn zufrieden mit 
sich und dankbar gegen seinen Fürsten machen‘“.? 

Auf die Moserschen Reformen und ihr Schicksal ein- 
zugehen, ist hier nicht der Ort. Uns ist. wichtig, daß Moser 
bei Antritt seines Programms schon die klare Einsicht hatte, 
daß die enge Vereinigung von Justiz und Verwaltung und 
die reichsgesetzliche Prärogative des obersten Gerichts seine 
Reformen hemmen mußten und deshalb zu beseitigen 
waren. Schon in der programmatischen Ordnung vom 
7. Dezember 177210 spricht der Landgraf von dem Plan, 
dem Oberappellationsgericht und sämtlichen Justizkollegien 
eine „Grenzordnung‘“ vorzuschreiben, deren Abfassung 
Moser möglichst beschleunigen sollte. Diese Ordnung 
sollte den Gerichten die Sachen bezeichnen, in denen sie 
sich der Prozedur zu enthalten und die Behandung der 
Verwaltungskollegien zu überlassen hatten. Zum Erlaß 
dieser „Grenzordnung‘ kam es zunächst nicht. Dagegen 
tat Moser den ersten Schritt zur Trennung von Justiz und 
Verwaltung, indem er am 29. Dezember 1775 die Regierung 
zu Darmstadt in einen Regierungs- und einen Justizsenat 
trennte, so daß ‚in dem ersten derselben alle eigentlichen 
Publica, Politica und Landessachen, in dem zweiten und 
Justizsenat aber bloße Iudicialia und Parteisachen aller 
Gattung behandelt werden sollten“. „Zur Übersehung des 
Ganzen und Vermeidung allen Konflikts zwischen beiden 
Senaten“ sollte Geheimer Rat Miltenberg das führende 
Direktorium und die Oberaufsicht bei beiden Senaten 
ferner behalten. 


8 St.-A. D., III. Abt, 3. Abschn., Konv. 2, Akta generalia, die 
Fürstl. Landesvisitationskommission betr. Die zitierte Stelle ist in einem 
Decisum vom 30. März 1771 enthalten; Deutsche Biographie, Bd. 22, S. 771. 

9 Über den Umfang der Pläne Mosers geben die Akten des Staats- 
archivs über die Landkommission. Aufschluß. 

10 Siehe Anm. 6. 

11 St.-A. D., III. Abt., 3. Abschn., Konv. 2. 
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Bald fand sich denn auch die Gelegenheit, die Justiz- 
kollegien in die Schranken zurückzuweisen, die Moser im 
Interesse der Verwaltung nicht entbehren zu können 
glaubte.!? Moser ließ im Jahre 1776 die Verwaltung der 
geistlichen Stifter der Stadt Butzbach untersuchen. Er 
fand in der Verwaltung Mißstände, die Verwaltungsstellen 
mit unfähigen Günstlingen des Butzbacher Stadtrats be- 
setzt, und griff daher etwas willkürlich durch, indem er 
den Stiftern eine neue, billigere Verwaltung gab. Diese 
Maßregel setzte sich über die dem Stadtrat in Butzbach zu- 
stehenden Rechte, die diesem auf Grund alter Testamente 
und Verträge zustanden und ihm auf die Verwaltung 
einen Einfluß einräumten, hinweg. Der Stadtrat verteidigte 
seine Gerechtsame durch Einreichung der Klage bei dem 
Oberappellationsgericht in Darmstadt. Das Gericht frug 
gehorsam dem Reskript vom 7. Dezember 1772 bei dem 
Präsidenten von Moser an und äußerte seine Ansicht da- 
hin, daß die Klage zuzulassen sei. Moser erließ darauf 
im Namen des Landgrafen den Befehl, die Sache abzu- 
weisen. Das Gericht gab sich aber damit nicht zufrieden, 
sondern rechtfertigte seine Ansicht in einem ausführlichen 
Gutachten, das leider nicht erhalten ist, und ließ dieses 
Gutachten dem Präsidenten durch seinen Direktor Hof- 
mann überreichen.. 

Es gab zwischen dem Deputierten des Gerichts und 
Moser eine heftige Szene. Moser lehnte die Entgegennahme 
des Gutachtens ab und befahl, es wieder mitzunehmen. Als 
Hofmann der Auseinandersetzung und den Vorwürfen des 
Präsidenten dadurch ein Ende machte, daß er ging, ließ 
er das Gutachten zurück, worauf Moser in einem Um- 
schlagschreiben durch seinen Diener das Schriftstück dem 
Oberappellationsgericht mit der Erklärung zurückschickte, 
daß durch seine Hand eine derartige Insubordination nicht 
zu Ohren seines Herrn kommen werde, und anheim gab, 
die Denkschrift bei Ludwig IX. persönlich zu überreichen. 
Diesen Schritt hat das Gericht nicht gewagt. 

Moser aber tat Schritte, um Übergriffe des Gerichts 
ein für allemal abzuschneiden. Jedes weitere Zögern, wie 
es der Entwurf und die Beratung der geplanten „Grenz- 
ordnung“ nötig gemacht hätte, schien gefährlich. Er 


12 Akten des Großh. Justizminist., X. Abt., Abschn. 3, Gesetze die 
Ordnung und Form des Verfahrens betr., Konv. 2, Einführung der 
Kasselischen Oberappellationsgerichtsordnung betr. 

13 Frühere Gesetzgebungspläne zu einer Ordnung des Gerichts waren 
ohne Ergebnis. Zuletzt war der Öberappellationsrat Falcke mit Ab- 
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führte daher die Kasselische Oberappellationsordnung vom 
4. Februar 1746 ein, eine Arbeit des Kanzlers von Calk- 
hof, den Moser als tüchtigen Geschäftsmann schätzte. 
Diese Ordnung enthielt in ihrem Tit. III die gewünschte 
Bestimmung: 

„Gehören vor Unser Ober-Appellations-Gericht weder 
Polizei- und die Landesverfassung angehende noch In- 
quisitionssachen, wann nämlich Unsere Dicasteria, wer 
sie auch seien, die Haushalt- und Verwaltung oder das 
übele Betragen der Vorsteher, Erheber und Beamten unter- 
suchen lassen und darüber pro parte angegeben werden 
wollen, oder, sonst zum gemeinen Besten Verfügung ge- 
schiehet, sondern und allein diejenigen Rechtsstrittig- 
keiten und Prozesse, welche entweder per appellationem 
seu querelam nullitatis oder ob protractam vel dene- 
gatam justitiam an selbiges gebracht oder nach deren 
sonderbaren Gestalt von Uns dahin verwiesen werden“. 
Moser brachte die Ordnung mit einem hochinteressanten 
Referat im Geheimen Rat ein, in dem neben seinem 
jüngeren Bruder nur noch die Geheimen Räte von Hesse 
und von Miltenberg saßen. Nach Erzählung seiner Aus- 
einandersetzung mit dem Direktor des Oberappellations- 
gerichts Hofmann schreibt er u. a.: 

„Das aber kann uns allen nicht gleichgültig sein, daß 
durch die in einem schwärmerischen Kopf (eine Spitze 
gegen Hofmann) ausgeheckte Idee einer vermeinten Kon- 
trolle über den Fürsten und alle seine Collegia uns eine 
schärfere Rute als keine Reichsgerichte sich je gewagt 
haben würden, auf den Rücken gebunden werde, daß 
von einem Gericht, daß keine Regel als sein vermeintes 
Gewissen kennt, alle Collegia willkürlich gehetzt, kon- 
trolliert und bloßgestellt werden und was dergleichen aus 
dieser feinen Quelle noch weiters fließende ungeheure 
Folgen mehr sind“. 

Moser hörte das Oberappellationsgericht gegen alle 
Übung vor der Einführung der Kasselischen Ordnung nicht. 
Er wollte zeigen, daß er das Gericht nicht zu achten 
brauche. Deshalb sollte die‘ Ordnung auch unverändert 
aufgenommen werden trotz der Bedenken der Darmstädter 
Regierung. Nur der Oberappellationsgerichtsrat Neurath, 
später Beisitzer am Reichskammergericht, brachte es 
fertig, auf Grund einer längeren Vorstellung Moser zu 


fassung der Ordnung betraut, aber auch er kam nicht zum Ziel. Siehe 
Akten in Anm. 12. 
14 St.-A. D., Verordnungen, 1777. 
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überzeugen, daß an einzelnen Stellen, z. B. wo Kasselische 
Gesetze angezogen waren, die Übernahme des Wortlauts 
zu unsinnigen Ergebnissen führen werde. Die transmissio 
actorum in causis fisci, die den Ständen zugesichert war, 
wurde vorbehalten. 

Moser referierte Ludwig IX. den Antrag zur Ein- 
führung der Ordnung unter dem 21. Februar 1777. Das 
Referat lautete: „Das Oberappellationsgericht hat bisher 
behauptet, daß die aus der Landesobrigkeit fließenden 
Polizeisachen und Verfügungen, insofern sie nämlich in 
die Gerechtsame der Privatpersonen und Kommunen ein- 
schlagen und einen Justiz-Gegenstand ausmachen, bei vor- 
fallender Beschwerde an seine Instanz erwachsen seien 
und dergleichen Klagen in Ew. Hochf. Durchlaucht Namen 
daselbst erledigt werden müßten. Im Geheimen Rat hat 
man diesen Grundsatz um deswillen nicht nachgeben 
mögen, weil man in der Vollstreckung dergleichen zum 
Landesbesten abzielender Anstalten, wenn solche prozes- 
sualisch behandelt werden sollen, ungemein gehindert und 
aufgehalten werden würde und überhaupt in andern Län- 
dern alle die Polizei und Landesverfassung angehende 
Verordnungen und Einrichtungen allein aus der landes- 
herrlichen Oberaufsicht sich ableiten, niemalen einen. 
Gegenstand der Justizcollegiorum ausmachen. Es hat bis- 
her an einem deutlichen Gesetz gefehlt, das die Grenzen 
dieses Gerichts bestimmt und eingeschränkt hätte. Da 
dieses in der Kasselischen Oberappellationsgerichtsord- 
nung geschehen ist, und darinnen alle vorbemeldeten 
Gegenstände, auch Inquisitionssachen, wann nämlich die 
Aufführung und Amtspflege der Bedienten, Erheber und 
Beamten der Dikasterien untersucht wird, von der Er- 
kenntnis des Oberappellationsgerichts ausgenommen wer- 
den, so sehen wir uns genötigt, dahin untertänigst an- 
zutragen, daß diese Kasselische Oberappellationsgerichts- 
ordnung, vornehmlich. aus bemeldetem Grund zur be- 
nötigten Einzäunung der zu sehr erweiterten Justiz ein- 
geführt werde und die Kraft des Gesetzes erhalten möge.“ 

Der Landgraf resolvierte auf den Antrag: „Ehe ich 
noch recht den Anfang hievon gehört, wer ich schon der 
Meinung, daß es nicht vor das Oberappellatorium gehöre. 
sonsten stünde der Herr am Ende selbst unter diesem. 
Gericht, und jedermann weiß, wie ich auf die Hofmeister- 
schaften zu sprechen bin. Es wird daher der Antrag ge- 
nehmigt“‘.*5 





'® Siehe Anm. 12 und St.-A. D., Kabinettsprotokoll vom 21. Februar 1777. 
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Die Appellationsordnung ward also Gesetz. Die 
„Grenzordnung“, die sie enthielt, hatte nach der Ent- 
stehungsgeschichte des Gesetzes die Absicht, alle richter- 
liche Kontrolle der Verwaltungsbehörden dem Oberlandes- _ 
gericht zu entziehen.1* Diese Maßnahme ging über das 
Ziel hinaus. Sie hätte die Untertanen, da ja ein Ver- 
waltungsrechtsschutz nicht bestand, gegenüber den Ver- 
fügungen der Staatsgewalt rechtlos gemacht. 

Die Bedenken, die der Bestimmung entgegenstanden, 
wurden auch nicht kleiner dadurch, daß die Absicht des 
Gesetzgebers nicht recht klar zum Ausdruck gekommen 
war. Denn nach Tit. XIV, $ 2, lag es dem Landesherrn 
allein ob, seine Ordnung auszulegen, war es dem Ge- 
richte selbst verboten, durch Interpretationen den Sinn 
der Ordnung zu erläutern oder Observanzen gegen die- 
selbe aufkommen zu lassen. Damit war die Entscheidung, 
ob eine Sache unter Tit. III, $ 1, falle, in die Hand des 
Kabinetts gelegt. Die Begriffe „Polizeisache‘‘, „Sache der 
Landesverfassung‘“, „Verfügung zum gemeinen Besten“ 
waren aber weder in der hessischen Praxis üblich und ge- 
klärt!”, noch standen sie überhaupt wissenschaftlich fest.1 
Denn ihre Definition war ein beliebter Streitpunkt unter 
den Legisten und Kameralisten der Zeit. Ohne genaue 
Bezeichnung der einzelnen für die Justiz nicht geeigneten 
Angelegenheiten und ohne eine gleichzeitige Bestimmung 
darüber, wer an Stelle der Justizbehörden die Entschei- 
dung haben sollte, konnte man eine Einengung der Sphäre 
der Ziviljustiz im Interesse der Verwaltung nicht vor- 
nehmen, wenn man nicht die Rechtssicherheit der Unter- 
tanen ernstlich gefährden wollte. Der Erlaß der Ord- 
nung von 1777 war also übereilt und mußte die schwersten 
Bedenken bei den Untertanen erregen. 

Deshalb zeigte sich auch sofort nach Erlaß des Ge- 
setzes die Reaktion. Auf dem ersten darauffolgenden 
Landtag überreichte die Ritterschaft ein ausführliches Pro- 
memoria vom 4. April 1778.2° Die Beschwerden betrafen 
u. a. die Bestimmungen des Tit. II, $ 1, und des Tit. XIV, 
& 2, die wir erwähnt haben. Die Stände rügen die Unbe- 





16 So faßten die Stände die Absicht der Verordnung auch auf. 
Siehe Eigenbrodt, Handbuch, Bd. I, S. 339, Il. 

1? Die Ordnung von 1777 benutzt meines Wissens den Begriff 
„Polizeisache“ zum ersten Male in einem weitern Sinn. 

18 Siehe über die Versuche der Definition Gönner, a. a. O., Bd. II, 
Abh. XXVI 

19 Dies ist der Gang der spätern Entwicklung. 

20 Siehe Akten in Anm. 12, Fasz. Beschwerden der Landstände betr. 
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stimmtheit der Vorschrift des Tit. III und bitten daher 
um eine nähere Präzision: „Wir können nicht anders 
denken, als daß 

a) der gerechteste Wille Serenissimi bloß auf die- 
jenigen Polizeisachen gehe, wodurch das Eigentum 
und die'erworbenen Rechte eines Dritten nicht 
beeinträchtigt werden‘. Geschieht eine solche Beein- 
trächtigung aber, „so hat der Beeinträchtigte die Befugnis, 
hiergegen aufzutreten, und sobald dieses geschieht, hört 
in Rücksicht auf den Bedrängten die Sache auf, eine 
Polizeisache zu sein, und der Beeinträchtigte muß vor 
dem Justizcollegio rechtliches Gehör finden und von da- 
her seine Entscheidung erwarten. Das ius reformandi 
politicum beschränkt gemeinschädliche Mißbräuche, ent- 
zieht aber niemand sein Eigentum und seine erworbenen 
Rechte, und wenn diese durch jenes beeinträchtigt werden 
sollen, so steht dem Beeinträchtigten das ius contradi- 
cendi im rechtlichen Wege zu“. Die Ritterschaft verweist 
für die Richtigkeit dieser Sätze auf die Auslegung der 
Kasselischen Ordnung durch das Kasseler oberste Tri- 
bunal Dec. supr. Trib. Cassell. Tom. I, Decisio 85, Nr. 5, 
6 und 7. 

b) „Wir hoffen ferner, daß bei «solchen die Landes- 
verfassung angehende Sachen» nur solche verstanden 
werden, welche wohlerworbene Rechte der Stände und 
Untertanen nicht angehen.“ Die Stände verweisen auf 
$ 27 des Kanzleireglements und auf die von den Land- 
grafen erhaltenen Zusagen des Kasseler Vertrages von 
1655, $ 2, und der Landtagsabschiede von 1743, $ 14, 
und 1746, $ 7. Sie drohen, daß man „die weitläufigen und 
kostbaren Wege der Reichskonstitutionen‘‘ gehen werde, 
wenn ihrem gerechten Verlangen keine Rechnung getragen 
werde. 

Moser hat dem Verlangen der Stände nicht nachge- 
geben. Er erhielt die Denkschrift durch den Landtags- 
kommissarius von Klipstein, hat sie aber nicht einmal im 
Geheimen Rat vorgelegt. 

Erst nach Mosers Sturze kam die Angelegenheit 
wieder in Fluß. Unter den Papieren des hessischen Ge- 
sandten von Schöndorff fand man das Promemoria der 
Ritterschaft, und die Geheimen Räte, Mosers ehemalige 
Kollegen, beeilten sich, dem Landgrafen ein Stück Moser- 
scher Willkür zur Beseitigung zu empfehlen. Das Referat 
vom 29. Dezember 1780: erzählt die Entstehungsgeschichte 


21 St.A. D., Kabineltsprotokoll 1780, Nr. 180 vom 29. Dezember. 
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der Ordnung, wie sie in einer Klage des Magistrats von 
Butzbach ihren Anlaß gehabt hätte, und berichtet u. a.: 
„Das Oberappellationsgericht trug bescheidentlich dahin 
an, daß bei dieser Justizsache der Magistrat zur Vor- 
legung seiner Gerechtsame zugelassen werden müsse, 
worüber aber das höchste Gericht sowohl als der Magistrat 
von Moser, der seine Willkür nicht wollte stören lassen, 
äußerst mißhandelt wurden. Das Gericht rechtfertigte 
seinen unschuldigen Schritt und gesetzlichen Antrag in 
einer unständlichen Vorstellung und bescheidenen Ver- 
antwortung, die aber der Präsident ohne Beirat des Mi- 
nisteriüi unter dem heuchlerischen Vorwand zurückgab, 
als ob das Gericht der landesherrlichen Polizeiverordnung 
entgegenhandle. In der Kasselischen Oberappellationsge- 
richtsordnung sind die Polizeisachen und Untersuchungen 
wegen des Haushalts und der Verwaltung der Vorsteher, 
Erheber und Beamten von den Appellationsgegenständen 
ausdrücklich ausgeschlossen. Daher wurde durch den Be- 
trieb der beiden von Moser die Kasselische Tribunals- 
ordnung ohne das hiesige Oberappellationsgericht mit Be- 
denken zu hören hier eingeführt in der Absicht, um einen 
gesetzlichen Schutz zur Erweiterung des Moserschen Des- 
potismus dadurch zu erhalten, daß nunmehr unter dem 
Namen der obersten Polizeiverfügungen Rechte und Eigen- 
tum der Privatpersonen und Kommunen angegriffen und 
dergleichen rechtliche Gegenstände von der Erkenntnis 
der Justizkollegien ausgeschlossen werden konnten. Allein 
Moser wußte nicht oder wollte nicht wissen, was man 
in Kassel unter Polizeisachen versteht, daß solche nur 
das allgemeine Beste und die Wohlfahrt des Ganzen in 
sich fassen, keineswegs aber solche Gegenstände in sich 
begreifen, die die Gerechtsame der Untertanen angehen. 
So ist die Verordnung zu Kassel bestimmt und entschieden 
und in wahre Polizeisachen hat sich weder das hiesige 
noch Kasselische Oberappellationsgericht jemals einge- 
mischt. Indessen hat die Einführung dieser neuen Ge- 
richtsordnung durch das ganze Land Schrecknisse ver- 
breitet, weil man gegen Ew. Hochfürstlichen Durchlaucht 
Absicht den Mißbrauch vorbemeldeter Stelle zur Be- 
drückung der Untertanen nach den Ministerialgrundsätzen 
der beiden Moser nicht nur besorgen, sondern sicher hat 
erwarten können.‘ Auf das Referat erging die Verord- 
nung vom 6. Januar 1781?, worin es heißt: „Nachdem 


22 Eigenbrodt, Handbuch, Bd. I, S. 339, II, und Spamer, a. a. O,, 
Nr. 269. 
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Wir es nunmehr immerdar für Unsere erste Regenten- 
pflicht geachtet, einen jeden Unsrer getreuen Landsassen 
und Untertanen bei seinem Eigentum und seinen wohl- 
erworbenen Rechten zu schützen und zu handhaben, mit- 
hin bei Einführung der neuen Gerichtsordnung nichts 
weniger zur Absicht haben können, als in einem oder 
dem andern einen Eingriff zu tun und diejenigen recht- 
und gesetzmäßigen Mittel abzuschneiden, welche einem. 
jeden zu seinem Schutz und Verteidigung des Seinigen 
nötig sind, dahingegen aber auch nicht gestatten und 
einräumen können, daß durch den Mißbrauch des Weges 
Rechtens Unsere Vorkehrungen und Anstalten zum ge- 
meinen Wohl behindert und unwirksam gemacht und die 
Rechtspflege selbst eine eigene Quelle des Verderbens 
des Landes und Unserer getreuen Untertanen werde; so 
belassen wir es zwar bei der neuen ... Tribunalsord- 
nung ..., bestimmen und erklären aber zur Entfernung 
aller besorglichen Mißdeutungen und des schon geäußerten 
Mißtrauens die neue Ordnung nach reifer der Sache Er- 
wägung einstweilen dahin, daß 

quoad a unter den die Polizei- und die Landesver- 
fassung angehenden Sachen, deren die oben berührte 
Stelle erwähnt, keine andere als wahre und eigentliche 
das gemeine Wohl und Interesse des Ganzen betreffende 
Verfügungen zu verstehen, und sobald wohlerworbene 
Rechte einzelner Personen und Gemeinheiten berührt zu 
sein bescheinigt wird, Wir solche der Erkenntnis der Ge- 
richte in Gemäßheit der Landesgesetze und Verfassungen 
nicht entziehen werden, 

quoad b bei Inquisitionssachen die Berufung an das 
Oberappellationsgericht keineswegs wie in Privatsachen 
verstattet wird, weil die Dicasteria, die die Untersuchung 
veranlaßt haben, dabei als Beklagte erscheinen würden, 
inzwischen aber in den Fällen, wo über eine Illegalität 
in modo procedendi geklagt oder daß die Tatsachen, darauf 
die Verurteilung erfolgt, unrichtig sind, mit Gründen be- 
hauptet wird, das Oberappellationsgericht mit Bericht ge- 
hört, und nach Befinden die Sache in den Weg der Ord- 
nung geleitet wird“. 

Abgesehen von der Bestimmung unter b hat in dieser 
Verordnung die alte reichsgesetzliche Anschauung gesiegt. 
Die verwaltende Staatstätigkeit hat in der Rechtsprechung 
der Zivilgerichte in Fällen der Rechtsverletzung ihre 
Schranke. Die Verordnung verhehlt sich aber in ihrer 
Einleitung nicht, daß das Problem, das Moser aufgedeckt 
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hatte, ungelöst blieb. Der Landgraf erklärt, er wolle in 
niemandes Rechte eingreifen, er kann aber auch nicht 
verstatten, daß die Justiz die Verwaltung lahm lege, und 
beläßt es daher bei der Ordnung von 1777. Die Praxis 
hatte sich also nach wie vor durch die Schwierigkeiten 
durchzutasten, sie hatte das Recht erst noch zu schaffen, 
über das man verfrüht Regeln ausgesprochen hatte. 

Wie dieser Versuch, Justiz- und Verwaltungssachen 
auf neuer Grundlage zu unterscheiden, scheiterte auch 
der andere Versuch, den Moser mit der Trennung der 
Darmstädter Regierung in einen Justiz- und Verwaltungs- 
senat gemacht hatte. Ein Reskript vom 2. Dezember 1780 
hob die Scheidung auf. Der Bericht der Regierung, der 
auf diese Entschließung antrug, vom 23. November 1780, 
behauptete, „der von dieser Abteilung erhoffte Nutzen 
habe sich nach den bisherigen Erfahrungen nicht er- 
geben, vielmehr sei der Gang der Geschäfte zumal in 
Justizsachen dadurch gehindert worden‘.* 

Die Versuche eines großzügigen, weitblickenden Ab- 
solutisten zu einer Reorganisation der inneren Staatsver- 
fassung sind also gescheitert. Was er angedeutet hatte, 
vollzog sich im neuen Jahrhundert von selbst. Uns scheint 
an den durch ihn heraufbeschworenen Ereignissen zweier- 
lei vor allem bemerkenswert. 

Der Versuch, die Justiz und Verwaltung in der inneren 
Staatsverfassung zu trennen und die für beide Staats- 
tätigkeiten unzweckmäßige Verbindung zu lösen, wurde 
nicht von dem Volke oder den Organen der Justiz an- 
geregt, sondern von den Bedürfnissen der Staatsverwal- 
tung aufgezwungen. Dies läßt den Rückschluß zu, daß die 
Justiz weniger Nachteile aus der Vereinigung beider 
Staatsfunktionen hatte, als die Verwaltung. Es zeigt, daß 
selbst die absolutistischen Landgrafen die Gerichtsver- 
fassung des Landes geachtet haben. 

Dann sehen wir aber auch, wie stark das Verlangen 
nach den Garantien des Rechtsstaats, besonders nach 
unabhängiger Justiz, im Lande war. Die Bureaukratie und 
die Ritterschaft vereinigen sich im Protest gegen die den 
Landeskonstitutionen zu nahe tretenden Reformen und 
drohen, daß sie die Reichsgerichte anrufen würden. Und 
sie setzen im Endergebnis ihre Forderungen durch. ?* 

Ein Staatswesen, das so weit gekommen war, hatte 


23 Siehe Anm. 11; Mosers Nachfolger Gatzert ließ die Justizsachen 
an besonderen Tagen vornehmen, Verordnung vom 31. Januar 1786. 
22 Dies belegt die Behauptungen in $ 8 am Ende. 
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nicht mehr weit bis zum Rechtsstaat. Für Hessen vollzog 
sich die entscheidende Wandlung schon unter dem Ein- 
fluß der französischen Revolution, die über den Rhein 
herüber ihren Schatten warf. Nun wagte man Eingriffe 
in die Justiz nicht mehr, da sie gefährlich werden 
konnten.® So kam es schon im ersten Organisations- 
edikt vom 12. Oktober 1803, das zudem von der Absicht 
diktiert war, die unter hessischem Szepter neu vereinten 
Völker mit Vertrauen zu der Rechtlichkeit des Landes- 
fürsten zu erfüllen, zu einem Satz, der die letzte Konse- 
quenz des Prinzips der Souveränität der Gerichte enthält: 
„Zur Vermeidung aller Kollisionen zwischen den Justiz- 
kollegien und den übrigen Staatsbehörden gilt die Regel: 
So oft Streit entsteht oder die Frage ist, ob der vor- 
kommende Fall unter ein vorhandenes allgemeines oder 
spezielles Gesetz subsumiert werden müsse oder nicht 
— muß die Justizbehörde entscheiden‘. Dieser Satz 
bezeugt für Hessen zuerst die Möglichkeit des Kompetenz- 
konflikts, er weist die Kompetenz zur Entscheidung dieses 
Konfliktes (Kompetenzkompetenz) den Gerichten zu. 


25 Über die Revolutionsangst in Regierungskreisen s. J. R. Dieterich 
in den Beiträgen zur Geschichte der Universitäten Mainz und Gießen, 
S. 488. 

26 Eigenbrodt, a. a. O., I, $ 108. Interessant sind die Bemer- 
kungen, die Ludwig Minnigerode, der geistige Urheber der Organisations- 
edikte, in seinem „Beitrag zur Beantwortung der Frage: Was ist Justiz- 
und was ist Administrativsache?‘“ (Darmstadt 1835 bei Jonghaus) über 
die Bestimmung macht: „Bei Erlassung dieser Bestimmung hielt man die- 
selbe nicht für etwas Besonderes, sondern für etwas, was sich von selbst 
verstehe und nicht nur im bestehenden gemeinen Rechte, wonach der Richter 
über seine Kompetenz allein zu entscheiden hat, sondern auch von allen 
deutschen Gerichten nd namentlich von den Reichsgerichten anerkannt 
war und täglich in Übung gebracht wurde“. 


Landmiliz und stehendes Heer in Kurmainz 
namentlich im 18. Jahrhundert. 


Richard Harms. 





I. Abschnitt. 
Allgemeiner Teil. 





Das alte deutsche Reich, das 1806 aufgelöst wurde, hat 
bekanntlich niemals ein stehendes Heer unterhalten. Erst 
beim Ausbruche eines Krieges bestimmte der Reichstag die 
Aufstellung einer gewissen Zahl Truppen. Der Wormser 
Reichstag 1521 setzte eine Gesamtstärke von 4000 Reitern 
und 20000 Fußknechten fest und verteilte die Kontingente 
auf die einzelnen Reichsstände.! Dieses „Simplum“ blieb 
giltig bis zum Jahre 1681, wo es auf 12000 Reiter und 
28000 Mann Fußtruppen erhöht wurde. Gleichzeitig wurden 
die Kontingente nicht mehr den Reichsständen direkt auf- 
erlegt, sondern auf die 10 Kreise verteilt.? 

In den Reichskriegen des 18. Jahrhunderts ist das 
„Simplum“ niemals aufgeboten worden, sondern stets das 
„Iriplum‘“ von 120000 Mann, in den Revolutionskriegen am 
Ende des Jahrhunderts sogar das „Quintuplum‘, 300000 Mann. 

Der kurrheinische Kreis, dem das Erzbistum Mainz an- 
gehörte, hatte für das ‚„Triplum“ 1800 Reiter und 8121 
Mann Fußtruppen aufzubringen,’ Kurmainz selbst 2591!/; 

! Zeumer, Quellensammlung 1904, Nr. 155. 


2 C. F. Gerstlacher, Hdbch. d. D. Reichsgesetze, 6, 853. 
® E. A. Mil. fasc. 121. Triplum des kurrheinischen Kreises: 





. Matrikel Mannschaft zu 
fl. Roß Fuß 
Kurmainz. . . 2 2.2.2...1828 576 3591!/s 
Kurtrier . 2 2 220202020 81018 254 1148!/3 
Kurköln . . 2 .2.2.2.2...1898 576 3591!/s 
Kurpfalz . 2. 2 2 202020. 94 2388 1296 
Ballei Coblenz . . . . . ... 138 40 181!/s 
Probstei Selt. . . 2... 34 7 34 
Fürst zu Arenberg . . . . 48 14 68 
Nassau Beilstein . . . . . 20 6 982]s 
Grafschaft Rheineck . . . . 12 3 17 
Grafschaft Nieder-Isenburg . . 32 10 45 
Stadt Gelnhausen . . . . . 54 %6 119 


57381; 1800 sı2l 
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an Fußtruppen und 576 Reiter. Außerdem stellte Kurmainz 
zum oberrheinischen Kreise, dem es mit der Grafschaft 
Königstein angehörte, 100 Mann Fußtruppen.t 

Es entsteht nun die Frage, hat Kurmainz dieses Reichs: 
kontingent nur für den Krieg aufgebracht oder bereits in 
Friedenszeiten aufrechterhalten ? 

Die staatsrechtliche Möglichkeit, stehende Truppen zu 
unterhalten, gewährte erst der „jüngste“ Reichsabschied von 
1654, und auch dieser nur in einer Beschränkung. Para- 
graph 180 setzte fest, daß „jedes Kurfürsten und Standes 
Landsassen, Untertanen und Bürger zu Besetz- und Er- 
haltung der einem oder anderm Reichsstande zugehörigen 
nötigen Vestungen, Plätzen und Garnisonen ihren Landes- 
fürsten, Herrschaften und Obern mit hülflichem Beitrag ge- 
horsamlich an Hand zu gehen schuldig sein“. 

Während des 17. Jahrhunderts beschränkten sich die 
stehenden Truppen in Kurmainz nur auf die notwendigsten 
Festungsbesatzungen. Ebenso wie Kurfürst Friedrich IN. 
von Brandenburg nahm auch Kurfürst Lothar Franz. von 
Mainz noch 1697, nach dem Ryswiker Frieden, eine um- 
fangreiche Reduktion seines Kontingentes vor, die einer 
Auflösung der Truppen nahezu gleichkam.* Erst nach dem 
Spanischen Erbfolgekriege ließ er seine Regimenter nicht 
mehr auseinandergehen. Sie blieben dem Reichsgesetz ge- 
mäß in den Festungen konzentriert. Seit dieser Zeit können 
wir von einem nennenswerten stehenden Heere in Kur- 
mainz sprechen. 

Bei der Beurteilung des Heerwesens in einem geist- 
lichen Staate ist es notwendig, von der Verfassung des Staates 
auszugehen. Denn auf keinem Gebiete trat der Gegensatz 
des geistlichen und weltlichen Staates so scharf hervor als 
auf dem des Heerwesens. 

Der weltliche Herrscher, der Erbmonarch, sah mit einem 
starken, ihm ergebenen Heere den Glanz und die Zukunft 
seines Hauses aufs engste verknüpft: das Heer gab ihm 
die Mittel an die Hand, durch Eroberungen seine Dynastie 
auf eine breitere Grundlage zu stellen und zu festigen. 

Der geistliche Herrscher war ein Wahlmonarch ohne 
Thronerben, ihm fehlte jedes persönliche, dynastische Inter- 
esse am Heere. Die innere Ausgestaltung seines Landes 


* Büsching, Erdbeschreibung, 1761, III, 895 ff. 

> Zeumer, Nr. 173, S. 396. 

® Vgl. S. 31. Hist. Ztschr. 67, 281: M. Lehmann, Werbung, Wehr- 
pflicht und Beurlaubung in Heere Friedrich Wilhelms I.: Friedrich 11. 
entließ ?/s seiner Truppen. 
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lag ihm näher als Eroberungspolitik. Im geistlichen Wahl- 
staate war die Tendenz, das Heer zum Mittelpunkte alles 
Staatslebens zu machen, ausgeschlossen. Selbst wenn ein 
Bischof versucht hätte, die Truppen in stärkerem Maße als 
herkömmlich und gesetzlich zu vermehren, so wäre er zu- 
nächst gebunden gewesen an die Zustimmung seines Wahl- 
kollegiums, des Domkapitels. 

Zwischen Bischof und Domkapitel herrschte der ewige 
Streit um den größeren Einfluß in der Landesregierung. 
Durch Wahlkapitulationen hatte das Kapitel die monarchi- 
sche Gewalt im Laufe der Jahrhunderte herabzudrücken 
gewußt.” Vor allem durfte der Bischof keine Steuer aus- 
schreiben, also auch keine Kompagnie Soldaten errichten 
gegen den Willen seiner Wähler. 

Wie anders in den meisten weltlichen Staaten, nament- 
lich in Brandenburg, Österreich und Bayern, wo das Heer- 
wesen emporblühte dank der absoluten Gewalt des Herrschers 
und der Machtlosigkeit der Stände.® 

Das Domkapitel begnügte sich nun nicht mit dem Recht, 
über die Existenz des Heeres zu entscheiden, in Kurmainz 
hat es alsbald weitere Forderungen gestellt. Die Wahl- 
monarchie brachte es mit sich, daß nach dem Tode des 
Herrschers ein Interregnum entstand. Bis zur Neuwahl 
führte das Domkapitel die Regierung. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß es von wesentlicher Bedeutung war, wenn das 
Militär in dieser Zeit der Regierung zu Gehorsam verpflichtet 
war. Daher forderte das Kapitel im Jahre 1629°, in der 
stürmischen Zeit des dreißigjährigen Krieges, wo der Feld- 
herr dem Soldaten alles, der Landesherr wenig bedeutete, 
daß die kurmainzischen Höchstkommandierenden ‚‚samt ihrer 
unterhabenden Mannschaft“ doppelt vereidigt wurden, auf 
Erzbischof und Domkapitel. 

So berechtigt die Forderung an sich war, so scharf kenn- 
zeichnet sie dieses eigentümliche Staatswesen, das repu- 
blikanischen Grundsätzen viel näher stand als monarchischen. 

Auch in passivem Sinne machte sich die Sonderstellung 
des Kapitels geltend. Die Stadt Bingen, der Flecken Hoch- 
heim und sieben Dörfer rechts und links des Rheines waren 
Eigentum der Kapitularherren und als solches frei von allen 
Militärlasten. Mit Starrheit hat das Kapitel für dies Privi- 


” Vgl. Stimming, Die Wahlkapitulationen der Erzbischöfe und Kur- 
fürsten von Mainz 19233—1788. Gött. 1909. 

8 Schröder, Deutsche Rechtsgesch., 5. Aufl., S. 874. 

®» W. A. Wahlkapitulation von Anselm Casimir, 6. Aug. 1629. 
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legium gekämpft, erst nach 1789 konnte es zur Nachgiebig- 
keit gebracht werden. 

Der geistliche Staat erhielt noch durch ein weiteres 
Moment sein Gepräge. Im Gegensatz zu den weltlichen 
Reichsständen lebte unter den geistlichen Fürsten das Be- 
wußtsein, dem Reiche anzugehören, einen Kaiser über sich 
zu haben, weit stärker fort. Je mehr die Macht der welt- 
lichen Territorien um sich griff, desto offenkundiger trat 
dies hervor. Denn der Fortbestand der Reichsverfassung 
garantierte den geistlichen Staaten ihre Existenz. 

In militärischer Hinsicht machte sich der Einfluß des 
Kaisers mehrfach geltend. 1726 schloß Kurmainz einen Sub- 
sidientraktat mit Österreich ab.!° Österreich zahlte zwei 
Jahre lang 150000 Gulden zu Festungsbauten und Heeres- 
verstärkungen; der Kurfürst sollte dafür auf Reichs- und 
Kreistag die Anerkennung der pragmatischen Sanktion ver- 
treten. Bei einem ausbrechenden Kriege wollte der Kaiser 
nicht nur das Erzbistum und seine Festungen, Mainz und 
Erfurt, mit Truppen beschützen, sondern auch etwaige feind- 
liche Kontributionen durch Entschädigung an erobertem Ge- 
biet wieder gut machen. Dieser Vertrag wurde 1733 auf 
fünf Jahre erneuert, nur die Geldsumme auf 95000 fl. herab- 
gesetzt.11 

Maria Theresia schloß im dritten schlesischen Kriege 
mit Kurfürst Johann Friedrich Karl am 27. September 1756 
eine Truppenkonvention ab.!? Gegen eine Geldentschädigung 
— für jeden ausgerüsteten Mann zahlte Österreich 40 fl. — 
gab der Kurfürst ein Regiment zu Fuß, 2400 Mann stark, 
in österreichische Dienste. Daneben stellte er sein Reichs- 
kontingent ins Feld, komplettierte sieben Jahre lang beide 
Regimenter und führte 1758 der Kaiserin weitere 1000 Mann 
zu. Aus allen Verhandlungen zwischen Kurfürst und 
Kaiserin klang die völlige Hingabe des Kurfürsten an die 
kaiserliche Politik durch, freilich auch die Hoffnung, im Falle 
eines Sieges der kaiserlichen Waffen entschädigt zu werden. 
Selbst das Domkapitel hat gegen die verhältnismäßig sehr 
schweren Opfer nur geringen Einspruch erhoben. 

So war es auch nicht verwunderlich, daß den Kaiser- 
lichen von der kurmainzischen Regierung gestattet war, im 
Erzstifte Werbungen zu veranstalten. 1744 beschränkte sich 
die Erlaubnis nur auf bestimmte Distrikte, 1765 wurde sie 


1° E.A. Mil. fasc. 97. — !! Ebenda. 
12 E. A. Mil. fasc. 79 u. 83. Vgl. S. 58. — '3 Ebenda. 
'# W. A. Wahlkapitulation von Emmerich Joseph, Art. 3. 
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auf das ganze Erzstift ausgedehnt.’° Allerdings sollten nur 
Söhne reichbemittelter Untertanen und eventuell Deserteure 
angeworben werden; die kurfürstliche Regierung behielt sich 
auch das Recht der Reklamation vor. Aber es wurde selten 
von ihm Gebrauch gemacht.!s 

Die Werbeerlaubnis bedeutete insofern eine erhebliche 
Konzession an den Kaiser, als gegen alle andern auswärtigen 
Werber mit außerordentlicher Strenge vorgegangen wurde. 
Kurmainz bot, ebenso wie alle weniger mächtigen Staaten, 
den größeren Militärstaaten eine sehr ergiebige Soldaten- 
domäne. Preußen, das bis zum Ende des 18. Jahrhunderts 
sein Heer zu einem großen Teile durch Ausländer ergänzte!”, 
suchte namentlich das Eichsfeld und das Erfurtische Gebiet 
heim. Kurmainz erließ zahllose Verbote und Warnungen, 
in denen sich oft eine leidenschaftliche Erbitterung Luft 
machte.!? Auf die Ergreifung der fremden Werber wurden 
Belohnungen ausgesetzt, mit Leib und Leben, Hab und Gut 
sollten sie dem Gericht verfallen sein; wer dem ‚„unerhörten 
Menschenraube‘ Vorschub leiste, wie‘ Gastwirte, Schiffer, 
Fuhrleute oder gar Kupplerinnen und Dirnen, der solle an 
den Pranger gestellt, mit Ruten gepeitscht, gebrandmarkt, 
ja geköpft werden. 

Das beständige Anwachsen der geworbenen Heere in 
den Militärstaaten zog für die kleineren Reichsstände noch 
eine Folge nach sich: es wurde immer schwieriger, Söldner- 
truppen zu unterhalten, da gegen das höhere Handgeld der 
preußischen und österreichischen W:erber nicht aufzukommen 
war. Hierzu gesellte sich die andauernde Geldnot der kleine- 
ren Reichsstände; auch Kurmainz ist von ihr nicht ver- 
schont geblieben. Während andere Staaten in der zweiten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts den Grund zu ihrem ‚miles perpe- 
tuus“ legen konnten, hatte Kurmainz schwere wirtschaftliche 
Krisen durchzumachen. Der dreißigjährige Krieg mit seinem 
furchtbaren Gefolge, Hungersnot und Seuchen®, hatte den 


15 E. A. Mil. fasc. 58a u. 93. 

1° Eine Erklärung des Hofratspräsidenten, 9. Mai 1777, besagte: Die 
Beamten sollten bei Reklamationen gegen kaiserliche Werbungen ohne 
Aufsehen verfahren, am besten unter der Hand an die Regierung berichten. 
W. A.M. Verordnungen. 

17 Vgl. M. Lehmann, Hist. Ztschr. 67. Kriege Friedrichs d. Gr., I, 38. 
Tabellen über In- und Ausländer sind erst seit 1740 geführt. Ein Regiment 
bestand im Jahre 1740 z.B. aus 244 Einländern, 699 Ausländern. 

18 E. A. Mil. fasc. 93. 

1° W. A. M. Verordnung, u. a. 1667, 1673, 1676, 1681, 1697, 1723, 
1750 und viele andere. ‚ 

2° W. A. Verordnung 3. Sept. 1755. 

2! Schrohe, Kurmainz in den Pestjahren 1666/67. (1903.) 
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Wohlstand des Landes völlig untergraben. Kurfürst Johann 
Philipp konnte zur Marienburger Allianz, einem Defensiv- 
bündnis zwischen Kaiser und einigen Reichsständen (1671/72), 
nicht einmal 150 Reiter und 1000 Fußknechte aufbringen ; 
er mußte sich die Zahl der Fußtruppen auf 500 ermäßigen 
lassen. Die Kriege gegen Ludwig XIV., vor allem der 
Pfälzische Krieg, erschöpften das arme Land abermals. Beim 
Regierungsantritte des Kurfürsten Lothar Franz (1694/95) 
herrschte in den öffentlichen Kassen eine solche Leere, daß 
ganze Ämter verpfändet werden mußten, um Anleihen zu 
erhalten.2 

Aber Johann Philipp sowohl wie Lothar Franz wären, 
persönlich betrachtet, die Männer gewesen, ihrem Lande ein 
stehendes Heer zu schaffen; denn beide bewiesen durch 
ihren Anteil an den Beratungen über die Reform der Reichs- 
kriegsverfassung volles Verständnis für Organisationsfragen. 
So hat Johann Philipp dem Kaiser einmal (1654) den Vor- 
schlag gemacht, er solle seine Truppen nicht mehr aus- 
einandergehen lassen und neben ihnen eine „militiam per- 
vetuam‘“ aus eingesessenen Landleuten und Untertanen 
bilden, die nur für den Notfall ins Feld zu rücken brauche. 
Auf dem Reichstage trat Johann Philipp 1663 eifrig ein für 
ein stehendes Reichsheer aus geworbener Mannschaft mit 
Generälen, sonstigen Offizieren, Artillerie und Munition, wo- 
zu die Stände nach eigenem Anschlage das ihrige kontri- 
buieren sollten. > 

Erinnern wir uns auch daran, daß am mainzischen Hofe 
damals Gottfried Wilhelm Leibniz lebte, ein Mann, dessen 
Ideen über die Wehrpflicht und die Reform des ‚miles per- 
petuus‘“ seiner Zeit weit vorauseilten.?s 

Kurfürst Lothar Franz stellte seine ganze Persönlich- 
keit in den Dienst der Assoziationsbewegung am Ende des 
17. Jahrhunderts. Der Kernpunkt war auch hier die Auf- 
stellung eines stehenden Heeres und zwar gemeinsam durch 
die vorderen Kreise. Das Zustandekommen des Nördlinger 
Traktates 1702 war wesentlich ‚der Agitation des Mainzer 
Erzbischofs bei den beteiligten Höfen zu verdanken.? 


?2 Mentz, Johann Philipp v. Schönborn, TI, 167. 

»3 Wild, K., Lothar Franz v. Schönborn, S. 60 ff. 

24 Mentz, a. a. O., I, 57. — °° Ebenda, I, 147. 

2° Über Leibniz’ Stellung zu Boyneburg und Johann Philipp vgl. 
Bresslau, Leibniz als Politiker, 1870, Ztschr. für preuß. Gesch. u. T,dskde. 

?° Schulte, Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden und der Reichskrieg 
1693—97, 2. Bd., 1892. Wild, a. a. O., S. 99, 108. Kopp, Association 
der vorderen Reichskreise, 1739. 
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Es ist erklärlich, daß gerade diese Kurfürsten trotz der 
finanziellen Notlage Mittel und Wege gesucht haben, um den 
Verteidigungszustand des Erzstifts zu heben. So haben sie 
unermüdlich für den Ausbau der Festungen Mainz und Erfurt 
Sorge getragen. Dann aber machten sie sich eine Ein- 
richtung zunutze, die in fast allen Territorien, so auch im 
Erzstift seit Jahrhunderten bestand: ‚das Landausschuß- 
wesen.?® Besonders Lothar Franz und nach ihm fast alle 
Kurfürsten des 18. Jahrhunderts haben versucht, durch eine 
straffere Organisation des Landausschusses die Schwäche 
der Söldnertruppe auszugleichen. 

Für das gesamte Heerwesen des Kurstaates wurde diese 
Tendenz von fundamentaler Bedeutung. 





II. Abschnitt. 
Die Landmilizorganisationen. 


Die erste Verordnung für den Landausschuß läßt sich mit 
Sicherheit nicht festlegen; sie dürfte schon im 16. Jahr- 
hundert ergangen sein. Im Jahre 1599 z. B. beauftragte der 
Kurfürst die mainzischen Amtleute, sie sollten Untertanen, 
die ‚in Kriegszügen und Kriegsläuften etwas geübt“, ver- 
zeichnen und ihnen befehlen, sich nicht in fremde Dienste 
und Bestallung einzulassen. Aus dem 17. Jahrhundert ist 
keine Verordnung erhalten. Unsere Kenntnis von dem Land- 
ausschuß dieser Zeit stützt sich auf ein geringes, lücken- 
haftes Aktenmaterial. Ergiebiger sind die Bestände für das 
18. Jahrhundert. Die wesentlichen Organisationsverord- 
nungen ergingen durch Lothar Franz 1702, Philipp Karl 
1737/38 und Johann Friedrich Karl 1746.°2 Unter den beiden 
letztgenannten Kurfürsten hatte die Landmiliz eine Blüte- 
zeit, verfiel dann aber in der Friedenszeit nach dem sieben- 
jährigen Kriege völlig. Erst die Not der französischen Revo- 
lutionskriege brachte sie wieder zur Geltung.? 


28 G. Müller, Das Lehns- und Landesaufgebot unter Heinrich Julius 
von Braunschweig-Wolfenbüttel, 1904. Gött. Diss., S. 1. Ausführlicher 
Quellennachweis, S. 21, Anm. 1. 

ı E. A. Mil. fasc. 6. 

2 W. A. Mainzer Verordnungen; 20. II. 1702, 10. XII. 1737, 1. VII. 
1738, 2: an 1746, 8. III. 1746. 

. A. M(ainzer) R(egierungs)-A(rchiv) Milit. 2931, K. 232, Land- 
sturm- arten 119, 


368 Richard Harms 


Im Gegensatz zum Aufgebot aller wehrhaften Männer, 
zur allgemeinen Wehrpflicht, war die Landmiliz ein Aufge- 
bot von Klassen, eine beschränkte Wehrpflicht. Das Klassen- 
aufgebot war die natürliche Folge des wachsenden Stände- 
privilegs: Adel und Klerus waren von vornherein vom Dienst 
in der Landmiliz ausgeschlossen. Die Last des Dienstes 
lag allein auf den Schultern des Bürger- und Bauernstandes. 
Als Kurfürst Johann Friedrich Karl 1746 auch die Städte 
von der Dienstpflicht ausnahm, schuf er den dritten pri- 
vilegierten Stand: das Bürgertum; denn die Scheidung von 
Stadt und Land war gleichbedeutend mit der Scheidung von 
Bürger und Bauer. So erhielt das Wort „Landmiliz“ seit 
der Mitte des 18. Jahrhunderts die Bedeutung: Miliz auf 
dem Lande. 

Außer den drei privilegierten Ständen sollten keine 
Untertanen eximiert werden. Die Verordnungen von 1746 
betonten nachdrücklich, daß weder der Sohn einer Witwe, 
noch der einzige Sohn oder eine Waise übergangen werden 
sollten. Handwerksburschen durften vor ihrer Militärzeit nur 
mit Erlaubnis des Amtes auf Wanderschaft gehen. Kein 
Dienstpflichtiger konnte vor Ableistung der Milizjahre das 
Recht auf Untertanschaft erwerben oder heiraten. Das Ver- 
bot, in fremde Kriegsdienste zu treten, wurde aufs schärfste 
eingeprägt. Selbst die Untertanen der sonst von Militär- 
lasten freien Lehnsherrschaften, Stifter und Klöster wurden 
herangezogen. Nur das Domkapitel hielt, wie wir sahen, 
bis 1794 zäh an seinem Privileg fest; dann mußten auch 
seine Untertanen in die Landmiliz eintreten. 

Eng verbunden mit der Wehrpflicht ist die Beschrän- 
kung der Dienstzeit. Unter Kurfürst Lothar Franz dauerte 
sie drei, seit Johann Friedrich Karl (1746) vier Jahre. Einem 
Vorgesetzten, der einen Mann vor Ablauf der vollen Dienst- 
zeit entließ, drohte die Kassation, der Freigelassene aber 
hatte ein Jahr außerdem zu dienen. Kurfürst Philipp Karl 
setzte das dienstpflichtige Alter auf die Zeit vom 18.—36. 
Lebensjahre fest, Johann Friedrich Karl auf die Zeit vom 
14.—36. Jahre, in den Revolutionskriegen wurde es bis 
zum 40. Jahre erweitert. In welchem Lebensalter der 
Dienst beginnen sollte, wurde unbestimmt gelassen. Älter 
als 25 Jahre durfte aber, wie Philipp Karl verordnete, 
nur ein Drittel aller Mannschaft sein. Von den jungen Leuten 
wurden ämterweise Listen aufgestellt, und zwar auf den 
jährlich einmal, unter Philipp Karl zweimal stattfindenden 
Musterungen. Wer absichtlich von der Musterung fernblieb, 
wurde gefangen gesetzt und verlor sein Vermögen. Der 
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in die Listen aufgenommene junge Mann war dienstpflichtig. 
Bereits unter Kurfürst Johann Philipp hat dieses System 
bestanden, es ist dasselbe, das auch Friedrich I. in Preußen 
für seine Landmiliz anwandte: die Enrollierung.* 
Kurfürst Johann Philipp teilte seinen Landausschuß in 
einen jungen, mittleren und alten. Jedes Amt umfaßte 
eine Kompagnie, die ein Landhauptmann befehligte. In 
Aschaffenburg hatte ein Landobristleutnant seinen Sitz.’ 
Lothar Franz organisierte 1702 4 Landregimenter von je 
10 Kompagnien. Es ist nicht unwahrscheinlich, daß er dem 
Vorbild der ‚französischen Milizregimenter gefolgt ist, die 
Louvois 1688 in starker Zahl zum erstenmale errichtete.s 
Lothar Franz mußte aber schon 1705 zur Auflösung dieser 
Formation schreiten.” Bis 1746 blieb es bei 16 Landkom- 
pagnien von je 150 Mann, die sich auf die Ämter verteilten. 
In Erfurt und im Eichstield war ein besonderer Ausschuß. 
Im Jahre 1746 nahm Johann Friedrich Karl das Prinzip 
des Kurfürsten Lothar Franz wieder auf und formierte Re- 
gimenter. Aber in Friedenszeiten ist das Regiment niemals 
zusammengezogen worden. Die Mannschaften blieben ge- 
trennt in ihren Bezirken, wurden truppweise, einmal im 
Monate kompagnieweise, exerziert. Die Schlagfertigkeit der 
verstreuten Abteilungen ließ daher außerordentlich zu 
wünschen übrig. Im Jahre 1794 verfuhr man zweckmäßiger.S 
Nach der Lage der Ämter und Ortschaften wurden Distrikte 
gebildet, die je einen Zentralort hatten. In diesem wohnten 
die Offiziere und hatten die Mannschaften ihren Übungs- 
platz. Mehrere Distrikte bildeten einen Kreis, den ein 
Kreisoberoffizier befehligte; die Kreise endlich wurden auf 
5 Landesabteilungen verteilt, über denen wiederum ein 
Offizier stand. Die Einteilung bezog sich nicht auf Erfurt 
und das Eichsfeld. Sie stellte sich folgendermaßen dar. 
1. Landesabteilung: 2 Kreise. 
A. Der Rheingauer Kreis: 
1. Distrikt: Rüdesheim (= Zen- 
tralort) mit 14 Ortschaften. 


* W’Homme de Courbiere, Gesch. der Brdbg.-preuß. Heeresverfssg., 
1852, S. 67ff. M. Lehmann, Werbung, Wehrpflicht und Beurlaubung im 
Heere Friedrich Wilhelms I. Hist. Ztschr. 67, S. 266ff. Schmoller, Die 
Entstehung des preußischen Heeres. (In Umrisse u. Untersuchungen, S. 275 ff.) 
‘Gansauge, Das brandenb.-preußische Kriegswesen, 1839, S. 92. 

> W.A.M.R.A. Milit. 103, K. 218. 

6 Rousset, Histoire de Louvois, III, 321ff. Cheruel, Dictionaire his- 
torique, Artikel: milice. 30 Regimenter — 25000 Mann. 

” W. A. Mainzer D(omkapitel)-P(rotocolle), 46, Fol. 363. 4. II. 1705. 

s W. A. Landsturm-Akten 119. 121. 


Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N. F. 6. 24 
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9. Distrikt: Eltville 

a Fi Lahnstein 
B. Der Höchster Kreis: 

1. Distrikt: Hofheim 
a Eppstein 
# Königstein 
R Höchst 
4 Kronberg 
M Oberursel 
rn Kostheim 


Sno> gie 


. Landesabteilung: 3 Kreise. 


A. Der Aschaffenburger Kreis: 
1. Distrikt: Aschaffenburg 


9, Mr Goldbach 

3. " Kaltenberg 

4. e Rothenbuch 

5. x Bessenbach 

6. er Kleinwaldstädt 
7a “ Obernburg 

8. P Großostheim 


B. Der Steinheimer Kreis: 
1. Distrikt: Steinheim 
9. r Seligenstadt 
3. . Dieburg 
4. 4 Alzenau 

C. Der Miltenberger Kreis: 
1. Distrikt: Miltenberg 
9, # Eichenbühl 
3. 5 Klingenberg 
4. r Prodselten 


3. Landesabteilung: 4 Kreise. 


A. Der Amorbacher Kreis: 
1. Distrikt: Amorbach (Zentral- 


ort) 
9. er Buchen 
3. r Altheim, 
A. 5 Burken 
5. e Mudau 
6. Walthürn 


B. Der Bischofsheimer Kreis: 
1. Distrikt: Bischofsheim 
9: A Kühlsheim 
3. - Großrinderfeld 
4. 3 Schipfergrund 


mit — Ortschaften. 
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C. Der Krautheimer Kreis: 


1. Distrikt: Krautheim mit 8 Ortschaften. 
92. er Batleberg | “ 
3. ä Marlach 7} & 


D. Der Neudenauer Kreis: 


1. Distrikt: Neudenau „6 r 
4. Landesabteilung: 2 Kreise. 
A. Der Hirschhorner Kreis: 
1. Distrikt: Hirschhorn ne R 
B. Der Kreis Bergstraße: 
1. Distrikt: Heppenheim „4% > 
9. R Bensheim a 5 
3. w Burgstall ER: 2 
4. = Burten „30 > 
5. \ Gernsheim Per’ 2 


5. Landesabteilung: 2 Kreise. 
A. Der Orber Kreis: 
1. Distrikt: Orb a = 
9. e Wirtheim u. Ri 
3. 3 Oberndorf „10 N 
B. Der Lohrer Kreis: 
1. Distrikt: Lohr : 
2. 5 Frammersbach „+ 
1. Landesabteillung . . . . 2148 Mann 
9: Fi are ae >19, 
BB ” ee 3729 ? 
4. P 135 „ 
5. en 1263 


Gesamtstärke: 12239 Mann. 

Gleich dem stehenden Heere hatte die Landmiliz dem 
Kurfürsten den Treueid zu leisten; sie mußte geloben, daß . 
sie sich willig „zu Zügen, Schlachten oder Wachten zu 
Wasser und zu Lande“ gebrauchen lassen wolle.® Grund- 
sätzlich verlangten alle Erlasse Gehorsam wie von „,ge- 
worbenen Leuten.“ Lothar Franz glaubte eine bessere Or- 
ganisation auch dadurch erzielen zu können, daß er die Land- 
miliz derselben harten Gerichtsbarkeit unterwarf wie das 
reguläre Militär. Alle Vergehen ließ er nach der peinlichen 
Halsgerichtsordnung aburteilen. Demgegenüber schärfte 
Philipp Karl allen Ober- und Unteroffizieren aufs dringendste 


° Lünig, Corpus iuris militaris, S. 750: Artikelsbiief für die kurmain- 
zische Landmiliz, S. 748: Artikelsbrief für die gesamte kurmainzische Miliz. 
24* 
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ein, die Landmiliz human zu behandeln. Nach Möglichkeit 
sollten Arreststrafen, nur bei schwereren Vergehen Leibes- 
und Ehrenstrafen verhängt werden. Noch weiter ging man 
nach dem Jahre 1789. Aufs strengste wurde 1799/1800: den 
Unteroffizieren alles Schlagen, Stoßen und Schimpfen ver- 
boten; dem Milizsoldaten solle das Exerzitium bequem und 
leicht beigebracht werden; Vergehen wären zum ersten Male 
mit einem Verweise vor der Front, zum zweiten Male mit 
zweistündigem Nachexerzieren, in weiteren Fällen mit Arrest 
bis zu 24 Stunden zu bestrafen. 

Lothar Franz hatte die Militärgerichtsbarkeit bereits auf 
die Dauer der Dienstzeit beschränkt, Philipp Karl tat einen 
weiteren Schritt: er gab dem kurfürstlichen Beamten die 
gleiche Strafbefugnis wie dem Offizier ; der Beamte war fortan 
zu jedem Verhör hinzuzuziehen. Solange die Landmiliz in 
den Ämtern stand, sollten die Beamten überhaupt die Ober- 
aufsicht über sie führen, etwaigen Übergriffen der Offiziere 
durch Beschwerde beim Kurfürsten steuern. Im Falle eines 
Aufgebotes ging die Weisung der Regierung erst an die 
Amtleute, von diesen an die Landoffiziere. Die Amtleute 
hatten das gesamte Rechnungswesen und die Mannschafts- 
listen zu führen. Offenbar wollte der Kurfürst seinen Unter- 
tanen Vertrauen zum Milizdienst einflößen: der Amtmann 
stand dem Bauern näher als der Offizier. Aber die Möglich- 
keit lag nahe, daß durch einen zu starken Rückhalt an der 
Zivilobrigkeit die Disziplin gefährdet wurde. Diesem Übel 
beugte Johann Friedrich Karl vor: der Beamte solle niemals 
ein Recht haben, in die Kommandogewalt der Offiziere ein- 
‘zugreifen, er dürfe nur in den allerdringendsten Fällen eigen- 
mächtig über Milizmannschaften verfügen. Der Soldat solle 
nicht zu Büttelzwecken mißbraucht werden. Beamte und 
Offiziere hätten Hand in Hand zu arbeiten, nur davon wäre 
ein heilsamer Erfolg zu erwarten. 

Dem Höchstkommandierenden der gesamten kurmainzi- 
schen Truppen unterstand nominell auch der Landausschuß. 
Die höheren Offiziersstellen, die durch die Regimentsforma- 
tion unter Lothar Franz und Johann Friedrich Karl notwendig 
entstehen mußten, konnten nur für den Kriegsfall, wenn 
das Regiment zusammengezogen wurde, Bedeutung haben. 
Die wichtigste Offiziersstelle war die des Landhauptmanns. 
Dem Range nach stand er über dem Ortsschultheißen.!? 


10 W.A. M.R.A. 293 1I. K. 239. 

!! Kommandeure der 4 Regimenter unter Lothar Franz waren: v. Bet- 
tendorf, v. Wintzingerode, v. Leuthorst, v. Harstall. E. A. Milit. fasc. 33. 

12 W. A. fasc. 45b, 
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Gemeinsam mit dem kurfürstlichen Amtmann vollzog er 
das Enrollierungsgeschäft. Er hatte das Recht die Unter- 
offiziere zu ernennen; möglichst wählte er ältere, vielleicht 
schon gediente Leute dazu. In einem Amtsbezirk standen 
neben dem Landhauptmann noch ein Leutnant und ein 
Fähndrich. Offiziere und Unteroffiziere exerzierten ihre Ab- 
teilungen jeden Sonn- und Feiertag nach dem Gottesdienste 
2 Stunden lang. Kurfürst Philipp Karl ließ nur während des 
Winters pausieren, Johann Friedrich Karl kürzte die Übungs- 
zeit auf April bis Oktober. Ausgerüstet war die Landmiliz 
mit Gewehr und Montur. Das Gewehr wurde auf dem Ge- 
meindehaus verwahrt. 

Es war nicht die Aufgabe, die Landmiliz zum aktiven 
Felddienst auszubilden, es galt vielmehr nur, sie für Wach- 
dienst und polizeiliche Exekutionen tüchtig zu machen. 
Häufig wurden auch Rekrutenzüge von der Miliz eskortiert. 
Bei Durchmärschen fremder Truppen wurde sie zum Schutze 
der Einwohner aufgeboten. Dehnte sich eine Exekution 
über die Grenzen des Amtes aus, so erhielten Offiziere 
und Unteroffiziere Soldzulagen.3 In Kriegszeiten bildete 
die Landmiliz ständige Sicherheitsposten in jedem Amte. 
Für die Festungen stellte sie dann einen erheblichen Teil 
der Besatzungen, besonders, wenn die regulären Regimenter 
ins Feld gerückt waren. Aber Kurfürst Philipp Karl hat 
auch durchgesetzt, daß ein Teil der Landmiliz in Friedens- 
zeiten die mainzer Garnison verstärkte. Er erhob zum Ge- 
setz, daß von den drei Dienstjahren eins in Mainz abge- 
leistet werden solle und zwar vor dem 25. Tiebensjahre. 
Seit 1738 rückte jeden 1. Januar ein auserlesenes Kontingent‘ 
von 400 Mann in Mainz ein. Es wurde vom kurfürstlichen 
Ärarium mit Gewehr und Montur neu ausgerüstet, erhielt 
gewöhnliche Brotportionen und einen Reichstaler monat- 
lichen Sold für den Mann. Verschont blieben von diesem 
Garnisondienst Söhne, die ihre Eltern ernähren mußten, 
und „Landeingehörige, die nicht ohne namhaften Schaden 
von ihrem beerbten Wesen oder Haushalt“ abkommen 
konnten. Letztere mußten sich aber mit 10 fl. loskaufen. 

Es währte nicht lange, da zeigte sich der günstige mo- 
ralische Einfluß, den das kleine Kontingent wehrpflichtiger, 
unbescholtener Landeskinder auf den Geist der ganzen Gar- 
nison ausübte. In einer Verhandlung der Kriegskonferenz't 


ı3 W.A. M.R.A. Milit. 106. K. 219. Über Soldverhältnisse vgl. Anhang. 

14 E. A. Mil. fasc. 58a. 9. XII. 1742. Es desertierten im Jahre: 
1735 (von April ab): 142, 1736: 200, 1737: 198, 1738: 104, 1739: 58, 
1740: 157, 1741: 101, 1742: 102 Mann. 
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im Jahre 1742 wurde konstatiert, daß seit dem Einzuge der 
Landmiliz die Desertion unter der mainzer Garnison er- 
heblich abgenommen hatte. Vom Jahre 1738 auf 1739 war 
sie z. B. von 104 Mann auf 58 gesunken. Die Kriegskon- 
ferenz war deshalb einstimmig gegen eine Entlassung der 
Landmiliz. Indessen verzeichnen die Standlisten der mainzer 
Garnison nach 1742 nur noch zu Kriegszeiten Landmiliz- 
abteilungen. Tatsächlich ist die Einrichtung Philipp Karls 
nur von kurzer Dauer gewesen. Es ist nicht ausgeschlossen, 
daß im Volke Mißstimmung über die Neuerung eingetreten 
war. Schon Lothar Franz hatte sich veranlaßt gesehen, 
den Garnisondienst seiner Landmiliz während des Krieges 
einzuschränken.!5 Aus der Mitte des Volkes hatten ihn Bitt- 
und Beschwerdeschriften bestürmt.!* Da Lothar Franz die 
rohe Behandlungsart der geworbenen Soldaten auf die Land- 
miliz übertragen hatte, konnte das Volk die Empfindung nicht 
los werden, daß der Milizdienst der Sklaverei gleichkam. 
Die von Jahrzehnt zu Jahrzehnt zunehmende menschen- 
würdigere Behandlung war ein Haupterfordernis, wenn sich 
das Volk an eine staatliche Wehrpflicht gewöhnen sollte. 
War auch die militärische Brauchbarkeit der Landmiliz ge- 
ring, die Tatsache allein, daß der Wehrpflichtgedanke in 
das Volk, wenn auch nur in gewisse Schichten, getragen 
wurde, war ein dauernder Gewinn und mußte auch für die 
Entwicklung des stehenden Heeres von wesentlicher Be- 
deutung werden. 





III. Abschnitt. 
Das stehende Heer. 


s1. 
Werbung und Wehrpflicht. 


Das vorherrschende Prinzip bei der Ergänzung der re- 
gulären Truppen war in Kurmainz bis weit ins 18. Jahr- 
hundert hinein die Werbung. 

In der Werbung lassen sich drei Hauptarten unter- 
scheiden. Entweder werben einzelne Offiziere als selb- 


!5 cf. S. 19, Anm. 7. Schreiben an den G. F.M. L. v. Schönborn 
5.1. 1703. Von 5 Kompagnien wurden 3 entlassen, da „gar verschiedene 
Klagen von den Untertanen einkamen*. 

16 Sitzung des Domkapitels 4. I. 1705. cf. S. 19. 
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ständige Unternehmer, nachdem sie mit dem Landesherrn 
Kapitulationen abgeschlossen haben; oder den Ämtern wird 
vom Staate die 'Aufbringung der Söldner direkt auferlegt; 
endlich drittens: der Staat übernimmt die Werbung und das 
Land bringt die Geldmittel dazu auf. 

Die beiden ersten Arten bestanden z. B. in Preußen bis 
zur Regierung Friedrich Wilhelms I. Das Kantonreglement 
schränkte das Unternehmertum der Offiziere ein und be- 
seitigte die Soldatenlieferung durch die Stände.! In Öster- 
reich warben vor den Erlassen Maria Theresias die Offi- 
ziere ebenfalls selbständig, und so in den meisten weltlichen 
Staaten überhaupt.? 

In Kurmainz hat sich dagegen der Staat schon um die 
Mitte des 17. Jahrhunderts der Werbung angenommen. Kur- 
fürst Johann Philipp (1647—73) verbot dem Obristen Krafft 
Kuno v. der Leyen? die selbständige Werbung ‚gestalten 
Wir, wann Unsere Völker in Abgang geraten, dieselben Selb- 
sten, wo nötig, rekrutiren lassen werden.“ Die Kosten der 
Werbungen wurden aus den Landesschatzungen bestritten. 
Kurfürst Anselm Franz (1679—95) folgte dagegen dem Vor- 
bild der Militärstaaten und verteilte das durch die Werbung 
aufzubringende Rekrutenquantum unter seine Untertanen 
und Offiziere* Bei den Rüstungen zum Pfälzischen Krieg 
(1688—97) verstärkte er das Militär auf drei Fußregimenter 
und ein Dragonerregiment. Die „Eingesessenen und Be- 
güterten‘“ des Erzstifts sollten den größeren Teil der Truppen 
nach dem Schatzungsfuße der Ämter aufbringen, montieren 
und verpflegen; so z. B. das Vizedomamt Aschaffenburg: 
98 Mann zu Fuß, 49 Dragoner; Amorbach: 114 zu Fuß, 57 
Dragoner und so fort. Den kleineren Teil sollten die Offiziere 
aufbringen. Mit ihnen schloß der Kurfürst besondere Kapi- 
tulationen ab. Von den 6 Kompagnien des Dragonerregi- 
mentes zu je85 Mann hatte der Oberst Langwerth v. Simmern 
20, der Oberstleutnant v. Bettendorf 15, der Oberstwach- 
meister 12, 3 Kapitäne je 10, der Regimentsquartiermeister 8, 
6 Leutnants je 8, 6 Fähndrichs je 6 Mann = 169 Mann anzu- 
werben und zu montieren. Die Offiziere der Fußregimenter 
mußten erheblich mehr Leute stellen, da man 3 Infanteristen 
auf 1 Reiter rechnete. Wie und woher die Ämter und Offi- 
ziere die Leute, beschafften, blieb ihnen überlassen. Die 


1 M. Lehmann, a.a. O., S. 271. 

2 M. Jähns, Gesch. der Kriegswissenschaften, 1891, S. 2293 ff. 

3 W. A. Mainz. Geh. Kanzlei: Patente. 22. Juli 1661. Bestallung für 
C.C. v. Leyen. 

* W.A. M.R.A. Milit. 277. K. 229. 
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kurfürstliche Kammer bezahlte nur das Obergewehr, Pro- 
viant und Munition. 

Da die Einrichtung für das Erzstift etwas ganz Neues 
war, griff der Kurfürst, um das Land für sich zu gewinnen, 
zu einem eigenartigen Mittel Er berief zum 4. Juli 1689 
nach Aschaffenburg eine Versammlung aller ‚Beamten, 
Keller, Schultheißen, Landschöffen und Bedienten“. Den 
Versammelten hielt der Kammerdirektor Schenck im Beisein 
des Oberstleutnants v. Mandel eine nachdrückliche Rede über 
die Nützlichkeit einer genügend starken Militärverfassung 
und forderte im Namen des Kurfürsten zu vertrauensvoller 
Mitarbeit an der Durchführung des neuen Planes auf. 

Es ist dies der einzige überlieferte Fall, daß sich ein 
Mainzer Kurfürst so unmittelbar an seine Untertanen 
wandte. Alle späteren Neuorganisationen sind einfach durch 
gedruckte oder geschriebene Verordnungen eingeleitet 
worden. 

Das neue System hat sich offenbar nicht bewährt, der 
Nachfolger, Lothar Franz (1695—1729) machte die 
Truppenergänzung definitiv wieder zur Sache des Staates 
und ging noch einen wichtigen Schritt weiter. 

Von 1707 ab wurden den Regimentern bestimmte Werbe- 
distrikte innerhalb des Erzstifts angewiesen.€ Das Regiment 
v. Leyen sollte sich ‚rekrutieren in: Mainz ‚‚per se‘‘, Höchst, 
Bingen, Gernsheim, Biblis, Heppenheim, Miltenberg, 
Aschaffenburg, Königstein, Rodenberg. Das Regiment v. Har- 
stall in: Mainz ‚per se“, Eichsfeld, Amöneburg, Neustadt, 
Fritzlar, Bingen. Das Regiment v. Eltz in: Erfurt, Kraut- 
heim, Bischofsheim. 

In diese Bezirke wurden Offiziere mit Werbkommandos 
abgesandt.” Die Beamten und Keller hatten den Kommandos 
in weitgehendem Maße Vorschub zu leisten und den Neuge- 
worbenen Freiquartier, Brot und Löhnung auf dem Marsche 
nach Mainz zu verabfolgen. Es durften nur Freiwillige, 
keine Verheiratete, Deserteure oder Untaugliche berück- 
sichtigt werden. 

Die Verteilung der Werbebezirke ist von jedem Kur- 
fürsten nach Gefallen geändert worden. Lothar Franz nahm, 
wie wir sehen, die großen Städte, Mainz, Erfurt, Aschaffen- 
burg, nicht von der Werbung aus. Das ist nicht unwichtig 
für die Beurteilung seines Truppenmaterials. Auf Bürger 


5 Ebenda. — ® E.A. Milit. fasc. 37b. 
' Ebenda, v. Leyen: 308 Mann, 11 Offiziere, v. Harstall: 121 Mann, 
5 Offiziere, v. Eltz: 131 Mann, 5 Offiziere. 
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oder Bürgerssöhne konnten die Werber wenig rechnen, wohl 
aber auf die besonders in der belebten Handelsstadt Mainz 
massenhaft herumlungernden Landstreicher und andere be- 
schäftigungslose Leute. Dieses Gesindel war froh, das schöne 
Handgeld einstecken zu können, hatte aber den festen Vor- 
satz, sobald als möglich wieder davonzulaufen. Der 
moralische Wert des Heeres wurde dadurch nicht gehoben. 
Auch der Umstand, daß tatsächlich die Werbung außerhalb 
des Erzstifts bestehen blieb, trug nicht zur Verbesserung der 
Truppen bei. Wir sahen schon, hier konnte den kleineren 
Reichsständen erst recht nur der Abhub, der nicht in den 
großen Militärstaaten Dienst gefunden hatte, zufallen. Kur- 
fürst Franz Ludwig (1729—32) beseitigte deshalb 1730 die 
„ausländische“ Werbung, es durften nur noch Landes- 
kinder eingestellt werden.® Zweckmäßigerweise, heißt es in 
dem Erlaß, solle man dabei auf den Landausschuß zurück- 
greifen, da dieser sich ja ausschließlich aus Landeskindern 
zusammensetze. 

Es war nicht das erstemal, daß der kurmainzische Land- 
ausschuß als Ergänzungsquelle für die regulären Truppen 
herangezogen wurde. Anselm Franz plante 1689, ein regu- 
läres Regiment zu errichten aus Freiwilligen des jungen 
Ausschusses, da man ihnen höchstens 1 Reichstaler Werbe- 
geld zu zahlen brauche.’ Lothar Franz erlangte nach dem 
Ausbruche des spanischen Erbfolgekrieges die Zustimmung 
des Domkapitels, daß zur Vervollständigung des Reichs- 
kontingents noch 600 Mann aus der Landmiliz gelost werden 
sollten.!° Die Eingezogenen wurden nach ihrer dreijährigen 
Dienstzeit zur Belohnung von allen Militärlasten — gemeint 
waren die Steuern — befreit. Lothar Franz war es ebenfalls 
um das billige Handgeld zu tun gewesen. Franz Ludwig 
hatte vor allem den ideellen Gewinn einer eingeborenen 
Truppe im Auge. Das beweist auch sein Aufruf zum frei- 
willigen Eintritt in das Heer und sein Verbot in fremde 
Kriegsdienste zu treten.!! 

So verwirklichte sich in Kurmainz eine Forderung, die 
Leibniz einmal aufgestellt hatte::? Der Ausschuß sollte eine 
Schule für den Dienst im Heere sein. Waren es auch nur 


8 E. A. Milit. fasc. 48. 7. III. 1730. 

° W.A. M.R.A. Mil. 277, K. 229, 6. Juni 1689. 

0 W.A. Mainzer D. P. 46, fol. 117. 17. III. 1703. 

11 W.A. Mainzer Verordn. 19. VIII. 1730. 

12 Leibniz, Allerhand Gedanken so zum Entwurf der teutschen 
Kriegsverfassung gehören (Konzept im Hann. Archiv; bei Jähns 1181ff.): 
„Gleichwohl aber wäre solcher Ausschuß für den Grund der Miliz (= Mi- 
lıtär) zu achten, gleichwie die Schulen der Grund aller Studien‘. 
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vereinzelte Ansätze, so zeigten sie doch schon deutlich, daß 
in dem kleinen Staate der Boden, auf dem die Landmiliz 
erwuchs, sehr bald auch zur Pflanzstätte der regulären Regi- 
menter werden mußte. 

Kurfürst Johann Friedrich Karl zog aus den Ver- 
suchen seiner Vorgänger eine unmittelbare Konsequenz: 
Er machte das Enrollierungssystem der Landmiliz auch 
zum Ergänzungsprinzip seiner stehenden Truppen.!3 

Zum ersten Male ließ er dazu Zählungen der jungen 
Mannschaft veranstalten, wie sie bisher nur für die Land- 
miliz üblich gewesen waren.“ Wieder hatten die Regi- 
menter getrennte Bezirke, aber die großen Städte blieben 
von der Enrollierung eximiert, Adel und Klerus waren ohne 
Frage auch befreit; wie bei der Landmiliz fiel der Dienst 
allein der Landbevölkerung zu. Das System war nicht un- 
ähnlich der preußischen Kantonverfassung. Aber, während 
in Preußen der Dienst der Enrollierten zeitlich unbeschränkt 
war und dafür ein Beurlaubungssystem eingeführt wurde, 
brauchten die kurmainzischen Dienstpflichtigen von vorn- 
herein nur 4 Jahre zu dienen®; dafür gab es keine Beur- 
laubung im Sinne der preußischen. Gemeinsam waren 
beiden Systemen die starken Exemtionen. Im dritten schle- 
sischen Kriege traten die verderblichen Folgen des Systems 
unter den kurmainzischen Truppen grell zutage. Der Kur- 
fürst hat in den 7 Jahren mindestens 12000 Landeskinder 


13 E, A. Milit. fasc. 58a. Dez. 1744. 
* Ebenda. Regiment v. Ried rekrutierte sich in: 


- 


1. Aschaffenburg (Vicedomamt) und Bachgai 1420 junge Mannschaft. 
9%. Amorbach, Buchen, Waldthurn. . . 904 ä 
3. Crautheim . . RE er I OO R 
4. Bischofsheim und Külßheim a er 28 e 
5. Clingenberg, Miltenberg, Prodselten . . 862 R 
6. Orb, Burgjoß, Wertheim . . . 2. #46 x 
7. Lohr, Rothenbuch . . . 2 2.2..2...601 R 
8. Steinheim, Diepurg . Sen ee 1006 R 
9. Neudenau, Nagelsberg, Billigheim und 

Selgenthal . . ee erg 308 a 

6341 Mann, 
v. Eltz in: 
Mainz, Vicedomamt . . 3 95 junge Mannschaft. 
3) Starkenburg, Hirschhorn, Gernsheim na: 029 a 
3. Olm, Algesheim, Neubamberg Sr A Pur a) T © F 
4. Rheingau, Lahnstein . . ER I}, e 
5. Königstein, Eppstein, Rodenberg 5 S49 Ri 
6. Amoeneburg, Fritzlar, Naumburg, Neustadt 726 5 
7. Hoechst, Hofheim, Cronberg. . . . . 893 R 
4105 Mann. 


- 


5 E.A, Milit. fasc. 81. 
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ins Feld geschickt. Das war eine ungeheure Zahl, wenn 
man bedenkt, daß sie von der Landbevölkerung allein ge- 
tragen wurde. Daher blieben massenhafte Desertionen, 
ja sogar Meutereien nicht aus. Ende des Jahres 1761 
verweigerte die ganze Kompagnie Molitor vom Kurkreis- 
regiment offen den Gehorsam. Obwohl der Kurfürst befahl, 
alles zu tun, was „dem gemeinen Mann den Felddienst an- 
genehm und erträglich machen könnte“, so ließ sich doch 
nicht verhindern, daß die Desertionen sehr zunahmen; so 
sehr, daß der Reichsvizekanzler durch den kurmainzischen 
Bevollmächtigten in Wien, de Bree, beim Kurfürsten vor- 
stellig wurde.!” Es gelang häufig, der meisten Leute hab- 
haft zu werden und sie wieder dem Regimente einzuver- 
leiben. Aber welch ein Geist mußte diese Truppen be- 
seelen! Der Kurfürst wurde vom Volke gehaßt und ver- 
wünscht.1 

Nur dann kann die Wehrpflicht feste Wurzeln fassen, 
wenn sie sich auf alle Untertanen des Staates erstreckt. 
Bleibt der Militärdienst nur eine Bedrückung des kleinen 
Mannes, dann kann er von diesem niemals mit Freude ver- 
sehen werden. 

In der Absicht, die schädlichen Exemtionen einzu- 
schränken, schuf Emmerich Joseph (1763—1774) im Jahre 
1773 ein neues Gesetz für die Heeresergänzung: es war eine 
Konskription mit Stellvertretung.!? Selbstverständlich blieben 
Adel und Klerus weiterhin vom Heerdienst befreit, es sollten 
auch einzige Söhne unvermögender Eltern oder Witwen aus- 
genommen sein. Dagegen sollten von nun an diejenigen, 
welche eigene Güter besaßen oder durch Heirat in deren 
Besitz gelangen konnten, und diejenigen, welche ein Hand- 
werk trieben oder sonst einen „gemeinnützlichen‘“. Beweg- 


16 E. A. Milit. fasc. 81 u. 83. Vgl. S. 58 ff. 

17 Ebenda, 11. Mai 1761. Der Kurfürst antwortete, 20. Mai, daß es 
unmöglich wäre, neue Rekruten zu senden. „Wir bewundern oft selbst, 
wie es nur möglich gewesen, daß sothane beide Regimenter, welche alleinig 
5000 Mann ausmachen, nach sovielen scharfen Aktionen, überstandenen 
Fatiguen, und darauf gefolgten Sterbfällen und andern Zufällen, wo öfters 
ganze Bataillons in die feindliche Gefangenschaft geraten, nun schon in 
das 5. Jahr in dem Felde haben unterhalten und jederzeit mit frischen 
jungen Leuten versehen werden können, nicht zu gedenken, daß mehr als 
der 3. Teil unserer Churlande (Erfurt, Eichsfeld und die 4 in Hessen ge- 
legenen Ämter) die ganze Zeit hindurch in feindlichen Händen gewesen 
sind. . ... Das Land ist dermaßen von junger Mannschaft entvölkert, daß 
die Leute noch nach 50 Jahren den Schaden fühlen müssen.“ 

18 N, Müller: Die 7 letzten Kurfürsten von Mainz, S. 305. 

1° W.A. M.R.A. Milit. 2811. K. 229. 1. Heumonat 1773. E. A.. 
Milit. fase. 96. 
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grund hatten, nur gegen Stellvertretung oder Entrichtung 
des „üblichen Milizengeldes“ befreit werden. Im übrigen 
besagte der erste Paragraph der Verordnung: 

„Jeder Untertanssohn, inklusive der dem vogteilichen Gerichts- 
zwang der Stifter und Klöster, auch Lehn- und Pfandherrschaften 
untergebenen, unserm Erzstift mit Folge und Musterung wirklich zu- 
getanen Untertanen, soll schuldig und verbunden sein, in den kur- 
fürstlichen Kriegsdiensten 4 volle Jahre zuzubringen und sich dadurch 
einer der wichtigsten Pflichten gegen das Vaterland zu entledigen‘. 

Niemand durfte vor Ablegung seiner Dienstzeit heiraten, 
kein Pfarrer ihn ohne Militärabschied trauen. Wer sich 
außerhalb des Erzstiftes trauen ließ, verlor das Recht, sich 
jemals wieder im Lande niederzulassen, büßte auch mit 
der Konfiskation seiner Habe; der gleichen Strafe verfielen 
alle, die in fremde Kriegsdienste traten. Die junge Mann- 
schaft in den Städten und auf dem Lande im Alter von 14 
bis 30 Jahren sollte alljährlich durch die Beamten und Orts- 
vorsteher in genaue Tabellen aufgenommen werden, wovon 
je eine dem Amt, der Kriegskonferenz und dem Höchst- 
kommandierenden einzusenden war. Die wehrpflichtige 
Mannschaft hatte eine ihr vom Ärar gelieferte rote Hals- 
binde zu tragen und das Haar in einen Zopf zu flechten. 
Die rote Halsbinde war sicher eine Nachahmung der preußi- 
schen Sitte. Es ist bekannt, mit welchem Stolze die Hals- 
binde von den Enrollierten getragen wurde. Zur Vornahme 
der Konskription versammelte der Amtmann seine Leute, 
ein kommandierter Offizier prüfte die Tabellen und vollzog 
alsdann die Aushebung. Leute, die unter einem nichtigen 
Vorwande auf der Musterung nicht erschienen, verfielen 
der Vermögenskonfiskation. Eigenmächtige Dispensationen 
durch Offiziere oder Beamte zogen die Kassation nach sich. 
Vor dem Abgang nach der Garnison wurden die Rekruten 
von einem Landchirurgen auf ihre Tauglichkeit hin unter- 
sucht, in der Garnison von dem Militärchirurgen nachunter- 
sucht. Es sollte auch nicht an Leuten von hinlänglicher 
Größe fehlen, um eine „würdige‘ Ergänzung der Grenadier- 
kompagnien und der Leibgarde zu ermöglichen. 

Es ist nicht anzunehmen, daß Kurmainz mit der Ein- 
führung der Konskription dem Vorbilde in einem anderen 
Staate gefolgt ist. In Österreich war zwar 1763 die Kon- 
skription eingeführt, aber schon 1770 einer Nachbildung 
der preußischen Kantonverfassung gewichen.?° Fremder Ein- 
fluß ist im vorliegenden Falle ganz gering gewesen. Denn 
der Übergang von der Werbung zur Wehrpflicht beruhte, 


20 Jähns, a. a. O., 2295. 
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wie wir wiederholt sahen, auf der durch die Landmiliz ge- 
schaffenen Grundlage. Die Ähnlichkeit dieser Konskriptions- 
verordnung mit der Landmilizverordnung von 1746 ist 
sprechend: in der Proklamation der Wehrpflicht; der Be- 
schränkung der Dienstzeit; dem Verbot zu heiraten, in fremde 
Kriegsdienste zu treten, von der Musterung fernzubleiben 
u.a. Es ist charakteristisch, daß die Landmiliz nach dem 
siebenjährigen Kriege allmählich in Verfall geriet: Das En- 
rolliersystem und die Konskription für das stehende Heer 
verbrauchten die dienstfähige Mannschaft; ein Neben. 
einander von Landmiliz und stehendem Heere war un- 
möglich geworden; die Landmiliz war im stehenden Heere 
aufgegangen. 

Das Jahr 1773 bedeutete für den kurmainzischen miles 
perpetuus den Höhepunkt seiner Entwicklung. Leider ist 
er nur zu bald überschritten worden. 1775 bestieg den 
Thron Kurfürst Friedrich Karl. Unter seiner Regierung ge- 
riet das Militär in einen unwürdigen Zustand.®! Friedrich 
Karl ist nach Kräften bemüht gewesen, die Konskriptions- 
verordnung seines Vorgängers von Grund aus zu beseitigen. 
Er erweiterte die Exemtionen wieder in unerhörtem Maße.?? 
Der Sohn eines Schultheißen, Söhne von kurfürstlichen Be- 
amten, Amts- und Vogteidienern, Schullehrerssöhne, Söhne 
von „Tolerierten‘, von Hebammen, solche, die bereits einen 
Bruder in kurfürstlichen Kriegsdiensten hatten, solche, die 
bei einem zukünftigen Meister schon ein halbes Jahr in der 
Lehre standen, herrschaftliche Diener, Revierjäger, Wald- 
und Bachförster, Hasenheger, Hirten, zuletzt überhaupt 
jeder Bürgerssohn — sie waren alle befreit vom Kriegs- 
dienste. Nachstehende Zahlen mögen die daraus ent- 
standenen Folgen beweisen.?3 

1786/87 betrug die junge Mannschaft des Erzstifts von 
14—30 Jahren: 29796 Mann. 

Davon dienten: 


In kurmainzischen RUN : + 1792 
In auswärtigen . . . a re er 
Auf der Wanderung waren. . . . 1382 
Außerhalb des Landes . . . 1676 


Sm 5973 
Von den übrigbleibenden 23823 Mann (15833 Erzstift, 
1867 ‚Erfurt, 6123 Eichsfeld) konnten nicht eingezogen 


a Vol. N . Müller, a. a. O., S. 398. 

22 W. A. M. R. A. Milit. 285. K. 230. E. A. Mil. 101. 

23 E, A. Milit. fasc. 101. Vel. W. A. Landsturm-Akten 119. 1792 
waren von 25912 Mannschaften 22839 undienstbar, 3073 dienstbar. 


382 Richard Harms 


werden oder waren untauglich 19472, blieben dienstbare 
4351 Mann. Rechnet man von ihnen. noch etwa 1000 ab, 
die 14—16 Jahre alt waren, so blieben nicht viel über 
3000 junge Leute übrig, die als Rekruten eingestellt werden 
"konnten, d. h. etwa 88 Prozent der jungen Mannschaft war 
der Wehrpflicht entzogen. Ob die Verteidigungsfähigkeit 
seines Landes darunter litt, war dem Kurfürsten gleichgiltig. 
Er ließ auch angeordnete Musterungen absagen: es wäre 
unnötig, die Leute alle Jahre in ihrer Ruhe zu stören.* 
Gleichgiltig war es ihm auch, ob der ärmere Untertan durch 
die Last des Dienstes mißhandelt wurde. Für ihn war die 
Hauptsache, daß aus den vielen Dispensationen recht umfang- 
reiche Gelder flossen, für die Zeit von 1780—87 z. B. nicht 
weniger als 115540 fl.®, im Durchschnitt jährlich 14442 fl. 
Das war eine nicht zu verachtende Nebeneinnahme. Fried- 
rich Karl befahl denn auch dem Hofkriegsrate, „diese an- 
sehnliche Kassenverstärkung besonders gründlich zu be- 
handeln‘“.2s 

Dann aber kamen die Jahre der Not, die französischen 
Revolutionskriege. Schlag auf Schlag folgten die Nieder- 
lagen des kurmainzischen Militärs. Bei Speyer wurden die 
Bataillone am 30. September 1792 vernichtet, die Festung 
Mainz kapitulierte ohne Widerstand. Es war zu spät, daß 
sich jetzt die Reformmaßregeln überstürzten. 

Der General v. Gymnich, seit 1779 Gouverneur von 
Mainz und Oberbefehlshaber der Truppen, verlangte, der 
Dienst solle ehrenvoller gestaltet werden. Man müsse auf- 
hören, einem Untertanen zur Belohnung die Dienstfreiheit 
seines Sohnes zu erteilen, vielmehr jeden, der den Eltern 
zur Unterstützung nicht nötig, ohne Unterschied, ob arm, ob 
reich, dienen lassen; die Soldaten sollten als Männer, nicht 
als Buben behandelt, der Dienst empfohlen, nicht geschmäht 
werden. Die Untertanen müßten es sich als Ehre, nicht als 
Schande anrechnen, Kriegsdienst zu leisten.” Ähnlich er- 
klärte Hofkriegsrat Faber, alle Rücksichten auf Privilegien 
müßten fallen, wenn sich nicht die ganze Staatsverfassung 
auflösen solle. 

Aber nirgends wurde ganze Arbeit getan, überall nur 
Flickwerk angebracht. Anstatt alle Exemtionen zu be- 


> E. A. Milit. fasc. 99. Reskript an den Gouverneur 23. VI. 1783. 
25 E. A. Mil. fasc. 101. 
? Instruktionen für den Hofkriegsrat $ 14, 24. I. 1780. E. A. Mil. 
fasc. 135. Vgl. S. 48. 
Ur: A. M.R. A. Milit. 2811. K. 229. Referat 4. IV. 1793. 
> W.A. M.R.A. Milit. 2821. K. 230. Referat 9. II. 1795. 
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seitigen, erließ man die Weisung, daß die nicht wegen körper- 
licher Gebrechen Dispensierten nur ‚für den Notfall eine 
Reserve“ bilden sollten. Man hoffte, die Truppenzahl da- 
durch vermehren zu können, daß das Mindestmaß des Sol- 
daten von 5 Schuh 3 Zoll auf 5 Schuh herabgesetzt, das 
dienstpflichtige Lebensalter auf 36 Jahre erhöht wurde. 
Sollte die Zahl dann noch nicht ausreichen, so wollte man 
unter allen Dienstfähigen losen lassen.®° Die Strafen für 
Leute, die sich der Dienstpflicht entzogen, wurden ver- 
schärft. Auf der andern Seite aber befreite man denjenigen, 
der einen Flüchtigen namhaft machte. Der Ergriffene diente 
zur Strafe ein Jahr länger. Erschwerte man hier das 
Stellen von Ersatzmännern, so gestattete man dort, Aus- 
länder in die Regimenter einzureihen.’? 

Nur eine bemerkenswerte Reform hat man durch- 
zuführen versucht, die Reform der Dienstzeit. 

Bei der freiwilligen Werbung war die Dienstzeit des 
Söldners unbegrenzt oder in der Kapitulation näher be- 
stimmt. Die Enrollierten unter Johann Friedrich Karl dienten, 
wie wir sahen, 4 Jahre. Die Konskriptionsverordnung setzte 
die gleiche Zeit fest. Auch jetzt gab es keine gesetzliche 
Beurlaubung. Im Jahre 1778 wurde es ausdrücklich als 
Mißbrauch der Offiziere gekennzeichnet, daß sie Leute auf 
ein halbes, ja ein ganzes Jahr beurlaubten und den Sold 
dafür in ihre Tasche steckten.?® 

In den Jahren 1795 und 1796 schritt man nun zu folgen- 
der Reform. Die Dienstverpflichtung des Untertanen sollte 
hinfort 12 Jahre betragen. Hiervon waren 6 Jahre bei der 
Fahne zu dienen, die übrigen 6 Jahre wurde der Soldat be- 
urlaubt. Während der Beurlaubung stand er in militärischer 
Verbindlichkeit und mußte jeden Augenblick zum Wieder- 
eintritt bereit sein. Seine Montur durfte er nicht veräußern, 
seinen Zopf sollte er weitertragen. Alle Monate hatte er sich 
bei dem Beamten seines Bezirkes persönlich zu melden, 
seinen Wohnsitz durfte er nur nach vorhergegangener Mit- 
teilung an das Amt wechseln. Innerhalb des Erzstiftes hatte 
er Freizügigkeit, konnte auch heiraten und beliebige Ge- 
werbe treiben. Sobald er aber einberufen wurde, trat er 


22 W.A. ebenda, Mil. 981. K. 229. Verordnung 26. Mai 1794. 

30 Ebenda. — °! W. A. ebenda. Verordnung 20. Juni 1794. 

32 W. A. Landsturm-Akten 119. Verordnung 19. IX. 1794. 

33 E, A. Mil. fasc. 97. 2.1. 1778. Gutachten des G. F.M. v. Gudenus. 
In Preußen durfte der Kompagniechef den Sold behalten. Vgl. M. Leh- 
mann, Hist. Zt. 67, S. 276. 

34 4. Aug. 1795: Erhöhung der Dienstzeit. 17. II. 1796: Beurlaubung. 
W. A. M.R.A. Mil. 2821. K. 230. 
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wieder unter die Militärgerichtsbarkeit zurück. Weib und 
Kind mußte er daheim unter der Ortsobrigkeit zurücklassen. 

Es war ein Beurlaubungssystem großen Stiles, das hier 
geplant wurde. Von der im preußischen Heere üblichen Art 
unterschied es sich dadurch, daß es 6 Jahre ununterbro- 
chenen Dienst forderte und die Pflichtigkeit überhaupt auf 
12 Jahre einschränkte. Die Prinzipien waren nicht unähnlich 
denjenigen des großen preußischen Reformators, aber die 
Exemtionen beseitigte auch diese Neuorganisation nicht. So 
konnte auch sie keinen bleibenden Erfolg haben. 

Hatte bisher der Gedanke der Freiheit und Gleichheit 
gefesselt am Boden gelegen und nur unbewußt in spon- 
taner Auflehnung seine Kraft zu erkennen gegeben, so be- 
gann er jetzt, entfesselt durch die französische Revolution, 
seinen Siegeszug durch die ganze Welt zu halten; auch 
im kurmainzischen Volke hatte er starken Widerhall ge- 
funden. 

Seit dem Anfang der neunziger Jahre stand der ganze 
Süden des Reiches unter dem Zeichen einer allgemeinen 
Volksbewaffnung.® In Wort und Tat brachen sich Bahn 
die großen Ideen von der moralischen Pflicht aller Vor- 
nehmen und Geringen, Armen und Reichen, das Vater- 
land zu verteidigen. Die gewaltige Kraft des französischen 
Augustgesetzes aus dem Jahre 1793 wirkte erst recht mit 
mächtigem Zauber auf die Entfaltung aller nationalen, dem 
deutschen Volke so ursprünglichen Triebe. In den vorderen 
Kreisen des Reiches ergingen Aufrufe zur Volksbewaffnung, 
im kurrheinischen Kreise am 9. Januar 1794.3 

Da aber zeigte sich, wie sehr an dem kurmainzischen 
Volke gesündigt worden war. Die Wirkung des Aufrufs war 
überraschend: fast aus allen Ämtern liefen Berichte von 
einem negativen Erfolge, von einer bedingten Aufnahme der 
Volksbewaffnung ein.®” Die Untertanen des Amtes Neustadt 
erklärten, nicht eher die Waffen ergreifen zuwollen, bis ihnen 
die Einsetzung des herkömmlichen Ortsvorstandes und das 
Beholzen, Belauben und Beweiden des herrschaftlichen 
Waldes ordnungsgemäß gewährt worden wäre. Das Forst- 
personal habe sie bisher wie Sklaven behandelt.®® Waren 
diese Forderungen auch vereinzelt — eine Bedingung 
kehrte in fast allen Amtsberichten wieder: ausnahmslos 
alle Untertanen sollten sich der Bewaffnung unterziehen, 


5 W. Wendland, Versuche einer allgemeinen Volksbewaffnung in Süd- 
egtgeüland während der Jahre 1791 bis 1794. 1901. 
A. Landsturm-Akten 119. 
sr Ebenda, Landsturm-Akten 120. — 38 Ebenda, 26. I. 94. 
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namentlich müßten die Vorgesetzten geistlichen und welt- 
lichen Standes mit gutem Beispiel vorangehen. Der Ge- 
heime Rat Heußer meinte zu dieser unerwarteten Wirkung 
sehr kleinlaut: Der Forderung, daß unter allen Ständen 
gerechte Gleichheit herrschen müsse, könne allerdings die 
Berechtigung nicht versagt werden. 

So war es denn nur eine selbstverständliche Begleit- 
erscheinung, daß auch die Vornahme der Konskription auf 
unmittelbaren Widerstand stieß. Mit brutaler Gewalt suchte 
man ihn zu unterdrücken. Nächtlicherweile wurde in den 
Dörfern mit einem Exekutionskommando ausgehoben; es 
käme, befiehlt ein Hofratsreskript, weniger auf die Menge 
der Rekruten an, als auf die Wahrung des Gesetzes. Wo 
man die Söhne nicht fand, wurden die Väter genommen; 
alle Anführer sollten arretiert und in Gewahrsam gebracht 
werden.‘ Später hat man sogar Vieh „im Werte“ der nötigen 
Rekruten pfänden lassen.“ 

Das waren die Mittel, mit denen die kurmainzische 
Regierung eine populare Strömung, ein kraftvolles Volks- 
empfinden unterdrücken zu müssen glaubte. Erst als Not 
und Schrecken des Krieges aufs neue an Haus und Hof 
zu rütteln begannen, trug der nationale Gedanke den Sieg 
davon: das kurmainzische Volk erhob sich zur levee en 
masse und kämpfte, notdürftig von seinem Minister Albini 
organisiert, mit Tapferkeit um seinen Herd.“ 

Die Taten der kleinen Volkssplitter am Rhein und im 
Spessart waren wie ein Wetterleuchten, das dem Anbruche 
der großen Heldenzeit vorausging. In den Freiheitskriegen 
durfte die wiedererwachte nationale Wehrpflicht ihren herr- 
lichsten Sieg feiern. 


s 2 ’ 
Formation, Standorte, Stärkeverhältnisse. 

Um Recht und Sitte unter ihren Truppen aufrecht zu 
erhalten, folgten die Mainzer Kurfürsten dem allgemeinen 
‚ Brauche: sie erließen Heeresgesetze unter dem Namen 

„Artikelsbriefe“.: Der Inhalt war im wesentlichen immer 

39 W. A. Landsturm-Akten 121. Referat 30. I. 94. 

“ W.A. M. R. A. 28211. K. 230. 6. III. 1795. 

41 Ebenda, 27. III. 1796. — #2 Ebenda, Mai 1800. 

#3 Rothenbücher: Der Kurmainzer Landsturm 1799/1800. Augs- 
burg 1878. Veröffentlicht die Organisationsverordnungen. 

1 Kurfürst Joh. Philipp 1655, E. A. Mil. f. 137; Lothar Franz 1702, 
cf. S. 18; Joh. Friedrich Carl 1743; Friedrich Carl Joseph 1775. Für 
die Leibgarde 1787. E. A. Mil. fasc. 96. 

Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N. F. 6. 25 
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der gleiche: Vorschriften über das Verhalten in der Garnison, 
auf der Wacht und im Felde, Eidesformeln und Gerichts- 
barkeit. Wichtiger ist für uns ein Kriegsreglement, das 
Kurfürst Johann Friedrich Karl im Jahre 1743 herausgab. 
Es ist das einzige kurmainzische Reglement, das im Druck 
erschienen ist. Der Kurfürst und seine höheren Offiziere 
GFML. v. Wambold, GFWM. v. Welsch, v. Ried, v. Eltz, 
Oberst v. Wildenstein und v. Guttenberg haben gemeinsam 
daran gearbeitet. Ein Entwurf befaßte sich auch mit der 
Organisation der Landmiliz, das endgiltige Reglement be- 
schränkte sich aber auf die regulären Regimenter. Es ent- 
hielt folgende Abschnitte: ‚1. Die Instruktion eines gemeinen 
Musketiers sowohl als aller Unter- und Ober- auch höheren 
und Stabsoffiziers bis zum Obersten inklusive; was die- 
selben in und außer Herrendiensten zu verrichten. 2. Die 
Instruktion der Artillerie vom Geringsten bis zum Höheren 
mit anhangenden Kriegsartikeln. 3. Die den Soldaten in 
Ansichten ihrer Dienste verliehenen Freiheiten und Privi- 
legien. 4. Eine Explikation der Militärkriegsartikel. 5. Das 
Kriegsexerzitium.“ 

Enthielt das Reglement auch manche Mängel — Be- 
stimmungen über die Heeresergänzung fehlten z. B. —, so 
blieb es doch eine namhafte Leistung, daß ein geistlicher 
Fürst die Sorge für sein Militär in diesem Maße bekundete. 
Kurmainz ist der einzige geistliche Staat, der ein umfassendes 
Militärregelement in Druck gegeben hat.® 

Der erste Teil des Reglements, der die Instruktionen 
enthielt, wurde nur an die Generäle und Stabsoffiziere voll- 
ständig ausgegeben. In den Exemplaren, die die Offiziere 
vom Hauptmann abwärts erhielten, fehlten die Instruktionen 
für die höheren Offiziere. Jede Korporalschaft erhielt ein 
Exemplar, in dem nur die Instruktionen für die Unteroffi- 
ziere und Gemeinen enthalten waren. Starb ein Offizier, 
so ging das Reglement auf den Nachfolger über. Auf das 
Geheimhalten des Inhalts kam es dem Mainzer Kurfürsten 
nicht so sehr an wie Friedrich Wilhelm I. von Preußen. Das 
Reglement war auch nicht als Manuskript gedruckt. 

Betrachten wir nun die äußere Organisation des stehen- 
den Heeres, so war die größte Truppeneinheit der Infan- 
terie das Regiment. Es gliederte sich in den großen und 


?2 Exemplare sind vorhanden im W. A., E. A,, in der Göttinger Uni- 
versitätsbibliothek. Vgl. Jähns, a. a. O., 2309. 

3 E. A. Mil. fasc. 59b. 

4 Nach dem Kriegsreglement und erhaltenen Listen etc. 
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kleinen Stab und die Kompagnien. Zum großen Stabe ge- 
hörten: der Oberst, Oberstleutnant und Oberstwachmeister 
oder Major, zum kleinen: der Auditeur, Regimentspater, 
Feldscher, Regimentsadjutant oder Wachmeisterleutnant, der 
Regimentstambour und der Profoß mit Knechten. Im Kriege 
kam hinzu der Quartier- und der Proviantmeister. Kom- 
pagnieoffiziere waren der Hauptmann, Leutnant und Fähn- 
rich. Unteroffizierschargen bekleideten Feldwebel, Führer, 
Fourier, Korporal und Gefreiter. 

Jedes Regiment trug den Namen seines Inhabers; man 
unterschied ein Regiment v. Thüngen, v. Leyen usw. Die 
Zwischenteilung in Bataillone ist im Kriegsreglement nicht 
vermerkt, begegnet uns aber während des ganzen 18. Jahr- 
hunderts.® Durchschnittlich zerfiel das Regiment in drei, 
höchstens in vier Bataillone; Bataillonskommandeure 
waren Stabsoffiziere. Die Zahl der Kompagnien im Re- 
giment schwankte sehr stark, es gab dafür keine Regel. 
Die Kompagnie teilte sich in sechs Korporalschaften. In 
Paradeaufstellung zerfiel das Regiment in Divisionen zu 
je 120 Mann = 30 Rotten. Mindestens eine, höchstens 
zwei Kompagnien setzten sich aus Grenadieren, der Rest 
aus Füsilieren zusammen. 

Die Reiterei spielte im 17. Jahrhundert noch eine 
Hauptrolle, verlor aber gegen Ende des Jahrhunderts und 
im 18. Jahrhundert für Kurmainz alle Bedeutung. Die Kur- 
fürsten Anselm Franz und Lothar Franz unterhielten 
noch ein Dragonerregiment von etwa sechs Kompagnien.® 
1731 gab es noch 50 Dragoner, 1742 nur noch 19, spätere 
Listen weisen keine mehr auf. Dagegen war die Leib- 
garde des Kurfürsten dauernd beritten. Etwa 50 bis 
100 Mann stark ergänzte sie sich nach Möglichkeit aus 
den Grenadierkompagnien. Sie bezog höheren Sold, nahm 
überhaupt eine bevorzugte Stellung ein. Zur Aufnahme 
und Entlassung war die Spezialerlaubnis des Kurfürsten 
nötig.? 

Außerdem wurde noch seit 1738 eine Husarenabteilung 
unterhalten. Sie versah Gendarmeriedienst, ebenso wie seit 
1786 das Landjägerkorps.® 

Die Festungsartillerie wurde befehligt von einem 
Stückhauptmann. Weitere Chargen waren Stückleutnant, 
Stückjunker, Zeugschreiber, Feuerwerker, Artilleriekor- 
poral, Konstabler oder Büchsenmeister. Die Festungs- 





5 Seit dem Spanischen Erbfolgekriege. E. A. Mil. fasc. 33. 
6 Vgl. S. 391. — ° Besondere Reglements, vgl. Anm. 1. 
8W.A.M.R. A. Mil. 2891. K. 231. 
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artillerie in Mainz war 120 bis 130 Mann stark, die in 
Erfurt etwa 30 Mann. 

Die Feldartillerie bildete keine Truppe für sich, 
sondern wurde den Fußregimentern beim Ausmarsch zuge- 
teilt. 1791 kamen auf ein Regiment zwei vier- und zwei 
sechspfündige Regimentsstücke, zwei Haubitzen und etwa 
60 Mann Bedienungsmannschaft. Dazu Munitionswagen, 
Reservelafetten u. a.? 

Das Ingenieurkorps hatte wesentlich bei Festungs- 
bauten und Minierarbeiten zu fungieren, war aber nur 
von geringer Stärke. Die Hauptwaffe blieben die Fuß- 
regimenter. 

Den Winter über beschränkte sich der Dienst auf 
Garnisonwachen, im Frühjahr und Sommer wurde das 
Regiment zusammengezogen und exerziert. 

Die Aufgabe des Obersten war es!, in erster Linie 
auf die Ehre des Regiments und die Aufrechterhaltung 
seiner Privilegien zu wachen. Es war zu unterscheiden 
zwischen einem Regimentsinhaber und einem Titular- 
obersten. Zu Inhabern konnte der Kurfürst alle Offiziere 
vom Obersten aufwärts ernennen. Seit der Verstaatlichung 
der Werbung war die Inhaberschaft ein bloßer Titel, eine 
Auszeichnung geworden.!! Die Inhaber brauchten das Re- 
giment nicht zu kommandieren, an ihre Stelle traten dann 
die Titularobersten. Nur in wichtigen Fällen sollten diese 
mit Vorwissen der Inhaber zu Werke gehen. 

Der Oberstleutnant war ‚die Mutter des Regiments“.!? 
Er hatte sich um die Arrestanten, um die Kranken in den 
Hospitälern zu kümmern. Dem Öbristen mußte er Be- 
richt erstatten über die Konduite der Offiziere. In Ab- 
wesenheit des Obersten war er dessen Stellvertreter. 

Der Obristwachmeister!3 sollte die Kompagnieen im 
Felde täglich, in der Garnison wöchentlich einmal visi- 
tieren. Säumige Offiziere konnte er nach einmaliger Ver- 
warnung sofort in Arrest oder zum Profossen schicken. 
Im Felde standen die Marketender, in der Garnison die 
Fleischhauer unter seiner Aufsicht. Seinem Vorgesetzten 
mußte er die revidierten Standstabellen einreichen. Das 
Exerzitium wurde von ihm besonders überwacht. Bei 
Strafvollstreckungen oder Exekutionen hatte er das Kom- 
mando. 

Die wichtigste Offizierscharge im Regiment bekleidete 


® E. A. Mil. fasc, 114 u. 117. — 10 Reglement 1743, pag. 116. 
11 Der Ursprung der modernen Regimentschefs. 
12 Reglement 1743, pag. 113. — 13 Ebenda, 112. 
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der Hauptmann.“ Er stand in unmittelbarer Berührung 
mit Unteroffizieren und Gemeinen. Dreimal wöchentlich 
visitierte er seine Kompagnie. Den Untergebenen gegen- 
über sollte er sich eines milden und gerechten Benehmens 
befleißigen, vor allem nach Möglichkeit Stockschläge ver- 
meiden. Im Strafen der Unteroffiziere sollte er besonders 
vorsichtig sein; einen Freiwilligen oder einen Edelmann 
durfte er niemals mit Stockschlägen, sondern nur mit 
Arrest bestrafen. Fähnrich und Leutnant konnte er nur 
bei sofortiger Meldung an den Regimentskommandeur be- 
strafen. Die Unteroffiziere schlug er dem Regimentskom- 
mandeur vor. Wöchentlich einmal sollte er über den Stand 
der Kompagnie Rapport erstatten. 

Außerhalb des Regimentsverbandes bestand die Charge 
eines Platzmajors.° Ihm lag im wesentlichen nur die 
Revision der Wachen ob. 

Die eigentliche Ausbildung der Mannschaften leitete 
der Feldwebel.!s 

Der Fourier!! besorgte den Haushalt der Kompagnie. 
Er war Ordonnanz des Regimentskommandeurs, hatte die 
Listen zu führen, mußte rechnen können und kautionsfähig 
sein. Er verabreichte dem Musketier das Brot, zahlte mit 
dem Kompagniechef gemeinsam den Sold aus und lieferte 
darüber die genauen Rechnungen ein. 

Die Korporäle und Gefreite hatten sich hauptsächlich 
um den inneren Kompagniedienst zu kümmern; sie mußten 
des Lesens und Schreibens kundig sein. Die Angehörigen 
einer Korporalschaft bildeten eine sogenannte Kamerad- 
schaft, sie legten ihren Sold und Proviant zusammen, 
wählten einen Vertrauensmann und besorgten sich durch 
diesen gemeinsam ihren Unterhalt. Sie achteten unter 
sich auf strenge Sitte und Zucht. Es war selbstverständ- 
lich, .daß der Erzbischof seinen katholischen Soldaten den 
fleißigen Besuch der Messe befahl, die österliche Beichte 
und Kommunion durfte keiner versäumen. Die katholische 
Konfession war nicht Bedingung für die Zugehörigkeit zum 
Heere; das war schon des überwiegend protestantischen 
Erfurter Gebietes wegen unmöglich. Aber das Domkapitel 
hatte doch 1679 in die Wahlkapitulation des Kurfürsten 
Anselm Franz den Artikel aufgenommen, daß wenigstens 
alle Festungskommandanten, d. h. die höchsten Offiziere, 
katholischer Konfession sein sollten. Zweifellos eine letzte 
Nachwirkung der Gegenreformation. 


13 Ebenda, 56. — '? Ebenda, 121. — !° Ebenda, 38. — !" Ebenda, 29. 
13 W. A. Mainzer Wahlkapitulation, 1679, Art. 56. 


390 Richard Harms 


Höchstkommandierender der kurmainzischen Truppen 
war der Gouverneur der Festung Mainz. In Mainz kon- 
zentrierte sich die Hauptmacht der Truppen. Daneben kam 
als Garnison in Betracht die Festung Petersberg in Erfurt; 
kleinere Besatzungen lagen in Königstein, Starkenburg, 
Höchst und auf der Cyriaksburg bei Erfurt. In Aschaffen- 
burg war das Kommando der Husarengarde, die Truppe 
selbst tat dauernd Streifdienst. Der Standort der Leib- 
garde wechselte mit der jeweiligen Residenz des Kur- 
fürsten. 

Von den Stärkeverhältnissen der Truppen ein voll- 
ständiges Bild zu gewinnen, ist bei dem lückenhaften Material 
sehr schwierig.?° Eine gewisse Norm für die Gesamtstärke 
bietet das Reichskontingent. Da Kurmainz nach dem spa- 
nischen Erbfolgekriege immer von dem Rechte Gebrauch 
machte, statt eines Reiters drei Fußsoldaten zu stellen, so 
kann man 4400 Mann als die Höchstzahl annehmen, die 
das Erzstift an stehenden Truppen unterhalten hat.°: In 
Mainz lagen außer der kurfürstlichen Besatzung noch andere 
reichsständische Truppen geringen Umfangs, so Ende des 
17. Jahrhunderts eine hessische Freikompagnie, die zu Be- 
ginn des 18. Jahrhunderts einer, bisweilen auch zwei ober- 
rheinischen Kreiskompagnien Platz machte. In Erfurt 
stand ein Bataillon kaiserlicher Truppen.® Die reichs- 
ständischen Truppen standen unter dem Kommando des 
kurmainzischen Gouverneurs. 


1% Vgl. S. 401, Anm. 5. 

20 Die bisher gemachten Angaben haben sich häufig als unzuver- 
lässig herausgestellt; so bei Büsching, Moser, Dohm. Auch Brodrück, 
Quellenstudien zum Feldzuge der Reichsarmee (S. 38), war ungenau 
unterrichtet. Die Angabe im einleitenden Bande der „Feldzüge des 
Prinzen Eugen“ (hrsg. v. k. k. Kriegsarchiv), S. 473, ist dahin zu er- 
gänzen, daß vier Regimenter Landmiliz vorhanden waren. 

21 Das Triplum (vgl. S. 1) betrug 25911/, Fußtr. — 576 Reiter. 
576 x 3 = 1728. Dazu 100 Mann für den oberrhein. Kreis = rund 
4400 Mann. 

22 Sie war identisch offenbar mit dem Kontingent, das Kurmainz 
selbst zum oberrhein. Kreise stellte. 

23 Auf Grund von zwei Verträgen aus den Jahren 1675 und 1689. 
Der Kaiser hatte seinen Truppen Sold, Proviant und Service zu geben, 
das Obdach gab der Kurfürst. Die kaiserlichen Truppen waren dem 
Kurfürsten vereidigt. (K. u. K. Kriegs-Archiv.) 

Anno 1716 stand in Erfurt eine kaiserliche Kompagnie Guttenstein; 
anno 1756 ein Bataillon Gaisrug (M. Lehmann, Ursprg. d. 7jährigen 
Krieges, 114). 

1. Aug. 1764 war Oberst Wachenheim Kommandeur des Bataillons 
(4. Bat. Reg. Gaisrug). Die Stärke betrug: 407 Mann effektiv, 463 
komplett. E. A. Mil, fasc. 9. 
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Kurfürst Anselm Franz unterhielt im pfälzischen 

Kriege (1688—1697) drei Fußregimenter®: das 
Regiment v. Thüngen = 800 Mann 

5 v. d. Leyen = 1000 ‚, 

M v. Rollingen= 1100 J, 

Dazu ein Dragonerregiment Graf Leiningen (vorher 
Langwerth v. Simmern) — 500 Mann. 

Zu Beginn des spanischen Erbfolgekrieges (1702) stand 
in Mainz nur das Regiment v. Schönborn = 1800 Mann. 
Hiervon rückten am 27. Juni 1702 ins Feld zwei Bataillone = 
1010 Mann®s, in Mainz blieben 761 Mann als Besatzung zu- 
rück. Im Laufe des Feldzuges wurde die Erfurter Be- 
satzung von 450 Mann kurmainzischer Truppen nach Mainz 
beordert. Die beiden Bataillone im Felde, v. Leyen und 
v. Eltz, wurden auf 1450 Mann verstärkt. Im Jahre 1711 
war der Stand der Mainzer Garnison: 

Vom Regiment v. Leyen? 551 Mann 
Eichsfeldische Landmiliz 278 ,, 


Rheingauer IA 837, 
Steinheimer u 
1034 Mann. 


Zur einmaligen Besetzung der Wachen waren 462 Mann, 
einschließlich von 100 Bürgern, erforderlich. Da täglich 
drei Ablösungen stattfanden, fehlten 52 Mann; ferner konnte 
auch nicht die „tägliche Bereitschaft‘ von zwei Offizieren 
und 100 Mann gestellt werden, endlich auch nicht das 
übliche 24 Mann starke Kommando zu Festungsarbeiten. 
Einen Vorschlag des Generals v. Leyen, 500 Mann Land- 
miliz aus dem Bambergischen® zu beordern, wies der Kur- 
fürst ab, bestand vielmehr auf die Einberufung des im Felde 
stehenden Bataillons v. Eltz. 

Sein Dragonerregiment, Graf Schönborn, hatte Lothar 
Franz 1706 in kaiserliche Dienste gestellt, es kämpfte in 
Ungarn.” 

24 Stärkeangabe in abgerundeten Zahlen. W. A. M. R. A. Mil. 227. 

25 Johann Philipp, Bruder des Kurfürsten Lothar Franz. E. A. 
Mil. fasc. 33. 

26 8 Hauptleute, 9 Leutnants, 9 Fähnriche, 984 Unteroffiziere und 
Mannschaften. Ebenda, cf. Anhang. 

27 Vorher v. Schönborn. E. A. Mil. fasc. 43. 

28 Lothar Franz war zugleich Bischof von Bamberg. 

29 E. A. Mil. fasc. 37a. Am 4. Aug. 1706 bei Heppenheim dem 
kaiserlichen Kriegskommissar übergeben. 20. Sept. traf es in Wien ein. 
Oberst des Regiments war auch ein Graf v. Schönborn. Das Regiment 
wurde in Ungarn schr schlecht verpflegt und vom Kurfürsten wiederholt 
zurückverlangt, blieb aber bis zum Ende des Feldzugs in Ungarn. 
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Kurfürst Franz Ludwig übernahm von seinem Vor- 
gänger die Mainzer Garnison in folgender Stärke3°: 


Regiment v. Leyen. . . . . 1534 Mann (= 14 Komp.) 
5 v.Welsch . . ... 84 „ (= 7Komp.) 

2 oberrhein. Kreiskompagnien . 130 „ 

1 Artilleriekompagnie . . . . 130 „ 


2608 Mann. 

Gemäß einem Beschluß der assoziierten Kreise erhöhte 
der Kurfürst im Oktober 1730 den Militäretat. Es wurden 
beim Regiment v. Welsch sechs neue Kompagnien errichtet, 
ebenso eine Dragonereskadron, so daß der Gesamtetat 
— ohne Erfurt — 3300 Mann betrug. Schon ein halbes 
Jahr darauf beschloß man indessen eine heimliche Reduk- 
tion, da die Zahl über die Kräfte des Landes ging. Im 
Juni 1731 ergab die Generalmusterung folgendes Bild:t: 


Regiment und Kompagnie: früher: jetzt: weniger: erspart 
jährlich: 
v.Leyen: 2. Komp. Grenadiere 191 160 31 1488 fl. 
12. » Füsiliere 1291 1080 211 9284 ”, 


_ Übertrag: 1482 1240 242 107721. 








30 E. A. Mil. fasc. 48. 16. Sept. 1730: 
Regiment v. Leyen: 


Hauptmann v. Hanstein, Grenadierkompagnie. . . . 101 Mann. 
ä v. Rodenhausen, Grenadierkompagnie . . % 
Leibkompagrie v. Leyen, Füsilierkompagnie . . . . 112 , 
Obrist v. Weyhers Füsilierkompagnie. . .». . ... 16 „ 
Oberstleutnant v. Schwans Füsilierkompagnie . . . . 116 , 
Major v. Welsch, Füsilierkompagnie . . . .... 11 „ 
v. Guttenberg, Füsilierkompagnie . . . ... 117, 
„ Graf v. Bossenheim, Füsilierkompagnie. . . . 109 
Hauptmann Wolff, Füsilierkompagnie. . . . ...1090 „ 
n v. Feulner, Füsilierkompagnie . . . . . 105 4 
5 Corchinger, Füsilierkompagnie. . . . . 10 
» Graf v. Eberstein, Füsilierkompagnie. . . 105 e 
# v. Terrainge, Füsilierkompagnie . . . . 107 „ 
3 v. Dahlwig, Füsilierkompagnie . . . . . 12 „ 


1534 Mann. 
Regiment v. Welsch: 


Hauptmann v. Fechenbach, Grenadierkompagnie . . . 96 Mann. 
Leibkompagnie v. Welsch, Füsilierkompagnie . . . . 15 _ 
Oberstleutnant v. Dahlwig, Füsilierkompagnie . . . . 117 , 
Major v. Wildenstein, Füsilierkompagnie. . . . ..19 
Hauptmann v. Benupre, Füsilierkompagnie . . . . . 121 
v. Rodenhausen, Füsilierkompagnie . . . 124 < 
v. Fechenbach, Füsilierkompagnie. . . . 19 _ 


814 Mann. 
Oberst v. Cornberg, Oberrheinische Kreiskompagnie . 72 Mann. 
Hauptmann v. Coligny, Oberrheinische Kreiskompagnie 58 „ 

31 E. A. Mil. fasc, 48. 
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Regiment und Kompagnie: früher: jetzt: weniger: erspart 
b jährlich: 
Übertrag: 1482 1240 242 107721. 
v.Welsch: 1. Komp. Grenadiere 95 850 15 720. 
12. „  Füsiliere 12854 1080 204 8976 „. 


9 oberrhein. Kreiskompagnien 157 126 31 1488, 
9 Kompagnien Dragoner 152 50 102 4896 „ 
Fourage für 102 Pferde — — — 3672 „ 
Artilleriekompagnie 130130 ° — — 





3300 2706 594 30524 fl. 

Unter der Regierung des nächsten Kurfürsten, Philipp 

Karl, blieb die Stärke zunächst ziemlich dieselbe, nur die 

Zahl der Dragoner ging schon 1733 auf 18 herunter.’! Gegen 

den Schluß seiner Regierungszeit, etwa. um 1740, hat Philipp 

Karl die Regimenter wieder verstärkt; am 1. April 1742 war 
der Stand aller Truppen folgender®®: 


Mainz: 
Regiment v. Wambold (früher Leyen) 1547 Mann. 
5 v. Welch . . 22.2.1448 „ 
Dragoner 19 = zu Fuß . . . . . DL 
ATETIEr 1. re een 129  .„ 
3181 Mann. 
Erfurt: 
Regiment v. Ried . . . 2. .2.......7%5 Mann. 
ATNNETIEH Asien a ee a 6: 04 
771 Mann. 
+ 3181 “ 





Gesamtstärke: 3952 Mann. 

In den ersten beiden schlesischen Kriegen blieb Kur- 
mainz neutral. Im dritten schlesischen Kriege stellte 
es, wie wir sahen, ein besonderes Regiment in kaiserliche 
Dienste.®® Es wurde gebildet aus den Regimentern v. Wil- 
denstein und v. Ried, war 16 Füsilier- und zwei Grenadier- 
kompagnien stark, zusammen 2412 Mann. Kommandeur 
des Regimentes wurde v. Lamberg.% In Höchst wurde 


32 Ebenda, fasc. 58a. 

33 E. A. Mil. fasc. 79 u. 83. Rangliste cf. Anhang. 

3% Raimund Casimir, Graf v. Lamberg. Trat 1733 in kaiserliche 
Dienste als Fähnrich im Schmettauischen Regiment, machte den sogen. pol- 
nischen Thronfolgekrieg in Italien (Neapel) mit, wurde spanischer Kriegs- 
gefangener. 1735 Inhaber einer Komp. im Rgt. Wolfenbüttel, Feldzug 
am Rhein u. an der Mosel. 1736—1739 machte er als Volontär den 
Türkenkrieg mit, trat dann wieder ins Rgt. Wolfenbüttel ein, stand 1743 
bis 1747 als Grenadierhauptmann in den Niederlanden. Seit 1753 in den 
kurmainzischen Hof- und Staatskalendern geführt als Oberst im Rgt. v. Ried, 
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das Regiment von einem kaiserlichen Kriegskommissar ge- 
mustert und marschierte dann nach Böhmen. Der Kur- 
fürst mußte sich verpflichten, vor jedem Feldzuge das Regi- 
ment zu komplettieren. Er behielt sich aber die Jurisdiktion 
und die Ernennung der Offiziere vor. Im Winter durfte 
das Regiment zu keinen Postierungen oder Kordons be- 
nutzt werden, sondern sollte Quartiere beziehen. Nach 
Friedensschluß trat es wieder in kurmainzische Dienste. 

Das mainzische Kurkreisregiment im dritten schlesischen 
Kriege stand unter dem Kommando des Obersten v. Wilden- 
stein.®° Es war vier Bataillone stark, zusammen 2246 Mann, 
davon 200 Grenadiere, und wurde gebildet aus den Regi- 
mentern von Wildenstein, v. Ried, v. Knorr. 

Das Regiment v. Lamberg?* wurde der Brigade des 
GFWM. Frhr. v. Buttler zugeteilt und bezog im Winter 
1756/57 seine ersten Standquartiere in Töppel, Weseritz, 
Neumark und Teißing in Böhmen. Ein Bataillon zu vier 
Füsilierkompagnien kam nach Prag in Garnison, zwei Ba- 
taillone und die beiden Grenadierkompagnieen rückten ins 
Feld. In der Schlacht bei Prag, 6. Mai, verlor das Regi- 
ment 409 Mann an Toten und Vermißten. Im Juli 1757 
blieben 10 Füsilierkompagnien — 1068 Mann unter Öberst- 
wachmeister Stutzer in Prag, der Rest rückte unter v. Lam- 
berg zur Feldarmee. Dieses Bataillon focht bei Görlitz, 
7. September 1757, half dann Schweidnitz belagern, ging 
nach Breslau und wurde bei der Übergabe der Festung 
im Dezember kriegsgefangen. Von den Prager Bataillonen 
rückten Anfang April 1758 sechs Kompagnieen samt dem 
Stabe = 853 Mann, aus, machten die Schlacht bei Hoch- 
kirch, 14. Oktober, mit und kamen 1759 mit dem Rest des 
Regiments in eine Position zwischen Friedland und Eger. 
In den letzten Kriegsjahren stand das Regiment in Sachsen 
und focht bei Freiberg. Am 3. Januar 1763 ergab eine 
Musterung 1667 Mann. Vor dem Feinde hatte das Regi- 
ment 623 Mann verloren. Der Gesamtersatz während des 
Feldzuges betrug 2422 Mann. Also gingen nicht weniger 
als 2544 Mann im Laufe des Feldzuges durch Krankheit, 
Desertion und Gefangennahme verloren. 


Rittmeister der Leibgarde. 1756 Kommandant des kurmainz. Rgt. in 
kaiserlichem Dienst. 1757 kurmainzischer Generalfeldwachmeister. 1757, 
Dez., in Breslau kriegsgefangen, August 1758 ausgewechselt, zum kaiserl. 
Generalfeldwachmeister gemacht. 1763 kurmainz. Generalfeldmarschall- 


leutnant, Inhaber eines Rgt. z. F. 1765 Vizegouverneur u. Kommandant 
von Mainz. 1766 Gouverneur. 1767 Generalfeldzeugmeister, gest. 
3. X. 1775. 


3 E. A. Mil. fasc. 81. — 3% E. A. Mil. fasc. 83. 
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Das mainzische Kurkreisregiment3” wechselte 1757 
seinen Kommandeur; v. Wildenstein wurde GFML., v. Gude- 
nus wurde sein Nachfolger. Das Regiment nahm an 
der Schlacht bei Roßbach teil. Die Berichte, die Wilden- 
stein am 11., 14. und 15. November 1757 über die Schlacht 
an den Kurfürsten einsandte, sind im Kabinettsarchiv nicht 
registriert worden. v. Wildenstein erhielt im November 1757 
das Kommando über alle Regimenter des kurrheinischen 
‚Kreises. Im Februar 1758 wurde das Regiment nach Erfurt 
verlegt, im Sommer rückte es zu drei Bataillonen (das 4. 
unter v. Hagen blieb in Erfurt) in Böhmen ein und bezog 
bei Saatz ein Feldlager. Obrist v. Gudenus war seit De- 
zember 1758 beurlaubt, für ihn führte Oberstleutnant 
v. Brencken bis zum Ende des Krieges das Kommando. 
Am 8. September 1759 nahm das Regiment unter dem 
Andreeschen Korps teil an einem Treffen bei Torgau gegen 
den preußischen General v. Wunsch. Es hatte starke Ver- 
luste, verlor sämtliche Geschütze und die Bagage. Wegen 
seiner guten Haltung bei Maxen (20. November 1759) er- 
hielt es aber seine vier verlorenen Geschütze vom Kaiser 
ersetzt. Ebenso zeichnete sich das Regiment im Sommer 
1760 bei der Verteidigung Dresdens aus. 1761 stand es in 
Sachsen. 

In Mainz war während des Feldzuges eine Besatzung 
von 1200 Mann — darunter 32 Offiziere — zurückgeblieben.:® 
Die Erfurter Besatzung bestand aus einem Bataillon des 
Kurkreisregimentes, Invaliden auf der Cyriaksburg und einer 
Artilleriekompagnie.3® Das Eichsfeld blieb ungedeckt; der 
Kommandeur der Landmiliz, v. Wintzingerode, plante 1758, 
ein Jäger- und Schützenkorps zum Landesschutz zu er- 
richten.3® 

Nach dem Kriege wurden die Truppen in vier Regi- 
menter eingeteilt, davon drei zu je 1000 Mann in Mainz, 
das vierte etwa halb so stark in Erfurt. Kurfürst Em- 
merich Joseph behielt die verhältnismäßig hohe Zahl bei, 
um die vielen aus dem Felde heimgekehrten Offiziere 
nicht entlassen zu brauchen. 

1785 war der Stand der Mainzer Garnison folgender: 


Stab. « » = =... » .. 158 Mann. 
Regiment v. Gymnich . . . . 745 
r v. Fechenbach el = 


Übertrag: 1640 Mann. 


37 E. A. Mil. fasc. 81. — 38 E. A. Mil. fasc, 82. 
39 Ebenda, fasc. 85. — 4° E. A. Mil. fasc. 94. 
41 Ebenda, fasc. 101. 
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Übertrag: 1640 Mann. 


Regiment v. Kottulinsky . . . 734 „ 
Hagensche Grenadiere. . . . 105 ,„ 
Ingenieurkorps . . . ...2.410 , 
Artillrie . . a a Gi | r 
Oberrheinische Kreiskompagnie . IN 
2670 Mann. 


Davon waren aber nur 1000 Mann zum Ausrücken be- 
reit. Die Hagenschen Grenadiere waren vom Erfurter Regi- 
ment einberufen und standen dauernd- in Mainz. 

Am 14. August 1792 schloß Kurfürst Friedrich Karl 
mit Österreich und Preußen eine Truppenkonvention ab. 
Kurmainz stellte für die Dauer des Krieges 2000 Mann In- 
fanterie unter das Oberkommando des Herzogs von Braun- 
schweig.** Dazu hatten geliefert: 


Regiment v. Gymnich . . . . 514 Mann. 
N v.Ried . .... 51 „ 
5 v. Hatzfeldt . . . . 512 ,„, 
P v. Knorr (Erfurt) . . 359 „ 


Das Schicksal der Truppen war völliger Untergang. In 
Speyer wurden (vgl. S. 382) die Bataillone am 30. September 
1792 unter Oberst v. Winkelmann teils aufgerieben, teils 
gefangen. 

Nach dem Ausmarsch dieser Truppen war der Stand 
der Garnison Mainz folgender#:. 


Regiment v. Gymnich . . . . 227 Mann. 

” v.Ried . . 2 .2...9920 e 

5 v. Hatzfeldt . . . . 293 E 

N VeKNnoI 5 305 re N = 
Ingenieure . . : 2 22 2..20 ,„ 
Artillerie . . . er 
Öberrheinische Kreiskompagnie . 68 


1003 Moni. 
Dazu einzelne Kontingente des kurrheinischen Kreises: 


Fulda . . . 167 Mann. 
Nassau- Weilburg re 
Usingen. . . = fa a7 
Önanien.. a 2? 7; 
Worms u... Zu 62 


701 Mann. 

42 Ebenda, fasc. 121. 74 Mann Stab. 234 Mann Grenadiere. 
1692 Mann Füsiliere. 4 sechspfündige Geschütze mit je 4 Pferden. 
2 Haubitzen mit je 2 Pferden. 6 Pulver- und Munitionswagen nebst 
Munition. 69 Mann Artilleriepersonal. Rangliste cf. Anhang. 

#4 E. A. Mil. fasc, 117. Rangliste ef. Anhang. 
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Kurz vor der Belagerung rückte ein Bataillon kaiser- 
licher Truppen ein, 854 Mann stark. Eine Abteilung von 
24 Mann hatte sich aus Speyer gerettet. Die Gesamtzahl 
der regulären Truppen betrug demnach 2582 Mann. Hierzu 
kamen 3—400 Mann Landmiliz, 100 bewaffnete Studenten 
und 3000 bewaffnete Bürger.“ Mit dieser Besatzung kapi- 
tulierte v.:Gymnich ohne Widerstand am 21. Oktober 1792. 
Am 30. Oktober löste ein Gouvernementsbefehl* die kur- 
fürstlichen Truppen auf; nur das Regiment v. Gymnich 
marschierte nach Heiligenstadt, wohin der Erzbischof ge- 
flohen war, und das Regiment v. Knorr ging nach Erfurt. 
Alle Offiziere der übrigen Truppen wurden beurlaubt, ebenso 
alle Mannschaften. Gemäß der Kapitulation waren die 
Truppen verpflichtet, ein Jahr lang nicht gegen Frankreich 
zu kämpfen.4 

Die Reorganisationsversuche wollten wieder vier Regi- 
menter schaffen, allein es ist im Grunde genommen bei den 
Versuchen geblieben. Die regulären Truppen haben sich 
von den Niederlagen in Speyer und Mainz nicht wieder er- 
holen können.“ 


83. 
Die Militärgerichtsbarkeit. 


Das vornehmste Privilegium des Militärs war die 
eigene und alleinige Jurisdiktion über seine Angehörige.! 
Sie erstreckte sich aber nur auf den Machtbereich der 
Truppen, d. h. auf Garnison, Lager oder Festung. Der 
eigentliche Richter war der Auditeur. Das Verfahren zer- 
fiel in ein Verhör, eine Verhandlung und eine Urteilsvoll- 
streckung. Zu einem Verhör zog der Auditeur in 
schwereren Fällen zwei Hauptleute, zwei Leutnants und 
zwei Feldwebel hinzu, in leichteren Fällen nur einen 
Hauptmann und einen Leutnant. Im Verhöre sollte mit 
Milde verfahren, Tortur und überhaupt jede gewaltsame 
Geständniserpressung nur mit Erlaubnis des Komman- 
deurs angewandt werden. Nach dem Verhöre konstituierte 
sich ein „ordentliches und solennes Kriegsrecht“, berufen 


414 Neigebauer (Hatzfeldt), Der Untergang des Churfürstentums Mainz. 
1839. S. 100 ff. 

45 Vgl. für diese Vorgänge: A. Chuquet, Les guerres de la Revo- 
lution, Bd. 6: L’expedition de Custine; Speyer, p. 33ff,, Mainz, p. 7Off. 

46 E. A. Mil. fasc. 121. 

#” Chuquet, a. a. O., 96. — *° Vgl. S. 382 ff. 

1 Kriegsreglement, Teil 3. Für das Folgende vgl. die Instruktionen 
für den Auditeur, ebenda, Teil I, p. 84 ff. 
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von dem anwesenden höchsten Offizier. Der nächstälteste 
Offizier präsidierte im Gericht. Dieses bestand aus 14 Per- 
sonen, dem Präsidenten, der möglichst ein Stabsoffizier 
sein sollte, zwei Hauptleuten, zwei Leutnants, zwei Feld- 
webeln, zwei Korporälen, zwei Gefreiten, zwei Gemeinen 
und dem Auditeur. In der Verhandlung trug der Auditeur 
zunächst die Sache vor, warnte die Beisitzem vor dem 
Meineide und „verbannte‘“ das Recht im Namen der Drei- 
faltigkeit, im Namen des Kurfürsten und im Namen des 
Kommandeurs. Der Profoß vertrat die Anklage, der Ange- 
klagte durfte sich zu jedem Punkte nochmals äußern. 
Dann beriet der Auditeur mit den vereidigten Beisitzern 
die Frage, um welches Delikt es sich handele. Er in- 
struierte die Beisitzer über die einschlägigen Stellen in 
den Kriegsartikeln oder in der Halsgerichtsordnung, sollte 
dabei aber, wie die Instruktion hinzufügte, alle lateini- 
schen Redensarten vermeiden. 

Die Beratung ging ohne Vorsitzenden und Auditeur 
vor sich, das Votum diktierte jeder Beisitzende einzeln 
dem Auditeur, die Gemeinen zuerst, Vorsitzender und 
Auditeur zuletzt. Bei Entscheidungen über Leben und Tod 
waren zwei Stimmen Majorität erforderlich. Das Urteil 
durfte erst nach der Ratifikation dürch den Kurfürsten 
publiziert und vollstreckt werden. In dringenden Fällen, 
namentlich im Felde, wurde das Verfahren erheblich ge- 
kürzt: nach dem Verhöre stimmten die Geschworenen 
ohne Beratung mündlich ab, der Vorsitzende zuerst. Aber 
auch für dieses „Standgericht“ war die kurfürstliche Ra- 
tifikation nötig. 

Man könnte dieses Verfahren human und gerecht 
nennen, wenn nicht die Strafen jene bekannte Grausam- 
keit und Härte gehabt hätten.” Als „gelinde‘ galten Arrest, 
Stockprügel, Eselsreiten, als schärfer Eisen und Banden, 
Spießrutenlaufen, Schanzarbeit. Die Todesstrafe stand un- 
bedingt auf Mord, Ehebruch, Unzucht, Gotteslästerung und 
andere schwere Verbrechen. Militärische Vergehen, wie 
Desertion, Meuterei, unerlaubte Entfernung, Korrespon- 
denz mit dem Feinde wurden meistens mit der Todesstrafe 
geahndet. Wichtig war Kriegsartikel 38: „Ein Komman- 
dant, der einen Platz ohne die äußerste Not übergibt, der 
soll am Leben gestraft werden. ..“ Der General v. Gym- 
nich, der Mainz 1792 ohne Kampf übergab, ist niemals 
vor ein Kriegsgericht gestellt, vielmehr alsbald -wieder 
in Gnaden aufgenommen worden. Die Praxis konnte also 


? Artikelshriefe. Explikation der Artikelsbriefe im Kriegsreglement 1743. 


Landmiliz und stehendes Heer in Kurmainz. 399 


auch anders sein, als es die Gesetze vorschrieben. Ein 
weiterer Artikel besagte, daß Offiziere, die unterschlagen 
hatten, als Ehrlose und Meineidige Ehre und Leben ver- 
lieren sollten. Wie es auch hiermit gehalten wurde, werden 
wir an anderer Stelle sehen. 

Von dem Kriegsgericht durfte an eine Kriegskom- 
mission, die der Gouverneur oder Höchstkommandierende 
einsetzte, appelliert werden. Die dritte und höchste In- 
stanz war eine vom Kurfürsten ernannte Kommission.3 
Das Begnadigungsrecht behielt sich der Kurfürst in jedem 
Falle vor. 

Das Verfahren und die Strafen des kürmainzischen 
Kriegsgerichts wichen in den wesentlichen Punkten nicht 
von dem Brauche in anderen Heeren ab. Aber während 
die Truppen der weltlichen Militärstaaten zu einem 
guten Teile noch aus geworbenen Ausländern bestanden, 
einem Menschenmaterial, für welches ‚Furcht der einzige 
Hebel zur Pflichterfüllung‘“+ war, so daß in diesem Falle 
die Grausamkeiten wenigstens einen Schein der Recht- 
fertigung hatten, setzte sich das kurmainzische Heer im 
wesentlichen aus Landeskindern zusammen. Dem unbe- 
scholtenen Bürger oder Bauer war es nicht zu verdenken, 
wenn er nur mit Widerwillen Dienst tat, zumal auf seinen 
Schultern die Dienstlast ausschließlich ruhte. 

Durch den Vorbehalt der Ratifikation des Urteils 
hätten die Kurfürsten allerdings einer willkürlichen Recht- 
sprechung vorbeugen können. Aber was durfte man von 
einem Kurfürsten erwarten, der im Jahre 1743 noch die 
Feuerstrafe auf Zauberei verhängte und in den Kriegs- 
artikeln eine ausführliche Erklärung über die verschie- 
denen Arten der „Verschwörung mit dem Satan‘ gab? 
Der Vorbehalt der Ratifikation war viel eher das absolu- 
tistische Bestreben, unmittelbar in das Rechtsverfahren 
eingreifen zu dürfen, wie es z. B. auch die preußischen 
Herrscher, sogar Friedrich der Große, offen an den Tag 
gelegt haben. 


SA 
Das Offizierkorps. 


Wie im obersten Richteramte, so trat auch in dem 
Rechte der Kurfürsten, alle Offiziere zu ernennen und 


3 Aus den Instruktionen für den Hofkriegsrat: 24. I. 1780. E. A. 
fasc. 135. cf. S. 87. 
4 Jähns, a. a. O., S. 2271. 
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zu befördern, ein absolutistischer Zug hervor. Der Große 
Kurfürst und Friedrich III. haben in Brandenburg be- 
kanntlich lange um die Ernennung der Offiziere kämpfen 
müssen.! In Kurmainz lagen die Verhältnisse für die 
Herrscher deshalb günstiger, weil die Regimenter frühzeitig 
verstaatlicht wurden. Bereits Kurfürst Johann Philipp 
betonte (1661) in dem oben zitierten Bestallungsbriefe für 
den Obersten Crafft Cuno v. d. Leyen®: „Er — v. d. Leyen 
— soll auch anders woher keine Offiziere über Unsere 
Völker bestallen lassen, sondern behalten Wir Uns bevor, 
solche Selbsten bis auf den Leutnant zu bestallen und an- 
zunehmen“. Den Regimentskommandeuren ist nur ein 
Vorschlagsrecht zuerkannt worden. 

Der Offizier diente in der Regel von der Pike auf.® 
Er trat ein als Freiwilliger und avancierte bis zum ältesten 
Hauptmann im Regiment, vom Major aufwärts im ganzen 
Heere. Kurfürst Johann Friedrich Karl traf hierin nach 
österreichischem Muster eine Änderung; er verordnete, 
daß alles Avancement bis zum Obersten beim Regiment 
verbleiben solle* Als z. B. der Oberst und Regiments- 
kommandeur v. Welsch 1745 starb und sämtliche Offiziere 
des Regiments eine Stufe hinaufrückten, war der Erfolg 
der, daß der jüngere Major Graf v. Eberstein vom Regi- 
ment v. Welsch Oberstleutnant wurde vor dem viel älteren 
Major v. Winkelmann im Regimente v. Wambold; der 
jüngere Major v. Harstall die Majorsgage erhielt vor dem 
älteren Major v. Gudenus; der jüngere Hauptmann 
v. Fechenbach zum zweiten Major ohne Gage ernannt 
wurde statt des älteren Hauptmanns v. Koßler usw. Da 
die Regimenter ihren gemeinsamen Standort Mainz hatten, 
kam es sofort zu Rangstreitigkeiten. Die zurückgesetzten 
Offiziere des Regiments Wambold (später Riedt) baten in 
einer Eingabe den Kurfürsten, die unhaltbare Maßregel 
aufzuheben. Wieweit der Kurfürst ihr Folge gab, ist un- 
bekannt. An und für sich war es auch bedeutungslos, das 
Anciennitätssystem wurde doch nicht eingehalten. Denn 
die Beförderung der Offiziere lag völlig in der Willkür 


1 L’homme de Courbiere, a. a. O., 58ff. Schmoller, a. a. O., 262ff. 
Vgl. über die Ernennung und Beförderung der preußischen Offiziere das 
Kapitel in M. Lehmanns Scharnhorst, II, 52 ff. 

® Vgl. S. 375, Anm. 3. 

3 Gegen Ende des 18. Jahrh. bestand in Erfurt eine Privatanstalt für 
Zöglinge, die die Öffizierslaufbahn einschlagen wollten. Dalberg be- 
mühte sich, sie zu verstaatlichen, es gelang ihm aber nicht. Die Anstalt 
war ohne Bedeutung. E. A. Mil. fasc. 101. 

4 E. A. Mil. fasc. 59b. 
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des Kurfürsten, und dieser hat sein Privilegium miß- 
braucht. Nicht Verdienst und Fähigkeit, sondern Name 
und Herkommen waren ausschlaggebend. Offiziersstand 
und Adelsstand waren in Kurmainz zwar nicht identisch; 
das Bürgertum hatte ebenfalls Zutritt zur Offizierslaufbahn. 
Aber alle hohen Posten, wie die der Gouverneure, Festungs- 
kommandanten und Regimentsinhaber wurden ausschließ- 
lich vom Adel besetzt.° Das bürgerliche Element überwog 
dagegen in den unteren Stellen. Die Rangliste von 1740* 
verzeichnet keinen bürgerlichen General, nur einen bürger- 
lichen Stabsoffizier, aber 21 adelige und 26 bürgerliche 
Hauptleute, 18 adelige und 46 bürgerliche Leutnants, 
12 adelige und 17 bürgerliche Fähnriche. Die Rangliste 
von 1768? weist folgendes Verhältnis von Adel zu Bürger- 
tum auf: Generäle 4:1, Obersten 2:2, Obristleutnants 1:3, 
Oberstwachmeister 3:1, Hauptleute und Kapitänleut- 
nants 11:25, Oberleutnants 3:37, Unterleutnants 3:33, 
Fähnriche 1:5. Solche Posten, die unbedingte Zuverlässig- 
keit und ein höheres Maß von Kenntnissen als das eines 
Frontoffiziers beanspruchten, wie die eines Kriegskom- 
missars, Festungsingenieurs, Artillerieoffiziers waren stets 
von Bürgerlichen besetzt. Einige erhaltene Konduiten- 
listen® liefern uns wertvolle Belege, welcher Grad von 
Willkür unter dem letzten Mainzer Kurfürsten geherrscht 
hat. Von den drei Hauptleuten des Regiments v. Gym- 
nich (1790) hatte das älteste Patent inne Hauptmann 
v. Winkelmann, trotzdem er 14 und 15 Jahre jünger war 
als die Hauptleute Michel und Weiler und 11 Dienstjahre 
weniger hatte als Michel. Der 36 Jahre alte Stabskapitän 
Frhr. v. Ahr mit nur 17 Dienstjahren hatte ein älteres 
Patent als die drei anderen, bürgerlichen Stabskapitäne, 
die 33, 34 und 38 Dienstjahre zählten in einem Alter von 
57, 61 und 52 Jahren. Über die Konduite des Unter- 
leutnants Frhr. v. Sparr war bemerkt: „Sehr übel im 
Charakter, seit 41 Monaten im Arrest‘“; das hinderte aber 





5 E. A. Mil. fasc. 136. Liste folgender Kommandanten (genaue 
Reihenfolge): Mainz: 1672 v. Hettersdorf, 1675 v. Leyen, 1700. Joh. Phil. 
v. Schönborn, 1703 v. Leyen, 1732 v. Wambold, 1748 Phil. W. v. Ried, 
1765 v. Wildenstein, Gouverneur; Vizegouverneur u. Kommandant: v. 
Lamberg; 1766 v. Lamberg, 7 1775; 1775—-1779 vakant; 1779 v. Gym- 
nich; Vizegouverneur: v. Gudenus. Erfurt: 1733 Phil. W. v. Ried, 
1748 v. Schwan, 1754 v. Hagen, Otto Chr., 1770 v. Harstall, 1773 v. 
Brencken, 1779 v. Hagen, 1780 v. Knorr, Vizegouverneur 1787 v. Knorr. 
Regimentsinhaber cf. Anhang, Ranglisten. 

6 Kurmainzischer Hof- u. Staatskalender für 1740 (1. Bd.). Seit 1752 
sind keine Ranglisten mehr darin enthalten. 

TE. A. Mil. fasc. 94. — ® Ebenda, fasc. 102a. 
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nicht, daß er mit 11 Dienstjahren ein älteres Patent hatte 
als der Unterleutnant Bode mit 36 Dienstjahren. 

Und ganz dieselbe Bevorzugung des Adels zeigt sich 
in den Konduitenlisten der beiden anderen Regimenter 
v. Ried und v. Hatzfeldt. Besondere Blüten trieb die 
Günstlingswirtschaft in der Leibgarde. Ihre Offiziere 
nahmen, ebenso wie die Mannschaften, eine völlig iso- 
lierte Stellung gegenüber ihren Kameraden in den Fuß- 
regimentern ein. Der Kommandeur der hundert Mann 
war ein Stabskapitän mindestens mit Oberstenrang, unter 
Friedrich Karl immer mit Generalsrang. Der Unterleut- 
nant v. Hatzfeldt, Bruder des Generals, wurde von Frie- 
drich Karl zum Premierleutnant ernannt „unter gleich- 
zeitiger Verleihung des Oberstencharakters samt einer 
jährlichen Zulage von 300 fl.“.® Für den Eintritt in die 
Leibgarde war Adel selbstverständliche Bedingung. 

Die friderizianische Ansicht, daß nur der Edelmann 
der geborene Offizier sei, hatten sich also auch die Mainzer 
Kurfürsten zu eigen gemacht. Charakteristisch für die 
Macht dieser Strömung ist das schon erwähnte Gutachten 
des kurmainzischen Generals v. Gudenus aus dem Jahre 
177810, worin er verlangte, daß „zur Erhöhung des mili- 
tärischen Glanzes“ nur noch Edelleute, allenfalls bürger- 
liche Offizierssöhne zum Offizier zugelassen werden 
sollten; den Offizieren solle der Kurfürst den Zutritt am 
Hofe gestatten, „als dem Stande, aus welchem der Adel 
vorzüglich entspringt, durch welchen das Ansehen der 
Höfe vergrößert, auf welchem die innere Ruhe und die 
äußere Sicherheit des Staates beruhet“. 

Schade nur, daß die Adeligen bei dem ersten An- 
sturm auf die „innere Ruhe und die äußere Sicherheit 
des Staates‘ versagten. Der Kriegsrat, der 1792, ohne 
daß die Festung Widerstand geleistet hätte, die Kapitula- 
tion von Mainz beschloß, setzte sich zusammen aus den 
Generälen v. Gymnich, v. Hatzfeldt, y. Ried, v. Buseck, 
v. Faber, v. Kotulinsky, Stutzer und dem Ingenieuroberst- 
leutnant Eickemayer. Der einzige, der Widerstand zu 
leisten riet, ist Eickemayer gewesen.!! 

Das kurmainzische Offizierkorps ist auch nicht frei- 
zusprechen von der Anklage der Unredlichkeit. 

Jeder Offizier vom Hauptmann aufwärts war in der 
Regel Inhaber einer Kompagnie. Es war, wie die Inhaber- 
schaft des Regiments, der Rest des ehemaligen Unter- 


9 W. A. Mainz. Geheime Kanzlei, Patente. 3. I. 1787. 
'° ef. Seite 383, Anm. 33. — !! Chuquet, a. a. O., S. 95. 
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nehmertums. Aber der Inhaber der Kompagnie verband 
mit dem Titel auch Rechte. Er verwaltete die Kasse, 
zahlte den ihm vom Kriegszahlamt überwiesenen Sold 
aus und hatte die Erlaubnis, die Montierung der Kom- 
pagnie selbständig zu besorgen. Nun durften nach dem 
Gesetz dem Gemeinen für „große Montur“ jährlich 8 fl. 
vom Solde abgezogen werden.!? Statt dessen nahmen die 
Hauptleute ihm 9, auch 10 fl. ab. Der Mann war infolge 
des zu knappen Soldes auf Nebenverdienst, besonders auf 
Lohnwachen, angewiesen. Er mußte sich unnötig plagen 
und verlor für den eigentlichen Dienst seine Leistungs- 
fähigkeit. Dazu kam, daß er verpflichtet war, auch seine 
kleine Montierung beim Hauptmann zu kaufen.!? Und er 
erhielt sie hier nicht etwa billiger, er mußte vielmehr für 
ein Paar Strümpfe oder ein Hemd statt 50 Kr. 1 fl. zahlen, 
für ein Paar Schuhe statt 1 fl. 20 Kr. 1 Reichstaler. 
Hatte der Musketier einmal gut gewirtschaftet, so daß er 
einen Überschuß aus der Kompagniekasse fordern durfte, 
dann wurde ihm dieser vom Hauptmann vorenthalten. 
Auf der anderen Seite bezahlte der Hauptmann die Liefe- 
ranten nicht, das vom Gemeinen vereinnahmte Geld floß 
in seine Tasche. So wurde vom Kurfürsten Franz Ludwig 
besonders der Hauptmann v. Schorlemer in Erfurt ge- 
tadelt. Gegen seine Unterschleife hatten die Kaufleute an 
keiner Stelle Justiz erlangen können. Schließlich war das 
kurfürstliche Ärarium gezwungen zu bezahlen, „um Ehre 
und Reputation des Staates zu retten“. Bei einer durch 
Franz Ludwig vorgenommenen Revision der Kompagnie- 
kassen!* (1731) stellte sich heraus, daß alle Offiziere 
unterschlagen hatten. Es wurde ihnen daraufhin „die 
Gelegenheit, den armen Musketier zu quälen‘, genommen, 
die Montierung fiel fortan der Kammer zu, und die Kassen- 
führung unterlag einer strengen Aufsicht des komman- 
dierenden Generals und der Militärdeputation. 

Mit Recht sah Franz Ludwig in dem Treiben der 
Offiziere die wachsende Erbitterung des Volkes gegen das 
Militär, vor allem auch die Zunahme der Desertionen be- 
gründet. Er meinte: wenn jetzt, nach dem Abstellen der 
Mißbräuche noch Einer desertiere, dann wären die grau- 
samen Strafen dafür schon eher begründet. Aber unter 


12 E. A. Mil. fasc. 48. 

13 Das Folgende ist entnommen dem Schreiben des Kurfürsten Franz 
Ludwig an die Kriegsdeputation zu Mainz. 14. August 1731. E. A. Mil. 
fasc. 48. 

14 E. A. Mil. fasc. 48. 6. Okt. 1731. 
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dem Abstellen der Mißbräuche war keineswegs die Be- 
strafung der Offiziere inbegriffen. Tatsächlich blieb es 
bei einem einfachen Tadel, auch alle anderen Kurfürsten 
sind niemals mit schärferen Strafen eingeschritten. 

Kurfürst Johann Friedrich Karl trat das Montierungs- 
recht und die selbständige Kassenverwaltung den Kom- 
pagnieinhabern wieder ab. 

Um allen Unterschleifen zu steuern, machte er das 
Kriegskommissariat zu einer Polizeibehörde für das Offi- 
zierkorps.15 Es war die Maßregel, zu der bekanntlich auch 
die preußischen und andere Monarchen gegriffen hatten. !° 
Die wichtige Verordnung ist am 6. April 1747 ergangen. 

Den Kompagnie- und Regimentsinhabern wurde hier 
untersagt, „Dimissionen, Kassationen, Verwechslungen“ 
(= Versetzungen) vom Feldwebel abwärts vorzunehmen 
oder Heiratskonsense zu erteilen; das sollte fortan dem 
Kurfürsten anheimgestellt bleiben. Wenn der Kurfürst eine 
Dimission etc. gegen Geldentschädigung oder unentgelt- 
lich bewilligte, dann sollten die Inhaber verpflichtet sein, 
dem Kriegskommissar das kurfürstliche Originaldekret vor- 
zuzeigen. Der Kriegskommissar würde alle weiteren Ge- 
schäfte übernehmen, da er im Namen der Hofkammer das 
Interesse des kurfürstlichen Ärarii wahrzunehmen habe. 

Alle Kompagnierechnungen über ausgeschiedene Mann- 
schaften, ferner alle vom Regimentskommandeur erteilte 
Militärabschiede mußten vom Kriegskommissar beglaubigt 
werden. Die neu eintretenden Leute sollten dem Kriegs- 
kommissar zur „Visitierung und Assentierung‘ vorgestellt 
werden. Vor allem war dem Kriegskommissar sofort von 
Desertionen Mitteilung zu machen, da das Vermögen der 
Deserteure, wenn sie weder Weib noch Kinder hatten, 
dem kurfürstlichen Ärar anheimfiel. 

Der Kurfürst traute den Offizieren aber auch die 
Fälschung des eigenen Patentes zu; denn künftig mußte 
der neu ernannte Offizier sein Patent dem Kriegskom- 
missar zur Einsicht vorlegen, nicht eher sollte er seinen 
neuen Posten antreten. 

Es ist unschwer zu erkennen, daß diese Verordnung 
den Offizieren den Rest ihrer Selbständigkeit nahm. Sie 
war ein Mißtrauensvotum, eine Anklage ohnegleichen. Die 
Offiziere haben sich mit aller Macht dagegen zu wehren 
gesucht, manche mochten ihre Existenz bedroht gesehen 


15 Für das Folgende: E. A. Mil. fasc. 63. 
16 Altmann, Urkunden z. Brandenburg-preußischen Verfassungs- und 
Verwaltungsgeschichte (1897), I, 36, p. 74. 


Landmiliz und stehendes Heer in Kurmainz. 405 


haben. Geschlossen reichten die Regimenter v. Wambold 
und v. Wildenstein die Beschwerde ein: es wäre nie und 
nirgends Sitte gewesen, daß ein Kriegskommissar derart 
über das Offizierkorps verfügen dürfe. General v. Wilden- 
stein machte in einem besonderen Schreiben die ‚„un- 
fähige‘“‘ Kriegskonferenz für dieses „unerhörte“ Vorgehen 
verantwortlich. Der Kurfürst beriet mit der Kriegskon- 
ferenz, und diese ließ es nicht an Deutlichkeit fehlen: In 
ähnlicher, wenn auch nicht so strenger Form habe die 
Verordnung bereits unter Lothar Franz bestanden. Es 
wäre töricht, zwischen den kurmainzischen und den Re- 
giments- oder Kompagnieinhabern anderer Staaten Pa- 
rallele ziehen zu wollen. Denn während diese größtenteils 
für alle Kosten des Regiments etc., besonders für die stete 
Ergänzung ohne Beihilfe des herrschaftlichen Ärars ein- 
stehen müßten, während ihnen dafür die Einnahme und 
Verwendung der Gelder, die aus Dimissionen, Sterbe- 
fällen, Desertionen flossen, mit gewisser Berechtigung 
überlassen würden, so stände in Kurmainz die Sache bei 
weitem anders. Hier trüge das Ärarium alle Kosten des 
Regiments, besonders die der Rekrutierung, ohne jeg- 
liches Zutun der Offiziere. Billigerweise beanspruche da- 
her das Ärar, daß die Überschüsse und Heimfallsgelder ihm 
einverleibt würden und daß die Verwaltung des Kassen- 
wesens unter der Aufsicht eines Kammerbeamten, eben 
des Kriegskommissars, vor sich ginge. Die neue Ordnung 
könne nur demjenigen gehässig erscheinen, „dessen Eigen- 
nutz sie behörige Schranken setzet‘“. 

So kam es denn zwischen Offizierkorps und Kriegs- 
kommissariat zu unaufhörlichen Reibereien, die während 
des dritten schlesischen Krieges ihren Höhepunkt er- 
reichten. Alle Beschwerden der Offiziere vermochten den 
Kurfürsten nicht umzustimmen; er ließ den Offizieren 
wiederholt erklären, der Kommissar verträte in seinem 
Amte den Landesherrn.!? 

Nach dem Tode Johann Friedrich Karls (1763), des 
auf militärischem Gebiete tatkräftigsten Kurfürsten, hat sich 
das Offizierkorps in der langen Friedenszeit allmählich 
seine alten Ansprüche wiedererobert. Das schon erwähnte 
Gutachten des Generals v. Gudenus beschäftigte sich mit 
neuen Veruntreuungen bei der Kompagniewirtschaft. 

. Allein vergessen wir nicht: In allen diesen Schäden 
hat das kurmainzische Offizierkorps keine Ausnahme ge- 


17 E. A. Mil. fasc. 81. 
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bildet. In den Armeen der weltlichen Staaten ging es nicht 
viel anders her. Es muß anerkannt werden, daß es in 
Kurmainz Herrscher wie Franz Ludwig und Johann Frie- 
drich Karl gab, die versucht haben, die Mißstände auszu- 
merzen. Ohne allen militärischen Ruhm ist das Offizier- 
korps auch nicht geblieben. Die schmählichen Ereignisse 
von 1792 haben die Würdigung früherer Verdienste zu stark 
beeinträchtigt. Im siebenjährigen Kriege haben die kur- 
mainzischen Regimenter tapfer bei Prag, Hochkirch, Maxen 
und Dresden gefochten und sich hohe Anerkennung ver- 
dient. 


85. 
Die Entwicklung des Hofkriegsrates. 


Die erste militärische Zentralbehörde in Kurmainz war 
die von Anselm Franz (um 1690) eingesetzte „Deputatio 
ad militaria“. Sie hat keine Bedeutung erlangt und ist 
wahrscheinlich von Lothar Franz aufgehoben worden. 
Vorübergehend brachte Franz Ludwig sie wieder zur Gel- 
tung, bis endlich Kurfürst Philipp Karl 1732 „die dem 
gemeinen Wesen höchst verträgliche Anordnung“ definitiv 
einführte.* Er verordnete zu ihr den Domkapitular und 
Hofkammerpräsidenten v. Warsberg, dessen „successor in 
officio‘‘ Obermarschall v. Dettendorf, den General v. d. 
Leyen, den Hofkammerdirektor v. Scheben, den Kammerrat 
Hellmandel und den Kriegskommissar Koch ‚in qualitate 
secretarii‘. Diese aus Zivil- und Militärbeamten gemischte 
Deputation sollte sämtliche das Militär betreffenden Ge- 
schäfte erledigen: die Verwaltung des Fortifikationswesens, 
der Arsenale und Zeughäuser, des Proviants, der Mon- 
tierung, der Kriegskassen, des Marschwesens, endlich auch 
des Landausschusses. Über die Beratungen sollte Protokoll 
geführt, über wichtigere Angelegenheiten schriftlicher Be- 
richt erstattet werden. Alle andern Behörden hatten sich 
bei militärischen Vorkommnissen mit der Spezialdeputation 
zu verständigen. 

Es ist möglich, daß die Deputation trotz dieser Ein- 
setzungsurkunde nicht sofort in Wirksamkeit getreten ist 
oder auch sehr bald wieder ihre Geschäfte eingestellt hat; 


18 Vgl. u. a.: Jähns, a. a. O., 1571, 1585, 2216, 2245, 2261, 2275. 
Ribbentrop, Verfassung des preuß. Kantonwesens, S. 30£. 1798. 


A. G. 12385 II. Vgl. Goldschmidt, Behördenorganisation in ® 


Kurmainz. 1908. S. 75, 77, 
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jedenfalls fühlte. sich derselbe Kurfürst Philipp Karl ver- 
anlaßt, im Jahre 1742 die Deputation nochmals einzu- 
setzen.” Die erneuerte erhielt jetzt den Namen „Kriegs- 
konferenz“. Das Verhältnis von Zivil- zu Militärpersonen 
war 6:3. Je nach ihrer Kenntnis sollten sich die Mitglieder 
in die militärische Justiz, Ökonomie und sonstigen Militaria 
teilen. Die Kriegskonferenz bestand dauernd bis zum 
Jahre 1780. 

In ihrer Tätigkeit befand sie sich, wie wir sahen, oft 
im diametralen Gegensatze zum Offizierkorps, da sie in 
wirksamer Weise die Kriegskommissare unterstützte. Aber 
wir haben auch ein umfangreiches Beschwerdeschreiben des 
Generals v. Ried? — um 1760 —, worin er die Kriegskon- 
ferenz beschuldigt, in Kommandoangelegenheiten „hinein- 
gepfuscht“ zu haben. Bei ihren Entscheidungen habe sie 
den Rat des Gouverneurs dauernd ausgeschaltet. Das „Zivil- 
departement‘ gab dem Offizierkorps willkommene Angrifts- 
punkte. Dies beständige Mißverhältnis zwischen Zentral- 
stelle und Offizierkorps bestimmte Kurfürst Friedrich 
Karl Joseph, im Jahre 1779 eine Verbesserung vorzu- 
nehmen. ÖOhnehin waren die Verhältnisse in der Kriegs- 
konferenz ganz unhaltbar geworden.* Von 1767 bis 1776 
war der Gouverneur v. Lamberg das einzige militärische 
Mitglied, nach seinem Tode blieb sein Platz ganz unbe- 
setzt. Von den Räten war die Mehrzahl dauernd abwesend, 
die Geschäfte wurden allein von den Kammerräten v. Otten- 
thal und Handel besorgt. Beide Männer aber waren mit 
andern Geschäften überhäuft und empfanden ihre Tätig- 
keit in der Kriegskonferenz als lästig und zeitraubend. 

Kurfürst Friedrich Karl beriet die Reform mit seinem 
Minister Sickingen. Dieser weilte damals gerade am Wiener 
Hofe. Friedrich Karl selbst war vor seinem Regierungs- 
antritte mehrere Jahre lang kurmainzischer Gesandter in 
Wien gewesen. Kurfürst und Minister standen also unter 
dem unmittelbaren Eindrucke der österreichischen Verhält- 
nisse. Nur so erklärt sich, daß Friedrich Karl dem Vor- 
schlage Sickingens folgte und die Kriegskonferenz in einen 
„Hofkriegsrat‘“ umzuwandeln beschloß. Sickingen ar- 





2 E. A. Mil. fasc. 58a. 14. Juni 1742. Es wurden Mitglieder: v. 
Kesselstadt; Specht v. Bubenheim, Kammerpräsident; v. Bettendorf, Groß- 
hofmeister; v. Wambold, GFM.; v. Eltz, Oberst; C. M. Fries, Geh. Rat; 
Hellmandel, Kammerdirektor; S. Michael, Hofkammerrat. Dazu ein Kriegs- 

A. Mil. fasc. 82. — * Ebenda, fasc. 97. 

5 Götdlchmigk a. a. 0. S. 82. 
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beitete auch die Instruktionen für die neue Behörde aus, 
sie war vollkommen sein Werk.® 

Der Hofkriegsrat stellte ein „förmliches, dem Kurfürsten 
unmittelbar unterworfenes Dikasterium“ dar. Er war zu- 
sammengesetzt aus einem Präsidenten, einem Vizepräsi- 
denten, mehreren Hofkriegsräten (6—--7), zwei Sekretären 
und zwei Kanzlisten. Das Präsidium war mit dem der 
Landesregierung verbunden, „da der Staat als kein mili- 
tärischer anzusehen wäre“. Vizepräsident war der Gou- 
verneur von Mainz, der Höchstkommandierende. Unter den 
Hofkriegsräten hielt sich Militär und Zivil die Wage. Der 
Rang der Hofkriegsräte richtete sich nach dem Alter ihres 
Patentes. Der älteste Rat brachte in den zweimal wöchent- 
lich stattfindenden Sitzungen das ‚„votum informativum“ 
ein, der jüngste führte das Protokoll. In der Abstimmung 
entschied einfache Majorität, zu jedem Konklusum behielt 
sich aber der Kurfürst die Approbation vor. 

Die Tätigkeit des Hofkriegsrates umfaßte zunächst die 
innere Militärverfassung. Darunter fiel vor allem die Er- 
gänzung der Truppen. Der Hofkriegsrat entschied über 
die Höhe des jedesmaligen Ersatzes und über die Verteilung 
der Konskription. Er hatte die Stands- und Musterlisten 
zu kontrollieren, besonders die Desertion genau zu ver- 
folgen. Er ausschließlich sollte Dispensationen vornehmen 
dürfen. Ferner entschied er über Einrichtung der Regi- 
menter und Kompagnien, Änderung der Montierung und 
Armatur, neue Offiziersstellen, Militärpläne, Projekte aller 
Art. Saumselige Ausführung von kurfürstlichen Befehlen 
durfte er mit Strafe belegen. Sämtliche Marschanstalten 
der Truppen hingen von seiner Genehmigung ab, kein Kom- 
mando durfte ohne sein Vorwissen abgesandt werden. End- 
lich war das Offizierkorps auch persönlich von ihm ab- 
hängig. Die Offiziere sollten ihre Patente nicht mehr den 
Kriegskommissaren, sondern dem Hofkriegsrate zur Re- 
vision einreichen: ein Zeichen, daß auch dieser Kurfürst 
-das Mißtrauen seiner Vorgänger hegte. Aber der Hofkriegs- 
rat war eine würdigere Behörde als das Kriegskommissariat. 

Die zweite wesentliche Aufgabe des Hofkriegsrates war, 
die finanzielle Verwaltung des Militärwesens zu kontrol- 
lieren. Die Hofkammer, das Kriegskommissariat und das 
Kriegszahlamt mußten ihre Rechnungen dem Hofkriegsrate 
einreichen. 

Endlich drittens lag ihm ein Teil der Justizpflege ob: 





6 W.A.M. R. A. Mil. 271, K. 229. Einsetzungsdekret: 26. I. 1780. 
Instruktionen im E. A. Mil. fasc. 135. 
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die höchste Berufungsinstanz sollte nicht mehr eine vom 
Kurfürsten ernannte Kommission, sondern der Hofkriegs- 
rat sein. 

Die Tätigkeit des Hofkriegsrates umfaßte also drei wich- 
tige Ressorts.” Die Verstärkung der Zentralisation, die er- 
zielt wurde, ist deutlich. Bisher hatte die Hofkammer die 
allgemeinen Finanzen verwaltet. Das Kriegskommissariat 
hatte für Rekrutierungen, das Kriegszahlamt für die Aus- 
zahlung des Soldes von der Hofkammer Befehle erhalten.s 
Diese Abhängigkeit von der Hofkammer hörte jetzt auf. 
Kriegskommissariat, Kriegszahlamt und Hofkammer wurden 
ausführende Organe des Hofkriegsrates. Vor allem war 
auch die Kommandofrage, die in den Zeiten der Kriegskon- 
ferenz strittig war, gelöst: der Gouverneur stand unter dem 
Hofkriegsrate, er war von den Befehlen der Zentralstelle 
abhängig. Die letzte Entscheidung aber war und blieb beim 
Kurfürsten. 

In den kritischen Jahren am Ende des 18. Jahrhunderts 
hat der Hofkriegsrat versagt. Bei der großen Bewegung 
für eine allgemeine Volksbewaffnung leistete die wesent- 
lichste Arbeit eine von ihm abgetrennte unabhängige Kom- 
mission, die 1794 errichtete Armierungskonferenz.? 


Schluß. 


Die Truppenorganisationen in den geistlichen Staaten 
haben bisher geringe Beachtung gefunden, und es unter- 
liegt auch gar keinem Zweifel, daß sie in der gesamten 
äußeren Ausbildung hinter den Organisationen in welt- 
lichen Staaten zurückgeblieben sind. Das Heerwesen im 
geistlichen Staate stand eben unter völlig andern Auspizien 
als das im weltlichen Staate. Aber es gab doch ein Ele- 
ment, das den „geistlichen“ Truppen einen erheblichen Vor- 
zug verlieh: das war ihre Zusammensetzung. Landeskinder 








? Erste Zusammensetzung der Hofkriegsräte: Geh. Rat v. ÖOttenthal: 
Konskription, Dispensation, Einquartierung, Marschwesen. Oberst Wolff 
und Oberst Faber: Militärdienstsachen. Hofrat v. Zwehl: Justiz- und 
Appellationsgegenstände. Oberstleutnant Seyberth und Hofkammerrat Han- 
del: Kameralia. Stabsauditor Serger: Kriminalia. An jährlichem Gehalt 
bezog der Hofkriegsrat: 100 fl., 6 Malter Korn, 6 Stecken Holz. Der 
Stabsauditor außerdem eine Zulage von 20 fl. für Protokollführung. Ein 
Sekretär erhielt 100 fl., ein Kanzlist 200 fl. 

8 Über die Organisation dieser Behörden vgl. Goldschmidt, S. 107 ff., 


118, 130. 
9 W. A. Landst.-Akten 119; vgl. Rothenbücher a. a. 0. 
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bildeten die Reihen der kurmainzischen Regimenter, ‚„Ein- 
länder“, wie sie Scharnhorst 1806 für seine ‚National- 
miliz‘“ verlangte. Hatten die Kurfürsten auch teilweise 
materiellem Zwange gehorchend, die Bahn der Wehr- 
pflicht beschritten, so waren sie doch nicht alle unberührt 
geblieben von der Erkenntnis des hohen moralischen Ge- 
winnes, der darin lag. Daß sie sich aber nicht entschließen 
konnten, nun auch mit der hergebrachten Art der Disziplin 
zu brechen, vor allem die Wehrpflicht auszudehnen, zeigte 
die Kurzsichtigkeit und Verständnislosigkeit für den natio- 
nalen Gedanken, wie sie typisch war in allen Territorien 
des Reichs vor der französischen Revolution. 





Anhang. 


Ranglisten. 

Genaue Listen des gesamten kurmainzischen Offizierkorps sind in 
den kurmainzischen Hof- und Staatskalendern von 1740—1751 ent- 
halten. Seit 1752 wurden nur noch die Mitglieder der Kriegskonferenz 
(später Hofkriegsrat) und die des „Generalstabs“ aufgeführt. 

Die Liste der Kommandanten von Mainz und Erfurt siehe pag. 401, 
Anm. 5. 

Regimentsinhaber seit 1740: Regimenter z. F. 
1740—51: Frhr. v. Wambold, GFML. \ 
„  v. Harstall, GFWM. , Mainz. 
v. Welsch, GFWM. 
Frhr. v. Riedt, GFWM.: Erfurt. 
1752—57: Frhr. v. Riedt, GFML., Inhaber von 2 Regimentern z. F. in 
Mainz und Erfurt. 
Frhr. v. Wildenstein, GFWM. r 
Preyß, GEWM. } Mainz. 
1758—63: Frhr. v. Ried, GFML. 
„  v. Wildenstein, GFML. 
Graf v. Lamberg, GFWM. (1763: GFML.). 
Preyß, GFWM. 
1764—66: Dieselben ohne Frhr. v. Ried. Regiment v. Ried vakat. 
1766—70: Frhr. v. Wildenstein, GFZM. 
Graf v. Lamberg, GFML. (1767: GFZM.). 
Preyß, GFML. 
1770—71: Graf v. Lamberg, GFZM. 
Frhr. v. Harstall, GFWM. , Mainz. 
„ v. Gudenus, GFWM. | 
„ v. Hagen, GFML., in Erfurt. 
1772—73: Graf v. Lamberg, GFZM. | 
Frhr. v. Gudenus, GFWM. \‘ Mainz. 
„ v. Brencken, GFWNM. | 
„  v. Harstall, GFML., Erfurt. 





10 M. Lehmann, Scharnhorst, I, 380. 
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1774—75:; Graf v. Lamberg, GFZM. \ 
Frhr. v. Gudenus, GFWM. Mainz. 
„  v. Fechenbach, GFWM. | 
„  v. Brencken, GFWM., Erfurt. 
1776: Regiment v. Lamberg vakat. 
1777—79: Regiment v. Lamberg vakat. 
Regiment v. Brencken vakat. 
1780—83: Frhr. v. Gymnich, GFZM. \ 
v. Gudenus, GFML. Mainz. 
v. Fechenbach, GFML. j) 
v. Hagen, GFWM., Erfurt 
v. Gymnich. \ 
„  v. Fechenbach. \ Mainz 
Wolt, GFWM. | 
Frhr. v. Hagen, Erfurt, 
1785: Regiment Wolf vakat. 
1786: Frhr. v. Gympich. 
„  v. Kotulinsky, GFML. Mainz. 
Graf v. Hatzteld, GFWM. 
Frhr. v. Hagen, Erfurt. 
1787—95: Frhr. v. Gymnich. 
Graf v. Hatzfeld (seit 1791 GFML.) 


Pe Be wu’ 


Frhr. Riedt v. Bödigheim, GFWM. (1791: GFML.) 


v. Knorr, GFWM., Erfurt. 
1795—97: Frhr. v. Gymnich. 
„  v. Riedt. | Mainz. 
v. Faber, GFML. 
v. Knorr, Erfurt. 


Mainz. 
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Liste der Kompagnieinhaber des Rgt. z. F. von Schönborn, 


15. April 1703 [E. A. Mil. fasc. 33]. 


v. Kassenheim. 
v. Braumbach. 
v. Schwan. 
Sacherod. 


1. GFML. Joh. Phil. v. Schönborn. 7. Hauptmann v. Beaupre. 
2. Oberst v. Wonsheim. 8. 5 
3. » v. Rollingen. 9. Br 
4. Oberstwachmeister Hablitz. 10. ;o 
5. Hauptmann v. Fechenbach. 11. .; 
6. es v. Eltz. 12. Fr 


v. Wonsheim, 


Liste der Kompagnieinhaber des Rgt. z. F. v. Leyen 1730 siehe 


pag. 392, Anm. 30. 
Desgl. des Rgt. z. F. v. Welsch. 


Rangliste des Rgt. z. F. v. Wildenstein, 


1. Januar 1756. 


GFWM. Frhr. v. Wildenstein L.! Hauptmann v. Concetti 
5 Preyß 1. FR v. Welsch 
Oberst Graf v. Eberstein 2. e. Will 
Oberstleutnant Frhr. v. Harstall 3. er Werner 
x Thomann 4. E5 v. Murach 
Major v. Fechenbach 5. ” Wolff 
» v. Brencken 6. 5 v. Hagen 


1 Anm. L=Leibkompagnie G= Grenadierkompagnie. Die Ziffern 
sollen die Verteilung der einzelnen Offiziere auf die verschiedenen Kompag- 
nieen veranschaulichen. Kompagnienummern gab es ebensowenig wie 
Regimentsnummern. GFZM = Generalfeldzeugmeister. GFML = General- 
feldmarschalleutnant. GFWM = Generalfeldwachmeister. 
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Hauptmann Diester 11. Oberleutnant v. Dalwigk 9. 
v. Guttenberg L. Unterleutnant Stern L. 
Oberleutnant Hertling 10. ; Hattamer 85. 
PR Buchmann 1. R Schneider 1. 

55 Kyhn 5. 5 Faber 2. 

” Hornigk 12. = Schick 12. 

er v. Krebs 9. 55 Riebsamen. 3. 

5 Weiß 8. 5 Müller Te 

5 v. Dresler 3. EB v. Rokoch 10. 

er Thomann 4. 55 Nebel 11. 

35 v. Welsch 7. Vogt 6. 

; Jaeger L. Fähnrich Akeinhard 4. 

35 Rheinhardt 6. 5% Serger 5. 

3% v. Rüdt G. = Kyhn 9. 

= Stutzer G. 3 v. Beaupr& 1. 


Rangliste des Rgt. z. F. v. Lamberg, 1757—1763 in kaiserlichem 
Dienst. [E. A. Mil. fasc. 79]. 


GFWM. Graf v. Lamberg L. Oberleutnant Schneider 6 

Oberstleutnant Frhr. v. Harstall 1. F v. Winkelmann 7 

Oberstwachmeister Stutzer 2. 5 Hammell 8. 

Hauptmann v. Welsch G. A, v. Berningen 9 

ES v. Fackenhoffen G. 5% Jaeger 10 

En Werner 3. 3% Haaren 11. 

35 v. Murach 4. Ex Schütt 12. 

35 Wolff 5. 3 v. Senger 13. 

E v. Hagen 6. Fe Dillenius 14. 

55 Knodt 7: Hattamer 15. 

es v. Dalwigk 8.. Unterleutnant Müller G. 

Pr v. Schmitt 9. en Bauer G. 

55 v. Guttberg 10. 5; Simon L. 

- v. Koffler 11. 35 Weyland 1. 

a5 v. Rüdt 12. 35 Degree 2 

e Klunckhard 13. 7 Michael 3. 

35 Stamm 14. S v. Rokoch 4. 

v. Hornigk 15. 5 Nebel 5. 

Kapitänleutnant Kreuter L. 55 Schneider 6. 

55 v. Weisch 1. y> v. Keisenberg 7. 

v. Kottulinsky 2. Pr v. Margot 8. 

Oberleutnant Stutzer G. 35 Wizleben 9; 

RN v. Winkelmann G. 2? Serger 10. 

5, v. Dersch L. Be Eickemayer 11. 

a v. Harstall 1. 5 Kyhn 12. 

35 v. Vacano 2. 55 Knodt 13. 

5 v. Dresler 3. 5 Ollinger 14. 

EN v. Dalwigk 4. Vogt 15. 
Faber 5. Dazu 8 Fähnriche. 


Liste der Kompagnieinhaber des kurmainzischen Kreis- 
regimentes, 1756—1763. [E. A. Mil. fasc. 81.] 


GFWM. Frhr. v. Wildenstein. Hauptmann Hartmann. 

Oberstleutnant Frhr. v. Brencken. “ Müller, 

Major Frhr. v. Harstall. = v. Schliederer. 
» v. Hettinger. e Vogt. 

Hauptmann Molitor. ; Eickemayer. 
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Hauptmann v. Göhler. 
en Weingartner. 


Liste „sämtlicher General.-, 
1. Oktober 1768. 


der Garnison Mainz, 


GFZM Graf v. Lamberg. 
GFWM. Thomann. 
; Frhr. v. Harstall. 
> Frhr. v. Gudenus, 
v. Fechenbach. 
Oberst Frhr. v. Brencken. 
» Frhr. v. Koffler. 
55 Stutzer. 
»  Winterheld. 
Oberstleutnant Seyberth, Kriegskom- 
missar. 
3 Wolff. 
35 v. Hettinger. 
Faber. 
Oberstwachmeister Eickemayer. 
N Frhr. v. Hagen. 
R Frhr. v. Gutten- 
berg. 
Frhr. v. Riedt. 
Hauptmann Graf v. Walbott zu Bas- 
senheim. 
35 v. Fackenhoffen. 
er Hertz. 
Will. 
Molitor. 
$ Bauer. 
v. Dalwigk. 
Klunckhard. 
Stamm. 
v. Hornigk. 
v. Dresler. 
Kreuter. 
v. Kottulinsky. 
v. Schliederer. 
Müller. 
Stern. 
Hoffacker. 
Jaeger. 
Weingartner. 
Hille. 
Stutzer. 
König. 
Frhr. 
Kyhn. 
Severus. 


v. Senger. 


Serger, Auditor. 
Bender. 
Radler, 
meister. 
Claß. 


Husarenritt- 


Fuchs, Stückhauptmann. 


Hauptmann Seyberth (Grenad.). 
% Faber (Grenad.). 


Stabs- und Öberoffiziers“ in 
[E. A. Mil. fasc. 94.] 


Kapitänleutnant v. Dalwigk. 


3; Holtzmann. 
5 v. Winkelmann. 
= Hammell. 
er Frhr. v. Spaeth. 
Rheinhardt. 
Oberleutnant Dillenius. 
PR Inckebrand. 
a; Koch. 
as Kirchner. 
r Windolph, Stückltnt. 
35 Bauer. 
5 Dillenius. 
55 Hattamer. 
ss Schneider. 
en Faber. 
4 v. Berninger. 
5 Haven. 
35 Schick. 
M Kuhn. 
I Seelig. 
e Flucke. 
Pr Michler. 
RR Nebel. 
” Malix. 
m Vogt. 
55 Bauer. 
35 Serger. 
A Ollinger. 
5 Knodt. 
AR Cornely. 
en v. Jaster. 
55 Kayser. 
N Bauer. 
35 Weyland. 
55 Hoeffner. 
5 Riebsamen. 
“ Allmang. 
5 Kyhn. 
B Winkelmann. 
AR Bottinger. 
Br Wizleben. 
r v. Marioth. 
” Roth, Stückltnt. 
s; Kuhns. 
Stutz au Hus.-Ltnts. 
Unterleutnant Simon. 
55 Michell. 
5 Schneider. 
E Stutzer. 


hs Knodt. 
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Unterleutnant Scheid. 
Droß. 
Heimes. 
Weyler. 
Maendell. - 
Loos. 
Dahl. 
Faber. 
Bischoff. 
Valentin. 
Inckebrand. 
Zuschlag. 
Zoller. 
Hertlin. 
Valentin. 
Horatam. 
Foßhagen. 
Metz. 
Frantz. 
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Unterleutnant 


Fähnrich Deiß 
Dipe 


Eick 


Thomann. 
Bauch. 
Gaengler. 

v. Beaupre. 
Lindner. 
Bingell. 

Dieß. 
Müllenkamp. 
v. Kotulinsky. 
v. Beroldingen. 
Klunckhard. 
Fuchs, Auditor. 
ler. 

ll. 


v. Wigand. 

Fuchs. 

Gernstein. 

Feywill, Stückjunker. 


emayer. 


Rangliste der 1792 zur Expedition nach Speyer entsandten 


Offiziere. 


Regimentsstab: 


Oberst v. Winckelmann. 
Oberstleutnant v. Paster. 
Major Corneli. 

„ v. Fitzpatrick. 
Auditor Vogt. 
Regimentsadjutant Comeli. 
Regimentschirurg Schorr. 


Grenadierkompagnien: 


Hauptmann v. Winckelmann. 


35 Witzleben. 
Oberleutnant Schellheimer. 

r v. Welsch. 
Unterleutnant Nebel. 

Er, Vogt. 
Füsilierkompagnien: 
Hauptmann Michler. 
Glücke. 
Inckebrand. 
Michel. 

Dahl. 
Zuschlag. 

” Keller. 
Stabskapitän Maedell. 
Bischoff. 
Valentin. 

5 v. Ahr. 
Oberleutnant v. Lammers. 
v. Welsch. 


” 


» 


„ 


[E. A. Mil. fasc. 117.] 


Oberleutnant Grölach. 


Groß. 

v. Bodungen. 
v. Tannstein, 
Metz. 
Weidner. 
Molitor. 

v. Berg. 

v. Sommerlatt. 


7 Kaiser. 
Unterleutnant Jagemann. 


Weinrich. 
Linke. 

v. Linsingen. 
Esch. 
Gehm. 

v. Belmonte. 
Scheid. 
Williges. 
Graf Kissigl. 
Mickler. 
Tippel. 


Fähnrich v. Manteuffel. 


„ 


= Web 
Artillerie: 
Leutnant Käm 


„ 


Nebel. 


er. 


MEerer. 


Krauß. 


Fähnrich v. Merz. 


v.T 


„ 


» 


annstein. 


Kolb. 


Landmiliz und stehendes Heer in Kurmainz. 


415 


Liste der nach dem Abmarsch des Speyrer Korps in Mainz 


gebliebenen Offiziere, 


GFZM. Frhr. v. Gymnich. Artillerie: 

Oberst v. Faber. z Hauptmann Roth. 

Major v. Zweyer. 5°  Stabskapitän Engelhard. 

Hauptmann Weiler. 3 Oberleutnant Scherer. 

Stabskapitän Horatam. B Stückjunker Seibel 
Lachenwitz. - : 

Oberleutnant Hettinger. ; : 

s Hertling. @2  Kreistruppen: 

> Stutzer. 3 Fulda: 

Unterleutnant Harrach. © ıH Roth 

ei Hettersdorf. 2 Höhere Sohıtd, : 
GFWM. Graf v. Hatzfeld. Oberleutnant v. Katzmann. 
Oberst v. Knod. Weinzierl. 

„ Frhr. v. Breitbach. Unterleutnant Schalck. 
Oberstleutnant v. Knod. r2 
Major v. Bömmelberg. ®©.  Nassau-Weilburg: 
Stabskapitän N a. E Oberstleutnant v. Massenbach. 
a? Rhei Sr > Oberleutnant v. Lesch. 
ein. P 
Oberleutnant v. Welsch. A B g 
A Groß. = Nassau-Usingen: 
Molitor. S Hauptmann v. Eichler. 
Unterleutnant Corneli. = 
BR Jordans. Nassau-Oranien: 
Horatam. Oberstleutnant v. Schenk. 
Fähnrich v. Manteuffel. Hauptmann v. Reichenau. 
GFWM. Frhr. v. Riedt. 5 v. Pfau. 
Oberstleutnant v. Jaster. ” 5 Dielmann. 
Hauptmann Michler. = & Leutnant Wiesenbach. 
Höpfner. IS > Dielmann. 
Stabskapitän Valentin. 23 r Berlenbach. 

3 Inckebrand. n e v. Schenk. 
Oberleutnant Fuchs. a3 Grütter, Adjutant. 
GFWM. v. Knorr. Fähnrich v. Reichenau. 
Oberstleutnant v. Amelunxen. | = X » Groß. 
Hauptmann Zuschlag. =®. » v. Schenk. 
Stabskapitän v. Gudenus. SE 

Conradi. 35 Worms: 
Oberleutnant Dillenius. Oberleutnant Hertling 
Soldtabellen. 

Verpflegungsordonnance des Kurfürsten Anselm Franz, 

Aschaffenburg, 1. Januar 1691. (Kriegssold.) 


Regiment Dragoner: 


Obrist 

Obristleutnant 2,8 
Obristwachmeister 77:2 'D 
Reg.-Quartiermeister 16, 3 
Reg.-Sekretär und Auditor 20, 2 
Kaplan 13, 4 
Adjutant 15 „ 


[85] 


Profoß und seine Leute 21, 


Feldsold (monatlich): 
157 fl. 12 Pferdrationen 125 fl. 


12. September 1792 [E. A. Mil. fasc. 117]. 


Garnisonsold: 
8 Pferdrationen. 


r 75 „ 5 n 
p 62,3 ’ 
E 13, 2 : 
a 16, 1 » 
r 12.2 


2, 5 Pr 
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Hauptmann 
Käpitänleutnant 
Leutnant 
Fähnrich 
Wachmeister 
Fourier 
Musterschreiber 
Feldscher 
Korporal 
Tambour 
Sattler, Schmied 
Gemeiner 


Regiment z. F. 
Obrist 
Obristleutnant 


Obristwachmeister 
Reg.-Quartiermeister 
Sekretär und Auditor 


Kaplan 
Adjutant 


Profoß und Leute 


Hauptmann 
Kapitänleutnant 
Leutnant 
Fähnrich 
Feldwebel 
Fübrer 

Fourier 
Musterschreiber 


Regimentsfeldscher 
Kompagniefeldscher 


Korporal 
Gefreiter 
Fourierschütz 
Tambour 
Gemeiner 


Richard Harms 


Feldsold (monatlich): Garnisonsold: 
52fl. 4 Pferdrationen 40 fl. 3 Pferdrationen. 
35, 3 e 9%, .2 ke 
95, 2 . 2,2 S 
32,2 s 16, 2 4 
12.5. +1 2 10,1 - 
s, 1 K 8,1 5 
s, 1 5 8,1 R 
15, 1 R 12;;-4 3 
6,1 = 6,1 ä 
525, 1 e 5,10, 1 Bi 
Br; @L x 4,30, 1 R 
5, 1 S 4,30, 1 ” 
Feldsold (monatlich): Garnisonsold: 
125 fl. 10 Pferdrationen 100 fl. 6 Pferdrationen. 
5 „6 e 60 „ g 
62 „5 s 50° „3 = 
16 „ 3 r- 
22, 2 n 16 „1 2 
413... 1 c 5 0% 
1 Pe Tr | 5 1 ei 
19-2 R 10 , 
50 „3 ri 3 „2 = 
212 . 0 „A # 
20 + 1 e 16 , 
16,1 2 3 „, 
10 „ 10, 
6, 6* 5 
6 6, 
15% Te 
10,30 „ 10,30 „ 
3,30 „ 3,30 „ 
5,15. 5,15 „ 
3,30 „ 3,30 „ 
3,30 „ 3,30 „ 
3,30 „ 3,30 „ 
3 . „ (tägl. 2 Pfd. Brot). 


Besoldung unter Kurfürst Lothar Franz im Frieden. 
Ordonnance 14. Juni 1715 [E. A. Mil. fasc. 60]. 


Obrist 
Obristleutnant 


Obristwachmeister 


Auditor 


Wachmeisterleutnant 
Regimentstambour 


Hoboist 


Profoß und Knechte 


Hauptmann 
Leutnant 
Sousleutnant 
Feldwebel 
usw. 


Gemeiner (Grenadier) 
= (Füsilier) 


3 Mundport. 


2 
2 


"Rense 


.. 


täglich 
S 2 S 
i 1 - 


4 Pferdrationen. 
4 


60 fl. — kr. monatl. 
du —n r 
15 w Term r 
20 weh r 
14 SEITEN rn 
5,830, , 
6 Bram rn 
6,30, 
35 ee r 
20 Re | r 
16 eu) ” 
94.204 5 
3 RE r 
20, 
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Verpflegungstabelle der Stabs- und Oberoffiziere, aus dem 
Jahre 1779 [W. A. Bestallungsbuch 13, S. 26]. 











\S 5= 
% F u | Jährliches Einkommen 
Ss® | =3 
A |S 59 
Generalmajor 123 |1 136 | 2299 1.25 kr. 
Oberst, „= ir «i | 95] | 136 | 1702 „ 35°/s 
Oberstleutnant . 60 91/1071 „ 4935 „ 
Oberstwachmeister. 50 9) 1, 49°] R 
Hauptmann . . . 35 | 60; 978 5. 321g, N a6 fe. 
Bewilligte Zulage. | 51 | 60. g 6354. 3%je kr 
Stabskapitän . 32 60| a, az gi 
Bewilligte Zulage 5 | 60, ME 
Oberleutnant 20 1| 30! 982,10 „ \ 349 . 10 
Bewilligte Zulage 5 60 „ ad. ” 
Unterleutnant 16| 1) 178301 28&., 10. 5V. 565 10 
Bewilligte Zulage 4| | | 4, Wa ? 
Fähnrich . . . . | 161 ıl 801 24,10 „ 
Regimentsadjutan- | | | 294,10 „ 
tenzulage | 60 „ j) 














Bestallungsurkunde für den Frhr. v. Gymnich zum GFZM. und 
Gouverneur von Mainz, 13. April 1779 [Bestallungsbuch 13, 11] U. a.: (Er, 
Gymnich, soll..).. Unsere Residenzstadt Mainz bestens bewahren, die ge- 
wöhnliche Parole-Abholung täglich verrichten, in den Sachen und Rat- 
schlägen, wozu er erfordert wird, treulich raten, was im Rat beschlossen 
und ihm anbefohlen wird, sowohl im Feld als in Besatzung zu Tag und 
Nacht, nach aller Möglichkeit, bestem Verstand und Wissen unweigerlich 
vollziehen und verrichten, auch Unsere und Unsers Erzstifts Heimlichkeiten, 
die er von sich selbst erfahren, oder ihm .... anvertraut worden, .... nie- 
mand offenbaren ...... ‚ vornehmlich die ihm untergebene Soldateska in 
jetzigen und künftigen Garnisonen, auch Feldzügen in guter Disziplin und 
Mannszucht, sonderlich auf den publizierten Artikulsbrief, Militärreglement 
und Verordnungen steif- und festhalten ... 

Wäre es auch Sache, da Gott vor seie, daß Wir gefangen würden, 
solle er, unser Generalfeldzeugmeister, Gouverneur und Kommandant mit 
seiner unterhabenden Erzstiftischen Mannschaft Unserem Domkapitel, so- 
lange die Gefangenschaft dauert, gehorsam und gewärtig sein. ... 

So Wir auch durch Gottes Verhängnis mit Tod abgegangen, soll er 
abermal gedachtem Unserm Würdigen Domkapitel mit seinem unterhaben- 
den Kommando gehorsam und gewärtig sein, solange bis dasselbe ihm 
einen zukünftigen Erzbischofen zu Mainz mit 4 seiner Domherren und 
seinem offenen Brief gesiegelt .... . antworten wird... ... 

Gehalt jährlich: 
. An Geld 3750 fl., 
. an Service 136 fl., aus dem aerario civitatis, 
5, PR 92 fl., aus dem kurfürstlichen aerario, 
. an Wein 3 Fuder, 
. an Holz 60 Stecken Buchen, 
91 Stecken Eichen, 
750 Scheiter für die Ordonnanzstube, 
Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N.F. 6. 
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. an Korn 50 Malter, 

. an Hafer 200 ,, 

. an Stroh 600 Gebund, 

. die Benutzung sämtlicher Festungswerke, mit Ausnahme der- 
jenigen, die die kurfürstliche Hofkammer benützt, 


10. freie Benutzung des Kommandantenhauses samt Stallung und 
Garten. 
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— Erzkanzler-Archiv im k. u. k. Haus-, Hof- und Staatsarchiv in 
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Ein Satyrvorspiel zur Gründung der Ludoviciana. 


Von 


Gustav Bauch. 





Die Gießener Universität verdankt bekanntlich ihre 
Entstehung dem konfessionellen Gegensatze zwischen dem 
Landgrafen Ludwig V. von Hessen-Darmstadt und dem 
Landgrafen Moritz von Hessen-Kassel, zu dem nach dem 
Tode des Landgrafen Ludwig IV. von Hessen-Marburg 
(1604) noch Streitigkeiten wegen des Patronats über die 
hessische Landesuniversität Marburg hinzutraten.! Daß 
Ludwig V. unter Berufung auf das Testament Philipps 
des Großmütigen das Kompatronat über die Universität 
Marburg in Anspruch nahm und nicht durchsetzen konnte 
und dann die orthodox-lutherischen Elemente, die aus der 
unter dem Einflusse des Landgrafen Moritz zu den Re- 
formierten abgeschwenkten Universität gewichen oder ver- 
drängt waren, in Gießen sammelte, hat die Universität 
Marburg zur unfreiwilligen Mutter der Universität Gießen 
nach Dozenten und Studenten wie nach den statutarischen 
Bestimmungen für das Pädagogium und die Universität 
gemacht. 

Bald bei der Übernahme des Marburger Gebietes und 
der Verwaltung der Universität durch Moritz hatte man 
in dem streng lutherischen Hessen-Darmstadt Besorgnisse 
für die Universität, da man seine calvinistischen An- 
schauungen und seine rücksichtslose Art kannte, in der 
er das Jus reformandi nach seinem Sinne auslegte, ob- 
gleich Ludwig von Marburg in seinem Testamente aus- 
drücklich verboten hatte, an dem Stande der religiösen 
Einrichtungen in Kirche und Schule in seinem Lande 
irgend etwas zu ändern. 

Die Besorgnisse waren nicht unbegründet, denn am 
22. Juli 1605 berief Moritz die Führer der lutherisch 
gesinnten Marburger Geistlichkeit, den Superintendenten 
Dr. Heinrich Leuchter, die Professoren Dr. Johann 


1 Hierzu im allgemeinen W. M. Becker, Die Universität Gießen von 
1607—1907, Festschrift der Universität 1907, I. Band, 16ff. 
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Winckelmann und Dr. Balthasar Mentzer und den 
Archidiakonus M. Konrad Dieterich vor sich auf das 
Marburger Schloß® und verlangte von ihnen perempto- 
risch die Anerkennung der sogenannten hessischen Ver- 
besserungspunkte?, d. h. der reformierten Gestaltung des 
Dekalogs, des reformierten Ritus des Brotbrechens bei 
dem Abendmahl und der Abtuung gewisser Bilder. Sie 
weigerten sich, wie schon früher, darauf einzugehen, und 
baten, entlassen zu werden. Diese Bitte um Entlassung 
wurde als Bitte um Entlassung aus dem Amte genommen. 
Nach der offiziellen marburgischen Darstellung‘ hat 
Moritz ihnen die Entlassung in allen Gnaden erteilt, mit 
dem gnädigen Anhange, Ihre Fürstlichen Gnaden wollten 
sie keineswegs aus ihren Landen stoßen oder verfolgen, 
sondern sie, wo sie darin bleiben und sich ruhig verhalten 
würden, gnädig schützen und handhaben. Obgleich sie 
am 27. Juli gegen ihre Entlassung protestierten, hielt am 
29. Juli Moritz selbst vor der Universität eine Rede, 
worin er die Gründe für ihre Entlassung darlegte® Am 
6. August erfolgte dann ein Aufruhr der Bürgerschaft 
gegen die neu eingesetzten reformierten oder philippisti- 
schen Prediger mit wüsten Auftritten in den Kirchen und 
schweren Mißhandlungen der Geistlichen, den der unter- 
des nach Kassel zurückgegangene Moritz nur durch Auf- 
bietung militärischer Macht unterdrücken und beilegen 
konnte. Von der Universität wurde der M. Rudolf Go- 
clenius, als er Studenten zur Ruhe mahnte, durch diese 
öffentlich insultiert. Wer von den geurlaubten Theologen 
und den anderen lutherischen Angehörigen der Universität 
die Stadt Marburg noch nicht verlassen hatte, räumte sie 
schon in den Tagen des Aufruhrs, so der Superintendent 
Leuchter, Dr. Winckelmann und der Archidiakonus 
Dieterich, da vorauszusehen war, daß man die Schuld 
daran ihnen in die Schuhe schieben würde. Wer durch 
Verpflichtungen dort festgehalten wurde, wie Dr. Mentzer, 
folgte so bald als möglich nach. 

Zu diesen Geschehnissen nahm der in seinem Rechte 
und in seinem religiösen Denken schwer gekränkte Land- 


2 Vgl. die Matrikel der Marburger Universität zum Jahre 1605. Die 
Matrikel ist von Julius Caesar in einzelnen Universitätsprogrammen heraus- 
gegeben. 

3 H. Heppe, Kirchengeschichte beider Hessen, II, 12f. 

4 Vgl. Historischer Bericht ete., vgl. Note 10. 

5 Vgl. Die Marburger Matrikel zum Jahre 1605. 

6 Historischer Bericht etc. 
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graf Ludwig V. alsbald dieselbe Stellung wie seine 
Geistlichen, und man dachte keineswegs, ruhig abwartende 
Zuschauer abzugeben, sondern beschloß zu handeln, und 
da es nicht tunlich war, in Marburg selbst einzugreifen, 
wurde ein Ausweg eingeschlagen, der das reine Bekenntnis 
und seine literarische Betätigung sichern und so Ersatz 
für Marburg schaffen sollte. 

Jeremias Vietor, der Gießener Superintendent, und 
Johann Angelus, der Darmstädter Superintendent, waren 
die geistigen Väter des Gedankens, eine hessen-darm- 
städtische Universität zu gründen.” Angelus kam viel- 
leicht die Priorität zu. Bereits am 29. Juli schrieb Vietor 
an den Landgrafen Ludwig und machte ihm zunächst 
den Vorschlag, in Gießen ein Gymnasium illustre etwa 
gleich dem in Lauingen zu gründen. Gelehrte Leute aus 
allen vier Fakultäten stünden zur Verfügung. Er selbst 
erbot sich zu einer Lectio theologica wöchentlich und zu 
einer Disputation monatlich. Gleichzeitig, am 30. Juli, 
verhandelte Angelus mit seinen Definitoren über die- 
selbe Sache, und die Versammlung richtete am 1. August 
einen Brief an den Landgrafen, in dem sie ihn bat, die 
entlassenen Marburger Theologen aufzunehmen und eine 
Partikularschule, d. h. ebenfalls ein Gymnasium illustre, 
für seine Lande zu gründen, und als Dozenten den pä- 
dagogischen Reformator Christoph Helwig und Kaspar 
Finck, von dem wir bald mehr hören werden, die als 
Stipendiarii maiores in Marburg weilten, vorschlug. Die 
darmstädtischen Stipendiaten sollten aus Marburg abge- 
rufen, die Stipendien und alle andern Einkünfte aus dem 
darmstädtischen Gebiete für die neue Stiftung eingezogen 
werden. 

Landgraf Ludwig, der selbst schon den Gedanken 
der Gründung einer Universität erwogen hatte, ging be- 
reitwilligst auf die Vorschläge der Superintendenten ein. 

Am 10. Oktober 1605 wurde in Gießen das Gymna- 
sium illustre eröffnet, und bald begannen die Vorlesungen 
im Gymnasium und der Unterricht in dem dazu gehörenden 
Pädagogium. Den 29. Januar 1607 ging ein landgräfliches 
Gesuch an den Kaiser ab, um von diesem ein Universi- 
tätsprivileg für Gießen zu erhalten, und trotz der Hinder- 
nisse, die von kurialer Seite wie von Hessen-Kassel aus- 
gingen, stellte Kaiser Rudolf II. unter dem 19. Mai® 





? Festschrift, I, 22f. 
8 A. Messer, Geschichte des Landgraf-Ludwigs-Gymnasiums zu 
Gießen, 5, verwechselt alten und neuen Stil. 
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das Privileg aus. Am 7. Oktober 1607 erfolgte die feier- 
liche Eröffnung der Ludoviciana. 

Dem Gymnasium illustre in Gießen hatten die 
Nornen den mündlichen und schriftlichen Kampf gegen 
Marburg in die Wiege gelegt, und alle die Männer, die 
als Kämpfer mit der Feder auf den Plan traten, waren 
alte, ehemals oder neuerdings ihrer Alma mater un- 
treu gewordene Marburger. Zwistigkeiten Nahestehender 
pflegen bitterer auszufallen und leidenschaftlicher ausge- 
fochten zu werden als solche zwischen Fremden. So war 
es auch hier. Aber es fehlte neben den Groteskdarstellern 
in dieser Arena auch ein Clown nicht, und diesem wie 
seinen Gegnern wollen wir hauptsächlich das Wort lassen, 
weil die unerquicklichen, ernsthaften theologischen Strei- 
tigkeiten eines Mentzer, Winckelmann etc. längst ihren 
berechtigten Platz in der Kirchengeschichte gefunden 
haben, während die gleichfalls nicht erfreulichen Aus- 
läufer des mit den religiösen Gegensätzen verquickten 
Späthumanismus ganz in Vergessenheit versunken sind.°® 
Die schnöde Abfuhr, die dem Marburger Poeten Meli- 
deus zuteil wurde, hatte er reichlich verdient. 

Landgraf Moritz hatte das Bedürfnis, alles, was sich 
in Marburg zugetragen hatte, von seinem Standpunkte 
aus berichtet und betrachtet, vor die Öffentlichkeit zu 
bringen. Das geschah in einem „Historischen Berichte‘, 
den am Ende Ihrer Fürstlichen Gnaden Kanzler, Räte, 
Rektor und Universität, Bürgermeister und Rat von Mar- 
burg als Kronzeugen beglaubigten.!o 

Auf diesen Bericht antwortete Jeremias Vietor mit 
einem „Kurzen beständigen Gegenberichte‘“, der besonders 
auf die zwischen den Lutheranern und den Reformierten 
strittigen Punkte, das Brotbrechen beim Abendmahl, die 
Ergänzung des Dekalogs und die Abtuung der Bilder, 
einging.!! Hierauf erfolgte von Marburg zuerst nur eine 
zweite, verbesserte, vermehrte und ebenso beglaubigte Auf- 

9 Strieder, Grundlage einer hessischen Gelehrten- und Schrift- 
stellergeschichte, z. B. weiß gar nichts davon. 

10 Historischer Bericht, Der Newlichen zugetragenen Monats Augusti 
Marpurgischen Kirchen händell. Gedruckt zu Marpurgk, Durch Rudolph 
Hutwelcker, Im Jahr, 1605. 4°. 

11 Kurtzer beständiger Gegenbericht, Von dem ‘Brotbrechen im 
heiligen Abendmal, Ergäntzung des Decalogi, vnd Abschaffung der Bilder. 
Gerichtet auff den genandten kurtzen Bericht, so hiervon vor weniger Zeit 
zu Marpurg gedruckt vnd publiciret worden. Gestellet durch Jeremiam 
Vietorn, der H. Schrifft Doctorn vnd Superattendenten zu Gießen. Ge- 


druckt zu Jehna, durch Tobiam Steinman, Im Jahr nach Christi Geburt, 
1605. 4°, 
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lage!? des „Historischen Berichtes‘, die seiner gar nicht 
gedenkt. 

Dafür erhob sich — die Wellen hatten nach dem Stein- 
wurfe Vietors in den Marburger Weiher der reformierten 
Lehre ihre Kreise rasch weiter gezogen — wie ein junger 
Recke der bejahrte Pfarrer Kaspar Embden, Senior zu 
Kalden und Burguffeln, und griff durch einen „Kurzen 
schriftmäßigen Bericht über die hessischen Verbesserungs- 
punkte“ Vietor heftig an, indem er die Gegenwürfe und 
Einreden der Weltkinder und falschen Brüder beant- 
wortete. Speziell gegen den „Beständigen Gegenbericht“ 
Vietors wendete er sich in zwei „Analytischen Confuta- 
tiones!# und Widerlegungen“. 

Vietor entgegnete mit einer zweiten Auflage! seines 
Kurzen beständigen Gegenberichts, „jetzt zu treuherziger 
Warnung vermehrt“. Embden faßte nun seine Schrift- 
chen in einem Bande zusammen!® mit einer besonderen 





12 Historischer Bericht, DEr Newlichen Monats Augusti zugetragenen 
Marpurgischen Kirchen händel. Itzo auffs newe Corrigirt, vnd zu End 
in etwas gemehret, vnd hinzugesetzt. Gedruckt zu Marpurgk, Durch 
Rudolph Hutwelcker, Im Jahr, 1605. 4°. 

13 Die erste Ausgabe von Embdens kurzem Bericht aus dem Jahre 
1605 ist uns nur durch die zweite Ausgabe von Vietors Gegenbericht, 
S. 5, bekannt. 

14 Analytica Confutatio Vnd Widerlegung, deß vermeinten Titulirten 
Bestendigen Gegenberichts Doctoris Jeremiae Vietoris, Superattendenten 
zu Gießen. Vom Brodbrechen, Ergentzung deß Decalogi vnd Abschaffung 
der Bilder. Gestelt durch Casparum Embdenum Seniorem Diener am wort 
Gottes, zu Calden in Hessen. Gedruckt zu Marpurgk, Durch Rudolph Hut- 
welcker, Im Jahr, 1606. 4%. — Ander Theyl Analyticae Confutationis Oder 
Widerlegung, deß vermeinten Titulirten Bestendigen Gegenberichts Doctoris 
Jeremiae Vietoris, Superattendenten zu Giessen. Belangendt I. Die Ord- 
nung vnd Zehlung der zehen Gebott. II. Die Abschaffung der Bilder, so 
wol deß wahren Gottes, als aller falschen vnd frömder Nebengötter. 
Gestellet durch Casparum Embdenum Seniorem Pfarhern zu Calden vnd 
Burgvffeln des Ambts Grevenstein in Hessen. (Gedruckt zu Marpurgk, 
durch Nicolaum Hampelium Typographum. 1605, 8°. 

15 Kurtzer Beständiger Gegenbericht, Von dem Brotbrechen im Hey- 
ligen Abendmal vnsers Herrn Christi, Ergäntzung deß Decalogi, vnd 
Abschaffung der Bilder... .. Gerichtet auff den genandten kurtzen Be- 
richt, so hiervon vor weniger Zeit zu Marpurg gedruckt vnd publiciret 
worden. Gestelt vnd jetzo zu trewherziger Warnung vermehret durch 
Jeremiam Vietorn, der H. Schrifft Doctorn, Pfarrherrn vnd Superinten- 
denten zu Giessen im Oberfürstenthumb Hessen. Gedruckt zu Giessen, 
durch Nicolaum Hampelium Typographum. 1605. 8°. 

16 Kurtzer Schrifftmeßiger Bericht, Christlicher Hessischer Verbesse- 
rungs Puncten: Darinnen der Weltkinder vnd falscher Brüder Gegenwürff 
vnd Einrede, so wider diese löbliche Verbesserungs Puncten eingebracht, 
Beantwortet werden. Item Zwey Analytische Refutationes vnd Wider- 
legung, deß vermeinten Bestendigen Berichts Doctoris Jeremiae Vietoris 
Superattendenten zu Giessen. I. Vom Brodbrechen deß H. Abendmals 
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Vorrede und schließlichen Apologia, ‚„darinnen des Doc- 
toris öffentliche Mendacia und falsche Consequentz seiner 
Vorrede entdeckt und umgestoßen werden“. 

Zu Embden gesellte sich als Genosse der Pfarrer 
zu Jeste und Wenigenhasungen, Daniel Angelocrator 
oder Engelhard aus Korbach!’ mit einem scharfen ‚„Ab- 
weiser“ D. Jeremiae Vietoris. 

Soweit haben wir vorläufig die Theologen polemi- 
sieren lassen. Die Philosophen der Zeit konnten bei einem 
solchen Streite, an dem selbst die Masse des Volkes An- 
teil nahm, auch nicht lange untätig zusehen, denn in 
dieser Periode der Streittheologie mußten sie den Theo- 
logen das Rüstzeug für ihre Studien, Schriften und Dis- 
putationen in die Hand geben, außer durch die drei alten 
Sprachen namentlich durch die logisch-dialektischen und 
metaphysischen Disziplinen, weil die Theologie, nicht zum 
Vorteil für die Entwicklung der Reformation, schon in 
den letzten Jahren Luthers und noch mehr nach ihm 
fast zur reinen Scholastik geworden war (David Chy- 
traeus sagte!® als unbewußter Zeuge für die Notwendig- 
keit des später kommenden Pietismus, die Theologie sei 
mere scholastica, in qua nihil pietatis appareat). Sie 
waren daher zum großen Teil auch selbst theologisch ge- 
bildet und übten ihre sogenannte Philosophie bei Dispu- 
tationen gern an theologischen Themen. 

Am 12. Oktober 1605 disputierte in Marburg unter 
dem Vorsitze des ordentlichen Professors der praktischen 
Philosophie ‚in illustri Academia Mauritiana‘“ (wie be- 
wußt herausfordernd für die Hessen - Darmstädter statt 
Hassiaca auf dem Titel der gedruckten Thesen stand) 
M. Rudolf Goclenius als Respondent der Student der 
vnd Einsatzung der Zehen Gebot GOttes.. II. Von Ordentlicher rechter 
Zehlung der Zehen Gebot vnd Abschaffung der Bilder, sowohl des wahren 
GOttes, als aller falscher frömbder Götter. Sampt einer sonderlichen 
Vorrede, vnd schließlichen Apologia, darinnen deß Doctoris öffentliche 
mendacia vnd falsche Consequentz seiner Vorrede entdeckt, vnnd vmb- 
gestossen werden. Gestelt durch Casparum Embdenum Seniorem, Pfar- 
herrn zu Calden vnd Burgvffeln in Hessen. Gedruckt zu Marpurck, 
Durch Rudolff Hutwelcker. Im Jahr M.D.CVI. 4°, 

1? Abweiser D. Jeremiae Vietoris Superattendenten zu Giessen mit 
seiner auffgetretenen aber vngebetenen inspection zu Marpurg, vnd Gegen- 
bericht vom Brotbrechen des Heiligen Abendmals, ergäntzung deß Decalogi, 
vnd abschaffung der Bilder, Gestellet von Daniele Angelocratore Corba- 
chiense, Praedicanten deß befehls vnsers HErrn JEsu CHristi im Dorff 
Jeste vnd Wenigen Hasungen. Gedruckt zu Cassel, bey Wilhelm Wessel, 
Im Jahr 1606. 4°. 


18 G. Kawerau in W. Moeller, Lehrbuch der Kirchengeschichte, 
2. Aufl., III, 382, 
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Philosophie und Theologie Bernhard Brant aus Wesel 
im Clevischen über grammatische, logische, rhetorische, 
mathematische, physische und politische Themata de Ana- 
logia seu Proportione.1? Diesen theoretischen Fragen war 
noch die theologische angehängt: Assertio verae et ortho- 
doxae sententiae de Analogia sacramentali inter panis in 
coena fractionem et corporis Domini in cruce immola- 
tionem. Die Tendenz war klar, sie richtete sich gegen 
die Lutheraner. 

Diesen Handschuh nahm sofort der ordentliche Pro- 
fessor der Logik und Physik an dem illustre et principale 
Gymnasium Giessense M. Kaspar Finck auf, und unter 
seinem Vorsitze disputierte am 21. Dezember 1605 als 
Respondent Thomas Fabricius aus Laubach in einer 
Disputatio I. philosophica, so sagt die Ankündigung kürzer, 
de Analogia, und auch hier wurde eine Disputatio de 
„ficta“ Analogia sacramentali „Cingliana“ et „Calvinistica 
non-omissione“ fractionis panis gegen eine auf der Mar- 
burger Universität über dasselbe Argument gehaltene Dis- 
putation?° angehängt. 

Wie Brant in der Marburger Disputation, so war 
Fabricius in der Gießener nur vorgeschoben, die eigent- 
lichen Kempen waren Goclenius und Finck. Daß Finck 
sagte, „Disputatio I.‘ deutete klar an, daß er willens sei, 
die Marburger Thesen gänzlich zu zerpflücken. Auf die 
Herausforderung antwortete so wieder eine Herausfor- 
derung. 

Dem Drucke der Thesen war aber noch eine Zugabe 
beigefügt, die man recht wohl als ein Corollarium der 
Disputation auffassen konnte, ein Gedicht, das auch Folgen 
hatte, weil es ebenfalls einen Angriff gegen die Marburger 


19 Themata, Grammatica, Logica, Rhetorica, Mathematica, Physica, 
Politica, de Analogia seu Proportione. Cui subjecta est assertio verae 
et orthodoxae sententiae de Analogia Sacramentali inter Panis in coena 
Fractionem & corporis Domini in Cruce immolationem Praeside M. Ro- 
dolpho Goclenio In Illustri Academia Mauritiana P. P. ad disputandum 
proposita. Respondente, Bernhardo Brantio Clivovesalio Philosoph. & 
Theolog. St. Disput. 12. Octobris. Marpurgi, Ex Calcographia Rudolphi 
Hutwelckeri Anno CI 1I CV. 4°. 

20 Disputatio I. Philosophica, De Analogia, cum Appendice De 
Ficta Analogia Sacramentali Cingliana, & Calvinistica non-omissione frac- 
tionis panis, contra quandam in academia Marpurgensi habitam de eo 
argumento disputationem: Ad cujus subjectas theses Praeside Dn. M. 
Casparo Finckio, In Illustri et Prineipali Gymnasio Giessensi Logices & 
Physices Professore ordinario, publice respondebit Thomas Fabritius Lau- 
acensis. Giessae Hassorum, Excudebat Nicolaus Hampelius, Gymnas. 

ypogr. MDCV. 4°. 
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enthielt, ein Carmen commendaticium mit Stacheln. Es 
blies die gegenseitige Erregung zum Sturme an. Darum 
mag es hier Platz finden: 


In primam disputationem clarissimi viri domini M. Caspari 

Finckii, professoris ordinarii et collegae mei amicissimi, 

Carmen M. Conradi Bachmanni Milsungensis, historiarum 
et poeseos professoris. 


Fluctuat in vasto tenuissima cymbula Christi, 
Volvitur hine Austris, volvitur inde Notis. 
Sunt fracti remi, prora est avulsa marique 
Dat latus, irrumpunt imber et unda ratem. 
Saepius, heul! vigili$ dextra est excussa magistri 
Cumque gubernaclo praecipitata ruit. 
Scilicet est multos ecclesia pressa per annos 
Auxilioque hominum sancta carina caret. 
Mutantur ritus, quos non mutare necesse est, 
Mensque nequit velo liberiore trahi, 
Pelluntur vigiles doctique ex urbe magistri: 
O ubi, cunctator Christe, moraris opem! 
Christicolaeque pii turbantur ab ore luporum, 
Turbida sunt sancti pectora fida gregis. 
Fabula et haec multos misere est agitata per annos, 
Qua patet in geminos orbis uterque sinus. 
Cernis o haec, princeps, patriae pater optime, cernis, 
Ludvice, Hassiacı sancta columna soli, 
Atque hac gymnasii fundamina ponis in urbe, 
Surgat ut hince magni nomen honorque Dei. 
Cernis et haec, Fincki, rebus succurrere lapsis 
Ergo putas recte muneris esse tui. 
Perge ita!l Perge ital Sic decoras patriamque scho- 
lamque, 
Et dabitur capiti sancta corona tuo. 
Te duce Fabricius doctae sacra munera mentis 
Promit, in Aonio munera nota choro. 
Tu quoque, tu, Fabrici, studiis incumbito sacris, 
Talibus in studiis et potes esse faber. 
At vos, Cinglicolae, doctrinam odisse Lutheri 
Pergite, res erit haec non odiosa Deo! 
Frangite, rumpite, tundite, pellite, conturbate 
Panem, aram, effigies, pectora sancta, gregem! 
Ut Deus amplificet per totum ecclesiam orbem 
Detque huic gymnasio munera larga novo. 
Diese Gießener Publikation tat in Marburg sehr weh; 
an Thomas Fabricius, obgleich auch er ein Marburger 
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Student gewesen war, ging man vorbei, er war zu un- 
bedeutend; aber Finck und Bachmann waren Marburger 
Magister, und Finck hatte als Schüler Goclenius einst 
nahegestanden, Brant war Fincks Schüler gewesen, und 
Bachmann hatte auch zu den Füßen des Goclenius 
gesessen. 

Kaspar.Finck war am 19. Oktober 1578 in Gießen 
geboren®! und ging 1594 als Pädagogist nach Marburg. 
Als Student Famulus des Professors Hermann Kirchner, 
wurde er 1598 Baccalar und 1599 Magister. Hierauf stu- 
dierte er Theologie und wurde Darmstädter Stipendiarius 
maior. In freundschaftlichem Verkehr mit dem Kreise 
des Rudolf Goclenius zeigen ihn Carmina commen- 
daticia an die Respondenten zweier Disputationen®, die 
unter dem Präsidium des Goclenius 1603 und 1604 vor 
sich gingen. Diese Respondenten waren Otto Langius 
aus Allendorf und Matthäus Ashelm aus Roßwein in 
Meißen. Sogleich bei der Errichtung des Gymnasiums 
illustre in Gießen 1605 wurde er ordentlicher Professor 
der Logik und Physik an der Schule und, von der Univer- 
sität übernommen, 1609 Professor der Logik und Meta- 
physik. Später war er Theologe. Als Philologe® arbeitete 
er mit Christoph Helwig eine lange gebrauchte latei- 
nische Grammatik aus. 

Der poetische Helfer Fincks, M. Konrad Bach- 
mann, war am 23. Oktober 1572 in Melsungen geboren. * 


2ı F, W. Strieder, Grundlagen zu einer hessischen Gelehrten- und 
Schriftstellergeschichte, IV, 118f. Der Streit mit Goclenius ist nicht 
genauer besprochen. 

22 Themata Philosophica: Quae, Sub Praesidio Clarissimi Et Ex- 
cellentissimi Philosophi, Dn. M. Rudolphi Goclenii, Logiees & Philo- 
sophiae Practices in Illustri Hassorum Academia Professoris celeberrimi, 
publice examinanda proponit Otho Langius Allendorphensis Ad Salinas 
Hassiacas. Marpurgi Cattorum, Excudebat Paulus Egenolphus, Typog. 
Acad. CI) ID CIII. 4°, — Themata Disputationis Ethicae Et Politicae. 
Quorum veritatem Divina Fretus Gratia, Praeside Clarissimo, Acutissi- 
moque Philosopho, Dn. M. Rodolpho Goclenio, Logicae, Practicaeque 
Philosophiae in Illustri Academia Marpurgensi Professore Celeberrimo, 
publice pro virili tueri conabitur Matthaeus Ashelm. Margurgi Cattorum, 
Excudebat Paulus Egenolphus, Typog. Acad. CID II CIV. 4°, 

23 H. Siebeck, Christoph Helwig als Didaktiker, Festschrift der 
Universität Gießen, II, 318. 

24 F, W. Strieder, a. a. O., 214f. Unsere Schriften Bachmanns kennt 
Strieder nicht. Nur eine poetische Mitwirkung Bachmanns bei einer theo- 
logischen Streitschrift ist uns bekannt, ein Elegidion an den Respondenten, 
ein Schlachtgesang für die lutherische Auffassung der Einsetzungsworte, 
bei Theses Theologicae: De Sacra Sancta Coena Domini, contra Ejus Depra- 
vatores. Quorum veritatem, Deo Adjuvante:: Praeside Johanne Winckel- 
manno, SS. Theologiae Doctore, Ac In Schola Giessensi Professore, ejus- 
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Den 10. November 1591 in Marburg als Student. einge- 
treten, hatte er 1593 das Baccalaureat und 1596 das 
Magisterium erworben. Ursprünglich Theologe, wandte er 
sich im Verlaufe seiner Studien mehr den Dichtern und 
der Dichtkunst sowie der klassischen Literatur zu. Er ging 
1597 als Privatlehrer der Söhne des Superintendenten 
Jeremias Vietor nach Gießen. Daneben zuerst Lehrer 
an der alten Stadtschule, erhielt er 1605 als ordentlicher 
Professor die Lectura historiarum et poeseos am Gym- 
nasium. Auch er ging 1607 mit demselben Lehrstuhle an 
die Universität über und wurde außerdem noch Biblio- 
thekar. 1610, erweitert 1617, erschien sein theoretisches 
poetisches Hauptwerk, die Poetica®, von ihm und Chri- 
stoph Helwig herausgegeben; sie war unter der Ein- 
wirkung von Helwigs Reformideen entstanden und fand 
den Beifall des bekannten Wittenberger Poeten Friedrich 
Taubmann. Als Historiker ließ er 1618 die deutsche 
Übersetzung der Universalchronik Christoph Helwigs, 
der Gräfin Anna zu Solms, geborenen Landgräfin von 
Hessen, gewidmet, erscheinen.® Ein eigenes Werk war 
eine Genealogie der hessischen Fürsten. 1639 wurde er 
von dem Kanzler Anton Wolff von Totenwart als 
Redaktor und Abrunder für das von ihm geplante Opus 
Raritatum Hassiacarum ausersehen.?? 

Der ersten Gießener Disputation folgte bald die an- 
gedrohte zweite über dieselben Themata.®® Diesmal dis- 


demque pro tempore Rectore, Pro virili defendere conabitur M. Johannes 
Carnemus Medabachensis Westphalus. Die XIX. Martii, in Auditorio 
Majori Curiae, horis consuetis. Gießen 1606. 4°. 

25 Hierzu vgl. H. Siebeck, Christoph Helwig als Didaktiker, Fest- 
schrift der Universität Gießen, II, 327. 

26 Chronica Oder Allgemeine Historien vnd Geschichte, von Anfang 
der Welt hero, biß auff vnsere Zeit, durch die vier Haupt Regimente vnd 
Monarchien, außgeführet, vnd auff die Vorbild vnd Weissagunge deß Pro- 
pheten Daniels am 2. vnd 7. Capitel gerichtet... Von weyland dem 
Ehrwürdigen vnd hochgelarten Herrn Christophoro Helvico, der H. Schrifft 
Doctore vnd Professore bey der löblichen Universitet Gießen, Jetzo aber, 
auff fleißiges begeren etlicher vornehmer Leute, allen Liebhabern der 
Historien, vnd insonderheit dem gemeinen Vaterlande zum besten, in die 
teutsche Sprache gebracht, Durch Conrad Bachmann, bey gedachter Uni- 
versitet der Poeten vnd Historien Professorn. Gießen, Gedruckt durch 
Casparum Chemlinum, Im Jahr 1618. Schmalfol. 

?7 W. Diehl, Neue Beiträge zur Geschichte Schupps, bei J. R. Diete- 
rich und K. Bader, Beiträge zur Geschichte der Universitäten Mainz und 
Gießen, Festschrift 1907, 258, 278, 263. Zu Bachmanns genealogischen 
Arbeiten ebenda 277, 278, 319. 

23 Disputatio II. De Analogia Sacramentali Cingliana, Et Fractione 
Panis Calvinistica: Quam Sub Praesidio Clarissimi Viri, Dn. M. Caspari 
Finckii, In Illustri Et Prineipali Schola Giessena Logices Physices 
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putierte als Respondent unter dem Vorsitze Fincks der 
Nassauer Justus Hien aus Gleiberg, der auch fünf Jahre 
dem Pädagogium und der Universität Marburg angehört 
hatte. Bachmann trug wieder ein Gedicht bei auf die 
zweite Disputation des berühmten und gelehrten Mannes 
M. Kaspar Finck, seines Kollegen und aufrichtigen 
Freundes. Sein Thema waren die Angriffe gegen Luther 
und das Lob des Verteidigers. Der Besitzer unseres Exem- 
plars hat zu dem Verse ‚Non fas diversum a sancto sen- 
tire Luthero“ geschrieben: Non est fas diversum sentire 
a papa, dicunt papistae. M. Heinrich Hirtzwig aus 
Heina in der Wetterau feierte in zwei Gedichten den Re- 
spondenten, und der Student des Zivilrechts Jakob 
Hoefft aus Köln: gab in einer vierstrophigen Ode einen 
Anagrammatismus auf Justus Hien. 

Da wir in der Folge mit der damals bis zum Über- 
druß gepflegten Modedichtung der Anagrammatismen, 
deren antiker Ahnherr gewissermaßen der griechische 
Dichter Lykophron war, noch überreichlich zu tun be- 
kommen werden, wollen wir uns hier sogleich klar machen, 
“was man darunter zu verstehen hat. Man suchte in der 
Regel aus den Buchstaben des Vor- und Zunamens des 
Angesungenen oder auch des Angegriffenen vermittelst 
Umstellungen andere Worte mit einem guten oder einem 
schlimmen Sinne zu gewinnen, die man dann in Verse 
hineinarbeitete, durch die sie, willkürlich gestellt und 
markant gedruckt, oft erst ganz verständlich wurden. War 
ein Buchstabe in einem Namen, z. B. h, unverwendbar, 
so ließ man ihn einfach weg; langten die Buchstaben nicht 
aus, so nahm man den fehlenden oft ebenso gewaltsam 
hinzu. Man muß hierbei unwillkürlich an das Bett des 
übelbekannten Prokrustes denken. In dem soeben er- 
wähnten Falle machte Hoefft aus Justus Hien I En 
Thus Vis. 

Diese zweite Disputation Fincks ging aus, ehe von 
Marburg aus noch auf die erste geantwortet worden war. 
Inzwischen war jedoch eine Entgegnung auf das große 
Carmen Bachmanns bei der ersten Disputation durch 
eine Parodie erfolgt, die weit hösartiger war als die Verse 
Bachmanns und mit Recht große Entrüstung hervorrief. 
Professoris ordinarii, Publico examini subjieit Justus Hien, Gleibergensis 
Nassovius. Giessae Hassorum, Excudebat Nicolaus Hampelius, Scholae 
Typogr. MDCVI. 4°, 

29 Jakob Hoefft ist nicht als ehemaliger Marburger Student nach- 
zuweisen. 

Archiv für hess. Geschichte u. Altertumskunde. N. F. 6. 28 
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Auch hier müssen wir erst charakterisieren, was 
man sich unter einer Parodie nach dem Sinne der Zeit 
zu denken hat. Die heutige Bedeutung des Wortes ent- 
spricht dem nicht ganz. 5 

Da seit dem Aufkommen des Humanismus jeder auch 
nur einigermaßen Unterrichtete seinen lateinischen Vers 
schreiben können mußte, so daß man sogar einen Maß- 
stab für die Bildung darin sah, hatten die Schulen die 
Aufgabe, der Schülerherde die Verskunst beizubringen. 
Weil aber, ganz abgesehen von dem wirklichen dichte- 
rischen Talent, auch die Technik ihre Schwierigkeiten 
hat, gab man den Schülern, nachdem sie auseinander- 
gerissene Verse mosaikisch zusammenzusetzen gelernt 
hatten, fertige Muster, z. B. horazische Oden, und ließ 
diese durch Vertauschung einzelner Wörter mit anderen 
Wörtern in einem beabsichtigten, vorgeschriebenen Sinne 
umgestalten, und das konnte wie bei den Anagramma- 
tismen in gutem und in schlechtem Sinne ‘geschehen. In 
dem letzten Sinne, aber mit der Nebenbedeutung des 
Lächerlichen, nehmen wir heute meist eine Parodie. Diese 
Schülerübung wurde von geistig armen und unpoetischen 
Menschen, die aber doch, wenn auch invito Phoebo 
dichten wollten, aus der Schule in das Leben mitge- 
nommen und geschmacklos bei passenden und unpassen- 
den Gelegenheiten angebracht. Die Parodien repräsen- 
tieren neben den Anagrammatismen so recht den Bankrott 
des impotenten Späthumanismus. 

Die Parodie, mit der wir es hier zu tun haben, war 
nicht bloß in schlechtem, sondern im bösen Sinne ge- 
dichtet. Der Verfasser, der in Marburg studierende 
Schlesier Jonas Melideus aus Sagan, ließ sie in Mar- 
burg bei Ketzel drucken.3° Sie lautet: 

Fabrefit in Giessa nequissima cymbula papae, 
Nectitur hine Furiis, nectitur inde nepis. 

Sunt facti remi, prora est instructa, marique 
Dat sese, evectant Ater et Ira ratem. 

Protinus, heu! profugi laeva est admota magistri, 
Illa profanatim velificata fluit. 

Scilicet est multos haec machina coepta per annos, 
Consilio nec enim sacra carina caret. 

Produntur fraudes, quas non tolerare necessum est, 
Mensque nequit velo hoc ulteriore regi. 

30 Diese erste, seltene Ausgabe haben wir nicht erlangen können. 


Durch sie würde manche Replik in dem „Esel in sechs Sprachen“ ver- 
ständlicher werden. 
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Diffugiunt veteres saturique ex urbe caballi. 

OÖ ubi vindictae, Christe, moraris opus! 
Giessicolaeque fami se tradunt sponte luporum, 
Turbatur membris Giessa misella suis. 
Fabula et haec multos varie excogitata per annos, 
Qua mordes ripas Albi Tybrisque tuas. 

Cernis o haec, princeps, patriae pater optime, cernis, 
Mauriti, Hassiacı dia columna soli. 

Atque haec flagitiorrum examina mittis ab urbe, 
Floreat ut magni coetus honorque Dei. 

Cernis, Gocleni, succurrere relligioni 
Ergo putas recte muneris esse tui. 

Perge ital Gaude ita! Sic decoras Marpurgica castra 
Et dabitur canis parta corona tuis. 

Te duce Brantius insignis pia munera mentis 
Exserit, Aonio munera digna choro. 

Tuque etiam, Branti, studiis augere sacratis, 
Flacigenis possis sufficere ut studiis. 

At vos, Flacicolae, doctrinam odisse Philippi 
Pergite! Res erit haec non odiosa Deo! 

Cudite, ponite, comite, laedite et irritate 
Litem, aram, effigies, pectora sancta, duces, 

Ut vestrae famae scelerosa calumnia nutrix 
Gymnasio infligat vulnera larga novo! 

”lov ebZüwıag Tö Mekı TÖ Akcoc. 

Die sinnreiche Unterschrift, die wie ein Symbolum aus- 
sieht und doch nur den Verfasser auf dem. Umwege des 
Pseudonyms anzeigen sollte, kann man vielleicht mit 
Veilchen des glücklichen Lebens (wenn nicht eine kon- 
fuse Verwechslung mit edwdiasg, des Wohlgeruchs, vorliegt), 
Honig und Furcht, übersetzen. Das im Verborgenen blühende 
Veilchen ist bekanntlich das Symbol der Bescheidenheit! 

Man kann sich leicht vorstellen, welchen Sturm der 
Entrüstung dieses Machwerk in Gießen erregte. Wir lassen 
jedoch hier noch nicht Bachmanns und Fincks Reaktion 
dagegen zum Worte kommen, weil wir den durch den Mar- 
burger offiziellen Bericht und den Gegenbericht Vietors 
entfachten Streit noch bis zum Ende verfolgen müssen. 
Melideus ging auch hierbei nicht ungerupft aus, ja, er 
erhielt vielmehr den ersten kräftigen Gegenschlag. 

Vietor sah sich genötigt, die Verteidigung oder Rettung 
seines Gegenberichtss! gegen die bissigen und giftigen 

31 Rettung Deß hiebeuor nothwendig publiceirten Gegenberichts, vom 
Brotbrechen im H. Abendmal, Ergäntzung deß Decalogi, vnd Abschaffung 
der Bilder. Gegen vnd wider die bissige vnd gifftige Schrifften zweyer 


28* 
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Schriften, wie er sagt, der zwei Prediger im Unterfürstentum 
Hessen Kaspar Embden und Daniel Angelocrator 
aufzunehmen. Er steckte dabei auch Melideus an die 
Nadel und kanzelte ihn gebührend ab (21. März 1606), in- 
dem er schrieb: ‚„Hierbey bleibt es nicht, sondern damit 
Gegentheil ja der Leber genugsam Raume und das Müthlein 
an uns Unschuldigen erkühle, so müßten auch Pasquilli 
und sonsten verbottene offentliche Schmähcharten her- 
nacher geschoben werden. Da lästert J. Melideus in 
seiner Parodia, zu Gießen halte man dem Bapst sein 
Feyer: 

Fabrefit in Giessa nequissima cymbula papae. 

Die alte bißher zu Marpurg gewesene Theologen nennet er 
verlauffene alte und satte Caballen: 

Diffugiunt veteres saturique ex urbe caballi. 

Ja, dieser gottlose Pasquillant darff schreiben, die Pfarr- 
kinder zu Gießen hätten sich hungerigen Wölffen willig 
ergeben und ließen sich elendig verleiten und verführen: 

Christicolaeque fami se tradunt sponte luporum, 

Turbatur membris Giessa misella suis. 
Er schreibet ferner, der durchleuchtige und hochgeborne 
Fürst und Herr Herr Moritz, Landgraff zu Hessen etc., 
hab wohl gethan, daß er solch Examina flagitiorum, d. i. 
gantze Schwärm Schandt und Laster, zu Marpurg außge- 
schafft: 

Cernis o haec, princeps, patriae pater optime, cernis, 

Mauriti, Hassiaci dia columna soli, 

Atque haec flagitiorum examina mittis ab urbe. 
Gerade als ob der durchleuchtige und hochgeborne Fürst 
und Herr Herr Ludwig der Älter, Landgraff zu Hessen, 
hochseliger Gedächtniß bei Seiner Fürstlichen Gnaden Leb- 
und Regimentszeiten zu Marpurg bey Hof, Kirchen, Schulen 
und Policey an gehalten Seiner Fürstlichen Gnaden Seel- 
sorgern, Theologen und Predigern gantze Schwärm Sünden 
und Schanden geliebt, geschützt und underhalten hätte.“ 

Die Hydra, die Vietor bekämpfte, bekam jedoch einen 
neuen Kopf an einer „vornehmen und hohen Person in 
Hessen“, die eine gründliche und ausführliche Zerlegung 
und Widerlegung der Anatomie des Jeremias Vietor oder 
seines „unbeständigen“ Gegenberichtes wider das beständige 


Prediger im Underfürstenthumb Hessen, Caspar Embdeni vnd Danieln 


Angelocratoris. Durch Jeremiam Vietorem der H. Schrifft Doctorn, Pfarr- 
herrn vnd Superintendenten zu Gießen. Gedruckt zu Gießen, Durch Nico- 
laum Hampelium, deß Fürstlichen Gymnasii daselbsten Typographum. 


M. DC. VI. 4°. 
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und schriftmäßige marburgische Berichtbüchlein®® aus- 
geben ließ. 

Diese Schrift erschien zur Zeit der Frankfurter Oster- 
messe mit noch zwei andern gegen Vietor gerichteten ano- 
nymer Verfasser. Er mußte wieder nach der Feder greifen®s, 
und seine Abwehr gegen den dreifachen Angriff war nicht 
sanft. Er nannte sie Kurze und notwendige Retorsion der 
vielfältigen Kalumnien und Unwahrheiten gegen seine 
Person, Amt und guten Namen. Was noch nach dieser 
Retorsion kam, liegt unserer Aufgabe fern. Wir kehren 
daher zu den Philosophen und Poeten zurück. 

Rudolf Goclenius schwieg zum Erstaunen Fincks 
ziemlich lange über dessen erste und zweite Disputation, 
da erschienen endlich, für den 19. März 1606 angesagt, 
apologetische Thesen gegen die beiden Finckschen Dispu- 
tationen%, über die wieder Bernhard Brant als Respondent 
unter dem Vorsitze des Goclenius ‚in inclyta academia 
Mauritiana‘“ Rede und Antwort stand. Brants Anzapfungen 
durch Finck und seine Respondenten gab Brant in einem 
scharfen Angriffe zurück, und zu Ende der Thesen führte er 
diesem noch zu Gemüte, daß er in seinem Marburger 
Magistereide geschworen habe, er werde stets und überall 
das Lob der Universität und ihrer Professoren verkünden. 
Die beiden an der Publikation beteiligten Poeten, Jonas 
Melideus und S. Z. T. W., stellten mit ihren Versen eine 








32 Anatomiae D. Jeremiae Vietoris, Das ist: Seines nechst Außge- 
sprengten, vnbestendigen Gegenberichts, wieder das bestendige vnd Schrifft- 
meßige Marpurgische Berichtbüchlein, von dem Brodbrechen im H. Abend- 
mal. Gründliche vnd Außführliche Zerlegung vnd Wiederlegung: ... 
Durch Eine vornehme vnd hohe Person in Hessen. Gedruckt zu Marpurgk, 
Durch Rudolff Hutwelcker, Im Jahr, MDCVI. 4°. 

33 Kurtze vnd Nothdürftige Retorsion, Der vielfaltigen Calumnien. 
vnd vnwahrheiten, so die verfertiger der Abgenötigten Antwort, wie auch 
der Marpurgischen Anatomiae vnd die Nachteul einer vnbenannten Stadt 
verschiene Ostermeß gegen vnd wider die Person, Ampt vnd guten Namen. 
D. Jeremiae Vietoris, Pfarrherrs vnd Superintendenten zu Gießen, frevent- 
lich außgegossen. Gestellt Durch Jeremiam Vietorem, der H. Schrifft 
D. Pfarrherrn vnd Superintendenten zu Gießen. Gedruckt zu Gießen, 
Durch Nicolaum Hampelium, dero Fürstl. Schul daseltst Typographum. 
C19. IC9. VI. 4°. 

34 Theses Apologeticae Oppositae Disputationi Primae Et secundae 
M. Casparis Finckii in Gymnasio Giessensi Logices & Physices Professoris 
ordinarij, quas opposuit disputationi cuidam in Academia Marpurgensi 
habitae de Analogia Sacramentali deque fractione panis. Quas Interventu 
Divini Numinis Sub praesidio Clarissimi Philosophi D. M. Rodolphi 
Goclenii, Philosophiae Praticae Professoris In Inclyta Academia Mauri- 
tiana discutiendas publice proponit ad diem XIX. Martii Anni M. DC. VI. 
Bernhardus Brantius Clivo-Vesalius. Marpurgi e Typographeo Guol- 
gangi (!) Kezelij. 4°. 
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bewußte Antithese dar. Melideus pries in dem ersten Ge- 
dichte den Landgrafen Moritz als Beschirmer der reinen 
Lehre und sang in dem zweiten sein überschwengliches 
Lob. S. Z. T. W. machte Bachmann schwere Vorwürfe, 
daß er den frommen Fürsten angreife, er müßte einen Nessel- 
kranz, wie es einem bissigen Dichter zukomme, tragen und 
nicht den Lorbeer. Er sagt unter anderem: 

Quo, Bachmanne, ruis? Bachanti voce manuque 

Auden’ pium calumniari principem ? 

Auden’ insano nimium maledicere versu, 

Melsunge, patrono tuo atque principi? 

Kaum war die Disputation in den Händen Fincks, so 
machte er sich auch sofort an eine vorläufige Widerlegung, 
die seine ganze Erregung zum Ausdruck brachte und wie 
ihm selbst so auch Bachmann die Gelegenheit gab, ihrem 
Widerpart Melideus durch einen derben Backenstreich über 
seine Parodie zu quittieren.® Finck widmete unter dem 
3. April den Dienern der Münsterer und Heinaer Kirchen 
M. Ludwig Salinator (Seltzer) aus Gießen und M. Eber- 
hard Hirtzwig aus Heina und den Leitern der Alsfelder 
Schule M. Johann Mohrus aus Lindau:® und M. Peter 
Bücking aus Alsfeld den „Prodromus‘“ und begann mit der 
Erzählung der Kämpfe, wie sie sich bisher entwickelt hatten. 
Er sagt: „Sobald ich meine erste Disputation gegen das Brot- 
brechen und die zwinglische Analogia sacramentalis ge- 
halten hatte, ging das Gerücht, daß in der Nachbarschaft 
(Marburg) eine Widerlegung derselben vorbereitet werde. 
Während ich aber durch recht viele Wochen darauf wartete, 
siehe, da geht von jenem lausigen, erbärmlichen und lahmen 
Wichte, dem aus Schlesien stammenden Jonas Melideus, 
der, nur von seinem Tintenfasse begleitet, nach Marburg 
gekommen war, eine Parodie aus, in der jener auf das 
Gedicht, das meiner ersten Disputation angehängt war, sich 
zu antworten herausnimmt. Aber, bei dem unsterblichen 
Gotte! er speitin jener öden (futili) und schlecht zusammen- 
geflickten Parodie soviele Schmähungen aus, daß ein ganzes 
Lastschiff sie kaum fortschaffen könnte. Denn, um von 


3 M. Caspari Finckii In Illustri Et Principali Giessena Logices et 
Physices Professoris ordinarii, Prodromus Modestae Responsionis Ad The- 
ses Apologelicas, Quas contra ipsum disputavit ac defendit M. Rodolphus 
Goclenius, in Academia Marpurgensi Philosophiae Practicae Professor 
ordinarius, die XIX. Martii, ut prae se fert Titulus. Giessae Hassorum, 
E Typographeo Nicolai Hampelii, Scholae Typogr. MDCVI. 4°, 

36 Mohrus hat, wie der schon deshalb erwähnte Jakob Hoefft, auch 
nicht in Marburg studiert. Die beiden einzigen von den vielen Männern, 
die in unserem Streite vorkommen. 
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jenen Verleumdungen zu schweigen, in denen er unsern 
erlauchten Fürsten beschuldigt und unsere Schule einen 
schändlichen Kahn des Papstes nennt, der hier von Furien 
und dort von Skorpionen zusammengehalten wird, heißt er 
mich einen übergelaufenen Magister, heißt er unsere be- 
rühmten und gelehrten Männer satte und alte Gäule, Wölfe, 
deren Hunger sich die Bewohner Gießens hingeben, von 
denen das unglückliche Gießen verwirrt werde, von welchen 
Wirren man schon in Wittenberg und Rom gesprochen habe, 
heißt er aus der Stadt (Marburg) hinausgejagte Schwärme 
von Schandtaten, Sprößlinge oder Verehrer des Flacius 
(Illyricus), die die Lehre des Philipp (Melanchthon) 
hassen, die Ränke schmieden, den Altar aufstellen, die Bilder 
putzen, heilige Gemüter verletzen, die Herzöge reizen, deren 
Ruf die frevelhafte Verleumdung nähre usw. OÖ Zeiten! 
Ö Sitten! Sie wird kommen, sie wird endlich kommen die 
Zeit, wo der mächtige und unsterbliche Gott das unver- 
schämte und freche Maul mit rächendem Feuer strafen wird, 
wenn es sich nicht zeitig bessert und unter jenen schauder- 
haften Schmähungen zu lachen aufhört. Aber was nun? 
Kaum sind einige Tage verflossen, da folgt das alte, abge- 
lebte Weib der Embden (63 Jahr alt); auf den Embden 
folgt wie als Nachtreter Daniel Angelocrator, alias 
Engelhard; den Angelocrator geleitet wie eine plötz- 
liche Fehlgeburt die monströse Anatomia, und von diesen 
allen und einzelnen werden wir mit soviel Verleumdungen, 
soviel Schimpfereien, soviel Unrat überschüttet, wie der 
menschliche Geist kaum fassen kann. Obgleich aber auf 
diese mehr als spanischen Albernheiten zu antworten un- 
nötig ist, geschieht es unterdes doch recht, wenn bisweilen 
einem Toren nach seiner Torheit geantwortet wird, damit 
er sich nicht weise vorkommt. 

Als daher endlich einmal die unglückliche Frucht 
Brants, wenn uns nur das Gedächtnis nicht täuscht, das 
Licht erblickte, habe ich nicht anders gekonnt, ja, nicht ge- 
durft, als sie nach Verdienst aufzunehmen und ihre Eseleien 
und Dummenjungenhaftigkeiten (beanitates) nach ihrem 
Nachweis zu ihrem Vater zurückzujagen, da er ja in der 
Palaestra des Schimpfens dieselbe Palme erlangte wie die 
oben Aufgezählten. Denn er nennt mich, der ich noch vor 
wenigen Wochen sein Lehrer war, den Feind meiner und 
anderer Ruhe, der durch Schimpfen und Schmähungen wie 
durch untergelegte Fackeln neue Feuersbrünste von Streitig- 
keiten zu erregen suche, nennt mich Zoilus und Momus, 
Verleumder und Lästerer des Sohnes Gottes, ladet mir 
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Schandtaten auf, moniert meine Albernheiten, meine Un- 
ehrlichkeit, meine grobe Verleumdung usw. usw.“ Der 
Prodromus ist dann ganz und gar gegen Brant gerichtet, 
derals asinus und beanus behandelt wird, und daneben zu- 
erst nur gelegentlich, später immer mehr gegen Goclenius, 
der ebenfalls nicht zart angefaßt wird. Auch Melideus 
erhält noch seinen Tritt, so z. B.: „tibi propino, considera, 
quaeso, disputator, an non sit aliqua analogia inter Do- 
minum Goclenium et Brantium, vel inter Brantium et 
asinum, vel inter asinum et atramentarium Melidei? Quis 
interim dicat, in hisce thesibus apologeticis Dominum Go- 
clenium non esse Brantium, vel Brantium non esse 
asinum, vel asinum non esse atramentarium Melidei? Mi- 
sellum profecto argumentum! Curnon responsionem Bran- 
tianam aut Goclenianam et parodiam MelideiBrantia- 
nam aut Goclenianam vocas?“ Und noch an zwei anderen 
Stellen sucht er Melideus dem Goclenius und Brant, 
ohne ihn zu nennen, doch mit Anagrammatismen, die später 
verständlich werden, zu verekeln. 

Damit war aber Melideus noch nicht abgefunden. 
Hinter den Auseinandersetzungen Fincks kündigte sich 
Bachmann mit einem Lector Salve! an. Er protestiert 
dagegen, daß er am Ende der Brantschen apologetischen 
Disputation (von S. Z. T. W.) vor aller Welt der Majestäts- 
beleidigung angeklagt werde, und daß ihm darin, wie jeder 
sehe, schweres Unrecht getan werde, da er an nichts weniger 
gedacht habe, als den Fürsten Moritz zu verletzen, dessen 
Majestät ihm immer heilig gewesen sei (er war ein Untertan 
des Landgrafen Moritz) und dessen Wohltaten er dank- 
baren Gemüts stets anerkenne, für dessen zeitliches und 
ewiges Wohl er täglich zu Christo bete. Dahingegen habe 
ein gewisser Schlesier, Jonas Melideus aus Sagan, mit 
Ketzelschen Typen eine frevelhafte Parodie veröffentlicht, 
in der er die Gießener Schola illustris et principalis als 
schändlichen Kahn des Papstes, der durch die Furien und 
Skorpionen zusammengehalten würde, anschuldige, eine un- 
erhörte Beleidigung, die vor allem den erlauchten und 
gnädigen Fürsten und Herrn den Landgrafen Ludwig von 
Hessen als den Urheber und hochlöblichen Gründer der 
Schule treffe. Auch der verstorbene ältere Fürst Ludwig 
und der hohe Kurfürst von Sachsen werde nicht verschont. 
„Ich könnte“, fährt er fort, „mit Recht zu einer notwendigen 
Verteidigung angetrieben erscheinen, wenn nicht schon 
anderes geschehen müßte und so die Zeit mir mangelte. 
Ich habe jedoch nicht umhin gekonnt, damit man mich 
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nicht für ganz verausgabt betrachte, diesmal das Wenige, 
kurz nachher ein Mehreres zu geben willens, vorauszu- 
schicken. Die kurze Weile mögen jene mit Gleichmut und 
Geduld tragen. Ich fasse sie auf bäurische Art an, denn 
auf städtische verstehe ich mich nicht. Zuerst magst daher 
du, Melideus, herkommen; ich werde dich mit den drei 
folgenden Anagrammatismen beglücken. Bald wird dir 
Brant folgen.“ 

Und nun kommen, auf zwei Epigramme verteilt, die 
drei Anagrammatismen. Dadurch, daß er statt Melideus 
Melidaeus unterschob, konnte er den Schlesier zum Esel 
und Narren, der Schellen kaufen solle, befördern. Wir 
lassen das zweite Epigramm als Probe folgen: 

Jonas Melidaeus. 
I, i, eme duas nolas. 
Audis? i, eme nolas. 
Nuper vinibibae ducebant orgia laeti, 
Qua stant faeminei rudera vasta iugi. 
Restim Cornutus ducebat in ordine primus, 
Cui nola circum aures multa sonora fuit. 
‚Sed iam respiciens quassans caput infit: 
„Auriculas asiniı Jon Melidaeus habet! 
Atque habet oblongas, vos, o Tridete, sodales! 
Auriculas asini Jon Melidaeus habet! 
Sed tamen absque nolis, illasque affigere nolis? 
Has age cerne molas atque ibi sume nolas! 

Aut pete Chembergam, fraterque Andraeolus illic, 
Si numeres pretium, dat tibi, amice, duas. 
Atque etiam restas? Jona, quae causa morarum? 

Morose moras nectis, aselle, moras. 
I, pete, sume nolas, propola Andraeolus (audis) 
Tinnitu egregias vendit, eme euge nolas! 
Postea tu restim duces, tibi lampada tradam, 
Bacchantumque potes ducere laude chorum.“ 
Talia Cornutus, pars caetera iubila tollit: 
„Jo, eleleu, eleleu, Bacche Lyaee! Vale‘. 

Weiter holte er bei Brant aus, indem er den ganzen 
Namen samt der Heimatsbezeichnhung Bernhardus 
Brantius Clivovesaliensis seinem Anagrammatismus zu- 
grunde legte und das h von Bernhardus wegließ. So 
erhielt er als Resultat: En is asinus, bardus ille beanus 
corruit. Indem er den Anfang des Epigramms von S. Z. 
T. W. persiflierte, kam er zu den Zeilen: 

Quo, Bernharde, ruis? Clivo quis credat asellum 
Decidere et firmos non posuisse pedes? 
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Et tamen ille ruit. Socii, succurrite lapso! 
Nunc iacet in dreckis, qui modo victor erat. etc. 

Damit noch nicht genug! Dem Prodromus folgte um- 
gehend noch als Disputatio tertia et „ultima‘“ eine Ent- 
gegnung?’ auf den letzten Teil der apologetischen Dispu- 
tation des Rudolf Goclenius. Unter dem Vorsitze Fincks 
respondierte jetzt Nikolaus Sebastian Gomp aus Wies- 
baden. 

Bachmann begnügte sich für diesmal mit einem kurzen 
Epigramm auf den dritten Zusammenstoß Fincks. M. Hein- 
rich Hirtzwig, wohl der Bruder des schon genannten 
Eberhard, aus Heina, bot drei Gedichte, zwei auf den 
artigen und gelehrten jungen Mann, Herrn Nikolaus Se- 
bastian Gomp, und eins In Bernhardum Brantium 
Philosophidion Vesaliense, quod definitur animal parum 
rationale qualitatis hasibilis (I). Darin kommt die Zeile 
vor: Brantius apparet vulpes asinusque perustus. Ana- 
gramme auf Gomp dichteten sonst noch Philipp Weber 
und Michael Scherff, beide aus Idstein in Nassau. 

Über Melideus liest man hier kein Wort. Er mag 
sich darüber etwas gewundert haben. Aber hinter den 
Gießener Kulissen bereitete Bachmann, wie er angedeutet 
hatte, einen Hauptschlag gegen ihn vor. Die Vorbereitungen 
waren noch nicht beendet, da steuerte Melideus zu dem 
peinlichen Gericht freiwillig neue Beiträge zu und legte 
so eigenhändig Holz an das Feuer, mit dem man ihn brennen 
wollte. 

Finck aber sah seine Aufgabe Goclenius gegenüber 
mit seinen drei Disputationen und dem Prodromus für ab- 
geschlossen an und gab diese deshalb im nächsten Jahre, 
zusammengefaßt, heraus® ohne Nennung der Respondenten 
und nur mit den Gedichten Bachmanns. Sie wurden 
später nochmals wiederholt3®. Und damit scheiden für uns 
jetzt auch die Philosophen aus; es beginnt der nur noch 





37 Disputatio Tertia Et Ultima, De Analogia Sacramentali Cingliana, 
Et Fractione panis Calvinistica, Opposita Parti Ultimae Disputationis 
Apologeticae, habitae sub praesidio M. Rodolphi Goclenii, Professoris 
Academici, Ad cujus subjecta Themata, Christi Fretus Gratia, Sub Prae- 
sidio Clarissimi Viri, Dn. M. Caspari Finckii, In Illustri Giessena Logices 
Et Physices Professoris ordinarii, pro virili respondebit Nicolaus Sebastia- 
nus Gompius Wisbadensis Nassovius. Giessae Hassorum, E Typographeo 
Nicolai Hampeli, Scholae Typogr. MDCVI. 4°, 

38 Caspari Finckii, Logices Et Physices in illustrissima Giessena 
Professoris ordinarii, Disputationes Antigoclenianae, De Analogia Sacra- 
mentali Cingliana & fractione panis Calvinistica, Auctae Et Recognitae. 
Giessae Hassorum, Typis Nicolai Hampelii. Scholae Typogr. MDCVII. 8°. 

39 Mit gleichlautendem Titel wie 1607, z. B. 1609. 
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mit Versen, Grobheiten und Schmutz geführte poetische 
Kampf. Res ad fustes et faeces venit. 

Die meisten Dichter finden bekanntlich nicht die An- 
erkennung, die sie nach ihrer Meinung verdienen. So war 
es auch schon im XVII. Jahrhundert. Dagegen hatte jeder 
Überfluß an dem Gegenteil. Man nannte das mit ge- 
bührender Verachtung behandelte mißgünstige Gesindel Zoili. 
Der arme Melideus hatte bei seinem poetischen Frei- 
schärlerdienst drei schlimme Zoili, Vietor, Finck und 
Bachmann, gefunden. Alle drei hatten ihn öffentlich an 
den Pranger gestellt. Das mußte gerächt werden. Er tat 
es im Mai 1606 mit seinen an die Erzeuger und Verschleißer 
Finck und Bachmann zurückgeschickten Gießener 
Schellen“°, die er auch mit dem feinen Etikett JAMBOI ZKA- 
ZONTEZ versah und außerdem, um ja verstanden zu werden, 
auch noch Apologie des Jonas Melideus betitelte. 

In der Vorrede wandte er sich allein gegen Finck 
und Bachmann und die verfluchten und verzweifelten 
Machinamenta der beiden gegen ihn, nur ganz nebenbei 
streifte er die ungesalzenen Aussprüche des Jeremias Vietor, 
und er läßt auch die, die den zwei Gießener Magisterchen 
aushilfsweise beiständen, beiseite. Bachmann habe, sagte 
er, eine Ode (es war eine Elegie) gegen den Landgrafen 
Moritz geschrieben, er eine Parodie dieser Ode. Das sei 
sein Recht als Poet gewesen. Ohne sein Wissen, nicht von 
ihm publiziert, und gegen seinen Willen sei sie gedruckt 
worden. Der unverschämte Maulmacher habe auch gegen 
die Versicherungen der Gießener Doktoren“: behauptet, daß 
die Magister aus Marburg vertrieben worden wären. 

In den Skazontes variiert das unschuldige Lamm diese 
Ausführungen nochmals. Er hat die Parodie zu seiner 
Übung geschrieben, also wie ein Schuljunge, nicht aus 
Scheelsucht und zu Streit. Sie ist ohne sein Wissen und 
Wollen von einem gedruckt worden, dessen Namen er aus 
Rücksicht auf die Nachbarschaft nicht nennen kann. Sein 





40 Nolae Giessenae. Ad M. Casparum Finckium M. Conradum 
Bachmannum Auctores Propolasve Remissae: Sive JAMBOI ZKAZONTEX 
Apologia J. Melidei A. Ep. Chr. CID 19 CVI. M. Majo. 4°. 

41 Nothwendige Erzehlung Der Motiuen vnd Vrsachen, warumb 
die zu Marpurg im Monat Julio Anni 1605. bevrlaubte Theologi vnnd 
Prediger die nunmehr weitbekandte Hessische Synodalabschiede, deß- 
gleichen die Ceremonien deß Brotbrechens im H. Abendtmal, die Er- 
gäntzung der zehen Gebotten Gottes, vnd Abschaffung der Bilder, ihrer 
solange Zeit auß Gottes Wort geführter Lehr, vnd hergebrachten Cere- 
monien zuwieder, so wol in Schulen, als auch Kirchen, anzunemmen 
sich billig verweigert haben. Giessen 1606. 4°. 5. 52. 
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stiefmütterliches Geschick hat ihm die Ruhe mißgönnt. Er 
hat nicht die Fürsten verletzt, sondern nur seinen Lehrer 
Goclenius gegen Finck und Bachmann verteidigt. 

Nach diesen wehleidigen Betrachtungen wird er sofort 
grob gegen Finck und Bachmann zusammen im allge- 
meinen, gegen die Fringillasininobaccantistrepi vates, dann 
nimmt er Finck als ersten allein vor. 

Er erinnert ihn an seine ehemaligen verlausten, un- 
sauberen Lumpen, da jener ihm sein eigenes Geschick vor- 
geworfen habe, und schließt mit einem Echo, das asinus 
oder asellus stark zum Gegenstand hat. Natürlich kommt 
er auch auf anagrammatische Witze, von denen einer heißt: 
Canis, furcam cupis? Hierauf kommt Bachmann an die 
Reihe. E 

Dieser wird kurzweg als Insanus behandelt, als cor- 
nutus Bacchus, os pestilens, sycophanta und Lügner. Er 
habe gesagt, Melideus greife das Illustre Gymnasium und 
die Gießener Doktoren an. Bachmann und Finck lögen, 
und dazu käme noch ein Dritter. Damit ist selbstverständlich 
Vietor gemeint. 

Hierauf geht er seine Parodie durch und beginnt mit 
der ersten Zeile: fabricari in Giessa eymbulam papae. Sie 
seien durch ihre Machinamenta Vorkämpfer des Papstes. 
Er habe nicht daran gedacht, die Schule anzugreifen, nur 
die zwei oder drei Magister, und es wäre für die Schule 
besser, diese fehlten. Den „Bacchander“ schimpft er 
„Ubiquitarie veterator impure“. Bachmann habe die 
schlimmsten Brüder unter den Papisten und den Lutheranern, 
die mit giftigem Hasse die reformierten Kirchen befehden. 
Er meine damit nicht die guten, friedlichen Lutheraner, 
die über ihre Herde wachen und sie weiden und nicht 
verleumden nach dem boshaften Beispiele des Prodromus. 
Er habe geschrieben, saturos caballos urbe fugisse, näm- 
lich satt von dem Blute der Prediger und von den Un- 
ruhen, die der unglückselige Haufe erregt habe, bei denen 
selbst die unverletzlichen Kirchen profaniert worden seien 
und sie sich ihrer Begierde hingegeben hätten. Das aber 
beziehe Bachmann unwahr auf die Obersten der Uni- 
versität Marburg, die gar nichts damit zu schaffen gehabt 
hätten. Unwahr habe jener auch von ihm gesagt: Ensiferi 
ora Saxonis sancta laceras, und darauf antwortet er: Men- 
tire fortiter. Ihn dauere misellus Bacechander, daß er 
nicht für eine solche elende Beweisführung die Vorüber- 
gehenden um ein paar Heller anbettele. Das habe er wohl 
von afrikanischen Menschen (dei gepeı yüp Ti Aıßun xaköv). 
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oder von den Bewohnern von Zembla nova gelernt. Bach- 
mann verletze den Fürsten und seinen Lehrer Goclenius; 
lügnerisch schwatze er, der Fürst pepulisse vigilesque 
doctosque ex urbe magistros instar et lupi sanctos tur- 
basse coetus, allerdings habe er das so gedruckt: non prin- 
ceps, sed irrumpens ruensque Calvinistarum chorus dictos 
fugat magistros. Aber wie er sehr wohl wisse, geschehe 
in Marburg alles durch den Fürsten mit Gottes Hilfe. Und 
er schwatze gegen die übereinstimmende Aussage der 
Gießener, die Doktoren seien vertrieben worden. 

Nun druckt er für den Leser die Ode Bachmanns 
und seine Parodie nebeneinander ab. Der Leser sehe dar- 
aus, daß er in der Parodie nicht die Religion, sondern nur 
die Autorität der Magisterlein angegriffen habe. Und doch 
habe er in unerhörter Weise von der furens turba prole- 
tariae faecis zu leiden gehabt. Daher müsse man es ihm 
auch nachsehen, wenn er ebenso rücksichtslos gegen die 
Vitiligatores, malos poetastros, semifatuos, scurras, tales 
magistellos nach dem Rechte der Wiedervergeltung (talio) 
vorgehe. 

Endlich kommt er zum Ende, indem er sich wieder 
gegen Bachmann wendet, um ihm vorzuhalten: 

Adeone dissimulandum est, te magistellum 
Et publicum poeseos professorem 

Tam propudiose collapsum esse binisve 
Ternisve vicibus turpiusculis, nempe 

His voculis ruditu, propola et in nola. 

Die folgende schulmeisterliche Abkanzelung ist der am 
meisten verunglückte Teil der Skazontes. Nach großem Wort- 
schwall, auf hohem Rosse sitzend, geht er an propola, wo- 
für Bachmann hätte sagen müssen propala — beides ist 
gleichbedeutend — und dieser gebrauche das zweite o in 
propola lang — das ist aber richtig — hingegen behandle er 
in nola das o als kurz — auch das ist richtig — und das i 
in ruditu wieder mit langem i — der Kritiker verwechselt 
das Partizip ruditus mit dem Substantiv ruditus! 

Dann beglückt auch er Bachmann (M. Conradus 
Bachmannus Milsungensis Cattus) mit einem oder mehreren 
Anagrammatismen: Bacchmanne, Tun’ Bacchans Sus 
Iste Tun’ Grunnis Bacchander? I Sis Ad Malam Oru- 
cem: Tantum. Den Schluß findet er mit der folgenden 
Gabe: Fincki, Orymne Sono Refers? Refer övog Ev uüpw; 
Bacchmanne, Sat Lassus Etsi Summus Iste Sus Saltas! 
und Viator-Vietor, Solum Sed Is Ni: Solos Insides 
Mulos! 
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Im Wonnemond hatte Melideus diese satirisch-p9- 
etische Leistung vollendet und gedruckt; er sollte aber da- 
für eine Gegengabe einheimsen, die ihm gar keine Wonne 
brachte, sondern — einem Gewitter gleich, das nicht nur 
mit Sturm, Blitz, Donner und Wasserfluten daherkommt — 
faustdicke Schloßen auf ihn herunterprasseln ließ. Mit 
seinem Maße wurde ihm freigebig wiedergemessen. 

Die von Bachmann schon in den Beigaben zum Pro- 
dromus angekündigte und in Ruhe nach allen Seiten iure 
talionis ausgebaute Gegenschrift“, die alles, was er und 
seine Freunde auf dem Herzen hatten, enthielt, deutete schon 
durch ihren Titel an, worauf man sich gefaßt machen mußte: 
„Eine wunderbare Sache! Der Esel in sechs Sprachen, 
mit den lieblichsten Anagrammatismen und Epigrammen 
beladen, durch Knuffen, Verstutzen und Prügeln wohl abge- 
hobelt, seinem Herrn zurückgeschickt und als Vorspiel vor- 
ausgeschickt, bis daß Besseres folge, die Eseleien abgelegt 
und die guten Männer in ihre Rechte wiedereingesetzt 
werden. Darin wird auch gezeigt, daß die von einem Esel 
fälschlich als solche genommenen Fehler keine Fehler sind.“ 

Die Gießen, den 19. Juni 1606 datierte Vorrede an 
den redlichen und wohlwollenden Leser gibt das Programm 
der recht umfangreichen Schrift. Sie sagt: „Es war noch 
nicht genug damit, daß jener Schandbalg, nicht von einem 
Menschen, sondern von einem Hanswurst, der Esel-Meli- 
deus, die erlauchten Fürsten und diese fürstliche Schule 
und ihre Pröfessoren mit herbeigeholter Hilfe geschmäht 
und das Geschäft jenes Simei mit dem gesammelten Geifer 
seiner frevelhaften Zunge verrichtet hat, er mußte auch 
die edlen, gelehrten und humanen Studenten herunter- 
reißen und mit dem Namen Elementarschülerferkel (ele- 
mentarii porcelli — Abecschützen) und ähnlichen anbellen, 
anrufen und anfeinden. Obgleich aber ein vornehmer Geist 
nichtige, läppische, unreife, öde, elende Anschuldigungen 
von Müßiggängern (Bummlern) keinen Pfifferling, keinen Deut 
achtet, muß man doch bisweilen betroffen sein, wenn man 
sieht, hört und erkennt, wie die Zeiten sind. Was Zeiten! 
Menschen! Ja, Untiere von Menschen, die, indem sie sich 


#2 Res Mira. Asinus Sex Linguarum, Jucundissimis Anagramma- 
tismis & Epigrammatis oneratus, Tractionibus, Depositionibus, Et Fustuariis 
Probe Dedolatus, Hero suo remissus, ac instar prodromi praemissus, 
Donee meliora sequantur, Asinitates aboleantur, Virique boni restituantur: 
Ubi etiam ostenditur, ab asino falso intentata vitia non esse vitia. Ob 
varıam ejus jucundidatem, suavitatem et versuum leporem recusus Anno 
1606. 4°, 
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aus allem nichts machen, was sie für die Frömmigkeit, aus 
allem, was sie für die Ehrbarkeit der Sitten, aus allem, was 
sie für die Ruhe der Kirche tun, erstreben und gleichsam 
erjagen sollten, und ihre Dinge treiben, das heißt das, was 
so recht eigentlich des Teufels und seiner Sippschaft ist. 
O Christus, hörst du und duldest du dies! Aber wohin reißt 
mich die Erregung? Wenn jener Esel-Melideus nicht 
einen Schwamm anstatt des Gehirns und einen Kürbis statt 
des Herzens hätte, wäre er niemals bis zu dem Grade des 
Wahnsinns gelangt. Doch was? Melideus, der unbe- 
deutendste und allerletzte unter seinen Genossen, soll für 
alle seine und der Seinigen Verleumdungen in der Schanze 
gestanden haben? Er soll gelebt haben und gelebt haben, 
nicht um seine frevelhafte Frechheit abzulegen, sondern zu 
verstärken? Es war, es war beabsichtigt, diesen Wicht 
nach Verdienst zu behandeln, die Unsrigen wollten, wenn 
jener Schellenmann der Antwort wert geachtet worden wäre, 
ihn mit schärferen Anschuldigungen so abfertigen, daß 
alle Guten einsähen, sie seien gut, dieser schlecht und ein 
Lump schlechtester Sorte. Und es fehlte auch nicht die 
Art und Weise, wie man diesem grinsenden Hintern (posticae 
sannae!) entgegentreten sollte. Aber das, was sie wollten, 
konnten sie wegen des Mangels an Zeit, der Unwürdigkeit 
der Sache, der Menge der Vorlesungen, der Größe der 
Arbeiten und auch wegen der Beschäftigung der Drucker 
nicht ausführen. Daher wird das, was wir Elementarschüler, 
das heißt die, die der Schimpfer mit seinem Geschimpfe 
schamlos und unüberlegt so nennt, das, sage ich, was einige 
der ausgesuchtesten und gelehrtesten von unseren Studiosen 
sowohl zur Verteidigung der angesehensten Männer wie zu 
ihrer eignen ausgedacht haben, wenn auch nur als eine 
Art von Vorspiel, ans Licht gegeben. Unser Werkchen aber 
ist anagrammatisch und epigrammatisch, und zwar in sechs 
Sprachen, hebräisch, griechisch, französisch, italienisch, 
lateinisch und deutsch, das, wie es nicht von den verletzten 
Herrn Professoren, sondern von uns ausgegangen ist, es 
galt ja dem albernsten Esel, dem unsaubersten Schufte, 
dem unwissendsten und der Antwort unwürdigsten Sohne 
der Erde entgegenzutreten: 
Hoc scio pro certo, quoties cum stercore certo, 
Vinco seu vincor, semper ego maculor. 

Daß die Guten, denen das Wohl der Kirche, der Frömmig- 
keit und unserer Schule am Herzen liegt, es gütig auf- 
nehmen mögen, darum bitten wir inständig.‘“ 

Und nun folgen, zuerst in zehn Dekaden mit einer Man- 


448 Gustav Bauch 


tissa, über hundert, wenn auch zuletzt nicht immer durch 
Epigramme erläuterte und gelungene Anagramme. Die Ver- 
fasser mögen schließlich dessen überdrüssig geworden sein. 
Es ist erstaunlich, was alles da auf die Bahn gebracht wird. 
Daß hierbei in den Epigrammen die Form des Vornamens 
Jon (Veilchen) mit Vorliebe benutzt wird, geht natürlich auf 
die Unterschrift bei seiner Parodie zurück, und ebenso ist 
meist Melidaeus für Melideus gebraucht, weil das über- 
schüssige a kostbar zu verwenden war. Es werden aber 
auch gelegentlich noch stärkere Abänderungen vorgenommen. 
Nach dem inneren Wert überwiegt fast selbstverständlich 
die Grobheit den Witz, aber man wollte eben den Poeten 
niederschlagen, koste es, was es koste. Ihn mit ironischer 
Satire zu vernichten, lag der an Derbheit gewöhnten Zeit 
zu fern. Das burleske Element zeigt sich außerdem nicht 
bloß in absichtlich schlechtem Latein und gereimten Versen, 
sondern auch in nur nach der Betonung zusammengestellten‘ 
und dann gereimten Zeilen. Um das Ganze zu kenn- 
zeichnen, lassen wir einige der Epigramme folgen und 
hängen noch einige ad hoc ausgewählte Anagramme an. 
Jonas Melidaeus. 
Esus Mediolani. 
Ut Mediolani civis de podice aselli 
Exedit ficus acriculosque bolos, 
Sie tibi, sic, Melidaee, cibum de podice eodem 
Propinat socius luscus, ineptus homo. 
Caenabis belle, Melidaee, vocaris, adesto! 
Conditio est melior nunc tibi nulla, voral 
En Mediolani eibus est illatus (aselli 
Dieitur hie fieus), Jon Melidaee, voral| 
Jonas Melidaeus. 
Salve domine I A! 
I A! Sic, Melidaee, rudis crebroque ruditu 
Ingeminans. I A sic, Melidaee, rudis. 
Quicequid, Jon Melidaee, facis, tua vox sonat I A. 
1 A saepe canis, / simul Aque boas. 
Ergo quis dubitat te asinorum e pelle creatum, 
I A qui praeter nil, Melidaee, sonas. 
Jonas Melidaeus. 
Sus e medio Lani. 
E medio Lani sus haec illota profundi 
Prorumpit, nihilo mundior inde tamen. 
Nil mirum! Non est consuetum, sordida porci 
Mundior ut redeat flumine lota cutis. 
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Jonas Melidaeus. 
I, adi senem! Volas! 
Si plures volupe est deinceps conscribere Jambos, 
Qui tamen haud vitiis terga asinina gravent, 
Hortor. eas adeasque senem (Germanidos orae 
Orbilium), properas iam modo jamque volas! 
Jonas Melidaeus. 
In oda levis meas. 
Pennarum theca comitatus quando meabas, 
Visus es ire levis, visus es ire miser. 
At nunc quando leves et inanes colligis odas, 
Es levis atque asinus mole magis miser es. 
Jonas Melidaeus. 
Mea, dives nolis. 


Nolis adaucte multis, Melidaee, aselle belle, 
Nolis onuste stultis, Stulto replete felle? 
Quid mole te gementem Mea, satis nolarum 
Moratur et rudentem, Et dives aenearum! 


Jonah Melidaeus. 
Oh, mi advena, sile! 
Hassiacas profugus venisti nuper in oras, 
Promptus in immeritos dicere dira viros. 
Advena mi, sileas! Nescis, nequam improbe, nescis. 
Quos laceres plectri voce dicace viros. 

Der erste hebräische Anagrammatismus führt ihm 
seine prosodischen Fehler vor, darunter die, die er Bach- 
mann fälschlich vorgeworfen hatte: 

Jonah Melidea. 
Hoj ani lemod h. e. Ohe miser disce. 

Disce docendus adhuc, sit quantula prima nolarum, 
Hoc Avienus habet; disce docendus adhuc. 
Disce docendus adhuc, quod sit propola legendum, 

Hoc a Scaligero disce docendus adhuc. 
Disce docendus adhuc, Lucilius hoc probat ipse 
Taubmannusque probat; disce docendus adhuc. 
Disce docendus adhuc, quod nemo poeta ruditum 
Unquam corripiat; disce docendus adhuc... 
Hei, miser, an nondum meruisti nomen aselli, 
Tam rudis in Musas qui, Melidaee, ruis? 
Ipse docere cupis doctos hac arte magistros: 
A sue sic olim docta Minerva fuit. 

Der zweite hebräische Anagrammatismus verarbeitet 
wenig wohlriechend seine griechische Unterschrift unter 
der Parodia: Vajehi le domen, h. e. Factus fuit stercus; 
der dritte macht ihn zum fanatischen Midianiten wie 
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Bileam; der vierte gar zum Sohne eines Ketzers. Die 
griechischen bringen ihn wieder mit dem Esel oder dem 
Teufel in Verbindung. Der letzte heißt: 
IONAZ O MEAIAEIOZ. 
Zoi, det, uövw dis. h. e. Tibi, improbe, soli infernus. 
O Jona, Jona, quo te furor egit et ardor, 
Ut contra immeritos crimina tanta vomas! 
Quis nisi te furvus daemon convitia iussit 
Talia et occultus fundere tetra sophus? 
Perge modo rabido latrare et rudere collo, 
Infernus patula fauce paratus hiat. 
Der einzige französische‘ lautet: 
Jonas Melideus. 
O dueil! Asne mis. 
O dueil! Cest’ asne vault neant, Venez caca, mais tout beau! 


Mis en la mele, refuse Que ne trompe paston pinal 
Du Slesy, les playes craignant, Et Dasypody en l’eau, 
Des mansuetudes abuse. Autrement tu t’en feras mal. 


Ihm mag sich der ebenfalls einzige italienische“ an- 
schließen: 
Jonas Moelidaeus. 
Se vediamo lasino. 
Sendo in me gravida, se maschi’ o femmin’ havesse, 
A far mia madre volle saper da’ Dei: 
Femmina Marte dice, il Sol maschio, bestia Febo. 
Veccoti nascendo un gran asino paruil 
O hime se l’asino vediamo, co’ Febo Giunone, 
Tosto egli molte sferze daremo, dice. 
Aih sferze, aih Prisciano, aih cornuto beano! 
Tantalo, io piu tosto chieggio la sorte tua. 


4 Dazu die lateinische Übertragung: 
OÖ dolor! Hie asinus precii nullius et assis 
In molam datus aufugit, 
Verbera dura timens, abiens e Sleside terra, 
Mansuetudine abutitur. 
Huc ades! At lento gressu, Melidaee, venito, 
Ne cadat calmarium 
Atque Dasypodius sub aquam labatur inepto 
Aut pericla mala auferas| 
# Die lateinische Übersetzung: 
Consuluit superos, cum me gestaret in alvo 
Mater, faemellam proderet anne marem. 
Faemina Mars inquit, Sol mas, sed bestia Phoebus. 
Cumque forem natus, turpis asellus eram! 
Quam cito visus hic est asinus, caedamus, oportet, 
Hunc asinum scutieis Juno et Apollo ferunt. 
Vah scuticae! Vah Prisciadel O cornute Beanel 
Nunc ego vel sortem, Tantale, malo tuam. 
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Robust, für uns als letzter in der Reihe, schreitet 
der deutsche Anagrammatismus einher: 
Jonas Melidaeus. 
O idu Eselsmann I 4! 
Wer schreit, wer greint da? Sih da, mein günstiger / A! 
Wer kan dich nennen, wer kan dich rechte gekennen ? 
Bist nicht ein Felshan, bist nicht ein grobber Eselsmann ? 
Last euch erbarmen uber unsern alberen Armen! 
Er lest sich finden, lest sich auch gerne gewinnen 
Und tregt per Nackum gar schwer beladene Saccum. 
Viel gifftig Spinnen tregt er mit Liste darinnen, 
Viel Scheldt- und ‚Schmewort und unnütz leydige Weh- 
mord. 
Bald thut er blitzen, von Zorn bald thut er erhitzen. 
O Esel unnützer, troll dich, such deine Beschützer! 
Laß dich wol schlagen, so kanst die Saecke getragen. 
Kom nur bald widder, zeyg dein zerschlagene Glidder. 
Und nun noch die versprochene kleine Blütenlese aus 
den Anagrammen: 


Adeo vilis manes. Ideo i male sanus. 
Oe! en alius Midasl Eia somnia ludes. 
A, daemon wilis es. Unde oles, simia? 

I, asine, mole sudal I, asine, vide molas! 
Domine Sau, sile! Oda e malis venis. 
Adis, o vane miles. En Naevi sodalis! 

I ad leves animos! Au! Dolesne, simia? 
OÖ dona eum Silesia! Asine, doles vim? 


Salve, asine, domi! 

Den Anagrammen folgt Tractio Melidaei per ABC 
etc., die so anfängt: 

A. Asinum dico et faciem crudeliter ico. 
B. Bardum pungo, lumbos fustibus bene ungo. 

Nach dem Alphabet kommt Tractio Melidaei per 
Praedicamenta, z. B.: 

I. Substantia. 
Est animal rationis inops et bestia bruta, 
Excoriata manu lictoris quae fuit aluta. 
II. Quantitas. 
Magnus est asinus, longas fert gutture nolas 
Atque breves longo pede quaerit in urbe propolas. 

Und so durch alle zehn Praedicamenta. 

Als neue Abwechslung erscheinen 24 Finck und 
Bachmann gewidmete, den Esel Melideus wieder 
streichelnde Epigramme, die auch den Marburger Cal- 
vinismus so nebenbei mit durchziehen. 


29* 
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Eine Depositio Melidaei legt aufs klarste dar, daß 
die von ihm als solche genommenen Fehler keine sind, 
sondern daß Melidaeus selbst ein roher (ungelehrter) 
Esel ist. 

In einem Fustuarium Melidaei wird er mit lateini- 
schen Knüttelversen weidlich gebleut. 

Die Virgidemia Melidaei setzt ihn in die fünfte 
(letzte) Klasse und übergibt ihn für grammatische Fehler 
der Rute des Lehrers und läßt ihn für einen Skazon von 
fünf Füßen und einen von sieben büßen. 

Daß Melideus Finck seine einstige ärmliche Klei- 
dung vorgehalten hatte, wird ihm durch ein besonderes 
Epigramm In vestitum Melidaei wiedervergolten. 

Ein anderes Epigramm In novum illud poetices car- 
cinomen Jonam Melidaeum bildet endlich den Schluß 
der poetischen Angriffe. 

Um dem Poeten noch etwas am Zeuge zu flicken, 
folgt dann eine den Jargon der Viri obscuri herzlich 
schlecht nachahmende scholastische, vom 13. Februar 
neuen Stils datierte Disputation: Grossa dubietatis, deren 
Quaestio auf eine uralte Anekdote zurückgeht: An idolum 
Melidaei, ut suus autor ipsum vocat, proportionabiliter 
sculptum in coelum, aerem, aquam, terram aut nullum 
eorum, quo igitur situandum sit? Darin bekommt er 
seinen Hieb gegen Bachmann „Ubiquitarie“ zurück, in- 
dem er gegenüber einem „Ubiquista“ zu einem „Nullibi- 
quista‘“ wird. 

Das mit schönen Bildern, die Narren und Esel in 
trautem Verein darstellen, geschmückte Heft war bald 
vergriffen. Wegen der Wirkung erschien eine neue Auf- 
lage#, die durch ein paar Kleinigkeiten vermehrt war, 
z. B. durch uns bekannte Epigramme Bachmanns gegen 
Melideus und an Finck, und ein Epitaph In luctuosum 
interitum anologiae sacramentariae Calvinisticae, es ist 
von W. A. an Bachmann gerichtet. In einem Distichon 
von U. R. L. sagt die tote Analogia ihren sakramentari- 
schen Patronen schlechten Dank. 

Wie Finck mit der Zusammenfassung seiner drei 
Disputationen gegen die Analogia sacramentalis den Kampf 
gegen Goclenius abschloß, so Bachmann und seine 
Freunde mit dem Esel in sechs Sprachen den gegen Me- 
lideus geführten. Nur eins wollen wir zu dem Pamphlet 
noch anmerken. Stellt es eine Sammlung von Derbheit, 
Grobheit und Unanständigkeit dar, so fehlt darin jedoch 


#5 Es ist die uns vorliegende. Daher auf dem Titel das „recusus“. 
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selbst die geringste Spur von Unzüchtigkeit. Das ent- 
sprach dem rigorosen Denken der Reformationszeit in 
solchen Dingen. 

Der beabsichtigte Zweck wurde vollständig erreicht. 
Melideus schwieg seitdem über die Gießener. Für ihn 
war das Dekret der Universität Marburg vom 4. Oktober 
1607 nicht mehr nötig, das ihren Angehörigen verbot“, 
den Gießenern in derselben zynischen oder sie noch über- 
trumpfenden Weise zu antworten. 

Als am 7. Oktober 1607 die Ludoviciana ins Leben 
trat, konnten Finck und Bachmann ihre Lehrtätigkeit 
aufnehmen, ohne weiter durch das Geschwätz des Poeten 
von ihrer ernsten Arbeit abgezogen zu werden. — 

Wer oder was war aber dieser Poet Melideus? Ist 
sonst nichts als seine Marburger Heldentaten von ihm 
bekannt? Gewiß! Doch nicht ohne Schwierigkeiten ist 
es uns gelungen, das Curriculum vitae des jungen Mannes 
zu entschleiern. Und das, was wir über ihn festgestellt 
haben, ist etwa das Folgende. 

Melideus ist als Jonas Milde am 27. August 1585 
in der niederschlesischen Kleinstadt Sagan von armen 
Eltern geboren.” Schon seine tyrocinia und darauf seine 
Universitätsstudien wurden von den Vollstreckern des Berg- 
schen Testaments“, das gar vielen Schlesiern ihre Uni- 
versitätsbildung erst ermöglichte, Melchior von Rechen- 
berg, Christoph Georg von Berg, Johann von Berg 
und Tobias Schultz von Bregoschitz und Schwanen- 
see unterstützt. Im Sommersemester 1598 bezog er noch 
als puer (d. h. unter vierzehn Jahren) und unfähig, den 
Immatrikulationseid zu leisten, den er erst 1604 nach- 
holte, die seiner Heimat benachbarte Universität Frank- 
furt a. ©. Bis zum Sommersemester 1605 blieb er dort 
und hat auch schon zu dichten angefangen, obgleich er 
Zivilrecht studieren wollte, von dem er später nichts mehr 
verlauten ließ. Zum 1. Januar 1605 gratulierte er zwei 
wenig bekannten Männern, Adam Seiler aus Crossen, 
der in Wittenberg studiert hatte, und dessen Schwieger- 
vater Mathias Kolbe aus Saceia Tempe am Bebrius- 
flusse (!), mit lobenden Versen, die recht schülerhaft aus 

46 Vgl. die Marburger Matrikel zum Jahre 1607. 

4° H. Cunradus, Silesia togata, 186. 

48 Über das Testament des Joachim von Berg, eines Schülers von 
Trozendorf, vgl. Memoria Bergeriana, Glogau 1609. Diese Stipendien 
werden in den Heidelberger Akten öfter erwähnt. 

49 De Amplissimo Viro Domino Mathia Kolbio & Eius Genero Huma- 
nißimo Viro Domino Adamo Seilero etc. Epigramma Jonae Mieldi (!) 
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mythologischen Flittern zusammengeschrieben sind. In 
demselben Jahre weihte er seinem Freunde Valentin 
Senftleben aus Bunzlau, der nach zehnjährigem Studium 
in Frankfurt auf die Universität Marburg überging, eine 
Elegeia und einen Melos.5>° Der Sänger der Abschieds- 
lieder dachte wohl dabei auch an sich selbst, denn er wird 
vermutlich seinen älteren Freund, der die jungen Edel- 
leute Johann Georg und Christoph Ludwig von 
Winterfeld als Informator an die Lahn führte, begleitet 
haben. Senftleben wurde in Marburg am 27. Juli 1605, 
er selbst am 4. August in die Matrikel eingetragen. 

Als Schüler des Rudolf Goclenius nahm er sogleich, 
obwohl er in die Marburger Verhältnisse kaum hineinge- 
rochen hatte, an der dialektisch-poetischen Fehde mit 
den Gießenern teil, und war daher diesen ganz unbe- 
kannt. Sonst hätten sie ihn wohl gelegentlich teilnehmend 
gefragt, ob er schon trocken hinter den Ohren sei. 

Das Dichten aber konnte er trotz der damit gemachten 
schlechten Erfahrungen doch nicht lassen. Am Ende des 
Jahres 1606 wurde Valentin Senftleben, der in Mar- 
burg das in Frankfurt begonnene Studium beider Rechte 
fortgesetzt hatte, nach seiner Heimat Bunzlau zurückge- 
rufen, um das Rektorat der Stadtschule zu übernehmen. 
Melideus überreichte ihm beim Abschiede am 23. De- 
zember eine von ihm veranstaltete Sammlung von Pro- 
pemptica, die er fromm Vota amicorum sacra betitelt 
hatte.5 Die Landsleute Senftlebens überwogen unter 
den Dichtern, im ganzen war es eine stattliche Zahl. 
Mehrere nannten ihn Freund und Gönner. An der Spitze 
standen die Privatschüler Johann Georg und Christoph 
Ludwig von Winterfeld, dann folgte der Freund Ni- 
kolaus von Gersdorf und hinter ihm der Freund und 
Schützling Philipp Johann Treutler von Kroischwitz, 
Elias Hoßmann aus Bunzlau, später (1618) Hofprediger 
in Liegnitz5, Georg Martin aus Preußen, David Hent- 
Se] aus ' Bunzlau, Martin Mustagk aus Bautzen, der 


LL. S. Francofurti eis Viadrum A. Ab. 0. R. CI. I). CV. Kal. Jan. 
Imprimebatur per Nicolaum Voltzium. Schmalfol. 

50 Siehe Note 51, Vota amicorum Sacra. 

51 Vota Amicorum Sacra Cl. V. D. Valentino Sanftlebio Boleslav- 
Elys. Scholae Patriae Rectori Celeberr. X. Kal. Jan. A. Ep. Chr. CIJ I9VUL 
Martisburgi Chatt. Exhibita a. J. Melideo Sagan-Elys. Typis Rodolphi 
Hutweickeri. 4°. Das Datum muß 1606 aufgelöst werden, weil K. Vietor 
Marburg 1607 verließ. 

52 Siehe weiter unten die Epithalamien zur ersten Vermählung 
des Melideus. 
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Böhme Daniel Styrkolsky von Wolowicze, David 
Scandellus aus Bunzlau, nachher (1612) Konrektor an 
dem freiherrlich Schönaichischen Pädagogium in Beuthen 
a. O. und 1620 Professor am Gymnasium illustre daselbst, 
Benjamin Ursinus aus Sprottau. Und endlich bot noch 
ein Epigramm der Lehrer am Pädagogium der Universität 
M. Konrad Vietor, der 1607 alles, Stellung, Vaterland, 
Weib und Kind, aufgab, nach Saloniki ging und dort 
unter dem Namen Moses Pardo zum Judentum über- 
trat5%, weil er sich in das Dogma von der hl. Dreieinig- 
keit nicht finden konnte. Eine Ode trug M. Ludwig Cro- 
cius aus Laasphe bei. Die Hauptstücke der Sammlung 
aber waren die Elegeia und das Melos des Melideus auf 
die Wanderung Senftlebens von der Viadrina nach der 
Mauritiana. Ein Epigramm des Melideus auf seine Rück- 
kehr nach der Heimat bildete den Schluß. 

Dann hört man bis zum Jahre 1613 von Melideus 
nichts; aus einer gelegentlichen Erwähnung’ im Jahre 
1618 geht hervor, daß er 1612 Lehrer der Fürstlichen Hof- 
schule in Kassel geworden ist. Diese Tätigkeit brachte 
ihn jedenfalls mit Hofleuten in Berührung, die die übliche 
Tournee durch Frankreich und Italien gemacht hatten und 
seine Aufmerksamkeit auf die „exotischen“ Sprachen und 
die neuen literarischen Moden in der Poesie lenkten. 
1618 besuchte er die Heimat und kam gerade zurecht, 
als in dem Pädagogium illustre Schönaichianum in 
Beuthen a. O. in feierlichem Akte der kaiserliche Pfalz- 
graf Thobias Schultz von Schwanensee und Brego- 
schitz, sein Gönner, dem Rektor der Schule in Polnisch- 
Lissa und Geistlichen daselbst Michael Aschenborn 
den Poetenlorbeer erteilte.5® Der Laureandus trug bei 
diesem Anlaß ein heroisches Gedicht „Abrahamus Sacri- 
ficans“ vor. Zu dieser Dichtung schrieb Melideus ein 
lobendes Carmen commendaticium. 


53 D. H. Hering, Geschichte des ehemaligen berühmten Gymnasiums 
zu Beuthen a. O0. Vierte Nachlese. Progr. des Breslauer Friedrichs- 
gymnasiums 1784, 14, und Gedichte an Georg Rudolf von Zedlitz aus 
dem Jahre 1612. Breslauer Stadtbibliothek. 

54 Vgl. die Marburger Matrikel zum Jahre 1570. 

55 In der Goldberger Einführungsrede des Superintendenten Simon 
Grunaeus 1618. S. weiter unten. 

56 Bei Abrahamus Sacrificans, Carmine heroico descriptus, & in 
theatrum publicum productus In Illustri Schönaichiano novo a Mich. 
Aschenborn, Bethan. Sil. Scholae Lesn. R. Cum ibidem ab Ill. Magnif. 
& Nobilissimo Viro Dn. Tobia de Schwanensee & Bregoschitz, cogno- 
mento Sculteto ... Lauru Caesarea actu solenni coronaretur. Anno 
1613. 28. Nov. Bethaniae Typis Joan. Dörferi, Calcographi Schönaichiani. 4°. 
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Bei dem Besuche in Beuthen streckte Melideus wohl 
einen Fühler aus, um sich zu vergewissern, ob dort nicht 
für ihn ein Platz zu finden wäre. Im Jahre 1617 wurde 
er wirklich dorthin als Oratoriae et poeseos professor 
publicus an das vor kurzem (1616) ausgebaute Gymna- 
sium illustre, das philippistisch sein sollte, aber eher 
reformiert war, berufen. Am 2. April ließ er seine Inti- 
matio anschlagen®”, in der er S. P. Q. reipublicae litera- 
riae zu seinen Vorlesungen einlud. Er zeigte an, daß er 
über Oratoria und Poetica gleichzeitig lesen werde, d. h. 
das bihorium primum die Livianischen Reden, das zweite 
die Oden des Horaz. Und am 3. April hielt er sodann seine 
Antrittsrede®, die eine Parallele zwischen den alten 
Rednern und Poeten und den heutigen zum Gegenstande 
hatte. Der Vergleich fiel durchaus nicht zum Schaden 
der Neueren aus, die alles wissen, was Gott den Menschen 
zu wissen zugestanden hat. Diese seine schlesischen Pri- 
mizien widmete er als Zeichen der Dankbarkeit den Ver- 
waltern des Bergschen Testaments. Dabei sagte er auch, 
Moritz von Hessen habe ihn gütig gehalten und am prin- 
cipale Gymnasium angestellt, der Ruf nach Beuthen habe 
ihn aber doch in die Heimat zurückgeführt. Die Kollegen 
des Melideus, Kaspar Dornavius und Balthasar 
Exner aus Hirschberg, der Professor historiarum, zögerten 
nicht, ihn zu loben ; doch Besseres als sie, obgleich Exner 
ein anerkannter Poet war, leistete ein Schüler, Martin 
Opitz, das zukünftige Haupt der ersten schlesischen 
Dichterschule, der auf das Thema der Rede in einer 
kurzen Elegie angemessen einging, und den Alten wie 
den Neuen gerecht zu werden suchte. 

Hatte Melideus mit seiner Rede ein Specimen eru- 
ditionis vorgeführt, so war, um seine Leistungen als 
Lehrer darzulegen, noch nötig, daß er einige von seinen 
Schülern öffentlich auftreten ließ. Das geschah am 31. Ok- 
tober 1617. Er veranstaltete mit vier seiner Schüler einen 
Redeakt mit einem sie alle fünf umfassenden Zyklus re- 
ligiöser Natur, Quadrigae Emanuelis genannt’, worin die 


57 Angehängt der sogleich zu nennenden Parallela. 

58 Parallela Oratorum Poetarumque veterum & hodiernon. In I- 
lustri Schönaichiano Auspiecii & boni ominis ergo adumbrata, a. ]. 
Melideo Sagano Siles. Orat. & Poes. Profess. Publ. III. Non. April. 
An. Chri. CHIIXVI. Typis Joh. Dörfferi Typographi Schönaichiani. 
Bethaniae ad Viadr. 4°. 

59 Quadrigae Emanuelis, Hoc est, Adventus D. N. J. Christi Quadru- 
plex In Carnem, Ad Passionem, Ad Judicium, In Corda Fidelium, Totidem 
orationibus, ductu Cl. V. Dni. J. Melidei, Orat. et Poes. Profess. Publ. 
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Ankunft Christi vierfach gefeiert wurde, ins Fleisch, zum 
Leiden, zum Gericht, in die Herzen der Gläubigen. Er 
selbst sprach nur die Einleitungsworte, dann folgten die 
vier Redner, sämtlich aus Böhmen und Mähren, und den 
orthodoxen Brüdern, d. h. der Brüder-Unität, angehörig, 
Johann Abdo aus Dannowitz in Mähren, Gregor Graf 
aus Arnau in Böhmen, Thomas Cedar aus Bischitz in 
Böhmen und Georg Graf aus Arnau. Die Redner haben 
ihre Opera den Vorstehern der Kirchen der orthodoxen 
Brüder durch Böhmen und Beisitzern des Prager Konsi- 
storiums Matthäus Koneczny und Mathias Cyrus ge- 
widmet. Die Lehrer der Anstalt, Kaspar Dornavius, 
Georg Vechner und Balthasar Exner, ehrten die vier 
Jünglinge durch lateinische und griechische Verse. 

Im Jahre 1618 wirkte Melideus in Beuthen noch einmal 
als Gelegenheitsdichter und dann vollzog er einen Orts- 
wechsel. Zur Hochzeit des Glogauer Bürgers und kaiser- 
lichen Biergeld- und Zolleinnehmers Elias Langaeus aus 
Sagan und seiner Auserwählten Sibylle Becker, Stief- 
tochter des Glogauer Kämmerers Moritz Wilhelm, stiftete 
er eine Ecloge „Sibylla“, in der Alcon dem Langiaden und 
der Sibylle das Hochzeitslied sang. Diese Dichtung für 
uns sonst wenig bekannte Menschen bestätigt uns eine Wen- 
dung im Zeitgeschmacke, an der Melideus selbstverständ- 
lich seinen Anteil nahm; sie bildet für ihn den Übergang 
zur Nymphen- und Schäferdichtung. 

Am 24. Juli 1618 wurde Melideus als Rektor der 
berühmten Schola illustris et ducalis in Goldberg eingeführt 
und damit auf einen verlorenen Posten gesetzt; denn er 
hätte einen Caduceus mitbringen müssen, um die vollständig 
heruntergekommene Schule wieder auf die einst unter 
Trozendorfs Leitung eingenommene Stellung zu heben 
oder auch nur wieder zu einer erträglichen Existenz zu 
bringen. Er ist vielmehr ihr Totengräber geworden, der 
ihr zu einem ganz ruhmlosen Ende verhalf. Die Verhält- 
nisse lagen für die Schule ungünstig, aber er war auch nicht 
frei von Schuld. 


Adumbratus & in Illustris Bethanei Auditorio Majori exhibitus a Joh. 
Abdone Dannoviceno Moravo Gregorio Graf Arnoviens.-Boh. Thoma Ce- 
dare Byschiczeno-Bohemo Georgio Graf Arnoviens. Boh. II. Calend. 
Januarii Anni 1618. Exscriptus Bethaniae ad Oderam, Typis Johan. 
Dörferi Typographi Schönaichiani. 4°. 

60 J. Melidei Ecloga ad Eliam Langaeum Sponsum. A, Ep. Chr. 
C1IID CXIIX. Bethan. Viadrinae. Typis Johannis Dörfferi. 4°. Die 
Personalien des Brautpaars sind andern Glückwunschdichtungen ent- 
nommen. 
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Bei seiner Inauguration®! hielt der damit von dem Her- 
zoge Georg Rudolf von Liegnitz und Brieg beauftragte 
Superintendent des Fürstentums Liegnitz M. Simon Gru- 
naeus, ein alter und väterlicher Gönner der Schule, die 
Einführungsrede. Er betonte mit Recht, daß es sich weniger 
um eine Wiederherstellung der Schule als um eine voll- 
ständige Neugründung handele; denn eine große Feuers- 
brunst hatte am 7. April 1613 einen großen Teil der Stadt 
mit der Schule zerstört, und eine im Juli desselben Jahres 
beginnende schwere Seuche hatte besonders die Jugend hart 
betroffen, so daß die Schule am 19. März 1614 hatte ganz 
aufgehoben werden müssen. Melideus sprach in seiner 
Antrittsrede De rerum publicarum scholarumque convenientia 
und entwickelte in dem ihm eigenen flackernden Latein eine 
große Belesenheit in der klassischen Literatur. Außer 
Melideus wurde noch M. Daniel Vechner, ein Gold- 
berger, der schon von 1599 bis 1610 Lehrer an der Schule 
und dann Rektor in Jauer gewesen war, als Prorektor ein- 
geführt. Dieser war an solider Gelehrsamkeit seinem Rektor 
überlegen und Poeta laureatus. Auch dieser hielt eine Rede, 
man könnte sagen, eine prosaische Parodie; denn er hatte 
sich als Thema ausgewählt: Dissertatio de prospero negotii 
suscepti successu, quomodo is recte sperari possit ex libro I. 
Cyropaedias Xenophontis ad instaurationem ducalis Auri- 
montanae accommodata. Von den alten Lehrern konnte nur 
noch der Kantor Georg Vechner®, der Bruder Daniels, 
übernommen werden. Mit drei schwachbesetzten Klassen 
begann der Unterricht. 

Trotz der bescheidenen Verhältnisse begann Melideus 
guten Muts seine Tätigkeit. Nach außen machte er sich 
wieder zuerst durch ernste und heitere Verse bemerkbar. 
Dem 1617 verstorbenen ehemaligen Rektor der Liegnitzer 
Schule M. Nikolaus Ludwig widmete er ein Trauergedicht 
und dem Prokanzler der Fürstentümer Schweidnitz und 
Jauer, Matthäus Pezold, der am 13. November 1618 
Dorothea, die Tochter des verstorbenen Liegnitzer Super- 
intendenten Andreas Baudis, heiratete, ein Hochzeits- 
gedicht.“# Ein Zeichen dafür, daß er ohne Sorgen in die 

#1 Siehe weiter unten die Fama publica von 1620. 

62 Nicht zu verwechseln mit dem schon genannten gleichnamigen 
Professor in Beuthen a. 0. 

6 Bei Mem. ac Honori V. Cl. M. Nicolai Ludovici Glog. Scholae 
qvond. Ligiae Rectoris emeriti Sacrae Denicales Parentantium Lacrymae, 
Lignieii Typis Nicolai Sartorii. 4°, 

64 Bei Matthaei Pezoldi Svidnic. ac Jaurav. Ducatuum Pro-Cancellarii 
et Dorotheae Baudisiae, Andr. Baudisii Ducat. Lig. et Wolav. Superinten- 
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Zukunft sah, war seine eigene Verheiratung mit Ursula 
Koschwitz am 4. Dezember 1618, die von den zahlreichen 
Freunden, die er unterdes erworben hatte, mit Gedichten 
verschönt wurde. Unter diesen befand sich sein Marburger 
Freund Elias Hoßmann, der nun Liegnitzer Hof- 
prediger war. 

Bei der Neueröffnung der Schule hatte man in anbetracht 
ihres jämmerlichen Zustandes es unterlassen, wie es üblich 
war, mit einer Ankündigung vor die Öffentlichkeit zu treten. 
Zu Ostern 1620, als sich die Schuljugend wenigstens etwas 
vermehrt hatte, wurde das von dem Rektor, dem Prorektor 
und den übrigen Lehrern nachgeholt. Der Titel, den sie 
wählten: Scholae Goldbergensis denuo apertae fama publica, 
klingt etwas post festum. Außer den drei Einführungsreden 
wurde der neue Lehrplan abgedruckt. Dieser Lehrplan ent- 
hält fast nur Zukunftsmusik und wenig Konkretes, da ge- 
rade das, was die Schule über den Durchschnitt der ge- 
wöhnlichen Trivialschulen erheben sollte, an Wenn und Aber 
gebunden erscheint. So kündigte er als etwas Neues für 
das Oderland Vorlesungen über Sleidanus Monarchiae 
zur Einführung in den historischen Stil und exoticarum 
linguarum horti an. Dem Drucke geht eine mehrere Seiten 
einnehmende, in Famae templo gedachte, am zweiten Ge- 
burtstage der wiederhergestellten Schule von Rektor und 
Lehrerkollegium dem Herzog Georg Rudolf ob Musas re- 
ceptas servatasque literas gesetzte und Aeternitati geweihte 
Votivtafel voran. Aus der Fassung sieht man, daß sich 
Melideus auf höfisches Wesen verstand; er war nicht um- 
sonst an der fürstlich hessischen Hofschule gewesen. Außer- 
dem hängte Melideus ein paar poetische Beigaben an. Zu- 
erst wieder einmal eine anagrammatische Kunstleistung. 
Aus Georgius Rudolphus dux Silesiae Lignicensis et 
Bregensis wurde unter seiner Feder: Tui, Schola Gold- 
bergensis, Genii Spes Vernilis Dux. Ei surges! Das richtete 
sich an die Schule. Ein Carmen votivum pries nochmals 
den Fürsten und verhieß ihm, daß seine Sorge für die Schule 


dentis B. M. Filiae. Nuptiis ad. d. XIII. Novemb. A. MDCXIIX. Lig. 
Celebr. Sacr. Epaulia. PP. Typis Lig. Nicol. Sartorii. 4°. 

65 Jehovae Opt. Max. Gamothet. & Sospitatori Pronubo S. Jonae 
Melideo Viro Cl. Ill. Aurimontanae Rectori Et Ursulae Koschwitiae 
Virgini Ornatiss. Novis Nuptis Felicia Fausta Bonaq. Omnia Precantur, 
Amici bene Voventes Trid. Non Xbr. A. Chr. MDCXIIX. Aurimontii. 
Lignieii Typis Sartorianis. 4°. 

66 Scholae Goldbergensis denuo apertae Fama publica. Typis divul- 
gata Ligiis Nicolai Sartori. O0. J. 4%. Am Schlusse des Lehrplans 
steht: Festo Dominicae Resurrect (19. April) A. Ep. Chr. CIIDCXX. 
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wie das reiche Horn der Amalthea kostbare Samen viel- 
seitigen Heils und zukünftigen Lobes in den Schoß des 
Vaterlandes ausschütten werde. Ein Freund, der gekrönte 
Poet und Philologe Melchior Agricola, sandte ein Epi- 
gramm auf Goldberg, in dem er aurum und aurea in fünf 
Distichen tothetzte. Melideus und sein Freund irrten sich 
gründlich. 

Die politischen Verhältnisse Schlesiens hatten Melideus 
schon vorher zu einer anagrammatischen Veröffentlichung 
angeregt. Als Friedrich V. von der Pfalz von den 
böhmischen Ständen zum Könige erwählt worden war und 
auch in Schlesien Anerkennung gefunden hatte, war in den 
katholischen Kreisen, bei den Jesuiten und dem Klerus, 
sagt Melideus, die Meinung verbreitet, das Königtum würde 
nicht von Bestand sein und Friedrich würde bald wieder 
gehen. Das veranlaßte Melideus zwei Anagrammatismen, 
einen von einem proditor, den andern von einem civis 
bonus, drucken zu lassen, Vindiciae Regiae genannt. Der 
erste, unterschrieben Jesuita, macht aus Fridericus Ovin- 
tus Elector: Qvin rides lector ! Fucus erit, der zweite, unter- 
schrieben J. M.: Qui rident fucos? Clerus erit. Der zweite 
ist ohne die Verse gar nicht recht verständlich. 

Am 7. September 1620 setzte Herzog Georg Rudolf 
Abraham von Kreckwitz auf Adelsdorf, Hans Heinrich 
auf Kroitsch und den Pfarrer und Dekan Georg Winkler 
in Goldberg zu Inspektoren der Schule, die alle Mängel, die sie 
fänden, dem Superintendenten in Liegnitz berichten sollten. 
Zwei von den vieren sollten abwechselnd alle Quatember 
vom Herzog nach Goldberg abgefertigt werden und dem 
Rektor und den Lehrern solche Mängel verweisen.®s Schon 
zu Michaelis hatte der Herzog Veranlassung, den Lehrern 
pflichtschuldigen Fleiß und Friedfertigkeit und Eintracht an- 
zubefehlen. In einer besonderen Supplikation versprach 
der Rektor Melideus dem Befehle seinerseits nachzu- 
kommen, beklagte sich aber über die Widersetzlichkeit seiner 
Lehrer und bat zur Beförderung der Schule um den fürst- 
lichen Schutz gegen die Attentata derer, die die fürstliche 
Schule durchaus zerrütten wollten. 

Diese Aufregungen hinderten aber Melideus keines- 
wegs, bei der nächsten sich bietenden Gelegenheit doch 


67 Vindiciae Regiae sive, ex eodem Nomine Regio Anagrammata 
duo confecta; Illud a Proditore, hoc a Cive Bono. An. Chr. MDCXX. 
Kl. Fol. 

#8 Hierzu die handschriftliche Goldberga von Kaspar Wenzel, Bres- 
lau Staatsarchiv, die alle Aktenstücke wiedergibt. 
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wieder den Pegasus zu satteln. Am 18. Oktober 1620 wurde 
am Liegnitzer Herzogshofe eine Vermählungsfeier festlich 
begangen. Barbara Agnes von Liegnitz und Brieg, die 
Tochter des verstorbenen Herzogs Joachim Friedrich, 
verehelichte sich mit Hans Ulrich Schaffgotsch, Frei- 
herrn von Trachenberg, Herrn von Kynast, Greifenstein etc. 
Melideus erschien als Gratulant mit einer Satyra oder 
Sylva, wie er sich ausdrückt: Parnassus Chrysorinus.® Der 
phantastische Inhalt spielt sich auf den Höhen um Gold- 
berg ab. Apollo, die Musen, Nymphen und Faune werden 
mobil gemacht, deutsche und italienische Verse erscheinen 
neben den lateinischen. Alles dreht sich um den Bräutigam, 
dem das große Glück verkündigt wird, daß sich ihm die 
uralte Familie der Piasten erschließen werde. Wunderlich 
ist, daß ein Gelage auf dem Goldberger Parnaß, bei dem 
scharf getrunken wird, den Mittelpunkt bildet. Apollo über- 
sendet durch die Nymphe Silvia dem Bräutigam die Dichtung, 
die Musen beschäftigen sich in poetischen Beigaben noch 
stark mit ihm, und nur ganz zum Schluß wenden sie sich 
an den ältesten Bruder der Braut, Herzog Johann Christian. 
Schaffgotsch, damals der schlesischen Landesdefension 
vorgesetzt, wird als Mars und Heros gefeiert, aber weder 
damals in dem Kampfe für Friedrich V., den Winterkönig, 
noch in dem großen deutschen Kriege, behielten die Musen 
und Nymphen Recht. Hans Ulrich von Schaffgotsch 
war der kaiserliche General, der als Genosse Wallensteins 
am 23. Juli 1635 enthauptet wurde. Barbara Agnes blieb 
dieses Weh zu erleben erspart, sie war schon am 14. Juli 
1631 gestorben. 

Die ungünstigen Nachrichten über die Goldberger Schule 
wollten nicht zum Schweigen kommen.’ Am 1. März 1621 
begaben sich deshalb der herzogliche Rat Anton Schultz 
und der Superintendent M. Simon Grunaeus nach Gold- 
berg. Sie zogen den Dekan und den Bürgermeister zu 
und begaben sich in die Schule, wo sie alle Klassen ab- 
hörten, selbst prüften und durchaus nirgends wirklichen 
Fleiß und nur schwache Fortschritte spürten. Hierauf 
wurden der Rektor und die Lehrer in die Kirche berufen 
und ihnen die Kommissionen der Abgesandten mitgeteilt. 
Dann ward nach Entlassung des Bürgermeisters in der 
Wohnung der Kommissare mit jedem einzelnen ein Ver- 
hör angestellt. Der Befund war ein überaus trauriger in 

#9 J. Melidei Parnassus Chrysorinus Satyra. Lignicii Typis Nicolai 


Sartorii. O. J. Schmalfol. 
?0 Hierzu wieder Wenzels Goldberga. 
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bezug auf das Verhältnis der Lehrer untereinander und 
ein ebenso kläglicher in bezug auf die Schule. Sie be- 
stand, nachdem sie schon zugenommen hatte, alles in allem 
nur aus 57 Schülern. Von den vier Lehrern hielten nur die 
zwei Brüder Vechner zusammen, sonst beschuldigte immer 
einer den andern, und so hatte Melideus drei Gegner 
vor sich, die die Hauptschuld auf ihn schoben, obgleich 
nicht ein einziger tadellos war. Man warf ihm vor, daß 
er zu lebenslustig sei und die Schule darüber versäume, sich 
in unpassender Kleidung auf der Straße zeige, Karten spiele, 
Kegel schiebe, bis in die Nacht hinein bechere und sich 
auch nicht einmal um die ihm anvertrauten adligen Privat- 
schüler, die ihm doch Geld brachten, kümmere. Die Re- 
visoren nahmen alles ad referendum, um der fürstlichen 
Entscheidung nicht vorzugreifen, und konnten so nur, um 
den vollständigen Ruin der Schule zu verhindern, die 
Lehrer zur Aussöhnung und Eintracht mahnen. Diese 
ließen sich auch herbei, einander mit Handschlag zuzu- 
sagen, daß sie alle vorgefallenen Beleidigungen vergessen 
und einer von dem andern nur das, was ihm zu Ehren und 
der Schule zum Aufnehmen gereiche, reden wollten. 

Damit war freilich nicht viel erreicht, aber man nahm 
in Liegnitz doch auf den Rektor Rücksicht, und da man 
sich nicht verhehlte, daß er in Goldberg nicht am rechten 
Orte war, warf man ihn, wie das Volk zu sagen pflegt, die 
Treppe hinauf und machte ihn am 22. August 1621 zum 
Sekretär in der Oberamtskanzlei in Liegnitz”!, denn man 
versetzte ihn damit in eine nicht einflußlose Stelle. Die 
kopflose Schule aber schleppte ihr kümmerliches Dasein 
noch bis zum 4. November 1622 hin, wo sie von Herzog 
Georg Rudolf auf ein Interim, d. h. für immer, aufgehoben 
wurde. 

Der neue Sekretär hatte alsbald Gelegenheit seine Vin- 
diciae Regiae von 1620 zu modifizieren; die Schlacht am 
Weißen Berge hatte doch für seine Gegner entschieden. Sein 
Herr, Herzog Georg Rudolf, hatte Gnade vor Kaiser Fer- 
dinand II. gefunden und war mit der Vertretung der Ober- 
Landeshauptmannschaft in Ober- und Niederschlesien be- 
traut worden. Kurfürst Johann Georg von Sachsen durch- 
zog als kaiserlicher Kommissar Schlesien, um die Verhält- 
nisse zu ordnen und die erneute Huldigung entgegenzu- 
nehmen. Ihn begrüßte der herzogliche Geheimsekretär, 
seine Tugenden bewundernd, poetisch als Friedensbringer 


"1 K. Wenzel, Goldberga. 
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für Schlesien.” Man hoffte damals auf einen dauernden 
Frieden! Melideus nannte jetzt zur Abwechslung Ferdi- 
nand den Großen. 

Als am 9. Februar 1622 der Tod in die herzogliche 
Familie hineingriff und die Gemahlin des Herzogs Georg 
Rudolf, Sophie Elisabeth von Anhalt, dahinraffte, ver- 
einigte sich eine große Zahl von treuen Männern zu einer 
würdigen Parentation.? Sie trugen jedoch dem Zeitge- 
schmack gar zuviel Rechnung, so daß man die zusammen- 
gebrachten Gedichte als Ganzes geradezu als eine Muster- 
sammlung der poetischen Modetorheiten bezeichnen kann. 
Darunter findet man: Elisa sive Pastorale illustribus exe- 
quiis Divae Sophiae Elisabethae Ascaniae-Lygiae datum 
a Jona Melideo, serenissimi Lygiorum princips secretario 
Dominica Boni Pastoris An. Ch. MDCXXU. Es ist wirklich 
ein geziertes Hirtengedicht. Dahinter steht noch eine Epi- 
taphientafel, an die er noch ein Anagramm und Epigramma 
retrogradum ad beatissimam Elisam und noch zwei solche 
Zeilen, eine ganz besonders öde Spielerei, und ein Chro- 
nostichon anhängte. Von den andern Dichtern nennen wir 
nur Martin Opitz, der ein lateinisches Ep'gramm und ein 
langes deutsches „Begräbnüßgetichte‘“ beitrug. 

Schon im August 1622 gab Melideus seine Sekretär- 
stellung wieder auf, um aufs neue Professor an dem Gym- 
nasium illustre in Beuthen, und zwar jetzt Professor histo- 
riarum und später morum zu werden. Im Jahre 1624 ver- 
lor er seine Frau und verheiratete sich am 29. November 
1627 noch einmal mit Anna Koschwitz, der erstgeborenen 
Tochter des Striegauer Ratmanns Florian Daniel Kosch- 
witz. Keine Andeutung sagt, ob diese zweite Frau mit 
der ersten und wie etwa verwandt war. Eins geht aus 
den poetischen Spenden der Freunde zur Hochzeit hervor’®, 


?2 Ad Serenissimum Johannem Georgium Electorem Sax. D. N. Ferdi- 
nandi Magni Caes. Aug. In Elysiis Commissarium. Virtutes miratus 
f. J. Melideus S. Caesae Matıs ... per utramque Silesiam Vicario IM... 
a Secretis. Wratislaviae, In Officina Typographica Georgi Baumanni 
Anno 1621. Fol. 

73 Virtuti Honorique, Et Immortali Illustriss. Heroinae Sophiae- 
Elisabetae Principis Anhaltinae, Comit. Ascaniae: Sereniss. Principis 
Georgii Rudolphi Ducis Silesiae Lignic-Breg. Et Goldberg. S. Caes. 
Regiaeque Majest. Consiliarii, Cubicularii, Supremiq. Per Utramq. Siles. 
Capitaneatus Administratoris Conjugis Incomparab. Memoriae Sacr. devote 
Parentantium Lacrymae Et Solatia. Lignieii Litteris Viduae et Here- 
dum Nicolai Sartorii. 4°. 

74 Jesus Maritat, Amor Coronat. D. O. M. A. Nob. Sponsor. Par 
Cl. et Excellentiß. V. Dn. Jonas Melideus Ill. Gymnasii Bethan. PP. & 
Castißa. Florentißaque Virgo Anna Coschwizia, Nob. Consultiß. Pruden- 
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daß der unruhig-genialische Mann nicht an Achtung ver- 
loren, sondern gewonnen hatte; er mag sich eben allmählich 
zu seinem Vorteil verändert haben. Nicht weniger als 
50 Freunde, herzoglich liegnitzische Räte und Beamte, geist- 
liche Herrn, Rektoren, Professoren und Lehrer, Studenten, 
Ärzte, Ratmanne etc., haben sich an der Ehrung beteiligt. 
Von weiter bekannten Namen liest man unter ihnen z. B. 
Abraham Scultetus, den ehemaligen Hofprediger Fried- 
richs V. von der Pfalz, und Martin Opitz. Aber auch 
Georg Winkler, der Goldberger Pastor und Dekan, und 
M. Simon Grunaeus, der Liegnitzer Superintendent, waren 
darunter, und Grunaeus war ein strenger Beurteiler sitt- 
licher Mangelhaftigkeit, wie ja ebenso die Reformierten, 
z. B. Abraham Scultetus, als besonders rigoros in bezug 
auf sittliches Verhalten galten. 

Drei ehemalige Schüler, Christoph Koler (später als 
namhafter Schüler des Martin Opitz bekannt), Melchior 
Halonius und Nikolaus Ludwig, die in Straßburg stu- 
dierten und zu spät von der Vermählung ihres Lehrers 
Kenntnis erhielten, sandten ihm zum Neujahr 1628 als 
Strena Hymeneia lateinische und deutsche Gedichte.® 

Die Anknüpfung mit Striegau durch die zweite Heirat 
hatte wohl zur Folge, daß Melideus 1628 dorthin als 
Rektor der Stadtschule übersiedelte. Er soll auch dort in 
dem Amte gestorben sein. Das Gymnasium illustre in 
Beuthen ging etwa 1629 in den Stürmen des dreißig- 
jährigen Krieges unter, und so hatte Melideus gerade 
noch zur rechten Zeit und zu seinem Besten den Wechsel 
von einer höheren Schule zu einer niederen vorgenommen. 


tißque V. Dn. Floriani Danielis Coschwizii Senat. Stregens. Primarii 
Filia Primogen. Aeterni Amoris fedus connubiale faciunt Strigaviae Propr: 
Cal. Xbr. A. Sal. CIOIICXXVIL. Bene faventes acclamant feliciter. 
0.0O.u.J. 4°, Oder in kürzerer Form: Jesu Maritante, Amore Coronante. 
Jonas Melideus et Anna Coschwizia Aeterni Amoris Foedus Connubiale 
Pangunt, Strigoviae Proprid. Cal. Dec. A. C. MDCXXVII. Foventes Applau- 
dunt. Lignicii Typis Ducalibus. 4°, 

‘5 Srtena (!) Hymeneia, Eximio Viro Jonae Melideo, Secundum 
Sponsp, Et Electae Puellae, Annae Koschwitiae, Novae Nuptae, Cum 
infinitis votis Bethaniam Missa Argentorato. Typis Johannis Reppii, Anno 
1628. 4°, 
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(1. Fortsetzung.)! 


Seitdem im Jahre 1753, in einer Streitsache zwischen 
dem Kloster Schönau und dem Hause Nassau, die auf die 
Gründung von Kloster Lipporn bezüglichen Urkunden be- 
kannt geworden sind, hat man den Ursprung des Hauses 
Nassau dorthin und nach der Burg Laurenburg verlegt. 
Erst Arthur Wyß hat gelegentlich seiner Untersuchung über 
die Schiffenberger Stiftungsurkunden und Fälschungen? 
darauf hingewiesen, daß es gegen eine Blutsverwandtschaft 
der zuerst nach der Burg Laurenburg benannten Per- 
sonen mit den Grafen von Nassau spreche, daß die jenen 
eigenen Vornamen Dudo und Drutwin niemals bei den 
Nachkommen der Gräfin v. Arnstein, die sich gegen Ende 
des 11. Jahrhunderts mit einem unbekannten Besitzer der 
Burg Nassau vermählte, vorkommen. Er vertritt deshalb 
die Meinung, daß es sich um ein neues Geschlecht unbe- 
kannter Herkunft handele, das seit dem dritten Jahrzehnt 
des 12. Jahrhunderts anfing, sich nach der Laurenburg 
oberhalb Nassau zu benennen. Wyß leugnet damit, dab 
die von den früheren Bearbeitern der nassauischen Genea- 
logie beigebrachten Gründe für den Zusammenhang mit 
dem ersten Hause Laurenburg zureichend sind, läßt 
sich aber, weil es ihn zu weit abgeführt haben würde, 
nicht auf eine ins einzelne gehende Widerlegung ein. 

Ich habe ihm in diesem Punkte seiner Ausführungen 
alsbald zugestimmt, weil ich seit langem diese Ansicht 
teilte und schon vor ihm damit beschäftigt war, die Frage 
im Zusammenhang mit meinen Ermittlungen über die 


1 Vgl. Archiv f. Hessische Geschichte und Altertumskunde, Neue 
Folge, III. Bd., S. 349—377. 
2 Hessisches U.-B., I. Abt., III. Bd., S. 408 ff, Kapitel 11, S. 461—471. 
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Nachkommen der Konradiner zu klären.® In meiner Arbeit 
über die Familie des Grafen Otto v. Hammerstein habe 
ich sodann darauf hingewiesen, daß ich die Nassauer 
für Nachkommen einer Tochter dieses Grafen Otto halte, 
die mit einem Grafen v. Zütfen vermählt war. 

In erster Linie bedarf es aber, trotz der zahlreichen 
und gründlichen älteren Arbeiten, doch noch einer Re- 
vision der ersten urkundlich gewissen Generationen der 
Nassauer und ihrer Besitzungen, um von sicherer Grund- 
lage aus an die Lösung des Problems herantreten zu 
können. 

Mit Zurückhaltung hat sich den Ausführungen von 
Wyß und mir gegenüber P. Wagner in seinem, in nieder- 
ländische Sprache übertragenen Aufsatz: De oorsprong van 
het huis Nassau5 geäußert. In letzter Zeit hat sich auch, 
und zwar ablehnend, Emil Krüger mit der Frage beschäftigt, 
in seiner Arbeit über die Herkunft der Liutgardis, der 
Gemahlin des Magdeburger Burggrafen Gebhard IV von 
Querfurt, aus dem Hause Nassau.® 

Die ältere Literatur beabsichtige ich nur ausnahms- 
weise heranzuziehen, weil Wyß und Wagner aus ihr das 
sachlich Erhebliche ‚angeführt haben. 

Nebenstehend gebe ich eine verbesserte Tafel der ersten 
Generationen des Hauses. Ich schließe ihr die Begründung 
meiner Änderungen an den Aufstellungen von Wyß und 
Krüger unter denselben Zahlen an, die den Personen in 
der Tafel vorgesetzt worden sind. 

Zu 7. Heinrich I, Graf von Nassau, 1160, 7 1167. 
Seine Einfügung als dritter Sohn Ruprecht I rechtfertigt 
sich durch den Eintrag zum 5. Juli im Arnsteiner Nekro- 
logium: Henrici comitis de Nassauwe et Walerami comitis 
fratris ejusdem, qui contulit nobis totam decimam de 
foresto apud Esten sitam.? 


3 Quartalblätter des Historischen Vereins f. d. Großh. Hessen, 
Jahrgang 1899, II. Bd., S. 547. 

4 Archiv etc., N. F., III, S. 358. 

5 Je maintiendrai. Een bock over Nassau en Orange. Geschicd- 
kundige bijdragen bijeengebracht onder leiding van F. J. L. Kraemer, 
E. W. Moes en P. Wagner, I, Leiden (1905). 20 Seiten umfassend. 

6 Geschichts-Blätter für Stadt und Land Magdeburg, 43. Jahrgang. 
1908, 5. 295— 334. Es ist mir aufgefallen, daß darin weder die genea- 
logischen Untersuchungen zur Reichsgeschichte unter den salischen Kaisern 
von H. Witte (Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichts- 
forschung, V. Eirgänzungsband) noch meine Aufsätze: Genealogische 
Studien zur Reichszeschichte und Alt-Gießen (diese Zeitschrift, N. F,, III 
u. V) erwähnt worden sind. : 

* Nassauer Annalen, XVI, S. 134, 
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Conrädy rügt mit Recht die gezwungene Auslegung 
des Herausgebers Becker, ohne aber selbst die nächst- 
liegende zu bemerken.® Auch WyB und Krüger irrten, als 
sie Heinrich I zu einem Bruder Ruprecht III machten. 
In dem Briefe des Papstes vom 13. Mai 1154 werden nur 
zwei Söhne Ruprecht I und der Beatrix genannt. Eibenso 
wie der jüngste Sohn Walram damals wegen Minder- 
jährigkeit unerwähnt blieb, kann auch .der dritte Sohn 
der Beatrix aus derselben Ursache ausgelassen worden 
sein. Er findet sich erst seit 1160 als Graf, nachdem seine 
älteren Brüder verstorben waren. Nach Heinrichs söhne- 
losem Ableben wurde Walram ‚Alleinherr der Besitzungen 
Ruprecht I. 

Zu 9. Gerhard, Graf von Laurenburg, 1148. 
Trotzdem schon Cohn diesen Grafen erwähnte?°, ist er von 
Conrady und Wyß übersehen worden. Krüger hat das zwar 
verbessert, setzt ihn aber an falscher Stelle ein. Ange- 
sichts des Papstbriefes von 1154 ist es ausgeschlossen, 
daß er ein älterer Bruder Arnold II und Ruprecht II ge- 
wesen ist. Da Gerhard bereits 1148 als Graf bezeichnet 
wird, so ist er als ältester Sohn des in diesem Jahr zu- 
letzt vorkommenden Grafen Arnold I anzusetzen, als 
älterer Bruder Ruprecht III, der im Trierer Lehnsvertrag 
von 1158 bereits erscheint. Das von Krüger angegebene 
Vorkommen beider Brüder in 1158 ist als irrig zu 
streichen. Das Original der im. Mittelrheinischen Ur- 
kundenbuch (I, Nr. 615), nach einer Abschrift gegebenen 
Urkunde, hat nach gefälliger Auskunft des K. Staats- 
archivs Koblenz nicht Lurenburg, sondern Berebach. 
So hat auch bereits der ältere Abdruck bei Gudenus 
(€. D. I, S. 231), durch den Krüger hätte stutzig werden 
müssen. 

Zu 15. Liutgardis, die im Jahre 1222 verstorben ge- 
wesen sein muß, weil damals eine Teilung der ihr erb- 
lich zugefallenen Güter zwischen ihrem zweiten Gatten und 
ihren Kindern aus erster Ehe zustande kam.!o 

Danach hatte sie aus ihrer Ehe mit Gebhard IV, 
Burggraf von Querfurt, vier Kinder; aus zweiter Ehe mit 


® Nassauer Annalen, XXVI, S. 196, 

® Stammtafeln z. Gesch. der deutschen Staaten, ete., Tafel 126. 

10 Mittelrh. U.-B., II, Nr. 192. Nach gefälliger Auskunft der fürst- 
lich Löwenstein-Freudenbergischen Domänenkanzlei zu Wertheim trifft 
meine Vermutung, daß es im Original der Urkunde heißen muß: dimidiam 
partem de Lurenburch zu. Es handelt sich also um die ganze Burg 
Schaumburg, !/4 von Leiningen, 1/, von Laurenburg und !/;an Westerburg. 
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Hermann Graf v. Virnebürg drei Kinder hinterlassen. !! 
Krüger hat, verleitet durch eine bodmannsche Fälschung, 
angenommen, daß Liutgardis von Querfurt eine gleich- 
namige Schwester gehabt habe, die mit Graf Hermann 
v. Virneburg vermählt gewesen sei.!? Er gibt ihr weiter 
vermutungsweise noch zwei andere Schwestern, die sich 
in die Häuser Isenburg und Runkel verheiratet hätten. 
Die dafür vorgebrachten Gründe sind aber ganz unzu- 
reichend.!3 

Die Burggrafen von Querfurt haben ihre nassauischen 
und leiningischen Erbgüter wohl bald veräußert, wie, außer 
der von Krüger zitierten Urkunde von 1230, aus einer 
weiteren von 1234 über Eigengüter bei Coblenz hervorgeht.'* 


Die ältesten Besitzungen des Hauses Nassau an der 
Lahn und Sieg. 


1. Die Burg Nassau. 


Für den Streit, den das Bistum Worms mit dem 
Grafenhause über das Eigentum der Burg Nassau im 
12. Jahrhundert geführt hat, genügt es, auf die Dar- 
legungen von Wyß zu verweisen. In dem Lehnsvertrage 
von 1159 zwischen Trier und den Grafen wird gesagt, 
daß die Vorfahren des Bruderpaares Ruprecht I und 
Arnold I einst mit Gewalt die im Bereich des wormsischen 
Landgutes Nassau im Lahngau gelegene Burg gebaut 
hätten. Dieses 40 Hufen große Landgut sei, ausweislich 
des Tauschvertrags zwischen Trier und Worms, durch 
Schenkung des Bischofs Azecho an das Domkapitel ge- 


11 Die Tafel der Grafen v. Virneburg ist nicht so, wie Krüger (a. 
a. 0, S. 321 und Stammtafel 3) angibt, sondern wie folgt: 
Hermann c.d. V., 1238 Mönch. 
Gattin: Luckard v. Nassau, rt vor 1222. 


Robert (1232), 1235, Heinrich, 1238 Kanonikus zu Carden, 
rt vor 1242. dann Graf v. V., 1242—89. 


Gattin: Ponzetta, 1275. 
Robert, 1270ff. Philipp, 1292. 

12 Zuletzt gedruckt bei Sauer, Nass. U.-B. I, Nr. 308. Das Wies- 
bader Staatsarchiv kennt keine Quelle für die von Bodmann gebrachte 
Urkunde von 1204. Sauer stellt unter Nr. 310 eine Fälschung Bod- 
manns bezüglich einer andern Urkunde fest, die er auch 1204 datiert hat. 
Die Halberstädter Urkunde von 1220 sagt nicht, daß damals Lukardis 
v. Querfurt noch Witwe gewesen sei, sondern bekundet, daß sie beim 
Tode ihres Ehemannes früher eine Schenkung gemacht habe. 

13 Krüger a. a. O., S. 326ff. Das Nähere werde ich später bei- 
bringen. Auch seine Tafeln über die Häuser Isenburg und Nassau 
sind fehlerhaft. 

14 Sjoet, Oorkondenbock der Gr. Gelre.en Zutfen, Nr. 569 bis. 
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langt. Die Grafen behaupteten in dem Streite mit Worms 
auch Eigentumsrechte an der Burg zu haben, die sie dann 
an Trier zu Lehen auftrugen. Das geschah vor Reinbald 
v. Isenburg, dem damaligen Inhaber der Grafschaft, in 
der die Burg lag. Er war der Nachfolger seines Vetters 
Ludwig v. Arnstein in der Grafschaft Marvels. Die be- 
zügliche Urkunde Bischof Azechos datiert aus 1034; sie 
ist nicht mehr im Original vorhanden, aber ihr Haupt- 
inhalt ist echt. Der Bischof schenkte das 40 Hufen große 
Landgut Nalouva im Gau Loganehe in den Grafschaften 
der Grafen Wigger und Arnold®, das er erst erworben 
hatte, an einen von ihm gestifteten Altar im Wormser 
Dom.!* Auch im Jahre 1128 scheint sich das für Worms 
günstige Urteil K. Lothars auf dieses Beweismittel gestützt 
zu haben. 

Sehr verdächtig erscheint schon angesichts dieser Ur- 
kunde von 1034 die Königsurkunde von 915, die den Hof 
Naflfowa'', der auf beiden Ufern der Lahn in den beiden 
Grafschaften Sconenberg und Marvels gelegen sei, an 
das Kloster Weilburg vergabte.!s Es ist für jene Zeit ganz 
ungewöhnlich, die Lage eines Ortes ohne Gaubezeichnung, 
nur nach den Namen der Grafschaftsmalstätten, aber unter 
Verschweigung der Personen der Grafen selbst, zu be- 
zeichnen. Ich halte diese erst aus dem 12. Jahrhundert 


15 Daß diese Urkunde die kleinen Gaue Einrich und Engersgau 
zum Lahngau rechnet, ist als auffällig bereits früher bemerkt worden. 
Vielleicht ist sie für den Rechtsstreit mit einem Worms günstigen Zu- 
satz versehen worden, oder es liegt Verderbnis des Textes vor. Das 
von Azecho geschenkte Gut lag möglicherweise nur in einem der Gaue. 

16 In dem zwischen 1533 und 1552 niedergeschriebenen, früher 
im bischöflichen, jetzt im Darmstädter Archive verwahrten Sammelband, 
betitelt „Antiq. ex Cron. Ecel. Wormat.‘“ steht in dem Catalogus 
episcoporum Worm. ex antiquissimis libris [criptus fol. 102v., unter 
Azecho als Zusatz: In antiquissimo Martyrologio Wormat. manuscripto 
in pergameno ponitur 1.die Januarii aditur (?) plenum fervitium. Liber 
autem est in Bibliotheca fummi templi in fine parietis ad occidentem. 

Dieselbe Hand hat in den ausführlicheren Katalog desselben Bandes 
fol. 44 bei Azecho nachgetragen : Haec Gifela habet plenum servitium de 
Obfowa (wohl Oppau) et alterum de Naffouia 15 calend. Martii — Ite- 
rum plenum habet fervitium ad Naffouia 1. die Martii ; item aliud plenum 
Calend. April. iterum plenum servitium ad Naffouia Calend. Maji, iterum 
ad Naffouia calend. Junii. Item 15 Calend. Julii memoria ejusdem cum 
pleno servitio ; Calend. Julii de Naffouia ; item Calend. Augusti, Calend. 
Septemb. Calend. Octob. plen. serv. de Naffouia: iterum Calend. Novemb. 
item Calend. Decemb. Die Zusätze aus dem Martyrologium reichen bis 
zum Bischof Conrad II. einschließlich. Diese Einträge entsprechen völlig 
den Anordnungen des Stifters Azecho in 1034. 

1? 1034 Nafouva, 915 Naffowa paßt sprachlich schlecht zusammen, 

138 Mon. Germ. D.D. I, Nr. 26. 
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in Abschrift überlieferte Urkunde für eine Wormser 
Fälschung, von der aber in dem Rechtsstreit kein Gebrauch 
gemacht worden ist. 

Die den Namen Nasat tragende Ferndorfer Münze, 
ebenso wie die Angabe des Arnsteiner Mönchs, der Nassau 
als Wohnsitz des Vaters der ersten Generation des Grafen- 
hauses bezeichnet, werden in anderm Zusammenhange 
weiter unten gewürdigt werden. 


9. Die Burg Laurenburg und ihre ältesten Besitzer. 


Der Name dieser oberhalb Nassau am rechten Lahn- 
ufer gelegenen Burg, nach der die Söhne der nach Nassau 
vermählten Gräfin v. Arnstein ausschließlich bezeichnet 
werden, findet sich bereits einige Zeit vorher. Tuto 
v. Lurinburg, Vogt zu Lipporn, überträgt der Abtei Schaft- 
hausen dieses im Einrich gelegene Kloster, dessen Grün- 
dung Trutwin bereits in Aussicht genommen habe. Tuto 
spricht darin nicht von seiner Deszendenz, nur von Seiten- 
verwandten, die ihm in der Vogtei folgen sollten. Erz- 
bischof Bruno v. Trier bestätigt seine Anordnungen, dotiert 
die Stiftung mit dem Zehnten zu Meilingen und ordnet 
selbst durch eigene Urkunde die Beziehungen des dem 
heiligen Florin geweihten Klosters Lipporn zu Schaff- 
hausen. Er nennt darin den Tuto Graf v. Lurenburg seinen 
amicus. Auch in der nicht gleichzeitigen Stiftungsurkunde 
der Abtei Laach, die 1093 datiert ist, erscheint ein Graf 
Dudo v. Lurenburch als Zeuge. Ein Druwin endlich war 
991 Graf im Gau Königssondern. Es ist möglich, daß er 
zu den Vorfahren der Stifter von Lipporn gehörte, aber 
keineswegs sicher. 

Das ist alles, was man aus echten und gleichzeitigen 
Urkunden über diese Familie weiß?, alles übrige beruht 
auf den gefälschten Bleidenstädter Traditionen. 

Aus der Urkunde von 1132, betreffend die Übergabe 
des von Graf Ruprecht gestifteten Klosters Schönau, in 
dem die Lipporner Stiftung aufgegangen ist — sie war 
ebenfalls dem heiligen Florin geweiht —, an das Erzstift 
Mainz erhellt, daß die Vogtei an den Besitz des Gutes 
Milena und der Burg Luorenburch geknüpft war. Damals 
galt die Laurenburg also als Wohnsitz des Hauses des 

19 Mon. Germ. D.D. II, S. 485. 

20 Die Erwähnung eines Zeugen Drutwin in 959 wird nachstehend 
besprochen werden. 

21 Krüger verwendet sie noch, in Unkenntnis des darüber in- 
zwischen Festgestellten. 
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Stifters v. Schönau, der wie sein Bruder auch stets nach 
ihr bezeichnet wurde. Es wäre auffällig und spräche nicht 
für verwandtschaftliche Pietät, wenn ein naher Angehöriger 
und Erbe des Stifters von Lipporn bald nachher eine neue 
Klosterstiftung in der Nähe der alten errichtet hätte. Er er- 
wähnt Kloster Lipporn nicht einmal. Dieser Ort lag in der 
früher arnsteinischen Grafschaft auf dem Einrich. Der 
dortige Grundbesitz gehörte keineswegs ganz zur älteren 
Klosterstiftung daselbst. Schönau erhielt ein größeres Gut 
zu Lipporn erst 1170 überwiesen, das ein Besitz der freien 
Herren Albero, Vogt von Kerpen, und seines Bruders 
Theoderich gewesen war.®® Das ist ein so angesehenes 
Geschlecht, daß nichts entgegenstehen würde, ihre Vor- 
fahren als Allodialerben des Dudo v. Laurenburg anzu- 
sehen. Die Heimat desselben ist das entlegene Kerpen 
s. w. Köln. 

Das Gebiet von Laurenburg gehörte, ausweislich einer 
Urkunde von 959 zum Grundeigentum des 949 ver- 
storbenen Herzogs Hermann von Schwaben aus dem Hause 
der Konradiner. Er stiftete nach 930 für. einen umfang- 
reichen Besitz, über dessen Grenzen wesentliche Zweifel 
nicht bestehen, eine Pfarrkirche bei der Burg Humbach 
(Montabaur), die 959 vom Bischof Heinrich nach einem 
Neubau geweiht wurde. Unter den Zeugen der Urkunde 
steht an erster Stelle, vor dem Pfalzgraf Hernbertus, ein 
Drudvinus; den man also als Ahnherrn der innerhalb des 
Pfarrsprengels wohnhaften Herren der Burg Laurenburg 
ansehen kann, weil bei ihnen der seltene Vorname Drutwin 
wiederkehrt. Ob dieser große Besitz ganz an die einzige 
Tochter des Herzogs überging, oder ob sich deren Gemahl 
Liudolf mit‘ den Neffen Herzog Hermanns auseinander- 
setzte, steht nicht fest. 

Laurenburg war in den Händen des Hauses Nassau 
Allod. Die Hälfte der Burg kam nach dem Tode Graf 
Ruprecht III und seines Sohnes an die einzige Tochter 
Liutgardis.- In der Erbteilung unter ihren Kindern fiel sie, 
wie oben erwähnt, den vier Geschwistern aus erster Ehe 
zu. Diese scheinen das halbe Schloß bald an die Grafen 
von Dietz veräußert zu haben. 

Bei diesem Sachverhalt bleibt es also ganz unsicher, 
wie Laurenburg vom Grafen Dudo auf den zu Nassau 
wohnenden Gemahl der Arnsteiner Tochter gelangt ist, 

22 J. M. Kremer, Entwurf 77, II, S. 200. 


23 Arnoldi, J., Gesch. der Oranien-Nassauischen Länder etc, II 
Ss. 25 ff. 


’ 


Genealogische Studien zur Reichsgeschichte. 475 


dessen Söhne sich stets nach Laurenburg nennen. Eine 
agnatische Abstammung halte ich für ausgeschlossen, auch 
eine solche durch weibliche Verwandtschaft ist mir 
unwahrscheinlich, weil keine Spur einer so beträcht- 
lichen Erbschaft bei der Namensgebung im Hause Nassau 
zutage tritt. Der Erwerb durch Vertrag von entfernt 
wohnenden Allodialerben liegt am nächsten. Möglich 
wäre es außerdem, daß die Laurenburg Lehen war, 
und nach Dudos Tod dem Lehnsherrn heimfiel. Dieser 
Lehnsherr könnte aber der Vater der Gebrüder Ruprecht 
und Arnold gewesen sein. Darüber wird später noch 
gehandelt werden. 


3. Die Mitherrschaft zu Metternich bei Koblenz. 


Ungefähr im Jahre 1185 waren Herren des Dorfes 
Metternich: Henrich Graf v. Seine und sein Bruder Eber- 
hard, Robert Graf v. Nassau und sein Vetter (nepos) 
Walram, Anselm v. Molsberg, Salomena mit ihrer Tochter 
Mathilde und deren Gemahl. Rudolf, Pfalzgraf von Tü- 
bingen.®* Über die Entstehung dieser Besitzgemeinschaft, 
die also auf den Vater Ruprecht I und Arnold I zurück- 
gehen wird, sind seit langer Zeit Vermutungen verschie- 
denster Art aufgestellt worden, zuletzt auch von Wyß.? 
Seine Annahme, daß es sich um den Kreis der arn- 
steinischen Miterben handele, ist aber ebenso unhaltbar, 
als frühere. Es fehlen ja gerade die an dieser Erbschaft 
mitbeteiligten Grafen von Katzenelnbogen und Herren von 
Isenburg.2* Es wird sich um eine Gemeinschaft handeln, 
die aus der Beerbung der‘ Konradiner herrührt, und 
zwar vermutlich aus der des schwäbisch-wetterauischen 
Zweiges. Sämtliche Teilhaber sind in der Lahngegend 
angesessen oder stark begütert. 

Der von Wyß herangezogene merenbergische Besitz 
zu Obertiefenbach im Einrich, der unmittelbar an alt- 
nassauischen Besitz angrenzte, läßt sich ganz gut auch 
so erklären, daß Merenberg durch seine Verschwägerung 
mit Luxemburg-Gleiberg Anteil am konradinischen Besitz 
in jener Gegend erhalten hatte.?” Der dortige nassauische 
Besitz kann denselben Ursprung gehabt haben. Die arn- 
steinische Erbschaft wird dadurch gar nicht berührt. *s 
4 Mittelrheinisches U.-B., II, Nr. 223. 

Hessisches U.-B., I, III, S. 468 ff. 

Diese Zeitschrift, N. F., V, S. 223, Anm. 13. 

Diese Zeitschrift, N. F,, V, S. 227, 

Die Tafel 126a in Cohns Stammtafeln ist zu streichen. 
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4. Die Burg Idstein. 


Sie kann mit Sicherheit erst als gegen Ende des 
12. Jahrhunderts im Besitze des Hauses Nassau befindlich 
nachgewiesen werden. 

Durch Schenkung eines Grafen Udalrich, der der 
kinderlose Bruder des Ahnherrn der Häuser Eppstein 
(Hainhausen) und Hanau (Dorfelden) war, wurde sie 
dem Erzstift Mainz vor 1124 zugewendet, zusammen mit 
den Burgen Klingenberg, Oberoldeshusen und Eppstein. 
Conrady hat sich gegen meine Identifizierung von Ober- 
oldeshusen mit Obertshausen im Rodgau gewendet, aber 
aus unzureichenden sprachlichen Gründen.3 Die Identität 
geht unzweifelhaft auch aus den inzwischen an das Darm- 
städter Archiv gelangten Güterregistern des Obertshausen 
benachbarten Klosters Padershausen bei Heusenstamm 
hervor. 31 

Nimmt man hinzu, was ich früher über die Lage bei- 
gebracht habe, so kann für niemand ein Zweifel mehr be- 
stehen.” Der Besitz des Hauses Eppstein im Maingau 
ist also ein alter, mindestens ins 11. Jahrhundert zurück- 
gehender. Ob es mit Idstein eine ähnliche Bewandtnis 
hatte wie mit Eppstein, das, als Reichslehen, erst durch 
Urkunde des Kaisers zur Hälfte an Mainz gelangte? Ich 
halte es für wohl möglich, daß Idstein nebst Zubehör 
nassauisches Lehen des Grafen Udalrich war, der sich 
mit seinem Bruder Konrad endgültig auseinandergesetzt 
haben müßte, so daß der Heimfall an den Lehnsherrn 
erfolgte. 

5. Das Siegerland. 


Zur Orientierung sei (nach meinem vor längerer Zeit 
gehaltenen Vortrag) einiges über die Zugehörigkeit des 





29 Mitteilungen des Hanauer Bezirksvereins, Nr. 6, S. 23ff. Von der 
Tafel ist die erste Generation, als auf den Bleidenstädter Fälschungen be- 
ruhend, jetzt zu streichen. 

30 Nassauer Annalen, Bd. 26, S. 53. Die unhaltbare Trennung Con- 
radys zwischen Oberoldeshusen und Ethechinstein wird auch durch den 
neuen besseren Abdruck bei Roth widerlegt (Fontes rerum Nassoicarum, 
I, S. 500*), ’ 

31 Sie stammen aus dem 13. u. 14. Jahrhundert, Unter Oberoldis- 
husen steht auf Blatt 11 ein Nachtrag aus dem 14. Jahrhundert, der 
besagt, daß für eine dortige Fruchtrente zu Unterpfand lagen 2 Morgen 
Ackers in der Santgruben an dem Rintbrücker Wege. Rintbrucken 
ist das heutige Rembrucken, ca. 1/, Meile südlich Obertshausen. Auf 
Blatt 18 wird ein anderes Unterpfand daselbst erwähnt: pratum situm in 
Huserwege. Das ist das !/, Meile nordwestlich von Obertshausen 
liegende Dorf Hausen hinter der Sonne. 

32 Correspondenzblatt des Gesamtvereins, 1874, S. 69. 
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Siegerlandes zum Hessengau vorausgeschickt. Menke ist 
geneigt, es zum Lahngau zu rechnen. Unentschieden 
läßt die Frage Philippi, der Verfasser des Sieger Ur- 
kundenbuchs, und Dr. Martin Schenck, der Verfasser 
der zugehörigen Karte. 

Ich habe mich nach längerem Schwanken ent- 
schieden, es zum Hessengau zu schlagen. Für einen 
eigenen Gau ist es, in Anbetracht seiner rauhen bergigen 
Beschaffenheit viel zu klein; selbst die benachbarten alten 
Grafschaften — also Gauteile — sind alle weit umfang- 
reicher. 33 

Da sich kein Ort des Siegerlandes mit einer Gaube- 
zeichnung in unseren Quellen gefunden hat, so muß 
man durch Heranziehung der kirchlichen Einteilungen 
sowie der Grafschaftsgrenzen versuchen, zum Ziele zu ge- 
langen. °t 

Kirchlich gehört das Siegerland zur Diözese Mainz, 
zum Landkapitel Arfelden a. d. Edder, das einen Bestand- 
teil des Archidiakonatssprengels von St. Stephan zu Mainz 
bildet, der sich über das westliche Hessen und den nord- 
östlichen Teil des Lahngaues erstreckte. Dieser hier in 
Betracht kommende Teil des Lahngaues — das Land- 
kapitel Ameneburg — ist aber gleichzeitig auch eine ge- 
schlossene und recht große Grafschaft, deren Malstätte 
zu Ruchesloh (südlich Marburg) lag. Soll man annehmen, 
daß das beim Landkapitel Arfelden anders lag? Daß es 
sich über Teile zweier verschiedener Gaue erstreckte, daß 
es aus zwei voneinander unabhängigen Grafschaften zu- 
sammengesetzt war? Dazu ist das Siegerland von dem 
südlich angrenzenden Haigergau schon frühe, auch bezüg- 
lich der Grafschaft, scharf geschieden, wie aus der Ur- 
kunde über die Abgrenzung des Haigerer Kirchensprengels 
erhellt. An den westlich anstoßenden Auelgau aber würde 
es ein ganz unorganisches Anhängsel bilden. 

Die Vereinigung der drei Landkapitel in der Hand 
von St. Stephan ist keine ursprüngliche. Noch im Jahre 
1059 gehörte das Arfelder zum Archidiakonat des Mainzer 
Domprobstes; 1103 dagegen wird ein Ort im benach- 


°® Man darf sich dabei nicht durch den Umstand irreführen lassen, 
daß in unsern Quellen sogar auch bloße Zenten als pagi bezeichnet werden: 
wie Arahafeld, Pernaffe, Erdehe, Lare, Virnegau. 

34 Schlüsse aus der Mundart scheinen mir dagegen bei einem solchen 
kleinen Grenzland — es liegt an der sächsisch-fränkischen Grenze ; sein 
Dialekt enthält hessische, ripuarische und südfränkische Sprachelemente — 
nur mit äußerster Vorsicht gezogen werden zu dürfen, 
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barten Kapitelgebiet von Kesterburg bereits in das Archi- 
diakonat von St. Stephan gesetzt.® Diese Zusammen- 
schweißung von drei Landkapiteln: Ameneburg, Kester- 
burg und Arfelden, die durch einen zu Ameneburg wohn- 
haften Offizial des Probstes regiert wurden, hat es be- 
wirkt, daß in seinen Registern sämtliche Sendkirchen des 
Gebietes in bunter Reihe aufgeführt sind, daß sie nicht 
nach den später immer bedeutungsloser werdenden Ka- 
. pitelsprengeln gesondert sind. 

Diesem, von dem Sieger Historiker beklagten Mangel 
läßt sich aber leicht abhelfen. Man hat nur nötig, auf 
das urkundliche Vorkommen der Dechanten und Käm- 
merer der drei Landkapitel zu achten. Ihre Pfarrsitze ge- 
hören zweifellos immer zu den Kapiteln, bei welchen sie 
beamtet sind. Das Resultat meiner bezüglichen Ermitte- 
lungen war, daß zu Arfelden nur die sechs Sendkirchen 
zu Arfelden und Raumland a. d. Edder, zu Lasphe 
und Feudingen im Lahngebiet und zu Siegen und 
Netphen im Siegerlande gehört haben. Die Nord- und 
ÖOstgrenze wird durch die Orte Girkhausen, Wundert- 
hausen, Diedenshausen. Allertshausen, Elsoff, Richstein, 
Stadt Lasphe und Banfe bezeichnet. Der Anschluß an 
die Südostecke des Siegerlandes ist also ganz unge- 
zwungen. 

Dieses Gebiet, zuzüglich des Siegerlandes, ergibt einen 
stattlichen kirchlichen Sprengel, der im Nordwesten, vom 
Astenberg her bis zur Wasserscheide längs der west- 
fälischen Grenze reicht, und sich auch da sehr gut an 
die Nordgrenze des Siegerlandes anschließt. Auch als 
einheitliche Grafschaft paßt dies Gebiet zur Größe der 
uns bekannten benachbarten Lahngauer Komitate; die 
übrigen im Hessengau scheinen noch viel größer ge- 
wesen zu sein. 

Im Siegerland stand nun, ausweislich der Münzen, 
bereits im 12. Jahrhundert das Grafenrecht dem Hause 
Laurenburg- Nassau zu®, während der Rest des De- 
kanats Arfelden von den Grafen v. Witgenstein regiert 
wurde, die unter diesem Namen zuerst 1174 erscheinen. 
Ihre früh verloren gegangenen Grafenrechte im Sprengel 
von Kesterburg, die noch im Jahr 1107 ein Graf Diemo 
ausübte, können hier außer Betracht bleiben. Sie sind 


35 Die Bedenken Höynks in seiner Geschichte des Dekanats Siegen, 
S. 14, scheinen mir gegenüber dem Wortlaut der Urkunde von 1059 
unerheblich. 

36 Die Münzfrage wird weiter unten besonders behandelt werden. 
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wahrscheinlich eines Stammes mit ihren sächsischen 
Nachbarn, den Edelherren von Grafschaft gewesen, die 
auch dasselbe Schildwappen führten. Auch sonst lassen 
sie sich in keiner Weise mit dem Hause Nassau ver- 
gleichen. Dieses Haus hatte zahlreiche Vasallen in 
Hessen, wozu auch die Grafen v. Witgenstein selbst be- 
züglich eines Gerichtes bei Treisa/Ziegenhain gehörten. Ja 
es fehlt sogar nicht an einem Zeugnis, daß die Grafschaft 
Witgenstein selbst nassauisches Lehen war! Im Jahre 
1392 bekennt Graf Johann v. Sayn, der Erbe der Graf- 
schaft, daß er diese selbst von alters von Nassau zu 
Lehen trage; eine urkundliche Nachricht, die Wenck aus 
unzureichenden Gründen beanstandet hat. 

Man darf also annehmen, daß die Grafschaftsrechte 
an den oberen Läufen der Edder, Lahn und Sieg ur- 
sprünglich in einer Hand lagen, daß sie die westlichste 
Grafschaft des Hessenlandes ausmachten. Das Siegerland 
ist zudem auch keineswegs durch eine schroffe Wasser- 
scheide von ihnen getrennt. Die Quellen der Edder und 
Lahn gehörten auch politisch von jeher zum Siegerland, 
nicht zur Grafschaft Witgenstein. Der Dialektübergang 
nach Südosten und Osten wird dazu von dem neuesten 
Bearbeiter der Siegerländer Mundart als unmerklich be- 
zeichnet. 

Ausweislich der Darlegungen von Philippi?” ist es 
zweifellos, daß die allodialen Grafenrechte des Hauses 
Nassau im Siegerland bereits früh zur Landeshoheit 
führten, während die abgetrennte Lehnsgrafschaft Witgen- 
stein, die etwa die östliche Hälfte des Landkapitels Ar- 
felden umfaßte, sich selbständig entwickelte. 

Bezüglich des Alters der Pfarrei Siegen scheint mir 
die Nikolaikirche wegen ihres Grundrisses eine erneute 
Prüfung zu erfordern.® Als Zentralanlage darf sie ein 
recht hohes Alter beanspruchen. 


6. Die „provincia“ des Grafen Rubert von Nassau 
im Jahr 11”9. 


Der rheinfränkische Landfrieden, den Kaiser Frie- 
rich I 1179 zu Weißenburg erneuerte®, enthält am 
Schlusse eine Abgrenzung seines Geltungsbereiches. Im 
Osten verläuft sie von Eichenbühl östlich Miltenberg a. M. 


37 Sieger Urkundenbuch, I, S. XXVIII ff. 

38 Ludorff, Die Bau- und Kunstdenkmäler des Kreises Siegen, 
Ss. 76 ff. 

39 Böhmer, Acta imperii selecta, Nr. 138. 


480 Gustav Frhr. Schenk zu Schweinsberg 


ab in nördlicher Richtung längs der Würzburger Bistums- 
grenze bis an die Fuldabrücke westlich Fulda, wo die Graf- 
schaft des Grafen Bertold von Nurings endigt. Von da ab 
erstreckt sich der Landfrieden über die ganze Wetterau, 
die im Nordosten an das Grabfeld und den Hessengau 
grenzt, dann aber von Alsfeld ab sich in südwestlicher 
Richtung, nach Norden an den Oberlahngau stoßend, 
erstreckt. Nach Überschreitung der Höhe (des Taunus) 
trifft die Grenze des Landfriedens auf die Grafschalkk des 
Grafen Heinrich v. Dietz. Es wird die Gegend von Gräfen- 
wiesbach gemeint sein, oberhalb Weilmünster. Von hier 
aus breitete sich die damals noch vereinigte Grafschaft 
Dietz in westlicher und später nordwestlicher Richtung 
aus, durch den ganzen Unterlahngau bis an den Einrich 
und den Engersgau. Im Osten grenzte die Grafschaft Dietz 
an das Gebiet der Wormser Vogtei Weilburg und die 
Herborner Mark, im Norden an die Mark von Haiger. 

Diese drei Gebiete können nur (abgesehen vom Sieger- 
land) unter der provincia des Grafen Rubert v. Nassau 
gemeint sein, durch die sich,- bis zur Diözesangrenze 
zwischen Köln und Trier, der Landfriede erstreckte. Da 
der Engersgau nicht zum Landfriedensgebiet gerechnet 
wird, so handelt es sich nur um das Stück der Diözesan- 
grenze zwischen dem kölnischen Auelgau und der zu 
Trier gehörigen Mark von Haiger. 

Dieses zum mittleren Lahngau gehörige Gebiet hat 
eine recht verwickelte Verfassungsgeschichte. Die Vogtei 
über das an Worms gelangte Kloster Weilburg und den 
sonstigen Besitz des Bistums bei Weilburg scheint schon 
in der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts an das Haus 
Nassau gelangt zu sein. Von diesem wormsischen Gebiet 
waren größere Stücke zu Lehen vergeben; z. B. die Calen- 
berger Zent an die freien Herren v. Merenberg. 

Über die anstoßende Herborner Mark ist neuerdings 
gehandelt worden. Es scheint mir, daß das Lehnsver- 
hältnis der Grafen von Nassau gegen die Landgrafen 
von Thüringen bezüglich dieser Mark bereits in alte Zeit 
zurückgeht, mindestens in das 12. Jahrhundert. Die Rechte 
des Hauses Thüringen aber mögen gleichaltrig mit dessen 
übrigen rheinischen Besitzungen sein. Ich behalte mir 
vor, an anderer Stelle die Gründe darzulegen, warum ich 
glaube, sie auf Beerbung eines Zweiges der Konradiner 
zurückführen zu müssen. Nassau belieh seinerseits die 


40 P, Wagner in Nassauer Annalen XXXII, S. 26 ff. 
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Geschlechter v. Dernbach und v. Bicken als Afterlehen 
mit Gerichtsbarkeit in der Herborner Mark. 

Die nördlich angrenzende Mark Haiger war, was die 
Gerichtsbarkeit betrifft, kurpfälzisches Lehen der freien 
Herren v. Molsberg, die sie ihrerseits auch einigen ritter- 
schaftlichen Familien zu Afterlehen vergeben hatten.* Wie 
aber ist es möglich, daß dieses bunte Gebiet, das ur- 
sprünglich als Haigergau in der Hand eines konradinischen 
Grafen gewesen sein wird, ebenso wie es eine kirchliche 
Einheit als Dekanat Haiger gewesen ist, 1179 (wahrschein- 
lich noch zuzüglich des Siegerlandes) als provincia 
des Grafen Rubert III bezeichnet wurde? Das scheint 
mir nur so erklärlich, daß dem um Kaiser Friedrich 1. 
sehr verdienten Grafen zur Belohnung eine fürstliche Ober- 
gewalt, der Rektorat über dies Gebiet übertragen worden 
ist, analog der landgräflichen — der provincialis comitia 
-— in anderen Reichsteilen. Nur bei dem Gebiet Ruberts 
ist im Landfrieden von ‚„provincia‘“ die Rede, sonst, mit 
Ausnahme des Landgrafen im Speiergau, stets nur von 
Grafschaften.2 Daß sich die Familien der ritterlichen 
Zentgrafen, die aus dem Verfall der alten Organisation 
Vorteil gezogen haben werden, gegen die neue Obergewalt 
sträubten, ist sehr erklärlich. Besonders noch deshalb, 
weil der Zweig Graf Ruberts bald nach ihm erlosch 
und das Erbfolgerecht der älteren Linie nicht zweifellos 
gewesen sein wird. Möglicherweise wurde erst Graf 
Rubert III von Thüringen mit der Herborner Mark 
beliehen. 


7. Nassauische Aktivlehen. 


Aus den von Arnoldi herausgegebenen Auszügen 
der nassauischen Lehensurkunden®# ist es bekannt, daß 
nassauische Vasallen weit außerhalb der Grenzen der 
Grafschaft wohnten. Besonders gilt das von Oberhessen. 
Ja sogar nördlich Kassel finden sich solche Lehnsobjekte. # 


41 Arnoldi, Geschichte der Oranien-Nassauischen Länder etc., I, 
S. 130ff. Der erste Laienzeuge in der Urkunde über den Haigerer 
Kirchensprengel von 1048 führt den Namen Anshelm. Das ist der Name 
Jes ersten bekannten Ahnherrn der v. Molsberg! Die Grafschaft Herborn 
mag damals ebenso von einem Untergrafen der konradinischen Erben 
versehen worden sein. 

42 Das Ergebnis meiner Abhandlung in den Forschungen zur 
deutschen Geschichte, XVI, S. 525ff., halte ich in allem Wesentlichen 
aufrecht, und gedenke mich bald mit der Polemik gegen dasselbe ausein- 
anderzusetzen. 

43 Miscellaneen aus der Diplomatik und Geschichte. 

4 Armnoldi, l. c. S. 295, unter Hohenfels. 


Archiv für hess, Geschichte u. Altertumskunde. N.F. 6. 3 


452 Gustav Frhr. Schenk zu Schweinsberg 


Es ist willkürlich, sie sämtlich aus der Erwerbung von 
Weilburg ableiten zu wollen; sie können teilweise einen 
weit älteren Ursprung haben. 

Hervorgehoben seien die Nachrichten über die Lehen 
des Rheingrafen Wolfram, aus denen erhellt, daß Nassau 
über die Hörigen der Abtei Bleidenstadt® im Rheingau 
zu verfügen hatte, ebenso wie über die Kölner Peters- 
leute. Auch der Wildbann im Rheingau war nassauisches 
Lehen. 4 

Erwähnenswert sind noch die Lehen, die die Herren 
v. Eppstein trugen.” Außer dem Gericht zu Josbach bei 
Eppstein und Hörigen in dieser Gegend sind es wieder 
die Kölner St. Petersleute in einem weiten Gebiete, von 
der Steinenstraße bis zur Perf“, Lahn, Nidda, Dautfe 
und Allna. Das Dorf Weimar bei Marburg und der 
Patronat zu Gladenbach werden weiter aufgeführt. Als 
Lehnsherr wird Graf Ruprecht bezeichnet; zweifellos ist 
damit wieder Ruprecht IIl gemeint. 


8. Nassauische Passivlehen. 


Nicht genügend beachtet sind die Auszüge, welche La- 
comblet aus den Kölner Mannbüchern veröffentlicht hat.:° 
Er zählt auf: 


1. Das Ober-Marschallamt der kölnischen Kirche. 

2. Die Eigenleute im Einrich. 

3. Die Herrschaft Westerwald, bestehend aus den 
Zenten Emmerichenhain, Marienberg und Neuen- 
kirchen. 

4. Dorf Ems mit dem Bade. ; 

5. Die Vogteien zu Weidenhahn, Wicegeshain’! und 


(Gershausen. 


% Die nassauische Vogtei über dies sehr alte Kloster scheint also 
aus früher Zeit herzurühren. 

46 Kremer Origines Nassoicae II, S. 220 und 223. 

#7 Ich zitiere nach der deutschen Übersetzung des eppsteinischen 
Lehnbuchs im Archiv zu Stolberg. 

45 So wird statt „Pyeffe‘‘ zu lesen sein. Gemeint ist entweder die 
Berf oder die Perf. 

49 Auch das ursprünglich herrenmäßige Geschlecht v. Merlau bei 
Grünberg in Oberhessen trug von Nassau zahlreiche Peterlinge am nörd- 
lichen Vogelsberg zu Lehen, die dann zum Teil durch Verschwägerung 
auf die Schenken zu Schweinsberg übergegangen sind. 

50 Archiv für die Geschichte des Niederrheins IV, S. 404. Vgl. 
dazu auch Arnoldi, Geschichte der Oranien-Nassauischen Länder etc., III, 
145, 163. 

51 Vogel, Beschreibung des Herzogt. Nassau, S. 673, bezieht diese 
Vogtei auf Winanshain bei Boden. Das Vogteigebiet habe sich über 
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Ein Zehntel an der Herrschaft Driedorf. 

Die Höfe Ködingen und zum Dale im Kirchspiel 
Randeroth. (Nach Arnoldi a. a. O. sei Nenterod ge- 
meint.) 

8. Wald- und andere Zehnten. 

Durch eine Notiz des älteren Strecker im hiesigen 
Archiv aufmerksam gemacht, erhielt ich vom Staatsarchiv 
Düsseldorf die Bestätigung über die Richtigkeit nach- 
stehenden Eintrags im Repertorium des Archivs des Dom- 
stifts Köln: 

1252. Comites de Nassaw praeter fidelitatem ligiam 
ratione pincernatus et vexilliferatus adhuc promittunt 
Archiepiscopo Conrado et Ecclesiae Coloniensi omne con- 
silium et auxilium contra quemcunque, ex eo quod illos 
de novo honorifice respexerit emendando feudum. Ao. 
1252.52 

Danach hatten die Grafen also sogar zwei oberste Erb- 
hofämter des Erzstifts: das Schenkenamt und das Mar- 
schallamt. 

Das Kölnische Marschallamt hat offenbar den Grafen 
von Nassau (wohl Ruprecht III) veranlaßt, auf dem 
Mainzer Reichstag von 1184 unmittelbar nach dem Pfalz- 
grafen für seinen Herrn, den Erzbischof, einzutreten.54 

Über das nassauische Schenkenamt ist mir nichts 
weiteres bekannt geworden. Kölnische Unterschenken 
waren die von Ahr.55 

Es müssen also bereits in früher Zeit nahe Be- 
ziehungen zum Kölner Stuhl bestanden haben. 


u 


Die ältesten Münzen der Grafen v. Nassau. 


Dannenberg hat als älteste Münze der Grafen einen 
Obol bezeichnet, der auf der Hauptseite einen sitzenden 


Montabaur nach Ehrenbreitstein, den Rhein herab bis Irlich, über die 
Alteck, Goddert, Maxsain und Helferskirchen erstreckt. Dieser ‚Bezirk 
stimmt ziemlich überein mit dem der Vogtei zu Rotzenhan, die zu 
Hadamar gehörte. Vogel, a. a. O., S. 703. Es wird sich überall um 
Peterlinge handeln. 

52 Staatsarchiv Düsseldorf, Repertorium des Kölner Domstiftsarchivs 
I, S. 1243. 

53 Der 1031 gestorbene Ludolf, der Sohn Pfalzgraf Ezzos und Gemahl 
der Mathilde v. Zütfen, war Bannerträger der Kölner Kirche. 

54 Arnoldi Chron. Slavorum, Mon. Ger. SS. XXI, 152. Der Land- 
graf von Thüringen sagte dabei dem Nassauer: Bene hodie beneficium 
vestrum meruistis. 

55 Lacomblet, Archiv etc., V, S. 456. Oberste Kämmerer des Erz- 
bistums waren die Grafen. v. Hochstaden, dann die Grafen v. Berg 
(IV, 381). Wer waren die obersten Truchsesse in alter Zeit? 


a 
BI& 
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Grafen zeigt, in der Rechten eine Lanze, in der Linken 
einen Palmzweig haltend. Die Rückseite stellt das Bild 
einer Stadt dar. Er nimmt als Zeit der Prägung ca. 1150 
an, und weist die Münze dem Grafen Arnold I zu. Das 
Sieger Urkundenbuch>’ gibt dieselbe Münze stark ver- 
größert und nach zwei Exemplaren ergänzt wieder. Es 
liest zweifellos richtig: Ruoberdus co. und Sygenensis civ. 
Dannenberg kannte vier Exemplare, zu denen vielleicht 
noch ein weiteres, dem Wiesbader Museum gehöriges Stück 
kommt.>s 

Herr Konservator Dr. H. Buchenau in München hatte 
die Freundlichkeit, mich auf einen Denar aufmerksam zu 
machen, dessen Prägung ganz die der Obole Graf Ru- 
prechts ist. Die Umschrift aber nennt nicht ihn, sondern 
stimmt mit der der Münzen des Erzbischofs Philipp v. 
Heinsberg überein (1167—1191). Dr. Buchenau teilt mir 
ferner mit, daß er sie etwas später als Dannenberg ansetze, 
um 1170. Danach wird es sich um Münzen Ruprecht III 
handeln, den Inhaber der oben besprochenen provincia 
‘ zwischen Weilburg und dem Siegerland. 

Eine ältere Münze hat sich 1887 unter dem Altar der 
Kirche zu Ferndorf im Siegerland gefunden. Dannen- 
berg hat sie in den deutschen Münzen der sächsischen und 
fränkischen Kaiserzeit II, S. 721, zuerst beschrieben und 
abgebildet. Er hält sie für niederrheinisch. Dann hat sie 
Menadier abermals besprochen. Die Hauptseite trägt 
einen Kopf mit Schnurrbart und der Umschrift Hen(ri)c(u)s 
Com(es); die Rückseite zeigt ein Gebäude. Die Umschrift 
lautet links deutlich NA, rechts fast erloschen SA ; unter dem 
Fuße des Gebäudes steht ein V, zwischen dessen Armen 
ein kleines o steht. Menadier las diese Umschrift in der 


Reihenfolge SAVNA, und will als Münzherr Heinrich Graf 
v. Seine‘! (1139—1158), den jüngeren Bruder des Grafen 
Eberhard (1139—1176), erkennen. Er bezeichnet die Münze 
als sicher rheinländischen Gepräges, nach Art der Kölner 


56 Sallet, Zeitschrift f. Numismatik, VII, S. 165 ff. 
57 S. XXL 
8 Herr Direktor Dr. Ritterling ermöglichte mir mit großer Gefälligkeit 
dessen Untersuchung. Es stimmt völlig mit den anderen überein. 
R 5% Buchenau, Blätter für Münzfreunde, XI, S. 4038 und Tafel 177, 
r.2 


60 Menadier, Deutsche Münzen, III, S. 156ff. P. Wagner hat dann 
in seinem Aufsatze in „Je maintiendrai“, S. 10, eine gute photographische 
Reproduktion gegeben. 

61 959 Seina, später fast stets Seyna, Seine geschrieben; mitunter 
auch Sayne. Auf den ältesten Münzen : Seine. 
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Pfennige. Als Zeit nimmt er den Beginn der Hohenstaufen- 
periode an. 

Ich habe demgegenüber in einem Vortrag hervorge- 
hoben, daß die Umschrift ganz ungezwungen auch in der 
Reihenfolge Nasaü gelesen werden könne, was mit den 
ältesten Formen des Namens (Nasoua, Nasou) besser 
stimme, als Saüna zu Seina. Auch die Prägezeit dürfe 
man bis 1100/1120 zurückdatieren. Es werde sich um den 
unbekannten Großvater des Grafen Ruprecht III handeln, 
der auf der Burg Nassau gewohnt hat, und bereits Graf 
des Siegerlandes gewesen sein werde. 

Dazu hat sich wieder Dannenberg geäußert.® Er hält 
die Münze für älter als Menadier, gibt auch meiner Lesung 
bedingungsweise den Vorzug; er vermißt aber den Nach- 
weis der Existenz eines Grafen Heinrich v. Nassau in der 
fraglichen Zeit. Das ist mir nicht verständlich. Warum 
soll eine Münze allein, auch ohne sonstige urkundliche 
Bestätigung, als Beweismittel für die Existenz des Präge- 
herrn nicht genügend sein? Ein auf Nassau wohnender 
Graf, der Gatte einer Gräfin v. Arnstein, ist um die an- 
gegebene Zeit durch den Arnsteiner Mönch bezeugt. Er 
muß, nach dem Alter seiner bekannten Söhne und dem seiner 
Schwäger und deren Nachkommen zu schließen, sich etwa 
um das Jahr 1100 vermählt haben und bereits vor 1123 
verstorben sein. Es ist doch auch wahrscheinlicher, daß 
man unter den Altar einer Kirche im Siegerland eine 
dort geltende Münze gelegt, oder bei der Arbeit verloren 
hat, als eine fremde. 


Der Bericht des Mönchs v. Arnstein. 


Wyß hat mit Recht die gegen das Jahr 1200 verfaßte 
Lebensbeschreibung des letzten Grafen v. Arnstein durch 
einen Arnsteiner Mönch als eine vorzügliche Quelle be- 
zeichnet. Der Bericht zählt die Schwestern des Vaters 
des Klosterstifters auf nebst ihren Ehegatten, deren Nach- 
kommen sich in die Erbschaft des 1185 verstorbenen 
Grafen Ludwig III teilten. Die auf Nassau bezügliche 
Stelle lautet: 

Quarta, Nassauwen desponsata, Rubertum genuit et 
Arnoldum et Demudim filliam. Arnoldus comes pater extitit 
Ruberti comitis, viri bellicosi, qui in expeditione impera- 
toris Frederici peregrinus obiit in partibus transmarinis. 
Rubertus frater Arnoldi, pater extitit comitis Walerami, 





62 A. a. O., IV, S. 900. 
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cujus filii sunt Henricus et Rupertus nunc comites, quorum 
mater erat nomine Cunegundis. Demudis soror ipsorum 
nupsit Embriconi, qui pater fuit comitis Henrici, patris 
Gerhardi comitis de Dithse.% 

Wenn es zugegeben werden muß, daß der Mönch zu- 
verlässig berichtet hat, warum glaubt man daran zweifeln 
zu können, daß seine Angabe, der Wohnsitz des Ge- 
mahls der vierten Arnsteiner Tochter sei Nassau gewesen, 
richtig ist? 

Aus meinen Ausführungen über die Geschichte der 
Burg Nassau erhellt, daß sie in der Zeit zwischen 1034 
und etwa 1090 eigenmächtig von den Vorfahren der Grafen 
Ruprecht I und Arnold I v. Laurenburg auf dem worm- 
sischen Landgute Nassau gebaut wurde, daß es darüber 
zu langem Streit kam, der dahin führte, daß der Vater der 
Brüder mit dem Bann belegt wurde. Das muß also vor 
1123 geschehen sein. 

Warum soll er nicht seine Residenz von diesem strei- 
tigen und schwer gefährdeten Sitz nach einer benachbarten 
unangefochtenen Burg verlegt haben, um nicht mehr per- 
sönlich als Usurpator geistlichen Besitzes zu gelten? Ein 
Burgmann mag für ihn auf Nassau den Befehl geführt 
haben, bis die Burg dann wieder sicherer Besitz seiner 
Schwiegertochter und seiner Enkel wurde. Der Zeitraum, 
den die Familie in der neuen Residenz, der damals erst 
kurz vorher erworbenen Laurenburg verbrachte, mag nicht 
über 40 Jahre gedauert haben. Für den Mönch von Arn- 
stein war dieser Auszug aus Nassau. ein nicht notwendig 
zu seinem Thema gehöriger Nebenpunkt, den er ebensogut 
übergehen konnte, als die ihn nicht weiter interessierenden, 
für die Abstammung der um 1200 lebenden Grafen gleich- 
gültigen, kinderlos verstorbenen Enkel der Gräfin v. Nassau, 
geborenen v. Arnstein. Er schrieb überhaupt keine Ge- 
nealogie der Nassauer, sondern erwähnte nur die Seiten- 
verwandten und Erben seines Helden, des Grafen v. Arn- 
stein. Daß er bei der Erwähnung eines fern in Schwaben 
wohnhaften Ehegatten einer andern Arnsteinerin diesem 
den Titel Pfalzgraf beilegt, während ihn erst der Sohn des- 
selben erhielt, läßt sich als kleines Versehen gar nicht 
damit vergleichen, falls er in Kloster Arnstein, als un- 
mittelbarer Nachbar von Nassau, die Burgen Laurenburg 
und Nassau verwechselt hätte. Der Umzug nach Lauren- 
burg und die Rückwanderung nach Nassau waren längst 


63 Nassauer Annalen XVII, 247, 
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vorübergegangene Ereignisse, deren nähere Erörterung 
weder für den Autor von unmittelbarem Interesse war, 
noch den Klostervögten v. Arnstein, den Grafen v, Nassau, 
gerade Befriedigung gewährt haben würde. 

Über die Person des unbenannten Stammvaters äußert 
sich der Mönch überhaupt nicht; er nennt weder seinen 
Vornamen, noch sagt er, daß er Graf.v. Nassau gewesen 
sei; er teilt nur mit, daß er bei der Vermählung zu Nassau 
gewohnt habe. 

Wenn man auch annehmen kann, daßer bezüglich der- 
jenigen arnsteinischen Schwiegersöhne, deren Nachkommen 
dem Kloster benachbart wohnten, also den: Nassauern selbst, 
den Grafen v. Dietz, v. Katzenelnbogen und den Herrn 
v. Isenburg, aus dem Munde der älteren Mönche und von 
den in der Nachbarschaft wohnenden Angehörigen der- 
selben leicht zuverlässige Kunde über die letzten Gene- 
rationen dieser Geschlechter erlangen konnte, so liegt 
das doch anders bezüglich der Familien der landfremden 
Schwiegersöhne, deren Ehen vor ungefähr 100 Jahren ge- 
schlosser waren. Man weiß nicht, ob die Überlieferung 
über sie eine nur mündliche war, oder ob der Mönch dafür 
kurze Aufzeichnungen im Kloster zur Verfügung hatte. Viel- 
leicht beides, so daß Verwechslungen nicht ausgeschlossen 
sind. Denkbar wäre es zum Beispiel, daß er eine wenige 
Worte enthaltene Nachricht über einen verschwägerten 
Grafen von Zütfen gefunden hätte, dessen nähere Ver- 
hältnisse ihm fast ebenso fremd waren wie die wahr- 
scheinlich auf mündliche Überlieferung beruhenden An- 
gaben über die beiden ungarischen Schwiegersöhne. Ginge 
die Überlieferung auf den Klosterstifter selbst zurück, so 
würde sie auch in dieser Beziehung wohl bestimmter lauten. 


Ergebnisse der vorstehenden Erörterungen. 


Mit Sicherheit läßt sich nur sagen, daß das Haus Nassau 
zwar bereits bei seinem ersten Auftreten an der Lahn und 
Sieg nach seinen Besitzungen und seinen Familienverbin- 
dungen ein sehr angesehenes war, das über einen großen 
Kreis von Lehns- und Dienstmannen gebot; aber über 
seinen Ursprung und seinen ersten Ansitz erfährt man 
nichts. Keine seiner dortigen Burgen reicht ins 11. Jahr- 
hundert zurück, außer Nassau selbst, dessen Erbauung 
auf fremden Boden aber feststeht. Alte gräfliche Rechte 
über ein größeres Gebiet besaß die Familie wahrschein- 
lich nur im äußersten Westen des Hessengaues im Sieger- 
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land. Nahe Beziehungen muß das Haus dagegen zum Erz- 
stift Köln gehabt haben, wie seine beiden Erb-Hofämter 
beweisen. Diese aber erlauben wieder den Schluß, daß es 
sich um in der Kölner Gegend sehr angesehene Vorfahren 
handeln muß. 

Die Lage seiner Besitzungen an der Lahn und in 
Hessen, sowie die Zeit seines dortigen ersten Auftretens 
rechtfertigt den Versuch, eine Verbindung mit einer der 
Linien des um dieselbe Zeit verschwindenden mächtigen 
salisch-konradinischen Hauses aufzusuchen. Hat sich doch 
durch meinen ersten Aufsatz der Weg gefunden, auf dem 
ein anderes, das Haus Luxemburg, zu seinen Besitzungen 
im Lahngau gelangt ist! Ich habe dort auch bereits an- 
gegeben, wie ich mir den Zusammenhang des Hauses 
Nassau mit den Konradinern denke. 


Die Nachkommen des Grafen Otto v. Hammerstein. 


Den weiteren Erörterungen sei zur Orientierung eine 
zweite genealogische Tafel vorausgeschickt, die sich an 
Tafel I auf Seite 469 anschließt. Aus der Geschichte Ottos 
v. Hammerstein braucht hier nur das Material wiederholt 
und nachgetragen zu werden, was für die vorliegende Frage 
von Bedeutung sein kann. 


Bemerkungen zu den Personen der Tafel II. 


1. Otto v. Hammerstein. Die Burg Hammerstein, der 
Hauptwohnsitz Ottos, liegt am Rhein, unweit der köl- 
nischen Diözesangrenze. Über den Besitz seiner Gattin 
zu Rees und die dortige Klostergründung ist früher ge- 
handelt worden. Daß Otto und sein Sohn Udo auch in 
Friesland Besitzungen hatten, ist so gut wie sicher.® 

3. Irmentrud. Es sind dazu inzwischen noch zu ver- 
gleichen die beiden Einträge in den Memorienkalender von 
St. Pantaleon in Köln zum 10. November, wonach eine 
Gräfin dieses Namens bedeutende Besitzungen zu Süchteln 


64 Diese Zeitschrift, N. F., III, S. 358. P. Norrenberg hat bereits 
früher auf den Zusammenhang des Hauses Nassau mit den Stiftern v. Rees 
hingewiesen. Seine übrigen Vermutungen erscheinen unhaltbar. (Ge- 
schichte der Pfarreien des Dekanats M.-Gladbach, S. 62, und Aus der 
rheinischen Geschichte, XIX, Die h. Irmgardis v. Süchteln, S. 32.) Die 
Broschüre von A. J. C. Kremer, De Graven in Hameland en de Oor- 
sprong der Graven van Nassau, Gelre, Cleve en Zutphen (Arnhem 
1873) ist ohne Wert. 

65 Breßlau in Forschungen z. d. Gesch., XXI, S. 405, und Helmolt 
im Neuen Archiv d. G. f. ä. d. Geschichtskunde, XX, S. 221. 
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bei Kempen an St. Pantaleon vergabte‘, wo ihr vermutlicher 
Sohn Hermann später Abt wurde. 

7. Irmengard. Bezüglich der nach 1082 ausgestellten 
Urkunde, in der Irmengard ihre Brüder und ihre drei Neffen 
nennt, verweise ich auf den vollständigen Abdruck in 
Norrenbergs Geschichte der Pfarreien des Dekanats M.- 
Gladbach, S. 258. 

8. Die unbenannte Schwester der Irmengard mit ihren 
beiden Söhnen glaubt Norrenberg in Judith, der Gemahlin 
des Adelger Herrn v. Hengebach, die allerdings auch Söhne 
der Namen Thiederich und Hermann hatten, erkennen zu 
dürfen. Eine Tochter aus dieser Ehe war die Gemahlin 
Heinrich I von Katzenelnbogen. (Norrenberg, a. a. O., 
S. 54.) In Betracht scheinen noch gezogen werden zu 
müssen die 1095 erwähnten Gebrüder Hermann und Theo- 
derich, die ich in Band V, S. 228, für das Haus Luxem- 
burg, Linie Gleiberg-Are, in Vorschlag gebracht habe. 

9. Wo Graf Rupert III und sein gleichnamiger Vater 
residierten, ist unbekannt. Der Erbauer der Burg Nassau 
ist vermutlich Rupert Il; möglicherweise aber auch bereits 
Rupert I, der Gemahl der Gräfin v. Hammerstein, der sich 
nahe bei derem konradinischen Erbe eine neue Burg er- 
richtete. Als Grund für seinen Anspruch auf den Burg- 
berg wird er wohl geltend gemacht haben, daß Bischof 
Azecho den Hof Nassau aus den Händen konradinischer 
Erben erworben habe, daß ihm also ein Näherrecht zustehe. 

Zwischen Rupert III und dem auf der Münze er- 
scheinenden Grafen Heinrich muß man eine definitive 
Teilung annehmen, so daß bei dem Erlöschen der Linie 
Ruperts seine niederrheinischen Besitzungen an Allodial- 
erben kamen, oder den Lehnsherrn heimfielen. Für das 
Haus Nassau blieben fast nur die kölnischen Ehrenämter 
des Schenken und Marschalls. 

Mit Recht ist übrigens von Norrenberg auf den Um- 
stand hingewiesen worden, daß Ruprecht I von Lauren- 
burg als erster Zeuge in einer kölnischen Urkunde für 
St. Pantaleon aus 1143 über Süchteln erscheint, wo die 
Gräfin Irmentrud einst bedeutende Schenkungen an diese 
Abtei gemacht hatte. Rupert steht vor dem Kölner Burg- 
graf und den Grafen v. Jülich und Kessel.* Das spricht 
allerdings dafür, daß er entweder als Inhaber von Vogtei- 








66 Rheinische Urbare, I, Hilliger, Die U. v. S. Pantaleon in Köln, 
S. 75 u. 117. 

67 Dumont, Geschichte der Pfarreien der Erzdiözese Köln, XXI. 

68 Lacomblet, U.-B. f. d. Gesch. des Niederrheins, I, Nr. 349. 
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rechten oder als Repräsentant der Familie der Stifterin an- 
wesend war. 


Die angebliche Abstammung der Grafen v. Geldern 
aus dem Hause Nassau. Das nassauische Schild- 
wappen. 


Wenn es auch feststeht, daß die Ableitung des Hauses 
Geldern aus dem nassauischen auf Irrtum beruht, so ist 
doch zu versuchen, ob sich für die Entstehung dieser 
Ansicht eine Erklärung finden läßt. Dazu kommt, daß die 
Grafen v. Geldern schon frühe auch die Grafschaft Zütfen 
besaßen, von der sich nach meinen Ausführungen die 
nassauischen Ahnen benannt haben werden. Die Haupt- 
stütze der ältern Schriftsteller ist die Übereinstimmung der 
nassauischen und gelderschen Schildbilder. 

Die Grafen v. Geldern führten anfänglich drei Mispel- 
blumen im Schilde; unter Gra£ Otto IL (1229—1271) finden 
sich seit dem Jahre 1243 Siegel mit einem Löwen ohne 
Beizeichen. Die Farben sind dieselben, wie sie der spätere 
nassauische Schild zeigt. An dem Grabmal Ottos sowohl, 
wie in den Siegeln seines Sohnes Rainald. sieht man 
Schindeln als Beizeichen, ebenso wie in dem nassauischen 
Schild seit Heinrich II. 

Die Grafen v. Nassau der ältern Linie dagegen führen 
in ihren frühesten Siegeln in drei Generationen einen Löwen 
im Schilde, doch mit einem zweireihig geschachteten 
Schildbord. So die Erben des Grafen Walram I im Jahr 
1198%, seine Söhne in ihrem gemeinsamen Siegel noch 
1220°°%, Graf Ruprecht IV in seinem neuen Siegel aus 
dem Jahre 1221°:, sowie anfänglich auch noch seine Enkel 
Walram II’: und Otto. 


69 Kremer, Origines Nassoicae, IL, Tafel V. Besser im Sphragistischen 
Album des Fürsten F. K. zu Hohenlohe-Waldenburg, Tafel 10. Es handelt 
sich um das hinterlassene Siegel Walrams, dessen Anfertigung frühestens 
auf 1167 angesetzt werden kann. 

70 Bodmann, Rheingauische Altertümer, II, Titelblatt; v. Goeckingk, 
Geschichte des nassauischen Wappens, Tafel IV. 

"1 Es hängt an der Urkunde über Sonnenberg (Sauer, Cod. dipl. 
Nass., I, Nr. 377). Ich verdauke dem K. bayerischen allgemeinen Reichs- 
archiv eine Skizze dieses Siegels. 

72 Kremer,-a. a. O., Tafel V. Obgleich nach gefälliger Mitteilung des 
Staatsarchivs Wiesbaden dort keine Vorlage für die Abbildung Kremers 
vorhanden ist, so nehme ich doch Anstand, an einen Irrtum Kremers zu 
glauben. — Das Schild mit den Schindeln führte Walram II bereits 1250. 

73 v. Goeckingk, Tafel IV. Nach einer Urkunde von 1258. Nach 
Kremers Abbildung auf Tafel VI müßte er bereits 1255 auch einen andern 
Stempel besessen haben, übereinstimmend mit dem seines Bruders. Hierfür 
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Dagegen führte Graf Heinrich II seit 1221, also wohl 
nach der Teilung mit seinem jüngeren Bruder, auffälliger- 
weise einen anders angeordneten Schild, während sein 
Bruder den Schild des Vaters beibehielt. Statt des Schild- 
bordes führt er das Feld mit Schindeln bestreut. Die beste 
Abbildung findet sich auf der Siegeltafel zum Sieger Ur- 
kundenbuch. 

Die Farben des Schildbordes sind nicht bekannt. Was 
seine Bedeutung betrifft, so halte ich es für wahrschein- 
lich, daß er das alte Heroldsbild des Hauses andeutet; es 
mag in einem oder mehreren geschachteten Balken be- 
standen haben. ’* 

Für ein unterscheidendes Beizeichen halte ich diesen 
geschachteten Bord als zu kompliziert; eine einfache 
Stückung würde dazu genügt haben. Es wäre auch Sache 
der jüngeren Linie gewesen, sich durch Annahme eines 
Beizeichens von der älteren zu unterscheiden, nicht um- 
gekehrt. 

Warum Graf Heinrich II, dessen Gemahlin übrigens 
eine Gräfin v. Geldern war, seit 1221 einen geänderten 
Schild führte, ist unerklärt. Da sein Bruder und min- 
destens einer seiner Söhne auch den alten gebordeten 
Schild führten, so scheint es, daß es sich um die Führung 
zweier, der Bedeutung nach verschiedener Wappen- 
bilder handelt. Das neue Wappen Heinrichs II könnte 
das der jüngeren Linie, des Grafen Ruprecht Ill und 
seines Sohnes Hermann, gewesen sein, das sie zum Unter- 
schied von der älteren Linie führte. Graf Heinrich II 
mag Grund gehabt haben, sich in jeder Hinsicht als Nach- 
folger dieses erloschenen mächtigen Zweiges seines Hauses 
auszuweisen, mit dessen Allodialerbin vielleicht damals 
erst eine Einigung erfolgt war. 

Auffällig ist es allerdings, daß zwei so angesehene 
Geschlechter, die beide dem kölnischen Lehnhofe ange- 
hörten, denselben, auch in den Farben übereinstimmenden: 
Schild geführt haben. Der geldersche, vor 1470 schrei- 
bende Chronist Wilhelm v. Berchen hat sich das so zurecht- 
gelegt, daß das Haus Geldern, dessen Ursprung ungeklärt 
war, eine Abzweigung aus dem Hause Nassau sei; deshalb 
habe Graf Otto II den Wechsel vorgenommen. Wenn auch 
besitzt das Staatsarchiv Wiesbaden auch keine Vorlage. Das Reitersiegel 
Öttos sei seit 1262 nachweisbar. 

74 Bemerkenswert ist es, daß die isenburgische Linie zu Limburg 
1266 ihr altes Wappen ablegte und dafür einen rotweiß geschachteten 
Balken im blauen, mit Schindeln bestreuten Feld annahm. 
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das Wappen Graf Engelbert I von Nassau, der seit 1404 
Herr zu der Leck und Breda geworden war, am Nieder- 
rhein bekannt gewesen sein mag, so halte ich doch dafür, 
daß dieser Umstand allein nicht genügt, um die Entstehung 
einer solchen Wappensage zu erklären. Die Machtverhält- 
nisse des Hauses Geldern im Vergleich mit denen des schon 
stark verzweigten nassauischen Hauses wären dafür nicht 
günstig gewesen. Ich neige zu der Ansicht, daß sich, ver- 
anlaßt durch die fortdauernden kölnischen Hofämter des 
Hauses Nassau, eine Tradition über dessen Herkunft vom 
Niederrhein erhalten hatte. Sie mag sich auf das Haus 
Zütfen bezogen haben, dessen Besitzungen beim Erlöschen 
einer anderen Linie frühe an Geldern gelangt waren. 

Die Unsicherheit in diesen nebensächlichen Wappen- 
und gelderschen Fragen vermag aber meines Erachtens 
nicht auf das Hauptergebnis meiner Untersuchung zurück- 
zuwirken, das ich bis auf weiteres als das einzige, auf 
Grund der vorliegenden Quellen haltbare ansehe. Der 
Mannsstamm des fürstlichen Hauses Nassau hatte 
seinen Ursprung in denselben Niederlanden, in 
denen die Tochter des Letzten der ottonischen 
Linie heute als Königin regiert. 





Nachtrag. 


Zu Seite 471, Anmerkung 11. Heinrich Graf v. Virneburg kommt 
zuletzt im Jahre 1289 vor, was also ein Alter von ungefähr 70 Jahren 
ergibt. Sein ältester Sohn Robert war 1270 volljährig. Daß ein früherer 
Kanonikus nach dem söhnelosen Ableben eines Bruders noch zur Ehe 
schreitet, um den Stamm zu erhalten, ist gar nichts Seltenes. Dafür, daß 
Grat Heinrich der Sohn Graf Roberts gewesen sei, gibt es keinerlei Beleg. 

Zu Seite 487, Zeile 13 v. u. Natürlich kann der Sachverhalt auch 
anders liegen: ein Graf v. Zütfen aus der vom Grafen Gotschalk abstam- 
nıenden Linie kann der Ehemann der jüngsten Arnsteinerin gewesen sein. 

Zu Seite 491, Zeile2 v. u. Ich sehe nachträglich, daß bereits Hennes 
(Geschichte der Grafen v. Nassau, I, 2. Aufl., S. 173) das Siegel Graf 
Ruprechts IV beschrieben hat, das auch noch an einer Urkunde von 1230 
erhalten ist. 
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aufgenommen: 
von Forstassessor Gross 
und F. Kofler. 


Miszellen. 


Neue Funde in der Hügelgräber-Gruppe bei der 
Baierseich. 


Von Friedrich Kofler. 


Die Gruppe von Hügelgräbern bei dem Forsthause 
Baierseich zieht einige hundert Meter weit in der Rich- 
tung NO nach SW durch die Waldungen, welche südlich 
und südöstlich von dem Forsthause gelegen sind. Sie 
werden durch die Darmstadt-Frankfurter Chaussee in eine 
größere, östliche, und eine kleinere, westliche, Hälfte ge- 
schieden. Die erstere liegt in Fl. 48 der Gemarkung 
Arheilgen, die zweite in Fl. 11 der Gemarkung Erz- 
hausen. Die letztere wird durch die von Erzhausen 
kommende neue Chaussee wiederum, und zwar in eine 
nördliche und südliche Hälfte geschieden. Einige dieser 
Hügel erheben sich noch 1 m über ihre Umgebung, andere ° 
sind so flach, daß sie ein ungeübtes Auge gar nicht oder 
kaum wahrnimmt. Die Mehrzahl derselben befindet sich 
im Kranichsteiner Park, der Rest in Großh. Familien- 
eigentum. 

Seit den 90er Jahren fanden auf Allerhöchsten Be- 
fehl in dieser Gruppe wiederholt Untersuchungen statt, 
und es wurde durch dieselben ein hochinteressantes Toten- 
feld aus der Bronzezeit nachgewiesen. 

Die letzten Untersuchungen wurden durch Seine 
Königl. Hoheit den Großherzog im Juli 1907 vorgenommen, 
an Hügeln, welche schon einige Zeit vorher durch den 
Verfasser dieses waren freigelegt worden. 

An den Untersuchungen beteiligten sich außerdem 
Ihre Königl. Hoheit die Frau Großherzogin, Ihre Großh. 
Hoheit die Frau Prinzessin Ludwig von Battenberg und 
Seine Königl. Hoheit Prinz Andreas von Griechenland. 


Das Ergebnis der Untersuchungen war folgendes: 
Hügel XVII! 
hatte eine durchschnittliche Höhe von 0,46 m über dem 
umgebenden Gelände; sein Radius betrug 9 m, sein Ma- 
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terial bestand zum größten Teil aus Flugsand; an den 
Grabstätten war viel Rotliegendes und zäher Letten ein- 
getragen. 

Dicht am nordöstlichen Rande des Hügels, 8,5 m von 
seiner Mitte und 0,86 m unter der höchsten Erhebung des- 
selben, stieß man in dunklem Boden auf stark verweste, 
unbestimmbare Knochenreste und 4 m südlich davon auf 
Scherben von Tongefäßen, ohne daß man durch diese 
Funde auf eine Grabstätte hätte schließen können. 

Ebenso fand man in 7 m Entfernung westnordwest- 
lich von der Mitte eine 1,5 m im Durchmesser haltende, 
mit Tonscherben durchsetzte Kohlen- und Aschenschicht 
— und in 7,5 m Entfernung von der Mitte eine andere 
von 3 m Länge und beinahe 1,5 m Breite. 

Etwas nördlich von der zuletzt erwähnten Stelle wurde 
0,50 m unter der höchsten Erhebung des Hügels 

Grab I i 
nachgewiesen, beinahe 6 m südlich von der Mitte. Die 
Lage der spärlichen Knochenreste war OSO nach WNW. 
Nahe bei diesen Resten fanden sich: a) eine Bronze-Rad- 
nadel, Nr. 3378 des Kabinetts-Museums, .von 17,2 cm 
Länge, oben mit aufgesetztem — Bogen (Taf. I, 5); die 
Breite des Rades beträgt 3,5 cm; b) zwei offene ovale, 
flache Bronze-Armbänder von 6,5 cm Weite, mit schwachen 
Verzierungen, sowie einem Knauf und Hohlkehlchen an 
jedem Ende; das Band hat in der Mitte 1,8 cm Breite, 
Nr. 3377 des K.-M. (Taf. I, 1), und c) die Bruchstücke 
von zwei Gefäßen, von denen jedoch nur ein verzierter 
Topf von gelblichgrauem Ton, Nr. 3366 des K.-M., im 
R.-G. Zentr.-Mus. wieder zusammengestellt werden konnte. 
Seine Höhe beträgt 13 cm, die obere lichte Weite 7,5; 
der äußere Boden mißt 5 cm im Durchmesser (Taf. II, 1). 


Grab II 


lag 1,20 m unter der höchsten Erhebung des Hügels und 
4,25 m westlich von der Mitte. Es enthielt stark verweste 
Knochenreste, die in der Richtung SO nach NW gelagert 
waren, ohne Beigaben. 

0,70 m höher, also nur 0,50 m unter der höchsten 
Erhebung des Hügels, fand sich, fast genau über dem er- 
wähnten, ein zweites Grab, ebenfalls mit sehr geringen 
Knochenresten und zwei Gefäßen: a) eine große, außen 
rauh, innen glatt bearbeitete Tonschale mit gekerbtem 
Rand, Nr. 3361 des K.-M. (Taf. II, 3), von 5 cm Höhe, 
28 cm oberer lichter Weite und 7 cm Durchmesser auf 
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der Außenseite des Bodens; b) eine mit Henkel versehene 
Tasse aus grauem Ton, Höhe 8 cm, obere lichte Weite 
82 cm, Durchmesser der Außenseite des Bodens 5 cm 
(Taf. H, 2), Nr. 3371 des K.-M. Ferner folgende Bronze- 
gegenstände: 1. Vordere Hälfte eines messer (sichel)artigen 
Instrumentes, Nr. 3379 des K.-M., von 7 cm Länge und 
2 cm größter Breite (Taf. I, 4); 2. ein runder Bronze-Arm- 
ring mit übereinandergreifenden Armen, Nr. 3380 des 
"K.-M., von 3,8 cm Weite (Taf. I, 2); 3. der obere Teil 
einer reich verzierten Bronze-Petschaftsnadel mit ange- 
schwollenem, geringelten Hals, Länge 9,5 cm, Nr. 3381 
des K.-M. (Taf. I, 3). 
Grab III, 

0,40 m unter der höchsten Erhebung des Hügels und 
4,25 m östlich von der Mitte gelegen, enthielt nur spär- 
liche Knochenreste und Scherben von Tongefäßen, aus 
welchen im Röm.-Germ. Museum zu Mainz eine graugelbe 
Schale, Nr. 3364 des K.-M., mit gekerbtem Rand zu- 
sammengesetzt werden konnte. Ihre Höhe beträgt 8,5 cm, 
die obere lichte Weite 24 cm, der Durchmesser der Außen- 
seite des Bodens nur 2,8 cm. 


Grab IV. 

Die Anlage dieser Grabstätte dehnte sich 4 m süd- 
lich von der Mitte und 0,82 m unter der Oberfläche des 
Hügels gegen 2—2!/, m in westlicher Richtung aus. In der 
tiefdunklen, vielfach mit kleinen Kohlenstückchen durch- 
setzten Erdschicht wurden zwei Bronzenadeln gefunden: 
a) mit rundem Kopf, 12,8 cm lang, Nr. 3383 des K.-M. 
(Taf. I, 6); b) mit rundem, verziertem Kopf und verziertem 
Hals; Länge 12 cm, Nr. 3382 des K.-M. (Taf. I, 7). 


Grab V, 
anscheinend die Hauptbestattung, lag 0,70 m unter der 
höchsten Erhebung des Hügels, 1,25 m nördlich von dessen 
Mitte. Es wurden darin eine Anzahl Tonscherben ge- 
funden, die sich nicht zu Gefäßen zusammensetzen ließen, 
und ein Kinder-Armring aus Bronze mit übereinander- 
greifenden Enden von 3,5 cm Weite, Nr. 3384 des K.-M. 
(Taf. I, 8), sowie Bruchstücke (Reste) verschiedener 
Bronzen. 
Hügel XVII 

bestand zumeist aus Flugsand. Er hatte einen Radius 
von 8,75 m und eine durchschnittliche Höhe von 0,50 m. 
— Etwa 4 m von seiner Mitte entfernt stieß man im süd- 
lichen Teile desselben, 45 cm tief unter der Oberfläche, auf 
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Grab I, 
in welchem sich Scherben von Tongefäßen vorfanden, 
welche im R.-G. Mus. in Mainz zu zwei Gefäßen zu- 
sammengesetzt wurden’ und die Nummern 3362 und 
3374 des K.-M. tragen. Nr. 3362 (Taf. II, 5) ist eine 
graugelbe Tonschale mit gekerbtem Rand, 10 cm hoch, 
mit 25 cm oberer lichter Weite und einer äußeren Boden- 
fläche von 3 cm Durchmesser; Nr. 3374 (Taf. II, 4) eine 
napfartige Tasse aus grauem Ton mit horizontal ange- 
brachtem Henkel; ihre Höhe 6 cm, die obere lichte Weite 
10,3 cm, der Durchmesser der Außenseite des Bodens 
4,5 cm. 
Grab II 

lag ebenfalls in 4 m Abstand, aber östlich von der Mitte. 
Es fanden sich in dem dunkel gefärbten Boden: a) eine 
graugelbe Tonschale, 6,5 cm hoch, der Rand in Zwischen- 
räumen gekerbt, oben 20 cm weit, mit 3 cm breitem 
Boden auf der Außenseite, Nr. 3363 des K.-M.; b) ein Arm- 
ring mit übergreifenden Enden aus starkem, gewundenem 
Bronzedraht, Nr. 3387 des K.-M. (Taf. I, 9); c) drei Bronze- 
Pfeilspitzen mit Tülle, jede 3 cm lang, Nr. 3388, 3389, 
3390 des K.-M. (Taf. I, 14). 


Grab III 
lag 3 m nördlich von der Mitte, in gleicher Tiefe wie 
Grab I, es fand sich darin eine zerdrückte Bronze-Arm- 


spirale von 6 cm Weite, die jedoch nur in zwei Windungen 
erhalten ist. Nr. Nr. 3418 des K.-M. (Taf. I, 10). 


Hügel XIX 
war ein sogenannter leerer Hügel, d. h. ein solcher, in 
welchem keine Grabstätte nachgewiesen werden konnte. 
Sein höchster Teil lag nur 0,37 m höher als das umgebende 
Gelände, der gewachsene Boden, Urboden, wurde jedoch 
in seinem östlichen und südlichen Teile erst bei 0,82 bis 
0,95 m unter der höchsten Erhebung desselben gefunden. 
In seinem westlichen Teile lag eine 0,60:0,60:0,40 m 
haltende Lehmschicht, vielmehr ein Lehmklumpen, dem 
ich jedoch, wie allen vor- und nachher gefundenen Lehm- 
schichten in bronzezeitlichen Gräbern, keine besondere 
Bedeutung beimesse. In dem südlichen Teile des Hügels 
wurde eine mit Asche und größeren Kohlenstücken ange- 
füllte Mulde angetroffen, die sich 2 m von seinem Süd- 
rande entfernt in nordwestlicher Richtung 4 m breit nach 
der Mitte des Hügels zu ausdehnte, und von SW nach 
NO gemessen, eine Länge von 5 m hatte. Unter dieser 
32% 


500 Friedrich Kofler 


Schicht war der Boden von Feuer stark gerötet, am 
stärksten im nordöstlichen Teile des Ovals, wo auch die 
größten Kohlenstücke vorkamen. Hier wurde auf dem 
gewachsenen Boden ein geschliffener Steinkeil von 6 cm 
Länge und einer 41/, cm breiten Schneide gefunden, 
Nr. 3357 des K.-M. 

Ob an diesem Hügel, bei dem die oben erwähnte Mulde 
0,58 m tief eingegraben ist, nur Leichenfeierlichkeiten 
stattfanden, oder ob er ein Denkmal (Kenotaphium) für 
einen auswärts verstorbenen Stammesgenossen war, ist 
wohl schwer zu entscheiden. 


Hügel XX 

fiel stark von Ost nach West ab. Seine. Höhe betrug durch- 
schnittlich 0,48 m, der Radius 9,5 m, sein Material be- 
stand aus Flugsand und Rotliegendem, das namentlich 
um die Grabstätten herum angehäuft war. Diese lagen 
sämtlich in der Osthälfte des Hügels. Es wurden zwar 
7 m südöstlich von der Mitte und 0,40 m unter seiner 
Oberfläche viele Scherben von Tongefäßen vorgefunden, 
aber ohne weitere Anzeichen einer Grabstätte; desgleichen 
4 m nördlich von der Mitte. 

Dicht an der Linie N nach S, in 6 m Entfernung 
von der Mitte, traf man, nur 1,70 m voneinander ent- 
fernt, zwei Grabstätten. In 


Grab I 
fand man, 0,45 m unter der Oberfläche, neben winzigen 
Skelettüberbleibseln, die von S nach N gelagert waren, 
verschiedene verwitterte, unbestimmbare Bronzen. Nörd- 
lich von denselben zeigten sich vielerlei Scherben von 
Tongefäßen. 
1,70 m östlich von Grab I und in gleicher Tiefe lag 


Grab I. 

Es fanden sich darin wiederum nur Topfscherben 
und unbestimmbare Bronzereste. 

0,70 m nördlich von diesem Grabe stießen die Ar- 
beiter auf Scherben eines großen, dickwandigen Gefäßes, 
und 1,10 m weiter nördlich nochmals auf eine größere 
Anzahl von Tonscherben. Aller Wahrscheinlichkeit nach 
sind beide Gräber bei Kulturarbeiten zerstört worden. 


Grab III 
war 0,83 m unter der höchsten Erhebung des Hügels und 


4 m östlich von der Mitte angelegt. Es enthielt nur eine 
becherartige Tasse von grauem Ton. 
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Grab IV 
befand sich 2 m nordnordöstlich von der Mitte und 
0,40 m unter der Oberfläche des Hügels. Es enthielt, außer 
ganz verwitterten Bronzen, Überreste von Tongefäßen, die 
nicht zusammengesetzt werden konnten. 


Hügel XXI 
bestand durchweg aus Flugsand. Er erhob sich auf der 
Westseite 0,50 m, auf der Ostseite nur 0,22 m über das 
umgebende Gelände. Der gewachsene Boden zeigte sich 
aber allerwärts erst 1,02 m unter der höchsten Erhebung 
des Hügels, dessen Mitte von einer Aschenschicht einge- 
nommen wurde, di® sich nach zwei Seiten, nach WSW 
und ONO je 2,5 m weit ausdehnte und demnach eine 
Länge von 5 m hatte, während die Breite 1,50 m betrug. 
In dieser Schicht fanden sich keine gebrannten Knochen- 
reste, es wurden jedoch in derselben drei Grabstätten, 
eine in der Mitte, die andere am westlichen, die dritte 
am östlichen Rande derselben nachgewiesen. Da dieselben 
auf gleicher Höhe, 0,25 m unter der Oberfläche, lagen und 
gleichmäßig verteilt waren, so könnte daraus wohl auf 
eine gleichzeitige Bestattung geschlossen werden. 5,5 m 
westsüdwestlich von der Mitte enthielt der Hügel außer- 
dem eine große Anzahl von Scherben verschiedener Ton- 
gefäße; die Stelle konnte jedoch nicht als Grab angesehen 
werden. Anders verhielt es sich mit einer Stelle, die sich 
3,80 m südlich von der Mitte durch ihren dunklen Boden 
von der Umgebung abhob und in deren südlichem Ende 
ein zerdrücktes Gefäß gefunden wurde, das mangels feh- 
lender Stücke nicht restauriert werden konnte. Ich be- 
zeichne diese Stelle als 
Grab I. 

An dem ostnordöstlichen Ende der oben erwähnten 

dunklen Erdschicht und 2,5 m von der Mitte lag 
Grab Il. 

Es fand sich darin neben verschiedenen unbestimm- 
baren Bronzeresten eine Tasse mit Henkel aus graugelbem 
Ton, Nr. 3372 des K.-M. (Taf. II, 8), von 7 cm Höhe, 
8,5 cm oberer lichter Weite und 4 cm Breite an der Außen- 
seite des Bodens, sowie die spärlichen Reste einer zweiten 
Tasse, die nicht zusammengesetzt werden konnte. 

Grab III, 
1 m südlich von der Mitte gelegen und sich nach Osten 
ausdehnend, enthielt als Beigabe nur eine verzierte, mit 
Henkel versehene Tasse aus gelblichgrauem Ton, Nr. 3370 
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des K.-M. Ihre Höhe beträgt 7 cm, die obere lichte Weite 

6,5 cm, der Durchmesser des äußeren Bodens mißt 3,7 cm 

(Taf. II, 13). ü 
Grab IV, 


in gleicher Entfernung von der Mitte, wie Grab II, aber 
in westlicher Richtung gelegen, enthielt in dunkler, nicht 
mit gebrannten Knochen durchsetzter Erde: a) eine ver- 
zierte, mit Henkel versehene Tasse, Nr. 3368 des K.-M. 
(Taf. II, 7), aus grauem Ton, von 9 cm Höhe, 6,7 cm 
oberer lichter Weite und 4,2 cm Breite des Bodens auf 
der Außenseite; b’) den unteren Teil eines schön ver- 
zierten Topfes aus grauem Ton, Nr. 3376 des K.-M.;c) eine 
Halskette (Taf. I, 12), bestehend aus 14 Bernsteinperlen, 
darunter drei bohnenförmige, welche bogenförmig durch- 
bohrt sind, und acht röhrenförmigen Bronzespirälchen, 
Nr. 3393 des K.-M.; d) eine 31,2 cm lange, am Halse fein 
verzierte Bronzenadel, deren runder Kopf in eine Spitze 
ausläuft, Nr. 3392 des K.-M. (Taf. I, 11). 


Hügel XXU 


bestand nur aus Flugsand. Er hatte einen Radius von 
10 m und eine Höhe von 0,45 m. Auf seiner Ostseite 
war er durch eine Weganlage 0,25 m tief abgehoben. Der 
gewachsene Boden zeigte sich jedoch erst 0,75 m unter 
der höchsten Erhebung des Hügels. Die westliche Hälfte 
desselben enthielt keinerlei Merkmale von Grabanlagen, 
in der östlichen Hälfte aber fanden sich neben einem Ge- 
fäß- und Bronzefund zahlreiche Scherben von Tonge- 
fäßen, die über den ganzen Hügel zerstreut vorkamen und 
bewiesen, daß dieser Teil des Hügels mit Gräbern belegt 
gewesen war, die bei der Weganlage zerstört wurden. 
Das Gefäß, eine becherartige Tasse, ohne Henkel, aus 
grauem Ton, Nr. 3375 des K.-M. (Taf. II, 6), von 6 cm 
Höhe, 8,7 cm oberer lichter Weite und schmalem, von 
außen nach innen eingedrücktem Boden, lag, nur spärlich 
von Rasen bedeckt, 8 cm nordnordöstlich von der Mitte 
am Rand des Weges. Nicht weit davon, etwas mehr west- 
lich, lagen viele Scherben von Tongefäßen. An einer 
anderen Stelle, 5 m östlich von der Mitte, stießen die 
Arbeiter wiederum auf eine Menge Scherben von Tonge- 
fäßen, ebenso 2,5 m südlich von der Mitte; 2 m nord- 
nordöstlich von der Mitte lag eine schöne Dolchklinge 
aus Bronze mit vier erhaltenen Nieten, Nr. 3394 des K.-M. 
Sie hat eine Länge von 19,6 cm, ihre größte Breite be- 
trägt 3 cm (Taf. I, 13). 
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Hügel XXIII 


hatte einen Radius von 9 m und eine Höhe von 0,25 m 
über der nächsten Umgebung; sein Material bestand aus 
Flugsand. Der gewachsene Boden zeigte sich auf der 
Nordseite 0,37 m, auf der Südwestseite 1,10 m und in 
der Mitte 1,20 m unter der höchsten Erhebung des Hügels, 
der anscheinend drei Grabstätten enthielt, wenn man die 
unter Grab II aufgeführte, wirklich als eine solche an- 
sehen kann. 
Grab I. 


4 m nördlich von der Mitte dehnte sich in nördlicher 
Richtung eine flache, etwa 18 cm starke (tiefe), 2 m lange 
und 1,5 m breite, mit Kohlenstückchen durchsetzte Aschen- 
schicht aus, an deren nördlichem Ende zwei Gefäße Auf- 
stellung gefunden hatten. Das erste, ein schön geformter, 
unterm Hals verzierter und mit einem Henkel ver- 
sehener Topf, Nr. 3367 des K.-M. (Taf. II, 10), hat eine 
Höhe von 16,5 cm, eine obere lichte Weite von 8 cm und 
eine Breite auf der äußeren Seite des Bodens von 6 cm. 
Das zweite Gefäß konnte nicht zusammengesetzt werden. 
Knochenreste wurden nicht vorgefunden. 


rn. Grab II, 


wenn es überhaupt so genannt werden darf, war eigent- 
lich ein großer Brandplatz, der 8,5 m südsüdwestlich von 
der Mitte des Hügels beginnend, sich nach der Mitte hin 
in einer Länge von 4,5 m und einer Breite von 4 m aus- 
dehnte Er war also ein beinahe kreisförmiges Oval, 
das 0,20 m unter der Oberfläche seinen Anfang nahm 
und sich 0,80 m tief zum gewachsenen Boden absenkte, 
der unter der Asche und den Kohlenstückchen von Feuer 
rot gebrannt erschien. An dem nordnordöstlichen Rande 
der dunklen Schicht stand 0,65 m unter der höchsten Er- 
hebung des Hügels ein schön verzierter, mit Henkel ver- 
sehener Topf, Nr. 3365 des K.-M., von 13 cm Höhe, 8 cm 
oberer lichter Weite und 6 cm Durchmesser auf der 
Außenseite des Bodens (Taf. II, 9). 


Grab II 


lag etwa 3 m westlich von der Mitte und war eigentlich 
ein Doppelgrab, denn es fanden sich darin, durch eine 
18—20 cm dicke Erdschicht voneinander getrennt, zwei 
Lagen ganz kleiner, im Feuer kalzinierter Knochen. Bei 
der unteren Schicht stand ein zerdrücktes Tongefäß, das 
nicht zusammengestellt werden konnte. 
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Hügel XXIV 
war aus Sand und Rotliegendem aufgebaut, hatte einen 
Radius von 11 m und eine durchschnittliche Höhe von 
0,45 m über dem umgebenden Gelände. Er enthielt drei 
Grabanlagen. 2,5 m nördlich von der Mitte war eine sehr 
dunkle, beinahe schwarze Erdschicht von 1 m Durchmesser 
und 0,50 m Tiefe. 
Grab I 

6,5 m südlich von der Mitte und 0,55 m unter der 
höchsten Stelle des Hügels. Es fand sich darin neben fast 
gänzlich verwesten Skelettresten eine mit einem Henkel 
versehene Tasse aus grauem Ton, Nr. 3373 des K.-M. 
(Taf. II, 11), von 7 cm Höhe, 8,5 cm oberer lichter Weite 
und einem Boden von 5 cm Durchmesser auf der Außen- 
seite. 1 m von dem Gefäß entfernt lag eine abgebrochene 
Pfeilspitze aus Feuerstein, Nr. 3395 des K.-M. 


Grab II 
befand sich 5,5 m nordnordwestlich von der Mitte und 
0,65 m unter der Oberfläche des Hügels. Die Beigaben 
bestanden aus zwei Tongefäßen, die nicht restauriert 
werden konnten. 

Grab III 
war von N nach S gerichtet und lag nur 0,40 m unter der 
höchsten Erhebung des Hügels, 3 m östlich von der Mitte. 
Am östlichen Rande der Grabstätte lagen viele Scherben 
von Tongefäßen, die bei früheren Kulturarbeiten zerstört 
worden sein mochten, und in ihrer Nähe zeigte sich eine 
starke, bis zur Oberfläche reichende Brandschicht, die 
keinerlei Knochenreste enthielt. Am nördlichen Rand der- 
selben lagen ebenfalls viele Scherben zerstörter Gefäße. 


Hügel XXV 

hatte einen Radius von 8 m, bei einer Höhe von 0,25 m 
über der nächsten Umgebung, während im Innern der ge- 
wachsene Boden erst 0,70—0,80 m unter der Oberfläche 
gefunden wurde. Er bestand aus Flugsand und Rot- 
liegendem, welch letzteres über, unter und rings um die 
Grabstätten, absichtlich, wie ich annehme, eingetragen 
war, nicht nur in diesem, sondern in vielen anderen 
Hügeln der Grüppe. 

3,5 m voneder Mitte war eine 4 m lange, 3 m breite 
Aschen- und Kohlenschicht, die in ihrer Länge von N 
nach S gerichtet war und keine verbrannten Leichenreste 
enthielt. Der Hügel barg vier Grabstätten. 
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Grab I 


lag mit seinem östlichen Rande kaum 1 m entfernt von 
der Mitte des Hügels und enthielt nur sehr wenige Skelett- 
reste, welche durch die mit ihnen in Berührung ge- 
kommenen Bronzen erhalten geblieben waren. Den Bei- 
gaben nach zu urteilen war die Lage der Leiche NW 
(Kopf) nach SO. Diese bestanden: a) aus sieben An- 
hängern, Nr. 3396— 3402 des K.-M. (Taf. I, 16, 17, 17a, 24), 
die, augenscheinlich in einen Gegenstand eingefädelt, in 
der Weise um den Hals angebracht waren, daß drei der- 
selben über den Rücken und vier über die Brust hingen. 
Als die Gegenstände dem Boden entnommen wurden, 
waren sie hellglänzend, wie ganz schwach oxydiertes Silber ; 
der Luft ausgesetzt, lief das Metall grau an und ist zur- 
zeit mit grünem Rost überzogen. Die chemische Unter- 
suchung, die in dankenswerter Weise von Herrn Professor 
Dr. A. Kolb von der hiesigen Technischen Hochschule vorge- 
nommen wurde, ergab, daß es Bronze, also Weißbronze, 
ist; b) aus drei röhrenförmigen Bronzespirälchen, Nr. 3403 
(Taf. I, 20), die an der Stelle des Halses gelegen waren 
und jedenfalls zu einem Halsschmuck gehört hatten; c) aus 
einer über der Brust liegenden Bronzeradnadel mit ab- 
gebrochener Spitze, Nr. 3404 des K.-M. (Taf. I, 15), von 
14 cm Länge und 4 cm Breite des gekrönten Rades; 
d) aus einem Gürtelbeschlag, bestehend aus vier erhal- 
tenen und einer beschädigten Buckel, Nr. 3405 des K.-M. 
(Taf. I, 22). Etwa da, wo man die Handgelenke der aus- 
gespreizten Arme vermuten mußte, lag je eine Bronze- 
Armspirale von 5,5—6 cm Weite, Nr. 3406 und 3407 des 
K.-M. (Taf. I, 23). Dicht dabei, wo man die linke Hand 
vermuten konnte, fanden sich zwei Bronze-Fingerringe 
von je 1,6 cm Weite, Nr. 3408 und 3409 des K.-M. Der 
erste war spiralförmig mit vier Windungen (Taf. I, 21), 
der andere war glatt und an dem einen Ende mit 
einem Spiralscheibchen von 1,1 cm Durchmesser versehen 
(Taf. I, 18). Etwa 0,52 m von der rechten Armspirale ent- 
fernt fand sich da, wo man den Anfang des rechten 
Fußes vermuten konnte, ein verziertes, aber leider stark 
beschädigtes, sogenanntes Knöchelband aus Bronze, das 
im R.-G. Mus. zu Mainz wieder sehr schön her- 
gestellt werden konnte, Nr. 3410 des K.-M. (Taf. I, 19); 
Breite seiner Öffnung 5,1 cm, Breite des, Bandes 4 cm, 
Breite der beiden Spiralscheiben je 4,2 cm. Die letzte 
Windung der einen Spiralscheibe ist mit starkem Bronze- 
draht umwickelt. In der Nähe der Fingerringe, bei der 
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linken Hand, stand eine verzierte, mit Henkel versehene 
Tasse, Nr. 3369 des K.-M. (Taf. II, 12), von 8 cm Höhe, 
7 cm oberer lichter Weite und 4 cm Durchmesser auf der 
Außenseite des Bodens. 


Grab II 
enthielt einen fast gleichen Schmuck von Anhängern und 
auch aus gleichem Metall bestehend, wie die in Grab I, 
die jedoch mit einer einzigen Ausnahme durch Kultur- 
arbeiten stark beschädigt oder alle zerschlagen waren, 
Nr. 3411—3413 des K.-M. (Taf. I, 25, 26), ferner eine 
fast ganz zerstörte Bronze-Armspirale, Nr. 3414 des K.-M., 
von 6 cm lichter Weite, und mehrere zerstörte Gefäße. 
Der Richtung dieser Gegenstände nach zu urteilen, war 
die Lage der Leiche von NO nach SW gewesen. 0,70 m 
südöstlich machte sich im Boden ein rundes, mit schwarzer 
Erde ausgefülltes Loch von 0,40 m Durchmesser und 
1,350 m Tiefe bemerkbar, das keinen besonderen In- 
halt barg. 

Grab III 
lag etwas mehr denn 2 m von der Mitte und enthielt 
außer stark verwitterten Knochenresten eine Gewandhafte 
aus Bronze. 

Grab IV 
befand sich, 1,50 m von der Mitte entfernt, 0,60 m unter 
dem höchsten Punkt des Hügels. Auch dieses Grab, ein 
Skelettgrab, schien durch Kulturarbeiten berührt und teil- 
weise zerstört zu sein. Es enthielt als Beigaben: a) eine 
stark vernutzte Bronze-Dolchklinge mit Blattrippe und 
zwei erhaltenen Nieten, Nr. 3415 des K.-M. (Taf. I, 28). 
Das Blatt ist 9 cm lang, oben 2,6 cm breit und unterhalb 
der Nieten sofort sehr schmal; b) ein schöner Absatzkelt 
mit Resten des Schaftes, Nr. 3416 des K.-M. (Taf. I, 29); 
die Gesamtlänge ist 17 cm, die Länge bis zum Absatz 
8 cm, die Breite der Schneide 3,4 cm; c) eine plumpe 
Bronzenadel von 12 cm Länge, Nr. 3417 des K.-M. 
(Taf. I, 27), und d) eine fast vollständig zerstörte Bronze- 
Armspirale von 6 cm Weite, Nr. 3418 des K.-M., und 
zwei mit Tülle versehene Pfeilspitzen aus Bronze von 
2,9 cm Länge (Taf. I, 30), Nr. 3385 und 3386 des K.-M. 
Rechts von diesen Beigaben stand ein rauher Feldstein. 
Da nur in einem einzigen Hügel der Gruppe Steine vor- 
gekommen sind, so ist anzunehmen, daß dieser Stein ab- 
sichtlich eingetragen wurde. 


—IIID —— 
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ll. 


Die Erben des Ritters Guntram III von Ulfa. 
(1250—1304, 1306 }.) 


Im Jahre 1875 habe ich in dieser Zeitschrift (XIV, S. 118ff.) 
unter anderem auch über das gemeinsame Wappen der Familien 
Schenck zu Schweinsberg und ihrer Stammesgenossen, der 
Vögte von Fronhausen und der von Ulfa, gehandelt. Der Be- 
weis des agnatischen Zusammenhanges zwischen den beiden 
erstgenannten Familien war bereits an anderer Stelle erbracht 
worden. Bezüglich der von Ulfa, die von 1183 bis 1304 in 
drei Generationen vorkommen, stützte ich mich auf die Gleich- 
heit der Namensgebung, der Siegel und ferner auf den Umstang, 
daß das Stammgut zu Ulfa und Zubehör urkundlich nach dem 
Ableben des letzten Mannes an die Familie Schenck gefallen 
ist, obgleich der Erblasser weibliche Seitenverwandte gehabt 
hat. Die beweisende Urkunde von 1308 ist nachstehend ab- 
gedruckt worden. Von dem einst nicht unbeträchtlichen Be- 
sitz zu Ulfa und Umgegend bewahrt die Familie Schenck heute 
nur noch das Recht des Kirchenpatronats. 


Die Söhne des Ritters Eberhard von Schweinsberg genannt 

Schenk genehmigen den von ihrem Vater abgeschlossenen Ver- 

kauf der Güter und Hörigen zu Ulfa und Bingshausen!, die ihm 

durch den Tod des Ritters Guntram v. Ulfa zugefallen waren. 
1308, Januar 21. 

Conftet prefentium infpectoribus univerfis, nos Guntramum, 
Hermannun, Mengotum et Johannem fratres uterinos armi- 
geros, Eberhardi de Sweinfberg dieti Schenkin militis natos, 
hiis litteris profiteri lucidius et concorditer proteftari, quod 
jam dietus pater noster perdilectus proprio motu et ultronea 
voluntate vendidit fimplici renunciatione adjecta ftrenuo militi 
Guntramo juniori, nostro patruo, una cum Ruperto et Eber- 
hardo fratribus armigeris, nostris fratruelibus fincere dileclis, 
fingula et univerfa bona ex inevitabili mortis tributo 
quondam Guntrami militis dieti de Olfe felicis me- 
morie in villis Olfe et Bingefhusen sita, eum hominibus 
dumtaxat incolis predietarum villarum proniifeui fexus et non 
alicubi eo jure quo ad ipfum dinofeuntur devoluta et quo 
miles premortuus hiilfldem fretus vita comite possederat titulo 
proprietatis cum omnibus ufucapiis et fructibus percipienda 
perpetualiter tenenda. Quare quidem venditionem et renun- 
tiationem nos fratres prenotati ratam et gratam preferiptorum 
bonorum ut premittitur ac hominum per fepe dietum patrem 


! Wüste Dorfflur zwischen Ulfa und dem später erbauten Stornfels. 
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nostrum follempniter factam cum inviolabili obfervantia per- 
petuo approbantes. Ad ampliorem premillorum efficaciam ad 
nostri rogatus sigillum civitatis Hohinburg hiis litteris est appen- 
fum. Datum anno dominice incarnationis millesimo trecen- 
telimo octavo, decimo Kalend. Februarii. Et nos opidani ad 
petitiones antedictorum fratrum memorati nobis oblatas noftre 
eivitatis sigillum duximus prefentibus appendendum. — 


Orig.-Perg. mit Siegel der Stadt Homberga.O. Gr. Hessisches 
Haus- und Staatsarchiv. Depositum der Freiherren Schenck zu 
Schweinsberg auf Rülfenrod. 

G.8. 2.8. 





II. 


Die Münze von Ferndorf. 
(Seite 484 und 485.) 


Herr Dr. M. Schenck zu Siegen hatte die Freundlichkeit, 
mir Lichtbilder der Münze in dreieinhalbfacher Vergrößerung 
und von vorzüglicher Klarheit zugehen zu lassen, durch die sich 
zweifellos ergibt, daß das als V angesprochene Gebilde keinen 
Buchstaben, sondern ein Ornament darstellt. Es erhellt weiter, 
daß man auf dem rechten Schriftrand der Kehrseite drei (nicht 
zwei) Buchstaben anzunehmen hat, von denen die beiden ersten 
nur teilweise zu sehen sind. Auch auf dem linken Rand der 
Hauptseite ist der Raum zwischen dem C und dem OÖ so 
reichlich bemessen und mit unklaren Zeichen erfüllt (etwa 
Durchschlag vom unteren Stempel?), daß mir eine erneute 
Untersuchung erforderlich scheint. Endlich ist der Schnurrbart 
des mit Tonsur versehenen Kopfes nur auf dem linken Backen 
vorhanden; ein Fehler beim Gravieren darf mithin nicht als 
ausgeschlossen gelten. 

Bis auf weiteres ist die Münze somit nicht mehr geeignet, 
in der Nassauer Abstammungsfrage herangezogen zu werden. 
Das Fragezeigen auf Tafel II bitte ich in einen Strich des 
Grafen Heinrich zu verwandeln, und das über ihn Vermutete 
auf Graf Rupert III zu übertragen. 

G. S. 2. 8. 
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